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Profeſſor der Philoſophie an der Aniverſität Berlin 
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Denkens S. 1—3. — Beſchränkung der Univerſalgeſchichte auf den europäiſch⸗ 
amerikaniſchen Entwicklungszuſammenhang S. 3—9.— Daneben die Univerſal⸗ 
geſchichte als vergleichende Gewinnung hiſtoriſcher Typen und Geſetze S. 9— 11. 
— Die von beiden Betrachtungsweiſen aus ſich ergebende beſondere Ver⸗ 
wickeltheit der abendländiſchen Kultur als Ineinanderſchiebung zweier Kultur⸗ 

kreiſe S. 11—17. — Die Aufgabe einer Konſtruktion des Aufbaues der 
europäiſchen Kulturgeſchichte S. 17—18. — Das Problem der objektiven 
Periodiſierung als Hilfsmittel für eine ſolche Konſtruktion: Hegel, Ranke, 


Guizot, Spencer, Lacombe, Marx, Breyſig, Max Weber, Sombart S. 18—38. 5 


— Der Aufbau und ſeine Elemente S. 38—43. — Drei Folgeſätze, die fi 
aus der Einſicht in das Verhältnis des ſoziologiſchen und des n | 
Elementes ge Geſchichte ergeben S. 44-48. 


ie Hiſtorie iſt völlig durchzogen von x philoſophiſchen Elementen. 
Sie äußern ſich nur ſchwach und vorbereitend in der eigent⸗ 


| lichen hiſtoriſchen Erforſchung und Darſtellung des Einzelnen, ſchon 


ſehr viel ſtärker in der Zuſammenordnung und Durchdringung 
größerer Gruppeneinheiten und wachſen zu entſcheidender Bedeutung 
empor bei dem Zuſammenſchluß und der Bewertung des Ganzen. 

Will man ſie genauer benennen, ſo liegen ſie — logiſch⸗ kunſtmäßig 
ausgedrückt — erſtlich in der Konſtituierung des hiſtoriſchen Gegen⸗ 

ſtandes, der nie einfach mit den Tatſachen, Dokumenten und Erlebniſſen 
gegeben Ke BER — übrigens ſchon E die erſten ee 


sdf Vortrag, gehalten im Mai 1918 in der Generalverlammkung des Bundes 
deutſcher Gelehrter und Künſtler. Der Vortrag iſt in allem weſentlichen un⸗ 
verändert. Ich habe ihn nur liegen laſſen, um zuvor meine Studien über den 
Entwicklungsbegriff abzuschließen, die die Vorausſetzung für ihn bilden. Ich 
betone dies, um das richtige Verhältnis zu dem bekannten Buche von Spengler 
feſtzuſtellen. Es hat meine Problemſtellung und ⸗löſung nirgends beſtimmt, 
ſondern wurzelt ſeinerſeits in der gleichen Gedankenmaſſe wie die vorliegende 
Studie, nur daß ich in ſehr wichtigen Punkten ganz andere Wege für nötig 
halte und dem realiſtiſchen Detail einen viel größeren Platz einräume. Daß die 
philoſophiſche Grundanſicht ſelbſt und auch die Stellung zu den Zukunfts⸗ 


aufgaben bei mir eine, ganz andere iſt, iſt auf den erſten Blick klar. Im | 


übrigen verweiſe ich auf meine Anzeige Hift. Zeitſchrift 1920. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. | ei. 1 
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E selbt immer erſt durch ein beſtimmtes, gege Tatſachen are 
ſchließendes und charakteriſtiſch auswählendes Intereſſe, ſomit alſo 
durch einen Sinngehalt, beſtimmt wird. Wenn unter der Unermeß⸗ 
lichkeit der ſo beſtimmbaren Gegenſtände schließlich Völker und 
Kulturkreiſe ſamt ihrer ſtaatlichen und ſozialen Ordnung als die 
Rn Hauptgegenſtände ſich durchſetzen und in deren Beſtimmung 
ſchließlich alle mehr frei und willkürlich gebildeten Unterſuchungs⸗ 
gebiete einmünden, ſo iſt das bereits eine mit ſehr allgemeinen und 
8 weitreichenden Erörterungen zuſammenhängende Deutung und Be⸗ 
wertung des tatſächlichen Lebens und ſeiner Eindrücke. Der Anarchiſt, 3 
drr einſeitig ökonomiſche, religiöſe oder künſtleriſche Menſch wird 
anders urteilen. Die philoſophiſchen Elemente liegen zweitens in 
Derr Erfaſſung, Wiedergabe und Konſtruktion der Entwicklung oder 
des Werdens innerhalb eines ſolchen enger oder weiter geſpannten 
Gegenſtandes, wobei namentlich im letzteren Falle das Verhältnis des 
Allgemeinen zum Beſonderen, der Tendenzen zum Individuellen, der 
„ Grundrichtung zu den Zufällen und Kreuzungen, ferner die Erklärung 
SEN der Grundrichtung ſelbſt und ſchließlich der Zuſammenſchluß der Ver⸗ 


derungen zu einem rhythmiſchen Ganzen ein philoſophiſches Problem 
ES Ranges iſt und mit einer einfachen pragmatiſtiſchen Motiven⸗ 
kauſalität nicht erledigt werden kann. Hier finden ſich die Wurzeln 


des ganzen Unterſchieds des älteren pragmatiſtiſchen, juriſtiſchen oder 


politiſchen Geſchichtsdenkens von dem modernen genetiſchen, Rankes 


dem Zuſammenſchluß des geſchichtlichen Wiſſens zu einem alles 


umfaſſenden oder doch zu dem denkbar weiteſt geſpannten Gegen⸗ 
ſtande und in der Konſtruktion einer Geſamtentwicklung dieſes 
Ganzen, womit naturgemäß das Problem des Sinnes und der Be⸗ 
deutung des hiſtoriſchen Ganzen innerhalb des Weltgeſchehens ver⸗ 


bunden ift. Diefe notwendig aus den elementaren Begriffen, deren 


philoſophiſche Imprägnierung man oft nicht bemerkt hat oder nicht 


S u bemerken wollte, hervorwachſende Schlußfrage hat ſeit dem 18. Jahr⸗ 


hundert zu den Begriffen der Menſchheit und des Fortſchritts ge⸗ 


führt, und deren Unterſuchung iſt dann auch allgemein und unver⸗ 
hüllt als Geſchichtsphiloſophie bezeichnet worden. An dieſen Be⸗ 


griffen hängt das allgemein⸗menſchliche, das Bildungs⸗ oder ethiſche 


Intereſſe, das die Geſchichte darbietet, während für den forſchenden 
Fachmann oder den antiquariſchen Liebhaber natürlich die Heraus⸗ 
arbeitung von fremdem oder vergangenem Geſchehen und Leben zum 
Selbſtzweck werden und ſich auf den allerdünnſten, oft völlig. 
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von Gibbon, Macchiavelli oder Thukydides. Sie liegen drittens in. 
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g unbewußten Ae ag mit dem allgemeinen philoſophiſchen 8 
Denken zurückziehen kann . Ganz ebenſo iſt das ja auch für den 


fachmäßigen Naturforſcher, für den Naturfreund und den Techniker 
möglich, während das letzte und eigentlichſte menſchliche Intereſſe 
an der Naturwiſſenſ chaft gleichfalls ein . und N 
ſophiſches 9. 

Die Frage iſt nun, ob dieſer menſchlich bedeutſame, ja ent⸗ 
ſcheidende, den geiſtigen Gehalt der Geſchichte zufamnienfaffende 
Abſchluß in dieſen Formen der Menſchheits⸗ und Fortſchrittsidee 
ſich behaupten könne, und wenn nicht, was dann in Wahrheit als 
der wirkliche Abſchluß an deren Stelle zu treten hat. Es iſt das 
Problem der Möglichkeit und des Weſens der Univerſalgeſchichte, 
das aus aller Einzelhiſtorie entſpringt und noch einen Ranke als 


Abſchluß ſeiner Geſamtleiſtung beſchäftigt hat und das jedenfalls 


ein ebenſo hiſtoriſches wie philoſophiſches iſt. 


Derr erſte Teil dieſer Frage darf heute als längſt erledigt 
gelten?. Die Menſchheits⸗ und Fortſchrittsidee, die einſt mit dem 
Pathos der Verſelbſtändigung der Vernunft und des Individuums 


gegen mittelalterliche und kirchliche Bindungen verbunden und in | 


dieſer Verbindung eine relative Wahrheit war, find längſt völlig 
ausgeleiert und dem gemeinen demagogiſchen Wortſchatz verfallen. 


Sie waren die Säkulariſierung des chriſtlichen Utopismus und 


| Chiliasmus. Vor allem find fie der fteigenden Kenntnis der Tat⸗ 
ſachen gewichen. Wieviel Jahrhunderttauſende die Menſchheit auf 


unſerem Planeten auch anweſend ſein mag, wir kennen von ihr 
4 SA die letzten ſechstauſend Jahre und dieſe überaus unvollſtändig · 


a Siehe meine Studie: Die Bedeutung der Geſch. f. d. Weltanſchauung. 


Berlin 1918. 

) 2 Vgl. Ottokar Lorenz, Geſchichtswiſſenſchaft in Hauptrichtungen und 
Aufgaben 1886/91. Lorenz hatte Sinn für die philoſophiſchen Probleme der Ge⸗ 
ſchichte und fühlte ſich damals als weißer Rabe. Seine Löſungen ſind ſtark 
naturaliſtiſch angehaucht, und es iſt ſaſt drollig, wie er Ranke in dieſem Sinner 
umzudenten ſucht. Eine Vergleichung von Lorenz mit der heutigen Geſchichts⸗ 


theorie iſt lohnend. Stärker für die Univerſalgeſchichte tritt die Abhandlung 


von J. Kärſt, Studien zur Entwicklung und Bedeutung der Univ. „Geschichte, 
H. Z. 106 u. 111 ein; doch handelt es ſich bei ihm weſentlich nur um den 
Rankeſchen Begriff der Univ.⸗Geſchichte, der in Wahrheit nur das Abeiidländ' 
umfaßt, alſo mit der hier entwickelten Forderung übereinſtimmt. Auch noch den 
Rankeſchen Begriff bekämpft U. v. Wilamowitz⸗ ⸗Möllendorff, „Welt 
perioden“, Göttinger Rede 1897, auch in „Reden und Vorträgen“. 
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und lückenhaft. Es iſt, wie wenn wir von der Erdrinde nur die 
alleroberſte Humusſchicht kännten und aus ihr allein das Weſen der 
Erde erkennen wollten. Und ähnlich wie betreffs der Vergangenheit 
zeitlich, ſo wächſt die hiſtoriſche Welt heute räumlich in unermeß⸗ 
liche Verſchiedenheiten und völlig unbekannte Regionen hinein. Die 
Kultur des fernen aſiatiſchen Oſtens, die Entwicklung der inner⸗ 
afrikaniſchen Stämme wird etwas immer Fremderes und Größeres, 
je mehr wir es kennen lernen. Es wird unmöglich, aus alledem 
einen einheitlichen Menſchheitsbegriff zu bilden, um ſo mehr, als 
auch die Meinung immer unmöglicher wird, als ſeien die ſogenannten 


Primitiven, die für die Belehrung des heutigen Forſchers in Spi⸗ 


ritus geſetzten Urmenſchen, an die man dann gleich griechiſch⸗ 
römiſch⸗germaniſche Urzeiten als Anſätze der höheren Entwicklung 
anfügen dürfe. Nicht zuletzt kommen auch die Biologie und Ethno⸗ 


logie und zeigen es uns als unerweislich, ob überhaupt das Menfchen- ` ö 
tum einen einheitlichen biologiſchen Urſprung beſitzt. Geologie und 


Paläontologie mit ihrer Lehre von den kommenden und gehenden 
Eiszeiten, die möglicherweiſe auf Polſchwankungen beruhen, lehren 
uns vollends furchtbare Schickſale und Lebendigkeiten der Ver⸗ 


gangenheit, die wir mit dem heutigen ge der Zeg: . 


heit gar nicht mehr verbinden können. 


Schon das Tatſächliche alſo, wie es uns inzwiſchen bekannt 
geworden iſt, und wie es den Horizont von Voltaire und Herder 


weit überſchreitet, macht den Begriff unmöglich. Aber er erweiſt 
ſich auch von den philoſophiſchen Elementen und Ingredienzen her, 


die ich vorhin kurz angedeutet habe, als ebenſo unmöglich. Und das 


iſt das eigentlich Entſcheidende. Der hiſtoriſche Gegenſtand kann nur 
durch einen, wenn auch noch ſo reichen und bewegten Sinngehalt 


zuſammengehalten werden, und dieſer Sinngehalt muß dem gemein⸗ 


ſamen Erleben und Verſtehen zugänglich ſein, um überhaupt in 


ſeiner Tiefe und ſeiner die Entwicklung hervortreibenden Kraft er⸗ 


faßt werden zu können. Nun aber gibt es für die Menſchheit in 


ihrer noch völlig undurchdrungenen und unverſtandenen zeitlichen und 
räumlichen Geſamtausdehnung keinen gemeinſamen Sinn⸗ und Kultur⸗ 
gehalt. Abendland und Morgenland, Kulturvölker, Halbkulturvölker 
und Primitive ſind derart verſchieden, daß von einem gemeinſamen 
Kulturgehalt der heutigen Menſchheit noch nicht entfernt die Rede 
ſein kann. Das Reiſetagebuch des Grafen Keyſerling iſt, was auch 
immer der Philologe dagegen einwenden möge, in dieſer Hinſicht 


/ 
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unendlich belehrend!. Ob die Zukunft eine ſolche bringen werde 
und bringen könne, das liegt heute noch außer aller Möglichkeit der 
Erkenntnis. An ſich iſt ein Kreislauf der Kulturen, ein Aufblühen 
und Abwelken der großen Völker⸗ und Kulturkreiſe, die Seltenheit 
vorübergehender Kulturhebungen ebenſowohl möglich. Können die 
Eiszeiten nicht vielleicht wiederkehren?? Unter allen Umſtänden 
beſteht die „Menſchheit“ als einheitlicher hiſtoriſcher Gegenſtand 
nicht. Dann aber iſt es auch völlig unmöglich, den ungeheuren 
Gedanken einer Entwicklungsgeſchichte der Menſchheit als eines 
Ganzen zu faſſen oder gar durchzuführen. Höchſtens bei einzelnen, 
immer noch recht großen Gruppen können wir den Gedanken durch⸗ 
führen. Die Menſchheit als Ganzes hat keine geiſtige Einheit und 
daher auch keine einheitliche Entwicklung. Alles, was man als 
ſolche vorführt, ſind Romane, die von einem gar nicht exiſtierenden 
Subjekt metaphyſiſche Märchen erzählen. Einen hiſtoriſchen Gegenſtand 
gibt es nur, ſoweit er durch eine erkennbare Sinn⸗ und Kultureinheit 
zuſammengeſchloſſen iſt, und eine Entwicklung nur, ſoweit ein ge⸗ 
meinſamer Sinn und Kulturgeiſt zugrunde liegt oder ſich im Zu⸗ 
ſammenſtrömen des Geſchehens derart bildet, daß ein wirklicher 
einmaliger, individueller und konkreter Derbeujanmengang auf das 
gemeinſame Kulturergebnis hin vorliegt. In dieſem Umſtand iſt 
auch die übliche Verſchiebung der Begriffe begründet, durch die 
allein man Univerſalgeſchichte, Menſchheit und Fortſchritt zuſtande 
bringt, nämlich daß man ſich in Wahrheit lediglich an die abend⸗ 
ländiſche, europäiſch⸗amerikaniſche Entwicklung hält, deren Menſchen⸗ 
maſſe für die Menſchheit und deren Entwicklung für die Welt⸗ 
geſchichte oder Weltentwicklung ausgibt. Man mag dann einige 
Seitenblicke auf den Orient, meiſt nur den vorderen Orient, damit 
verbinden und die europäiſche Entwicklung an die Anthropologie 
anknüpfen. Oder man mag ſagen, daß es ſich nicht um den bio⸗ 
logiſchen Begriff der Menſchheit, ſondern um Idee und Ideal der 

Vgl. Hermann Graf Keyſerling, Das Reiſetagebuch eines Philo⸗ 
ſophen 1919; außerdem die bekannten Schriften von Lafcadio Hearne, 
Percival Low, Alfons Paquet, Kung Hung Ming. Beſonders lehrreich iſt 
Okakura Kakuzo, Das Buch vom Thee, Inſelbücherei 142. 

2 Vgl. Max Weber, Roſcher und Knies, in dieſem Jahrbuch XXVIL, 
XXIX und XXX. Auch Wilamowitz, a. a. O., tritt für die Theorie in ſich 
geſchloſſener Kreisläufe ein und wendet ſie insbeſondere auf das Verhältnis von 
antiker und moderner Welt an, wie das letztere übrigens auch Ed. Meyer in 
ſeiner „Geſchichte des Altertums“ tut. 
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Menſchett handle und dieſes eben vom Abendland beſtimmungs⸗ 


gemäß herausentwickelt worden ſei oder — einfacher — nur dort 


ſich tatſächlich verwirklicht finde 1. Aber alles das iſt nur naiver 
oder verfeinerter Europäerhochmut, begünſtigt durch gewiſſe Begriffe 


der chriſtlichen Dogmatik, die auch bei den Feinden oder Nicht⸗ 
kennern des Chriſtentums noch recht kräftig ſind. Paläſtina, Rom, 
Wittenberg und Genf ſind die Erdmittelpunkte, und von da ent⸗ 


ſteht die eine Herde mit dem einen Hirten, das Reich der abſoluten 


Wahrheit und Erlöſung, das der Moderne in das Reich der alleinigen 
Kultur, Vernunft und Wiſſenſchaft verwandelt hat. Der Eroberer, 
der Koloniſator und der Miſſionar ſteckt in allem europäiſchen 
Denken. Das iſt eine Quelle ſeiner praktiſchen Kraft und Furcht⸗ 
barkeit, aber auch vieler theoretiſcher Irrtümer und Übertreibungen. 

Iſt dann nun aber auf den Gedanken der Univerſalgeſchichte 
und auf einen mindeſtens relativen, menſchlich und philoſophiſch 
bedeutſamen Abſchluß und Zuſammenſchluß der Geſchichte überhaupt 


zu verzichten? Durchaus nicht. Der alte Gedanke muß nur eben 
neue und beſcheidenere Formen annehmen. Man muß ſich nur 
entſchließen, auf den gewaltſamen Monismus eines alles auf einen 


Punkt zuſammendrängenden Denkens und auf die Übertreibungen 
des europäiſchen Selbſtgefühls zu verzichten. Man muß ſich klar 
machen, daß auch die letzte philoſophiſche Zuſammenfaſſung die 
empiriſchen Tatſachen nicht überfliegen kann und daß dieſe ſich daher ` 


nur an den Zuſammenſchluß der wirklich in einem gemeinſamen 
Ergebnis zuſammenhängenden, von einem relativ einheitlichen Sinn⸗ 
gehalt beherrſchten Kulturkreiſe halten kann. Es gibt deren mehrere: 
den vorderaſiatiſchen, ſchließlich in der iſlamitiſchen Kultur ſich 
einigenden, den ägyptiſchen, den hinduiſtiſchen, den chineſiſchen und 
ſchließlich den mittelmeeriſch⸗europäiſch⸗ amerikaniſchen, um nur die 
größten, wichtigſten und intereſſanteſten zu nennen. Nur in ſolchen 
Kulturkreiſen liegt ein einheitliches Kulturergebnis von jedesmal 


völlig eigenem und einzigartigem Sinn vor, und nur von jedem 
einzelnen dieſer gibt es eine Entwicklungsgeſchichte, die dann auch 


ihrerſeits jedesmal eine . konkrete und individuelle Ent⸗ 


1 So zum Beiſpiel Windelban 55 Geſchichtsphiloſophie, 1916; ganz 


ähnlich aber auch Ranke, Epochen der neueren Geſchichte, 1917, S. 19; obwohl 


Rankes Weltgeſchichte im allgemeinen mit der alten Univerſalgeſchichte gebrochen 
hat und ſeinen Univerſalismus grundſätzlich in der Anſchauung der romaniſch⸗ 
germaniſchen Völkerwelt auf der Baſis der römiſchen Reichseinheit und des 
Chriſtentums betätigt. Amerika liegt hier noch faſt außerhalb ſeines Horizontes. 
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wicklungslinie bedeutet. Nun ift es aber völlig unmöglich, dieſe 
auf ſehr verſchiedenen Entwicklungshöhen befindlichen, zum Teil gar 
nicht mehr exiſtierenden Kulturkreiſe ſämtlich geiſtig zu beherrſchen. 
Wie ſie ſich untereinander nur ſchwer verſtehen, ſo kann niemand 
ſie alle zugleich verſtehen, und könnte man es, ſo würde dieſes Ver⸗ 
ſtändnis zwar intereſſant ſein und die Möglichkeiten des Menſchen⸗ 
tums lehrreich beleuchten, aber doch zugleich praktiſch für die eigene 
Stellungnahme und poſitive Kulturarbeit ſchlechterdings nichts nützen. 
Dieſes letztere aber iſt für jeden tätigen und lebendigen Menſchen 
das eigentlich philoſophiſche und menſchliche Intereſſe der Geſchichte, 
der Abſchluß und die Spitze der ihr erreichbaren Verallgemeinerungen, | 

der Punkt, wo fie ſelbſt in Schaffen und Leben übergeht. Eine Überſicht 

über die Allheit des Hiſtoriſchen könnte nur der geiſtreichen Feinſchmeckerei 
oder einer quietiſtiſchen Skepſis oder einem pantheiſtiſchen Allgefühl 
erfreulich jein: Aber in Wahrheit und zum Glück der menſchlichen 
Geſundheit find ſolche Überſichten mit unſeren Erkenntnis- und Denk⸗ 
mitteln ganz unmöglich. Etwas derartiges gibt es nur für Gott. 
Die vorhandenen vergleichenden Gemälde, wie ſie etwa in Herders 
Ideen und Voltaires Eſſay, dann in Spenglers Untergangs⸗ und 
Keyſerlings Reiſetagebuch vorliegen, ſind Schöpfungen der Phan⸗ 
taſie und mögen lehrreichen Vergleichen und belebenden Rückblicken 
auf die eigene Kultur bei kräftigen Menſchen dienen, einen Einblick 
in die wirkliche hiſtoriſche Entwicklung jener Gebiete geben ſie nicht, 
kaum einen ſolchen in ihren gegenwärtigen Beſtand. Der Grund 
ſolcher Unmöglichkeit liegt aber gar nicht bloß in der Überfülle der 


Tatſachen und des Materials, der Verborgenheit, Unbekanntheit 


und Lückenhaftigkeit der Überlieferung, ſondern vor allem auch in 
der Abweſenheit des Bedürfniſſes und der Fähigkeit hiſtoriſcher 
Selbſtanſchauung, wie beides der Europäer aus ſeiner eigentüm⸗ 
lichen Geſchichte hervorgebracht hat, ſonſt aber nahezu unbekannt iſt. 
Den außereuropäiſchen Gebieten fehlt das hiſtoriſche Selbſtbewußtſein 
und die kritiſche Kenntnis der Vergangenheit, wonach nur der 
europäiſche Geiſt ein Bedürfnis empfunden hat. Aus dieſem Grunde 
fehlen dort auch die Urkunden, Quellen und Vorarbeiten im Sinne 
europäiſchen hiſtoriſchen Denkens. Unſere Hiſtorie und die der Leute 
draußen iſt eben deshalb überhaupt nicht auf ein gemeinſames Niveau 
zu bringen und auf dieſem zu einer Einheit zuſammenzuſchließen. 
So bleiben wir aus tauſend Gründen auf die Erkenntnis unſerer 
eigenen geſchichtlichen Entwicklung angewieſen und eingeſchränkt. 
Sie iſt zugleich groß genug, um unſere Kräfte mehr als auszufüllen. 
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Wir kennen in | Wahrheit nur uns ſelbſt und 8 nur 
unſer eigenes Sein und deshalb auch nur unſere eigene Entwicklung. 


Nur. deren Erkenntnis iſt uns praktiſches Bedürfnis und Notwendig⸗ 
a3 keit, Vorausſetzung des eigenen, Kultur geſtaltenden Handelns und 
Zukunftwollens. Eine Reife um die Welt mag der kürzeſte Weg 
ſein, zu ſich ſelbſt zu kommen. Wir kommen auf dieſem Wege aber 
doch immer nur vergleichend und lernend eben zu uns ſelbſt. Die 
Kenntnis der fremden Külturen mag für Selbſterkenntnis, Welt⸗ 


verſtändnis und praktiſche gegenſeitige Berührung von der größten 


Bedeutung ſein. Aber wir verſtehen und behaupten uns in alledem 
nur ſelbſt, bilden bei allen Anpaſſungen und Aufnahmen doch nur ` 
uns ſelbſt als in Jahrtauſenden Gewordene und Geprägte fort. 
Man muß den Mut haben, Hä zum eigenen hiſtoriſchen Geſamt⸗ 


ſchickſal zu bekennen, da wir doch aus unſerer hiſtoriſchen Haut 
nicht heraus können. Man muß ſich klar machen, daß. es verſchiedene 


Maglite des Menſchentums gibt, die vielleicht in letzter Tiefe 


verſchiedene Ausdrücke eines Gemeinſam⸗Menſchlichen ſind, daß aber 


dieſes Gemeinſam⸗Menſchliche tatſächlich nur in jenen großen Ge⸗ ) 
ſchiedenheiten exiſtiert und jede in Jahrtauſenden gereifte Sonder⸗ 
form für alle in ihr erfaßten ein unausweichliches, alle Tiefe und 


Kraft in ſich ſchließendes, wenn auch beſtändig bewegliches Schickſal 
iſt. Jeder kann von ſeinem Boden aus ſich weiteſten Umblick ver⸗ 
ſchaffen und in die höchſten Höhen ſtreben, oder man denkt, argu⸗ 


mentiert, handelt und ſchafft doch nur vom eigenen Boden aus. ES? 


9 


Auch hier gilt: „Du bleibſt am Ende, was du biſt.“ 


So wird alſo die Univerſalgeſchichte, die Geſchichtsphiloſophie e 
Hund die Zukunftsgeſtaltung in Wahrheit zu einem möglichſt ein⸗ | 
heitlichen Selbſtverſtändnis des eigenen Gewordenſeins und der 


eigenen Entwicklung. Für uns gibt es nur die Univerſalgeſchichte 
der europäiſchen Kultur, die natürlich der vergleichenden Blicke auf 


fremde Kulturen praktiſch und theoretiſch bedarf, um ſich ſelbſt und 
ihr Verhältnis zu den anderen zu verſtehen, die aber mit den 
anderen dadurch nicht etwa in eine allgemeine Menſchheitsgeſchichte 
und Menſchheitsentwicklung zuſammenfließen kann. Unſere Univerſal⸗ | 
geſchichte iſt um ſo mehr ein europäiſches Selbſtverſtändnis, als nur 
der Europäer bei ſeiner Häufung verſchiedenſter Kulturelemente, 
ſeinem niemals ruhendem Intellekt und ſeiner unausgeſetzt ſtrebenden 
Selbſtbildung eines ſolchen univerſalhiſtoriſchen Bewußtſeins auf 
nor Forſchungsgrundlage für ſeine Seele bedarf. Nur er baut 
ER an einer rationell ee Zukunft und bedarf dazu 
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> des hiſtoriſchen Materials, das er in ſeinen verſchiedenen Zeiten 


und Stufen angeſammelt hat, um es dauernd zu bewahren. Nur 
der Europäer iſt aus dem Chroniſten und Epiker, dem Propheten 


| E und Myſtiker, dem Urkundenſammler und Politiker zum Geſchichts⸗ 


philoſophen geworden, weil nur er aus einer bewußt feſtgehaltenen | 


Vergangenheit eine bewußt geleitete Zukunft zu gewinnen ftrebt. 


Seine Geſchichtsphiloſophie kann ſich aber eben deshalb nur be⸗ 
ſchränken auf eine Durchdringung und Vereinheitlichung ſeines 
eigenen geſamten Werdens vom Standpunkt des gegenwärtigen 
Erlebniſſes aus und auf einen Entwurf des Zukunftsbaues unter 


klritiſcher Fortſetzung und ſchöpferiſcher Umbildung des Gewordenen. 


Das iſt es, was von Geſchichtsphiloſophie und Univerſal⸗ 


| geſchichte übrig bleibt. Aber das iſt kein dürftiges Überbleibſel, 


ſondern die brennend wichtige Aufgabe der Formulierung des euro⸗ 


päiſchen Weſens und der Herausarbeitung der europäiſchen Zukunft. 
Dies Problem iſt mit dem neueuropäiſchen Weſen ſelbſt var. 


mit deſſen ſteigender Verwicklung immer reicher und dringendei ges 


worden. Es iſt heute an einem ſichtlichen Wendepunkt der eurdpät- 


ſchen Geſchicke dringender als je und hilft der Hiſtorie trotz alles 


Seufzens über Hiſtorismus und Gedächtnisüberlaſtung heute zu 
| einer zentralen philoſophiſchen Bedeutung. 


Soll es nun aber in der Tat gar keine Ausbreitung des hiſto⸗ 


riſchen Wiſſens und Denkens über den erreichbaren Geſamtumfang 


des menſchlichen Lebens geben? Das wäre doch eine falſche Nutz⸗ 
anwendung des Geſagten. Nur die eigentlichſte, echteſte Forderung 


des modernen europäiſch⸗hiſtoriſchen Denkens, die Erfaſſung eines 


zuſammenwirkenden und zuſammenhängenden Ganges der Kultur, 
die Herausarbeitung des großen individuellen und einmaligen Werdes ` 
zuſammenhangs, der wir ſelber ſind: ſie iſt auf den angegebenen 
Gegenſtand zu beſchränken. Aber ſelbſtverſtändlich iſt es nützlich, 


Geſchichten von Indien, China, Japan uſw. zu ſchreiben, ſoweit 
ein Europäer dazu imſtande iſt, und dieſe Geſchichten entweder 


ſelbſtändig nebeneinander erſcheinen zu laſſen oder fie mit anderen 


Geſchichten unentwickelterer Völker nach geographiſcher Reihenfolge 


aneinandetzureihen, wie es etwa die Helmoltſche Weltgeſchichte oder 


das Sammelwerk über die „Kultur der Gegenwart“ getan hat. 


Das iſt an aber fein hiſtoriſcher Zuſammenhang und keine Ent⸗ 


wicklung / fondern gehört in das Gebiet der heute fo häufigen 


Buchbinderſyntheſe oder der gelehrten Fabrik und Kooperation. 


Und auc . eine andere, wiſſenſchaftlich viel bedeutſamere Ver⸗ 
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arbeitung des Geſamtumfanges iſt denkbar und in ausgezeichneten 
Werken auch praktiſch wirklich geworden. Man kann nämlich ver⸗ 


ſuchen, die verſchiedenen Verläufe nationaler oder gruppenhafter 
Entwicklungen zu vergleichen, um daraus allgemeine Geſetze — frei⸗ 
lich Geſetze lediglich empiriſch⸗generaliſierender und darum ſehr un⸗ 
präziſer Art — der Entwicklungen und Aufſtiege von Gruppen und 
Volkstümern herzuleiten, demgegenüber dann aber auch eine Typik der 


verſchiedenen individuellen Charaktere und Entwicklungen und zwiſchen 
beiden Polen etwa beſondere Entwicklungsreihen des religiöſen, 


künſtleriſchen, philoſophiſchen Lebens und Werdens aufzuſtellen. 
Hierher gehören Entwürfe wie der von Mills Ethologie, Diltheys 
Pſychotypik, Jaſpers Pſychologie der Weltanſchauungen, manche 
moderne literatur⸗ und kunſtgeſchichtliche Theorien, vor allem die 


Schemata paralleler und gleichartiger politiſch⸗geſellſchaftlich⸗öknono⸗ 
miſcher Entwicklungsſtufen, wie ſie Lamprecht, Schmoller und Breyſig 


entworfen haben . Auch die uralten Paralleliſierungen der Kultur ` 
verläufe nach Kindes⸗, Jünglings⸗, Mannes⸗ und Greiſenalter, wie 


ſie die antiken Univerſalhiſtoriker gebildet haben und Auguſtin es 
von ihnen übernommen hat, oder die noch einfachere Vergleichung als 
Frühlings⸗, Sommer⸗, Herbſt⸗ und Winterperioden, wie fie Spengler 


als Grundgedanken einer Morphologie entwickelt hat. Für die 


»brauchbarſten unter all dieſen Verſuchen halte ich die Stufentheorie 
Breyſigs, der das Verharren der Mehrzahl der Völker auf der Ur⸗ 
ſtufe behauptet und dann eine Stufenleiter errichtet, die von den ver⸗ 


ſchiedenen Kulturvölkern in verſchiedenem Maße und Tempo erſtiegen 


wird, oder den Entwurf Vierkandts, der Primitive, Halbkulturvölker 
und Kulturvölker ſehr feinſinnig unterſcheidet und auch ſeinerſeits 


weſentlich von der Grundlage ſozialer Formen aus operiert. Auch | 


Max Webers Lehre von den Idealtypen gehört hierher, in denen 
er durch weltgeſchichtliche Vergleichung die typiſchen Hauptformen 
der Sozialökonomie feſtſtellte, und mit denen er die logiſche Natur 


1 Vgl. meine „Dynamik der Geſchichte nach der Geſchichtsphiloſophie des 


Poſitivismus“, 1919; Breyfig, Stufenbau und Geſetze der Weltgeſchichte, 1905. 


— Verſuche ähnlicher Art gibt es viele und ſehr bedeutende. Ich frwähne zum 


Beiſpiel Diener, „Philologie und Geſchichtswiſſenſchaft“ in ſeinen geſ. Vor⸗ 


trägen, A. Dietrich, „Mithrosliturgie“, H. Wölfflin, „Kunſtgeſchichtliche | 


Grundbegriffe“, 1920, bei. Anfang und Schluß; R. Hamann, Impreſſionismus, 


1907; R. M. Meyer, Prinzipien einer wiſſenſchaftlichen Periodenbildung 


mit beſonderer Rückſicht auf die Literaturgeſchichte, Euphorion VIII, 1901; 


Strzygowski, Vergleichende Kunſtfaſſung auf geographiſcher Grundlage, 


Mitt. d. Geogr. Gef. in Wien, Bd. 61, 1908; und vieles andere. 


2 643 i Der Aufbau der europäiſchen Kulturgeſchichte 11 


und die wiſſenſchaftliche Art der ſogenannten Nationalökonomie be⸗ 
ſtimmt hat; bei der grundlegenden Wichtigkeit des Okonomiſchen 
gewinnt das zugleich welthiſtoriſche Bedeutung 1. Das iſt dann aber 
eben Soziologie in dem einzigen Sinne, den ich dieſer Wiſſenſchaft 
zugeſtehen kann, nicht eigentlich Geſchichte. Die letztere hat es mit 
den jedesmal völlig eigentümlichen und konkreten Entwicklungs⸗ 


verläufen und Sinngehalten zu tun, deren Entwicklungen wohl im 


allgemeinen jenen Schematen entſprechen können, die aber niemals mit 


ihnen zuſammenfallen und ihr Eigenſtes überdies immer nur aus 
ſich ſelbſt offenbaren. Univerſalgeſchichte als Soziologie: dagegen 


iſt nichts einzuwenden. Aber ſolche Soziologie iſt dann eben gerade 
nicht Geſchichte und nicht Geſchichtsphiloſophie, ſondern eine gene⸗ 


raliſierende Hilfswiſſenſchaft beider, die ſehr lehrreich und intereſſant, 


aber noch ſehr unentwickelt iſt. Sie gehört, wenn man in Rickerts 
Terminologie reden will, den relativ⸗naturwiſſenſchaftlichen und zu⸗ 
gleich relativ-hiſtoriſchen Diſziplinen, dem Bereich der empiriſchen 
und überall auf ihre individuelle Erfüllung und zufällige Modifi⸗ 
kation hinblickenden Generaliſationen oder „Geſetze“ an?. 

Für unſer Thema hat nun aber dieſe Nebenbemerkung uber 
den verbleibenden Sinn der wirklich allumfaſſenden Univerſalgeſchichte 
als Soziologie nicht bloß die Bedeutung, ein einſeitiges Miß⸗ 


verſtändnis des Hauptſatzes von der notwendigen Beſchränkung 


aller echten Allgemeingeſchichte und Geſchichtsphiloſophie auf den 
europäiſchen Kulturkreis abzuwehren. Vielmehr liegt nun die Frage 
ſehr nahe, ob nicht jene allgemeinen Entwicklungsſchemata uns gerade 
für die Erfaſſung der europäiſchen Welt nicht ſehr behilflich fein 
können. Auf dieſem Wege würde dann die letztere doch wieder in 


die menſchheitliche Geſamtbetrachtung in gewiſſer Weiſe hinein⸗ 


gezogen. Dieſe Frage iſt nun aber ſachlich überaus wichtig, weil 
ſie uns auf eine Eigentümlichkeit dieſer hinweiſt, durch die ſie aller⸗ 


dings etwas völlig Einzigartiges, aus aller ä 


1 Hierüber v. Schulbe⸗ Gävernitz in einem Artikel der „Frankf. 818 x 


vom 7. April 1920. Webeers bereits berührte Abhandlungen über die „Wirt⸗ 
ſchaftsethik der Weltreligionen“ machen davon eine welthiſtoriſche Anwendung. 


2 Vgl. meine Beſprechung von Paul Barth, Die Philoſophie der Ge⸗ 


ſchichte als Soziologie, Leipzig 1915, in „Weltwirtſchaftliches Archiv“ VIII, 1916, 
ſowie meine Studie „Die Dynamik der Geſchichte nach der Geſchichtsphiloſophie 
des Poſitivismus.“ Beiheft der Kantſtudien 1919. Der Begriff der Hiſtorik iſt 


eher ebenſowenig mit einer Formel oder Zielſetzung zu umſchreiben wie der der 


Naturwiſſenſchaften. 
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iſt 995 einen ES über den bloßen Europäerhochmut oder die überall 


verbreitete naive Selbſtvorabſolutierung hinausgehenden Grund für die 


ſpezifiſche Selbſteinſchätzung des Europäertums enthält. Es iſt näm⸗ 


lich die ſtärkſte Eigentümlichkeit der europäiſchen Entwicklung, daß 


fie nicht einen einzelnen Entwicklungs⸗ und Stufenzuſammenhang. 


der Kultur und des Volkstums enthält, wie er von jener Stufen⸗ 


theorie ſchematiſiert werden kann, ſondern daß ſie deren zwei und 
zwar völlig geſchiedene und getrennte miteinander unlöslich ver⸗ 


bindet. Hier iſt infolgedeſſen ein Reichtum ganz verjchiedener - 


| Kulturepochen und Kulturgeiſter zuſammengedrängt, wie nirgends 


| ſonſt, wird die Kritik und Fortbildung durch Reibung und Widerſprüche 
beſtändig neu erzeugt und eben damit das Tatſächlich⸗Partikulare zur 
Erhebung in die Region möglichſter gedanklicher Allgemeinheit gedrängt. 


Das iſt meines Wiſſens ohne irgendeine Analogie, höchſtens in. 


ganz abgeſchwächtem Maße könnte bei der iſlamiſchen Kultur von 
Ahnlichem die Rede ſein, die gleichfalls ſich auf die Antike aufpfropfte, 
eben deshalb aber auch immer mit der europäiſchen in enger Fühlung 


blieb und im Mittelalter ſie vorübergehend überragte. Die europätfche- 


Welt beſteht aus Antike und Moderne, aus der völlig alle Stufen 
von den Primitiven bis zur Uberkultur und Selbſtauflöſung durch⸗ 
laufenden alten Welt und aus der mit den romaniſch⸗germaniſchen 
Voölkern ſeit Karl dem Großen einſetzenden und gleichfalls ihre 
Stufen durchlaufenden neuen Welt. Dabei ſind aber dieſe in Sinn 


und Entwicklungsgeſchichte tief geſchiedenen Welten derart ineinander⸗ 
geſchoben und in bewußter hiſtoriſcher Erinnerung und Kontinuität 


derart miteinander verwachſen, daß die moderne Welt an jedem 
Punkte von antiker Kultur, Überlieferung, Rechts⸗ und Staatsbildung, ! 
Sprade, Philoſbphie und Kunſt trotz eines völlig neuen und eigenen 
Geiſtes aufs intimſte erfüllt und bedingt iſt. Erſt das gibt der 


europäiſchen Welt ihre Tiefe, Fülle, Verwickeltheit und Bewegtheit, 


zugleich den ſchon hervorgehobenen Zug zum hiſtoriſchen Denken 
und zur hiſtoriſchen Selbſtdurcharbeitung 1. Freilich wäre dieſer 


völlig paradoxe Sachverhalt unerklärlich, wenn nicht zwiſchen beiden 


Welten ſich eine Vermittelung eingeſchoben hätte, die fie ebenſo 


ſehr trennt als innigſt verbindet. Dieſe Vermittelung iſt die chriſt⸗ 
liche Arche Sie N das er der Selbſtzerſetzung der ker 


1 über die Neigung jeder „VBollkultur⸗ zum Hiſtorismus ſiehe Vier⸗ 
kandt, Naturvölker und Kulturvölker, 1896. Sie iſt geſteigert, wo zwei Voll⸗ 
kulturen miteinander verſchmolzen ſind und gleichzeitig im Bewußtſein ſind. 
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die Rettung von Staat, Kultur und Geſellſchaft in die kirchliche Geſell⸗ 
ſchaftsbildung und die relative Wiederherſtellung der Antike durch eben 
‚Diele. Kirche, die im byzantiniſchen Reich eine Neubildung des antiken 
Römerſtaates möglich machte und in den germaniſch⸗romaniſchen 


Völkern dieſen und ſeine Kultur auf die neuen Barbarenvölker über⸗ 


trug und ſie deren Bedürfniſſen entſprechend abänderte. Das iſt die 


ungeheure, welthiſtoriſche Bedeutung der chriſtlichen Kirche für unſeren 
Kulturkreis, die alſo nicht bloß das für alle Kulturen ſo weſentliche 
religiöſe Element bedeutet, ſondern noch darüber hinaus die Ver⸗ 


bundenheit und Kontinuität zweier völlig verſchiedenartiger Volks⸗ 


tümer und ihrer Entwicklungen 1. Eben deshalb iſt auch noch heute 


und auf jede abſehbare Zeit die europäiſch⸗amerikaniſche Kultur 
zwar nicht mehr an die inzwiſchen längſt zerſplitterten und hinter 
ſtärkeren Mächten zurückgedrängten Kirchen, aber an das Antike und 


Moderne, geſchichtliche Kontinuität und lebendige moderne Eigen⸗ 


tümlichkeit in ſich tragende und vereinigende Chriſtentum gebunden. 


Dieſes iſt nicht nur die Religion Europas, ſondern überdies die 


Verſchmelzung ſeiner beiden verſchiedenartigen Seelen und Körper 


und gibt durch dieſe Funktion für die abendländiſche Welt diefer 
einen Zuſatz beſonderer religiös⸗ſoziologiſcher Momente, der in keine 


der allgemeinen Stufenſchemata paßt und allen europäiſchen Pro⸗ 


blemen einen völlig eigenartigen Charakter gibt, den keine der anderen 
großen Weltreligionen in ihrem Verhältnis zu Staat, Geſellſchaft 


und Kultur aufwetit?. 


Entfällt damit jede Möglichkeit, die europäiſche Entwicklung = 
von jenen allgemeinen, univerſalhiſtoriſchen Schematen aus zu kon⸗ 
ſtruieren, und laſſen dieſe ſich lediglich auf jeden der beiden es zu⸗ 
ſammenſetzenden Teile allenfalls einzeln und für ſich anwenden, 


fo folgt daraus das ganz eigentümliche Problem, das die Entwid- 


lung und der damit ſich vollziehende Aufbau der europäiſchen Kultur 


1 Vgl. meinen „Auguſtin, Die chriſtliche Antike und das Mittelalter“, 
München 1915, und meinen Auſfſatz über „die alte Kirche“, Logos VI, 1916/17. 


Es iſt eine der Unbegreiflichkeiten Spenglers, daß er zwax die totale Ver⸗ 


ſchiedenheit von Antike und Moderne ſieht, aber nicht die Vermittlung durch 
die Kirche. Statt deſſen ſchiebt er einen dritten ganz fremden Kulturkörper 
ein, den Inbegriff einer arabiſch⸗magiſchen Kultur, die Jefus, Paulus, Mohammed, 
Auguſtin und Juſtinian umfaſſen joll und übertreibt den Unterſchied von Antike 
und Moderne ganz maßlos. | 


2 Vgl. meine Soziallehren der christlichen Kirchen und Gruppen 1911. 
Doch iſt dort gerade dieſe Singularität der chriſtlichen Soziallehren und des 
SEN Religions. und . noch nicht m erkannt. 
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darſtellt. Hier hilft keine fertige Formel, hierfür muß eine eigene 
und ſelbſtändige gefunden werden. Zugleich erhellt das Lebens⸗ 
intereſſe, das die europäiſche Welt an dem Beſitz dieſer Formel hat. 
Der europäiſche Sinngehalt iſt zuſammengeſetzt aus den verſchieden⸗ 


artigſten, ganz verſchiedenen hiſtoriſchen Welten und Stufen ange⸗ 
hörenden Gehalten. Dieſe ſtreiten und verſchmelzen ſich beſtändig. 


neu, weil ſie ſtets lebendig und unmittelbar wirkſam geblieben ſind, 


keine Angelegenheit der bloßen Gelehrſamkeit und hiſtoriſchen Forſchung. 
bilden. Sie reiben und miſchen ſich fortwährend mit den eigenen. 
neuen Kräften und Ideen, die die europäiſche Welt hervortreibt, 


— 


und in dieſer beſtändigen Neuzeugung herrſcht doch die klare und⸗ 


bewußte Vererbung vor. Aus dieſem Grunde bedurfte die euro⸗ 


päiſche Welt in dem Maße, als dieſe verſchiedenen Gehalte fich 
ſtießen und rieben und zugleich zeugten und fortwirkten, des ge⸗ 
ſchichtlichen Selbſtverſtändniſſes, der hiſtoriſchen Bildung und des⸗ 
jenigen, was allein die Übermacht des Hiſtorismus brechen kann, 
der geſchichtsphiloſophiſchen Durchdringung ihres hiſtoriſchen Be⸗ 


ſtandes in ſeinem Verhältnis zu Gegenwart und Zukunft. 
So entſteht für unſere europäiſche Welt die ſtarke Bedeutung 


der Geſchichte und in ihren verwickelten Reifeſtadien die Aufgabe der 
Geſchichtsphiloſophie in dem oben umſchriebenen Sinne. Eine At: 


Anſatz dazu zeigte ſchon die Spätantike in den Polybius nach⸗ 
folgenden Polyhiſtoren, den Gnoſtikern und den chriſtlichen Apolo⸗ 


geten von Paulus bis Auguſtin. Eine volle und bewußte Frage⸗ 


„Eſtellung in dieſer Hinſicht erzeugte aber erſt das Reifeſtadium der 
modernen Welt von Voltaire und Herder bis zu Comte und Hegel. 
und deren heutigen Fortſetzern. Dabei iſt es eine beſondere Eigen⸗ 


tümlichkeit dieſes hiſtoriſchen Denkens, daß es nicht mit mythiſch⸗ 
poetiſchen Bildern ſich begnügt wie die Hiſtorie des Morgenlandes, 
der Bibel und der chriſtlichen Urzeit. Darin wirkt nicht nur der 
helle, klare, kritiſche Rationalismus, der dem Abendlande von den 
Griechen her auf allen Gebieten zuteil geworden iſt, ſondern au 

eine ſteigend ſich offenbarende innere Notwendigkeit der Sache. War 
man nämlich einmal auf die Kompliziertheit des ganzen Kultur⸗ 
beſitzes aufmerkſam geworden, und ſuchte man ſich feiner auf dem 


Wege hiſtoriſcher Analyſe zu bemächtigen, dann galt es bei dem 


Wettbewerb der verſchiedenen Gehalte und ihrer mythiſch⸗ſuper⸗ 
naturalen Begründung enden wirklich hiſtoriſchen Kern und Charakter 


zu treffen, um auf dem Boden der Wahrheit und des Vertrauens 
zur Wahrheit dieſe ſchweren hiſtoriſchen Probleme zu löſen und die 
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wyranniſchen Begründungen mythiſcher oder wunderbeglaubigter Werte 
auf ihr natürliches Maß zurückzuführen. Das tat ſchon die Antike. 


Wenn es die Moderne noch viel durchgreifender und ſtrenger getan 


hat, ſo hat das ſeinen Grund darin, daß der kirchliche Mythos und 
die koloſſale Macht der alles umſpinnenden Legende aufgelöſt werden 
mußten, mit der das Chriſtentum ſich den weiteren hiſtoriſchen In⸗ 
halten und den modernen Neuſchöpfungen entgegenſtellte. Wie 
in dem Wettſtreit der abſoluten Wahrheit und Souveränität der 

Kirche und des werdenden Staates erſt der moderne Begriff des 
ausſchließend ſouveränen Staates entſtand, ſo entſtand aus der Be⸗ 
freiung von dem kirchlichen Mythos erſt die moderne hiſtoriſche 
Kritik in ihrer das Altertum weit überbietenden Schärfe, Methodik 
und Bewußtheit. Von da aus hat Ré dann die Kritik auch auf 
das zweite große Grunddogma, das Dogma vom klaſſiſchen Alter⸗ 
tum und die mythiſchen Elemente der antiken Geſchichte ausgedehnt 


und ſchließlich alles in ihren Bereich gezogen, zuletzt faſt zum 


Sport und Selbſtzweck werdend !. 
Di.ieſe Vereinigung von Kritik, konſtruierender Darſtelung und 
geſchichtsphiloſophiſcher Syntheſe hat nun aber noch eine ganz be⸗ 
ſondere praktiſche Bedeutung entfaltet, die gar nicht urſprünglich 
gewollt war, ſondern wie eine immer mächtiger werdende Neben⸗ 


wirkung herausſprang. Die kritiſche Erforſchung der großen Ver⸗ 


gangenheitsperioden nämlich brachte mit ihrer Verſenkung in die 
lebendig geſchaute, nach der Seite aller ihrer Kauſalitäten unter⸗ 


ſuchte. hiſtoriſche Wirklichkeit eigentümliche Belebungen und Er⸗ 


neuerungen gerade dieſer ſelbſt hervor. Das Durchdringen von den 
Dogmen, Mythen und Lehrbuchdarſtellungen zur lebendigen Realität 
des Geweſenen erneuerte und belebte deſſen Fortwirkung. Das 


hiſtoriſche Studium des Chriſtentums ſchuf eine neue Idee der 
Chriſtlichkeit und wandelt und belebt dieſe Idee fortwährend mit 


jeder neuen, tiefer oder weiter greifenden hiſtoriſchen Verſenkung. 
Ganz ebenſo hat das hiſtoriſche Studium der Antike dieſe ent⸗ 
akademiſiert und zu den reichſten neuen Wirkungen gebracht. Ganz 


ähnlich ergeht es und wird es vermutlich noch mehr ergehen mit 


WE. Über diese Kritik und ihren ſchon in den Elementen der Tatſachen⸗ 
erhebung, des Quellenverſtändniſſes und der Quellenbenutzung latenten philo⸗ 
ſophiſchen Gehalt ſiehe die treffenden Ausführungen bei O. Lorenz II. Er 


hat nur die Steigerung gegenüber der Antike durch den Kampf mit dem chriſt⸗ 


lichen Mythos und der Autorität des Dogmas nicht bemerkt. Außerdem ſiehe 
meine wen „Hiſtoriſche und dogmatiſche Methode“, Geſ. Schriften II. 
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dem Mittelalter und dem ganzen Germanismus. Seine wirklich 
hiſtoriſche Erforſchung befreit uns von falſchen Anſprüchen und irre⸗ 
führenden Bildern desſelben, öffnet aber zugleich den eigentlichen 
Brunnen unſeres Weſens. Daraus ergibt ſich nun ein eigentüm⸗ 


liches Hin⸗ und Widerſpiel der Kräfte und Tendenzen. Um uns 


von der Hiſtorie zu befreien und ſouveräne Herrſchaft über fie zu ` 
bekommen, ſtürzen wir uns in einen Ozean hiſtoriſcher Kritik und 
Rekonſtruktion. Aber aus dieſer Arbeit, die in Wirklichkeit die Ver⸗ 


gangenheit von uns abrückt, beleben wir ſie doch zugleich wieder gd 


und wecken ihre Geiſter friſcher, urſprünglicher, lebendiger und 
wirkſamer, als fie in den Verkleidungen der bisherigen hiſtoriſchen 
Konventionen geweſen waren. Die kritiſch konſtruktiv in die Sache 
eindringende Hiſtorie befreit uns von den Dogmen, mit denen 
wir uns die. Überlieferungen zu einer dogmatiſchen und allmählich 
entgeiſtenden Macht gemacht haben. Aber dieſe Zerſtörung iſt 


zugleich Wiederbelebung und Erneuerung einer tieferen, neu ge 


ſchauten, von der Einſtellung der Gegenwart und der Verbreite⸗ 
rung des Forſchungsſinnes aus neu erfaßten Bildes der geweſenen 
Dinge. Daß dieſes Hin⸗ und Widerſpiel nicht ohne Gefahren iſt 
und leicht in einen lediglich paſſiv betrachtenden, geiſtreich ver⸗ 
gleichenden und ſchließlich ſtumpfſinnig lernenden Hiſtorismus 
ausarten kann, iſt ſelbſtverſtändlich und uns aus ſchmerzlicher Er⸗ 
fahrung nur allzu bekannt. Aber es iſt das unausweichliche Schickſal 
jeder derartig gereiften und vor allem einer ſo ungeheuer verſchie⸗ 
dene Doppelwerte in ſich tragenden Kultur, wie es die unſerige, 
vor allem in den letzten Jahrhunderten, geworden iſt. Sie muß die 
mythiſche und konventionelle Geſchichte immer von neuem, wenn ſie 
ſich gebildet hat, zertrümmern, um die Antäusberührung mit dem 

mütterlichen Boden ihres Werdens zu gewinnen. Daraus entſtehen 
wieder hiſtoriſche Begriffe und Dogmen, die den neuen Bedürfniſſen 
entſprechen, um wieder aus dem gleichen Grunde zertrümmert und 
erſetzt zu werden. Das geht ſo lange fort, als die ſouveräne Kraft 


der, Umſchmelzung, Vereinfachung, Vertiefung und Neubelebung des 


hiſtoriſchen Beſitzes, des Hervorholens immer neuer Urſprungskräfte 


Te und des Auswerfens immer neu angeſammelten Ballaſtes vorhanden iſt. 


Geht dieſe Kraft verloren, dann verliert die Hiſtorie Sinn und Intereſſe. 
Bloß um des Wiſſens willen um vergangene Dinge wird ſie niemand 
begehren. Sie wird dann zur Scholaſtik und mit dieſer vergeſſen, weil 
man ihrer in allgemeiner Barbarei oder neuer Primitivität nicht bedarf. 

Das ſoll keine Prophezeiung der Zukunft ſein, nem nur das 
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| Weſen der Sache erläutern. Noch fehlt uns dieſe Kraft ſo wenig 


wie das Intereſſe an immer neuer und tieferer hiſtoriſcher Forſchung. 
Zwar iſt ſichtlich eine große Periode der europäiſchen Welt, die 


der imperialiſtiſch⸗ kapitaliſtiſchen, ſouveränen und bureaukratiſchen | 
Großſtaaten, zu Ende, die mit der Bildung der ſouveränen weltlichen 
Militär⸗ und Beamtenſtaaten ſeit dem Spätmittelalter begonnen 


hat und in dem Weltkrieg nach innen und außen zuſammengebrochen 
iſt. Aber noch ſind wir nicht reif zur Idylle der Menſchen⸗ und 


Bedürfnisverminderung, wodurch eine friedliche Altersruhe erkauft 


werden könnte, oder zu dem heroiſchen Todeskampf des ganzen 


Kulturkreiſes, der, unfähig und ungeneigt zur Selbſtbeſcheidung, 
ſeine ehrgeizigen, macht⸗ und beſitzgierigen Glieder in einen letzten 


Kampf gegenſeitiger Selbſtvernichtung hineintreibt. Noch ſtreben 
wir nach einem ſozialen und politiſchen Neubau der Völkerwelt und 


im Zuſammenhange damit nach einer neuen Konzentration und Ver⸗ 
tiefung ihrer Ideenwelt. Beides aber iſt nicht möglich ohne tiefe 


hiſtoriſche Selbſtbeſinnung, ohne Neubildung der hiſtoriſchen Selbſt⸗ 


anſchauung und ohne neue Verbindung der fo belebten Gehalte mit 


ſchichtsforſchung und Geſchichtsphiloſophie in dem hier angedeuteten 


| Sinne, eben damit eine neue Berührung und Auseinanderſetzung 


beider. Daran darf der momentane Vernunftradikalismus neu⸗ 


dem werdenden neuen politiſch⸗ſozialen Daſein. Das fordert Ge⸗ | 


heitsbedürftiger Revolutionäre und die bequeme Erlebnismyſtik red= . ` 


ſeliger Selbſtintereſſenten oder der kindliche Wiſſenſchaftshaß einer 


/ 


von unſeren Schulen überfütterten Jugend nichts ändern. Derartiges 


gehört zu allen Revolutionen. Ebenſo aber gehört zu ihnen, daß 


darauf die Vertiefung der hiſtoriſchen Selbſtbeſinnung und der Wieder⸗ 


aufbau der geiſtigen⸗geſellſchaftlichen Welt auf Grund des nen 


geprüften Beſitzes folgt. Das letztere liegt um ſo näher, als ſchon 
vor der Revolution die kritiſche Selbſtbeſinnung und das geſchichts⸗ 


philoſophiſche Bauen eingeſetzt hat im inſtinktiven Gefühl tiefer uns 


bedrückender Lebenskriſen. Sie wird nach der Revolution verdoppelt 


einſetzen. So war auch die franzöſiſche Revolution neben ihren, 


materiellen, ſozialen und politiſchen Urſachen vorbereitet von hiſto⸗ 
riſcher Kritik und hiſtoriſchen Konſtruktionen und nach einem kurzen 


Interregnum des reinen GE und Enthuſiasmus gefolgt 
Se einer. gehen Vertie ung des hiſtoriſchen Denkens. 


Machen wir aber Ernſt on dieſer geſchichtsphiloſophiſchen 


Aufgabe, ſo ſtellt ſie ſich aus E N erörterten Gründen, 


Schmollers Jahrbuch XLIV ` | | 2 
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aus dem theoretiſch⸗ philoſophiſchen des Weſens einer hiſtoriſchen ö 
Einheit und aus dem praktiſchen der Selbſtbeſinnung über den 


Übergang von unſerer Vergangenheit zu einer neuen Zukunft, ganz 


einfach dar als die Aufgabe einer Konſtruktion des geſchichtlichen 


Aufbaues der europäiſchen Kultur. In dem Gedanken des Auf⸗ 
baues iſt die Vergangenheit als gegliedertes Ganzes gedacht und 
zugleich als Fundament der aus ihr zu formenden Zukunft. 

Die Frage iſt: Wie kann ein ſolcher Aufbau konſtruiert werden? 
Die Antwort iſt: Nur! von der Analyſe des gegenwärtigen Beſtandes | 
her, indem dieſer, als aus dem fortwirkenden und ſich verbindenden 


Erbe der großen Hauptperioden her ſich ergebend, dieſe uns erkennen, 


abgrenzen und auf ihr hiſtoriſches Weſen unterſuchen lehrt. Nur 
vom Standpunkt jeder Gegenwart her ſind ſolche Konſtruktionen 


überhaupt möglich: die Gegenwart wird als Reſultat der Vergangen⸗ 
heit begriffen, ehe ſie dieſe praktiſch zu meiſtern und ihrem Bedürfnis 


gemäß umzuformen beginnen kann. Erſt von dieſem Standort aus 
‚ergibt ſich die Gliederung der auf ihn hinführenden Entwicklung, 


und deshalb wird mit jeder wirklich neuen Gegenwart auch eine 


andere Konſtruktion und von ihr geleitete Forſchung nötig. Das 


iſt keine Teleologie. Denn das bedeutet nicht, daß die einzelnen 
Perioden als von der Vorſehung oder ſonſtwie auf die Gegenwart 


hin geordnet und, berechnet, von uns betrachtet und aufgeſucht 
werden dürften. Die Gegenwart iſt Reſultat, nicht Zweck der 


Vergangenheit. Aber die entſcheidenden Gruppen und Weſenszüge 


| des Vergangenen, deren Ausleſe und Hervorhebung ja immer eine 
beſtimmte, unvermeidlich ſubjektive Formung des Erinnerungs⸗ und 


Überlieferungsmaterials iſt, können nur vom Standpunkte des Reſul⸗ 
tates und der weitergehenden, in der Phantaſie vorausgenommenen 
Entwicklung aus als die bleibenden und weſentlichen Wirkungen 


erfaßt werden. Freilich iſt nun umgekehrt auf der anderen Seite 
von dem gegenwärtigen Beſtand zu jagen, daß er nur von der Zur ` 
ſammenſchau der Vergangenheit aus zu begreifen und nur von den 


Erbſtücken der großen fortwirkenden Hauptperioden aus zu ordnen 


iſt. Das wirre und unermeßlich durcheinanderflutende Leben der 


Gegenwart kann nur analyſiert werden mit Hilfe einer Gruppierung 
der Vergangenheit und der aus ihr her wirkenden Haupttendenzen. 


Diaas iſt nun ein eigentümlicher Zirkel, wie er in der Wiſſenſchaft 
allerdings nicht ſelten iſt. Man mißt unſere Uhrenzeit an der 


Regelmäßigkeit der Sonnenbewegungen und ſtellt wiederum deren 


Regelmäßigkeit mit Hilfe der Uhren feſt. So iſt es auch hier. 
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Ein intuitiver Blick muß beides zugleich ſehen, die Gliederung der 
Gegenwart aus der Vergangenheit heraus und die der Vergangen⸗ 
heit vom Standort der Gegenwart aus. Eine mühſam in die 
Einzelheiten eindringende Forſchung muß dann Recht oder Unrecht 
dieſes Blickes beſtätigen oder die Abänderung und Anpaſſung der 


grundlegenden Konzeption bewirken. Es ſind unzählige Einzelheiten 
und Einzelforſchungen, aus denen heraus der gleichzeitig auf die 
Doppelaufgabe gerichtete Blick das Bild deeg und eine Aufgabe 


durch die andere löſen muß‘, 


Da ſcheint es denn alſo keinerlei Objektivität zu geben, höch⸗ 
ſtens eine nachträgliche Bewährung. In Wahrheit ſteht aber doch 


die Sache etwas einfacher und iſt die objektive Konſtruktion doch 


nicht ganz unmöglich, iſt ſie wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade 
in die Sache hineinzubringen. Das Hauptmittel zur Löſung dieſer 
ſich gegenſeitig bedingenden Doppelaufgabe iſt nämlich die Ge⸗ 


winnung einer ſicheren Periodiſierung. Dieſe letztere iſt aber doch 


nicht bloß Sache der Intuition und des genialen geſchichtspſycho⸗ 
logiſchen Verſtändniſſes. Sie zeichnet ſich in gewiſſen Hauptgruppen 


ganz von ſelbſt aus der Zuſammengehörigkeit der Tatſachen heraus, 


kann ſich auf die unverkennbaren, auch äußerlich hervortretenden 


Wendepunkte berufen. So iſt über die Hauptperioden ja auch tat⸗ 


ſächlich eine ziemlich allgemeine Übereinftimmung vorhanden, und es 


handelt ſich für die feinere hiſtoriſche Erfaſſung mehr um den 
Sinngehalt jeder einzelnen Periode und um die tieferen Gründe 


ihres Auseinandertretens und Aufeinanderfolgens 2. Es iſt alſo 
die Frage, ob es nicht ein objektives Periodiſierungsprinzip gibt, 
von dem aus man der Löſung jener Doppelaufgabe entgegenkommen 


1 Bol. meine Abhandlung „Was heißt Weſen des Chriſtentums“, Gef, 


Schriften II. Dieſe Abhandlung von 1903 iſt eine Kritik des bekannten Harnack⸗ 


ſchen Buches und enthält den Keim all meiner weiteren geſchichtsphiloſophiſchen 
Unterſuchungen. 

2 Die alte Einteilung in Altertum, Mittelalter und Neuzeit darf als 
definitiv verſchollen gelten. Darüber ſiehe Q. Lorenz J. „Über ein natürliches 
Syſtem geſchichtlicher Perioden“; auch Bernheim, Lehrbuch der hiſtoriſchen 


Methode s, 1908, S. 43—84, beſonders fein A. Dove, Der Streit um das 


Mittelalter, H. Z. 116, 1916. Wenn Breyſig fie auf alle Kulturverläufe 
ausdehnt, erhält ſie damit einen neuen Sinn; denn dann iſt das Altertum 
jeweils das eigene, nicht wie in unſerer Gleichung von Antike und Altertum 
eine fremde vorausliegende Kulturwelt; übrigens iſt es in diefer Verwendung 
die Terminologie ſehr hohl. | 


Z 
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und ihr wenigstens eine objektive Grundlage geben kann. Ein 


ſolches Prinzip müßte von dem unmittelbaren Eindruck der in den 
Tatſachen ſelbſt liegenden Gruppierung ausgehen. Daran könnte 


ſich dann die tiefere Deutung des Zuſammenhangs dieſer Gliederung 
mit einer inneren Bewegung des Sinnes anknüpfen laſſen. In der 


Tat gibt es bereits mehrfache ſolche Periodiſierungen, die ſich im 
allgemeinen dadurch unterſcheiden, daß ſie mehr von der Betonung 


der ideologiſchen oder der ſoziologiſchen Seite des Geſchehens aus⸗ 


gehen. Im erſteren Falle überwiegt die innere Verknüpfung und 
iſt die Idee des Aufbaues ſchon vielfach dadurch vorausgenommen. 
Im zweiten überwiegt die Hervorhebung der rein tatſächlichen 


Sonderformen und ihrer äußeren Begründung und muß die Auſbau⸗ 


idee erſt von ſich aus den inneren Zuſammenhang herſtellen. 
Der großartigſte Vertreter der erſten Richtung A t Hegel. 


| Zwar faßt er das Problem zunächſt noch in dem alten Sinne der | 


Univerſalgeſchichte, aber doch nur um an den alten, vorderen Orient 


ſofort die griechiſch⸗römiſche und die chriſtlich⸗germaniſche Geſchichte 
als die eigentliche Hauptſache anzuſchließen. Die geographiſch⸗ 


anthropologiſchen Rückſichten ſind dabei nicht vergeſſen, aber dem 
Ideellen eingeordnet; noch weniger iſt es die politiſche, vielmehr iſt 
jede Ideenperiode mit einem eigentümlichen Staatscharakter ver⸗ 
bunden, ſo daß die Reihenfolge der Staatscharaktere das eigentliche 
Gerippe bildet. Dabei begegnet Hegel eine charakteriſtiſche Schwan⸗ 
kung in der Hauptperiodiſierung und behauptet er eine typiſche 
Unterperiodiſierung jeder einzelnen Staatsperiode, die er in Wahr⸗ 


heit nicht durchführen kann. Jene Schwankung insbeſondere iſt 


nicht ohne Intereſſe. An der Hauptſtelle teilt er die Weltgeſchichte 
in das orientaliſche Reich, wo das ſubſtantielle Denken naiv vor⸗ 
herrſcht und das individuelle dagegen zerſtäubt; dann das griechiſche, 
wo das Individuelle hervortritt, aber nur erſt im Schönen eine für 
das Denken nicht vermittelte Einheit des Allgemeinen und Indivi⸗ 


duellen erreicht, im übrigen aber die politiſche Bildkraft gering iſt; 


dann das römiſche, wo das Allgemeine ſich im Recht mit dem In⸗ 
dividuellen zu einer vollen, aber doch erſt weltlichen, nicht in die 
letzte Tiefe reichenden Syntheſe verbindet; ſchließlich das germaniſche, 


das mit der im Chriſtentum begründeten, nunmehr auch geiſtig⸗ 
religiöſen Syntheſe beginnt, aber dieſe nur erſt an fig vollbrachte 


1 Dal, meine Studie „Uber den Set einer N Dialektik - II, 
H. A 1918. | | 
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Verſöhnung dann durch ſehr verwickelte Prozeſſe zu einer inneren 
Aneignung bringt und dieſe Aneignung zuletzt in den modernen 


Vernunftſtaat und ſeine philoſophiſche Kultur überführt. Die vier 


Stufen werden außerdem noch mit der alten Folge vom Kind bis 
zum reifen Greiſenalter verbunden. Aber an anderen Stellen geht 
dieſe relativ realiſtiſch⸗ſoziologiſche Vierteilung zu der erſt eigentlich 

ſeiner Methode entſprechende Dreiteilung in den an ſich ſeienden, 
für ſich ſeienden und an und für ſich ſeienden Geiſt über, womit 


Griechentum und Römertum dann doch in eins verſchmolzen Dun ` 


und die Abfolge erſt durch die Zurückführung auf das dialektiſch⸗ 
logiſch⸗metaphyſiſche Syſtem ihre eigentliche objektive Notwendigkeit 
empfängt. Erſt damit iſt die Geſchichte ganz objektiv ſyſtematiſiert, 
aber gerade das iſt auch bei allem ſonſtigen Tiefſinn der Dialektik 
das Unhaltbare feines Gedankens. Von ihm bleibt in Wahrheit 
nur die Gliederung nach Staatstypen, die zugleich Verkörperungen 


von gerade dieſem Staat entſprechenden Geiſtestypen find. Das hat 
denn auch die Kritik ſehr raſch geſehen und von dem Syſtem im 


Grunde nur die Gliederung nach ſtaatlich⸗geiſtigen Haupttypen übrig 


gelaſſen. Insbeſondere der glänzende Heinrich Leo hat ſchon dieſe 


Kritik und die realiſtiſche Betonung der politiſch-ſoziologiſchen Ele⸗ 
mente durchgeführt, die ſich als wichtiger erwieſen hat als die 
dogmatiſch⸗religiöſen Einreden Leos. 

N Immerhin folgt doch auch ein Meiſter wie Ranke Idieſem 
politiſch⸗ideologiſchen Periodiſierungsgedanken, wobei er für die 
Filiation der ſo ſich verkörpernden Ideen oder Tendenzen doch auch 
nicht ſelten auf die Dialektik oder auf die „Natur der Sache“ 
zurückgreift. Damit ergibt ſich ihm eine zunächſt aus dem tat⸗ 
ſächlichen politiſchen Beſtand geſchöpfte Periodiſierung, die aber 


1 über die Annäherungen an die Dialektik ſiehe O. Lorenz II, S. 352 


.und 67, 73; die „Natur der (logiſchen) Sache“ Bebe zum Beiſpiel Epochen der 
neueren Geſchichtsſchreibung, 1917, S. 76. Von Ranke ſelbſt ſiehe die An⸗ 


merkungen des Tagebuches „Zur eigenen Lebensgeſchichte“, herausg. von A. Dove, 
S. 569 ff. „Das ganze Vergnügen des Studiums (der Geſchichte) iſt, die 
geiſtige Ader der Dinge zu verfolgen ... das letzte Reſultat iſt Mitgefühl, 
Mitwiſſenſchaft des Alls.“ Siehe auch Doves Aufſatz „Zur Begrüßung der 
Weltgeſchichte Rankes“, in „Ausgewählte Schriftchen“ 1898. Dort heißt es: 
„Ranke ſelbſt hält alle Weltgeſchichte für einen dann und wann zu wiederholenden 
Verſuch, den Gemeinbeſitz unſerer menſchlichen Erinnerungen für den modernen 
Gebrauch wieder herzurichten,“ S. 199. Ganz das iſt die hier vertretene An⸗ 
ſchauung, ſtimmt aber mit dem erſten pantheiſtiſch⸗quietiſtiſchen Gedanken nicht 
zuſammen. . Se 
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doch die Abwandlung eines einheitlichen Prinzips bedeutet. Das 
derart abgewandelte Prinzip iſt die vom römiſchen Reiche geſchaffene 


politiſch⸗kulturelle Welt, die dann zum Abendland oder der romaniſch⸗ 


germaniſchen Welt wird. Orient und Griechentum bilden nur eine 
Vorhalle, in welcher der jüdiſche Monotheismus das weltgeſchichtlich 
wichtigſte, ſpäter durch das Chriſtentum und ſeine Verbindung mit 
dem Römertum die Einheit des Abendlandes vor allem bewirkende 


Element iſt. So ſetzt die Periodiſierung mit dem römiſchen Welt: ` 
reich des erſten bis vierten Jahrhunderts ein und ſchildert hier 


Monarchie, Verfaſſung, Verwaltung und Recht, daneben Literatur 
und Philoſophie, vor allem die Verbindung des Weltreiches mit 
der Weltreligion. Die zweite Periode iſt die der germaniſchen und 
5 Eroberungen, der Verſelbſtändigung des Abendlandes und, 
der Verwandelung desſelben in die. römiſch-germaniſche Völker⸗ 
familie. Die, dritte Periode iſt die der Wiederaufnahme des römi⸗ 
ſchen Reichsgedankens durch das karolingiſche und das deutſche 
Kaiſertum vom 9. bis 11. Jahrhundert, welche Periode mit der 
Schwächung des Kaiſertums durch Ablöſung anderer Staaten und 
durch Verſelbſtändigung der hohen Ariſtokratie und der Kirche endet. 


Daraus folgt die vierte Periode, die Herrſchaft der Hierarchie vom 
11. bis 13. Jahrhundert, eine nur durch die Verhältniſſe ermöglichte, 


in Diplomatie und Krieg, nicht in ideeller Folgerichtigkeit begründete 
Herrſchaft des geiſtlichen Prinzips, die Umformung der römiſchen 
Reichsidee in die Papſtidee. Die fünfte Periode iſt die der Löſung. 
dieſer engen Beziehung zwiſchen den Staaten und der übernormal 
entwickelten Kirche, die Zeit der Bildung der Nationalitäten, der 


ſtändiſchen Verfaſſungen, der exzeſſiven Autonomie einzelner Stände, 
der Städtekultur. Die ſechſte Periode iſt die der Reformation und 


Religionskriege, in der aus der allgemeinen Dezentraliſation ſich 
allmählich das Syſtem der großen europäiſchen Mächte und des ſie 
beherrſchenden habsburgiſch-franzöſiſchen Gegenſatzes herausbildet, 
in der aber zugleich durch die Reformation das Übergewicht der 
Kirche gehrochen und das religiöſe Element ſehr ſtark dem natio⸗ 
nalen eingefügt wird; gleichzeitig erfolgt die Ausweitung des Abend⸗ 
landes durch Weltentdeckung und Koloniſation und in den Türken⸗ 
kriegen die Aufrollung der orientaliſchen Frage; im übrigen bedeutet 
geiſtig dieſe Periode den Rückfall in Theologie und Mittelalter. 


Das ſiebente iſt dann das Zeitalter der großen Mächte, wo infolge 


der Religionskriege England, Holland und Schweden aufkommen 
und Rußland ſich einem nicht mehr übermächtig katholiſchen Abend⸗ 


* ag Sp ant TEE e e ST EE MEA = 
Ai . ‚ie 5 
Se \ E de 5 H * 
> N 


EN | 655] Wi Der Aufbau der europäiſchen Kulturgeſchichte 23 


lande nähert. An die Stelle der römiſchen Reichsidee Sean Der 

Kirchenidee tritt jetzt die der europäiſchen Völkerfamilie und des euro⸗ 
paiſchen Gleichgewichts, an die der Theologie und des Humanismus 
eine ſelbſtändige europäiſche Weltliteratur von neuem Geiſt und 


neuen Intereſſen, unter welchen die naturwiſſenſchaftlichen, kom⸗ 


merziellen und techniſchen ihre große Rolle zu ſpielen beginnen. 
Es iſt die Periode, der Rankes Genialität und Sympathie vor allem 
zugewendet war, wie ja auch ſeine klaſſiſche Abhandlung über die 
„Großen Mächte” zeigt. Die achte Periode iſt dann das Zeitalter 
der Revolutionen; wo von Amerika her durch abſtrakte Übertragung 


des zur Demokratie vereinſeitigten engliſchen Prinzips alle Voraus⸗ 
ſetzungen der bisherigen, Dorf geiſtlich und ſtändiſch⸗monarchiſch 


imprägnierten romano⸗germaniſchen Verfaſſungen umgeworfen wur⸗ 


den und das Problem des Abendlandes dadurch neu geſtellt wurde. ) 
Die letzte Periode iſt die des Konſtitutionalismus, in welchem das 
Abendland dieſes neue Problem löſt, die ungeheure Erregung in 


eine ſtarke nationale Entwjcklung' und Expanſion überführt und 


damit eine erſtaunliche ökonomiſche und techniſche Blüte verbindet. 


Das ſind die Hauptperioden. Innerhalb dieſer periodiſiert Ranke 


gern nach Jahrhunderten, vielleicht aus dem von O. Lorenz ver⸗ 
muteten Grunde, weil ein Jahrhundert drei Menſchenalter und 
damit die Kontinuität der perſönlichen Berührung vom Großvater 


bis zum Enkel bedeutet. Innerhalb des Jahrhunderts periodiſiert 


E er gerne nach Generationen und liebt es gelegentlich den Umſchlag 


von einer Generation zur anderen bei aller Kontinuität zu betonen. 
Das wäre dann in der Tat eine Umformung der Dialektik ins 
Pſycho⸗Phyſiſche, eine Art Naturaliſierung der Dialektik, ein ſehr 
objektives Periodiſierungsprinzip; doch würde es nur die feinere 
Unterabteilung, nicht die große Hauptteilung betreffen 1. Es iſt alfo 
im weſentlichen eine Periodiſierung auf Grund der Wandlungen 


einer Idee, aber deren Wandlungen ſelbſt hängen vorzüglich von 


politiſchen Greigniffen ab und werden in ihrer dauernden politiſchen 


` Form vor allem feſtgehalten. Literariſche, künſtleriſche und philo⸗ | 


ſophiſche Tendenzen treten nur ſelten und vorübergehend als be⸗ 


herrſchende Tendenzen hervor. Aberhaupt finden ſich über den 


1 Die Schaffung großer Hauptperioden durch Zuſammenfaſſung von en 


| ſechs oder neun Jahrhunderten, womit O. Lorenz dieſes Syſtem auch für die 
N Hauptteilungen verwertbar machen will, hat bei Ranke keinen Boden und wird 


bei Lorenz ſelbſt zur reinen Kabbala. Das Generationenprinzip wird auch Se | 
Lena vertreten, Aus Wiſſenſchaft und Leben I, S. 96. | | 


s 
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Zuſammenhang der politiſch⸗ ſoziologiſchen Grundform mit den 
geiftig-Fulturellen Elementen nur ſchwankende Außerungen 1. Über die 
‚Gründe der Auf⸗ und Auseinanderfolge der politiſchen Grundtypen 


ſelber äußert er ſich wenig. Teils liegen ſie in ſtark eingreifenden 


Zufällen wie Mongolen⸗ oder Türken⸗ oder Barbarenſtürmen oder 


in Entdeckungen, Goldzufuhren, Bodenerweiterungen, teils liegen ſie 
in inneren pfychologiſch⸗ logiſchen Entwicklungen, Umſchlägen, an 
tungen und Syntheſen, die an die Dialektik erinnern. 

Eine ähnliche Zuſammenfaſſung ideologiſcher und Pete 


Periodiſierung bietet die glänzende und heute noch leſenswerte 
Histoire generale de la civilisation en Europe von Guizot aus 


dem Jahre 1828 dar. Es iſt nur an Stelle des politiſch⸗diplomatiſch⸗ 
militäriſchen Staatsbegriffes ein mehr geſellſchaftlich geſehener ge⸗ 
treten, dieſer aber ebenſo wie bei Ranke zum Gefäß der Ideen gemacht: 
die Ideen ſelbſt ſind als Ziviliſation bezeichnet als innere Lebens⸗ 
einheit der ſozialen Ordnungen mit individuell perſönlichen Geiſtes⸗ 
gehalten, wie es dem damaligen Liberalismus entſprach. An eine 
Scheidung des Ziviliſatoriſchen und Kulturellen und die Hervor⸗ 


hebung der Individualität und der beſonderen Geiſtigkeit des letzteren 
iſt wenig gedacht. Aber der geiſtige Aufbau Europas ſelbſt iſt mit 
3 großartiger Plaſtik geſchehen. Die Grundlage bildet wie bei Ranke 


das römiſch Reich und die ihm korrelate chriſtliche Kirche. Darauf 
folgt die erſte große Periode des Abendlandes, die primitive oder 
chaotiſch⸗barbariſche, die ſich aus den Elementen des germaniſchen 
Königtums, der Feudalität, der Hierarchie und ſchließlich der Städte 
mit ſukzeſſivem Hervortreten und Überwiegen dieſer Mächte zuſammen⸗ 


5 ſetzt und mit den von dem einzigen Einheitsprinzip, der Kirche, ge⸗ 
leiteten Kreuzzügen endet. Mit ihr iſt den vom Altertum über⸗ 
kommenen Inſtitutionen der moderne und europäiſche Geiſt der per⸗ 


ſönlichen N und eee ee Die zweite zen 


1 Das weſentlich politiſche Weſen der e ſiehe Epochen S. 124 
und 141. Daneben die unbegrenzt fortſchreitende und logiſch vermittelte Ent⸗ 
wicklung der Ziviliſation S. 20 u. 17 f.; der völlig individuelle Charakter 

der Kultur, ddie nicht fortſchreitet, ſondern ihre jedesmal individuellen Höhe⸗ 


punkte hat und mit der Unbegreiflichkeit der geiſtigen Durchbrüche zuſammen⸗ 


hängt, S. 17. Stets find die drei Elemente beiſammen, aber keine Periode zeigt 
eine gleichmäßige Entwicklung derſelben; bald einmal mehr das Eine oder das 


Andere. Der Hiſtoriker aber kann ſich in dieſem Auf und Nieder weſentlich nur 


an das politiſche Element halten, S. 16. Übrigens hat Ranke dieſe ne d 


Politik, Ziviliſation, Kultur nur ſehr ſchwankend durchgeführt. 
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ſtande nationale und politiſch zentraliſierte Volks⸗ und Kultur⸗ 


legt werden. Die treibende Kraft hierbei iſt das Königtum, das 


S iſt das Spätmittelalter, in welchem d aus dieſem primitiven Zu⸗ | 


ST einheiten zu bilden beginnen und die Grundlagen der modernen a 
Staatsidee, der Zuſammengehörigkeit von Volk und Regierung, ge⸗ 


— 


auf, den modernen ſouveränen Staat hinausſtrebt, aber ſich doch 


nur durch den pſychologiſchen Zwang der Rechtsidee wirklich durch⸗ 
ſetzt, ein Ergebnis, das überall — außer in Deutſchland und 
Italien — die Grundlage mächtiger Fortſchritte bildet. Im 


Zuſammenhange damit tauchen die kirchlichen Reformverſuche 


auf, findet die weit überlegene geiſtige Kultur der Antike die 


Möglichkeit, wieder in die weltlichen Bezüge des Lebens einzu⸗ 


dringen, und entwickelt ſich in Technik und Wirtſchaft, Welthandel 

und Koloniſation das ziviliſatoriſche Element zu einer bisher im 
Abendland unbekannten Macht. Die dritte Periode ſetzt mit dem 

ſechzehnten Jahrhundert ein, zerſprengt in der Kirchenrevolution das 


kirchliche Einheitsprinzip und erſetzt es endgültig durch die Idee der 
europäiſchen Staatenwelt oder des Gleichgewichtes, womit erſt der 


E volle gegenſeitige Zuſammenhang und die lebendige Kultureinheit 
des Abendlandes eintritt, die bis heute dauert unter beſtändiger 


Erweiterung ihres Schauplatzes. Einen wichtigen Einſchnitt in dieſer 
Periode bildet die engliſche Revolution, die noch in die weſentlich 


konfeſſionell und religiös beſtimmte Strecke der abendländifchen Neu: ` 


zeit gehört, die aber endgültig und muftergültig die befreite per⸗ 
ſönliche Selbſtändigkeit mit der konſtitutionellen Rückgängigmachung 


des Abſolutismus verbindet, damit das Problem der modernen Welt 


eröffnend, nämlich die aus Barbarei und Chaos durch die feudale 
Ariſtokratie, die Städtebildung, und dann durch den Abſolutismus 
herausgebildeten Staats⸗ und Geſellſchaftseinheit wieder dem ger⸗ 


Së, maniſch⸗nordiſchen Sinn für perſönliche Freiheit zu öffnen. Mit 
dem letzteren iſt dann die ganze Fülle und Lebendigkeit der modernen 


europäiſchen Weltkultur verbunden, ein Geiſt, der dem räumlich und 
politiſch viel enger gebundenen und die Tiefen der Subjektivität 


nicht kennenden Weſen der antiken Polis vielfachſt entgegengeſetzt 
iſt, aber doch aus der von dieſer n N es weſentlich 


ae S 


Cen Guizot, Hist. gen. de la eivilisation en Europe Bee la chute 
de l'empire romain jusqu'à la revolution frangaise, 1828. Charakteriſtiſch 
der E S. 349 en von GE Quand les Evönements sont une fois 


| 


` d ) — 


Bei dieſer ideologiſchen Periodlſierung iſt unter den Händen 


der Hiſtoriker im Gegenſatz zu den reinen Philoſophen ſehr ſtark das 
realiſtiſche Element des Staates hervorgetreten, wenn auch dieſer 


dabei immer noch weſentlich als Kultur⸗ und Ziviliſationskörper 


| erſcheint. Aber einmal ergibt bei der ſtarken Abhängigkeit der ſtaat⸗ 


lichen Dinge von äußeren und zufälligen Vorgängen dieſe Anein⸗ 
anderreihung von Staatsideen oder Staatsgeiſtern keine wirkliche 
und durchgängige Filiation der Ideen, auf die eine innerlich not— 
wendige Periodiſierung begründet werden könnte: ſie wird ſchließlich 
zu einer Miſchung von pſychologiſch-logiſchen Kontinuitäten mit 
tauſendfachen Zufällen. Vor allem aber iſt der Satz von der 
weſentlich ideellen Bedingtheit und Erfülltheit des Staates nicht zu 


halten. Okonomiſche, ſoziale, wie machtpolitiſche und populationiſtiſche 


Bedingungen treten ſehr ſtark in ſeinem Weſen hervor, und, ſoſerne 


pſychologiſche und geiſtige Grunddispoſitionen auch dieſe Bedingungen 
ihrerſeits mitbedingen, tft dieſes Verhältnis jedesmal ein ganz be⸗ 


ſonderes, ſchwer faßbares und jedenfalls aus einer allgemeinen Kon⸗ 
tinuität des geiſtigen Wirkens nicht erleuchtbares. So erſcheint — 


zum mindeſten für die kompakte und abgrenzende Auffaſſung der 
großen zuſammenhängenden Strecken — der Staat mehr als ein 


Gebilde ſehr realer Kräfte und materieller Bedürfniſſe, deren Be: 
friedigung erſt die Unterlage für eine relativ ſelbſtändige und kurze 
Zeiträume erfüllende ſtarke Bewußtwerdung und, Selbſtgeſtaltung 
des Geiſtes herſtellt “. So tritt an Stelle der ideologiſchen die 
ſoziologiſche Periodiſierung, bei der von Hauſe aus die Filiation 
an ſehr viel ſchwächeren Fäden hängt und die daher mehr eine 


Aneinanderreihung materieller und inſtitutioneller Zuſtändlichkeiten | 


iſt. Ihre Aufeinanderfolge läßt ſich dann mehr nur aus Geſetzen 


des Aufſtieges zu komplizierteren Lebensverfaſſungen erhellen, die 


ihrerſeits aus der Vergleichung der verſchiedenen Kulturverläufe 
nur ſehr allgemein und unverbindlich entnommen werden können. 


Die geiſtigen und pſychologiſchen Unterlagen dieſer Zuſtändlichkeiten, 


surtout, ce sont les faits generaux, l'enchainement des causes et des effets. 


C'est là, pour ainsi dire, la portion immortelle de l'histoire, cette à laquelle 
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Consomméès, quand ils sont devenu de Thistoire, ce que l'homme cherche 


toutes les generations ont besoin d’assister pour comprendre le passé, et 


pour se comprendre elles-méèmes. Dann folgt aber ſofort die Forderung der 


genauen Detailforſchung. e 


1 Eine Art Übergang und Zwiſchenbildung ift das Werk Kjellens „Der SC? 


Staat als Lebensform“ 1917 und „Die Großmächte der Gegenwart“ el915. 


H 


N 


— 
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das jeweils ſpezifiſche Kunſtwollen, die Wirtſchaftsgeſinnung, die poli⸗ 
tiſche Uranlage laſſen ſich dabei nur unſicher erraten und geſtatten 
keine Herſtellung einer rein geiſtigen Entwicklungskette. Die in den 
reiferen Stadien ſich loslöſenden und verſelbſtändigenden Kultur⸗ 
inhalte bleiben an die individuelle Beſonderheit dieſer Zuſtändlich⸗ 
keiten immer jeweils irgendwie gebunden, ſtreben aber nach Verſelb⸗ 
ſtändigungen im reinen Ather des Gedankens und ſchaffen ſich hier 
vermöge ihrer inneren und ſelbſtändigen Struktur über die ver⸗ 
ſchiedenſten Zeitalter und im Falle von Rezeptionen über verſchiedene 
Kulturkreiſe hinüber eine eigentümliche und ſelbſtändige Vorſtellung 
ihres Zuſammenhanges und ihrer Filiation, die ſich gerne an Stelle 
des wirklichen, viel erdenſchwereren Entwicklungszuſammenhanges ſetzt 
und daher den Hiſtoriker oft zu täuſchen liebt. Die Konſtruktionen 
kunſtgeſchichtlicher, religionsgeſchichtlicher und philoſophiegeſ chichtlicher 
Art unterliegen nicht ſelten ſolchen Täuſchungen. | 
Es ift die Eigentümlichkeit der von Saint Simon ausgehenden 
Soziologie Comtes und Spencers“, den Staat oder, was für fie 
eigentlich an deſſen Stelle tritt, die Geſellſchaft auch ihrerſeits als 
korrelativ alle Erſcheinungen hervorbringende Lebenseinheit zu be⸗ 
trachten, aber dieſe Einheit ſelber von der Naturſeite des Menſchen 
und feiner Bedürfniſſe, geiſtig nur von der oberflächlichſten 
Seite des Intellekts und des Glücksbedürfniſſes zu nehmen. Ihr 
Verſuch, die jo gedachten Sozialkörper in eine periodiſierte Ent⸗ 
wicklungsreihe, das bekannte Drei⸗Stadien⸗Geſetz zu bringen, iſt aber 
ein Verſuch alten Stils, die Menſchheitsentwicklung unter Über⸗ 
ſpringung aller beſonderen Kulturkreiſe zu periodiſieren und für die 
hier geſtellte Aufgabe zwar nicht ohne Anregung, aber in der Haupt⸗ 
ſache bedeutungslos. Am eheſten läßt ſich noch Spencers Gedanke 
einer von primitiven Hordenzuſtänden aus durch Differenzierung und 
Integrierung aufſteigenden Reihe wenigſtens auf die einzelnen 
Kulturkreiſe anwenden und die Entwicklung vom Status zum Kon⸗ 
trakt oder, wie Tönnies ſagt, von der Gemeinſchaft zur Geſellſchaft 
als typiſches Schema eines inneren Zuſammenhanges und Fort⸗ 
ſchrittes verwenden. Tut man das, dann werden die Niederſchläge 
dieſer jeweiligen Grundrichtung in den Inſtitutionen, den bloß tat⸗ 
ſächlich geltenden wie den rechtlichen, von entſcheidender Bedeutung 
als „ Sie erklären nicht, aber fie charakteriſieren 


2 Vgl. meine Be be Geſchichte im Sinne ber Geschicht pbilofopbi⸗ | 
des n 1920. 
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eine Periode und bilden das ſamwen haltende Band, das äußerlich 
| auffallendfte, Kennzeichen, die feſte und begrenzende Kanaliſierung, in 


der jede geiſtige und materielle Entwicklung weiterhin gehalten wird, 
bis laute oder leiſe Revolutionen dieſe Kanäle zerſtören und dieſe 


dann wieder neu geſchaffen werden. Dem Charakteriſierungsmittel 


der Inſtitutionen entſprechen dann die Repolutionen als die weſent⸗ 


lichen Einſchnittspunkte. Das gilt von der Entſtehung der Polis und É 


des Imperiums, von dem Eintritt der Germanen, dem Ende des 
| Mittelalters ufw. In dieſem Sinne hat insbeſondere Lacombe“ 


hervorgehoben, daß in der Geſellſchaft die dringendſten und elenen | 


tarſten Lebensbedürfniſſe das beſtimmende Element find, alſo das 
ökonomiſche ſozuſagen den Grundbaß bildet, auf den alle anderen 
Töne geſtimmt find. Weiterhin läßt er aus dem Okonomiſchen und 
ſeinen Verwicklungen mit politiſchen, rechtlichen und ſozialen Inter⸗ 
ellen die großen dauernden Inſtitutionen entſpringen, die demnach 
mit ihrer mächtigen Dauergewalt und der von da ausgehenden Be⸗ 
a alles geiſtigen Lebens den Faden der Periodifierung bilden 
müſſen. Ahnlich hat auf feinem Gebiete Harnack die Bildung und 
Zerſtörung der großen Inſtitutionen und den pon ihnen ausgehenden 
Einfluß auf die freiere religiöſe und theologiſche Gedankenwelt zur 
Grundlage ſeiner Periodiſierung gemacht und dann überdies in 
ſeinen geſchichtstheoretiſchen Betrachtungen dieſen Gedanken grund⸗ 
ſätzlich für die Geſchichte überhaupt formuliert, wobei ihn der be⸗ 
wußte Gegenſatz gegen F. Chr. Baur und Hegel geleitet hat?. 
Geht man aber dieſen Inſtitutionen nach, ſo wird man in ihnen 
ganz überwiegend, wenn auch keineswegs ausſchließlich, das ökono⸗ 
miſche Element als bedingende Grundkraft feſtſtellen müſſen. Damit 
kommt man dann zum Marxismus, der in allem Recht nur den 

zjuriſtiſchen Ausdruck der Produktionsverhältniſſe ſah, die Struktur 
der Geſellſchaft von dieſem alles bedingenden Grundelement bis in 
den geiſtigen Überbau hinein von dem als völlig abſolut genommenen 
Okonomiſchen herleitete und die Abfolge der ökonomiſchen Zuſtände 
nur aus einer logiſch⸗dialektiſchen Bewegung dieſer ſelbſt zu begreifen 
unternahm. Es iſt das der geſchichtsphiloſophiſche Beſtandteil des 
Marxismus, der von dem agitatoriſch⸗prophetiſch⸗ revolutionären 


ı Mir nur bekannt aus Paul Barth, Philosophie der Geſchichte als 
Scsziologie?, 1915, S. 231— 237. , 
N 2 Harnack, Aus Wiſſenſchaft und Leben, 1911, J, 48 f.; II, 85 ff. 
über die Sicherheit und die Grenzen geſchichtlicher Erkenntnis. . 1917, | 
S. 17. 
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ſtreng zu unterſcheiden if, wenn er auch vielfach durch den Einfluß 


— 


diefer letzteren Tendenzen karikiert wird!. Marx ſelbſt hat leider 
auch ſeinerſeits von da aus die Periodiſierung nur in dem alten 


Stil der Weltgeſchichte unternommen und eine ſolche des beſonderen 


Doppel⸗Kulturkreiſes, des griechiſch⸗römiſchen und romaniſch y. 
germaniſchen, unterlaſſen. Er hat im Grunde überhaupt nur Inner: ` 


halb des letzteren die kapitaliſtiſche Periode behandelt. Immerhin 


iſt aber auch ſchon bloß dadurch die Rückſicht auf das Okonomiſche 
und die von da ausgehende Unterbau⸗Überbaulehre das Zentral⸗ 
problem aller Periodiſierung geworden, auch da, wo man von der 
Grobſchlächtigkeit, das Okonomiſche allein als unabhängige Variable 


zu behandeln, und von der damit ER atheiſtiſch⸗ 


antiſpiritualiſtiſchen Dogmatik weit entfernt iſt. | 
So fehlt alſo ein wirklicher Entwurf vom Standpunkt dieſer 


Theorie aus. Vor allem deshalb, weil die Wirtſchaftsgeſchichte, be⸗ 


ſonders innerhalb des Altertums, noch nicht hinreichend durchforſcht 
und aufgehellt iſt. Trotzdem wird man auf den univerſalhiſtoriſchen 
Verſuch von Breyſig hinweiſen dürfen?. In ſeinem Stufenbuch hat 


er das typiſche Entwicklungsgeſetz aller Kulturverläufe — ein wenig 


in Anlehnung an Spencer — als Reihenfolge von Urzeit, Altertum, 


Mittelalter, Neuzeit und Neueſte Zeit konſtruiert, im allgemeinen ein 


Fortſchreiten zur Differenzierung und Integrierung bis zum höchſten 


Reifeſtadium. In ſeiner „Kulturgeſchichte der Neuzeit“ macht er 


davon die Anwendung auf die beiden uns hier beſchäftigenden 
Kulturkreiſe, die beide zu den ganz wenigen gehören, welche alle 


Stufen durchlaufen und nicht auf einer derſelben ſtecken bleiben. 


Das . Gliederungsmittel iſt die Rückſicht auf den Zuſammenhang 


politiſcher, ökonomiſcher, klaſſenmäßiger und herrſchaftsbildender 
Kräfte, neben denen das geiſtige Leben ſeine ſelbſtändigen Wurzeln 
hat, aber doch nur in weitgehender hglt . ſich 


1 Vgl. meinen Aufſatz „Über den Begriff einer hiſtoriſchen Dialektik, 


H. 3., 1919. 


2 Kulturgeſchichte der Neuzeit II. Das Buch if Darſtellung auf Grund 


der beſten Werke und Begleitung der Darſtellung mit viel Räſonnement; E 
darunter aber recht gute Bemerkungen. Als Ganzes beſtätigt es freilich den 


Satz, daß eine Geſamtkulturgeſchichte uno intuitu unmöglich iſt. Kultur⸗ 


geſchichte gibt es nur in der Zerlegung in einzelne Kulturzweige, bei deren 
jedem freilich dem Darſteller ein Bild des Ganzen vorſchweben muß, oder in 
Geſtalt eſſayiſtiſcher Betrachtung ohne jede Einzeldarſtellung, alſo als reines 


Räſonnement, bei dem alle Tatſachen vorausgeſetzt ſind. Der erſte Band enthält | 


im NS Gedanken des n von 1908: 
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entfaltet. Der Übergang von einer Stufe zur andern iſt teils durch 
jene Spencerſche Idee, teils durch pſychologiſ ch⸗dialektiſche Zuſammen⸗ 


hänge, teils durch Zufall von außen her wie Perſerkriege, Mongolen⸗ | 


ſtürme, Goldentdeckungen uſw. bedingt. 9 
Demnach haben wir zunächſt in der Antike eine Urzeit, die 


Hordenbildung, Matriarchat und dann Patriarchat vermutlich ähn⸗ 


lich war. Darauf folgt das Altertum, die Seßhaftigmachung ſamt 


ihren ökonomiſchen und ſoziologiſchen Konſequenzen, die Bildung 


Das dritte iſt das Frühmittelalter mit kleinen Königen und Ritter⸗ 
tum, die Welt, die das homeriſche Epos ſpiegelt. Das vierte tft 
das Spätmittelalter, die Zeit der Ariſtokratie, des Großgrundbeſitzes 
und der Agone, der Synökiſmen und der Städtebildung, der 


tyranniſchen Reaktion gegen die ſtädtebildende Ariſtokratie, der Kolo⸗ | 
niſation, der archaiſch⸗mittelalterlichen Kunſt, der leidenſchaftlichen 


Dichtung und Spekulation, der Gegenſätze von Volksreligion und 
myſtiſch⸗orgiaſtiſcher Sektenbildung. Die Neuzeit ward herbeigeführt 
durch die plötzliche Entfaltung und Ausbreitung der Polis infolge 


des Nationalkrieges gegen die Perſer. Es iſt die Blütezeit der vom 
Adel gebildeten, aber allmählich ſich immer ſtärker demokratiſierenden 


Polis, erfüllt von den Kämpfen um die Hegemonie der beiden ſich 


zu Reichen ausweitenden Hauptſtädte und von einem mächtigen R 
ökonomiſchen Fortſchritt zum Handelskapitalismus und zur Seeherr⸗ 
ſchaft; nach der geiſtigen Seite hin iſt dieſe Blütezeit der Polis 


der aller andern Völker mit Kriegskommunismus, Kriegerſitte, 


der Sonderfamilie, die geſchloſſene Hauswirtſchaft, die Erhebung. 
großer barbariſcher Königtümer mit Fronarbeit und Sklaventum. 


— 


zugleich die von Kunſt, Philoſophie und Wiſſenſchaft, wobei der. 


Flor der letzteren den der Staaten überdauert. Das Ende iſt dann 
die neueſte Zeit oder die Aufſaugung der Polis in den helleniſtiſchen 


Imperialismus und vor allem ſchließlich in den römiſchen Imperia⸗ 
lismus, der als mittelalterlicher Stadtſtaat zuerſt ſich bemerkbar 
machte Set dann mit der Einverleibung der Hellenen und des Orients, 
zugleich mit einer ungeheuren ökonomiſchen Entwicklung in ſeine eigene 
Neuzeit und neueſte Zeit eintrat. Damit ſind wir bei dem Punkte 


angelangt, von dem Ranke ausging, beim römiſchen Weltreich mit 
feiner juriſtiſchen, politiſchen, wiſſenſchaftlichen und religiöſen Leiſtung. 
Darauf folgt dann eine Darſtellung des mit dem Reich innerlich 
nah verwandten Chriſtentums, das aber in die ſoziologiſchen Kon⸗ 
ſtruktionen Breyſigs nicht recht hineinpaßt und das weſentlich im 


Sinne Nietzſches aufgefaßt wird, doch nicht ohne daß auch ſeiner 
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! positiven Leiſung als Zuſammenfaſſung und Fortleitung der Antike 


gedacht würden. Damit geht die Betrachtung ziemlich unver⸗ 
mittelt auf den zweiten Kulturkreis, das romano⸗germaniſche 


Abendland über, wie er es mit Ranke nennt, und ent⸗ 
wickelt nun nach dem gleichen Periodenſchema die abendländiſche 


E Welt unter beſtändigem Bedauern, daß ihr nicht eine gleich unab⸗ 


hängige und ſelbſtändig ſich begründende und auslebende Entwick⸗ 


lung vergönnt war wie der griechiſch⸗römiſchen. Es fehlt jedes 


Verſtändnis dafür, daß die großen Kulturſchöpfungen ſelten ſind, 


und daß die Fortſetzung der Antike in einen zweiten Kulturkreis 
hinein gerade das Auszeichnende, Charakteriſtiſche und Gewaltige im 
Europäiſchen Weſen iſt, womit insbeſondere auch die beherrſchende 


Bedeutung der chiſtlich⸗römiſch⸗helleniſtiſchen Übergangsglieder gegeben 


iſt. Statt deſſen gibt Breyſig ſeine Vermutungen über die ver⸗ 


ſchollene germaniſche Urzeit und geht von da zum Zeitalter des ger⸗ 


maniſchen Altertums über, das in den Wanderungen, den Staats⸗ 


gründungen auf römiſchem Boden, zuletzt in dem Barbarenreich der 
RNarolinger beſteht, römiſche und chriſtliche Elemente benutzt und 


geiſtig die großartigen Anfänge einer germaniſchen Geiſteswelt durch 


die Rezeption eines ganz äußerlichen und unverſtandenen Chriſten⸗ 
tums verdirbt. Er faßt alſo Rankes Wanderungszeit und Rankes 


Wiederaufrichtung des Römerreichs zuſammen zum einheitlichen 
Altertum des Germanismus, vor allem wegen der nach den Karo⸗ 


lingern einſetzenden großen wirtſchaftlich-politiſchen Umbildung zum 


Feudalismus. Dann folgt das germaniſche Frühmittelalter von 


900 —1300 mit Feudalismus, Anfängen getrennter Nationen, 


Kaiſerromantik, vorübergehender Papſtherrſchaft; dieſes Zeitalter 


lliitet durch die Städtebildung wie durch die Anfänge des Abſolutis⸗ 


mus in Frankreich, des Parlamentarismus in England, des Terri⸗ 


torialismus in Deutſchland und Italien zum Spätmittelalter über. 
7 Dieſes ſeinerſeits bringt 1300 —1500 die Anfänge eines europäiſchen 
| Staatenſyſtems, alſo eines Gebildes, das die im Welt⸗Imperialismus 


mündende Antike überhaupt nicht zu ſchaffen vermocht hatte. Die 
Neuzeit bringt mit den religiöſen und wiſſenſchaftlichen Revolutionen 


das Syſtem der modernen Kulturſtaaten, die dann in den Revo⸗ 


H 


lutionen des 18. Jahrhunderts tiefgreifend verändert werden. Die 


neueſte Zeit ſetzt' nach den Revolutionen ein und zeigt eine kulturelle 


Überreife. Doch iſt das letztere alles nur angedeutet, das 2 geht 


nur bis zum Spätmittelalter. 


1 II, 673. 
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Gewiß, geen dringt nicht in den teten Kern der perioden: 
bildenden Kräfte ein. Dazu iſt das Verhältnis des ſoziologiſchen 
und des geiſtig kulturellen Elementes zu wenig in die Tiefe hinein 
erforſcht!. Sein Standpunkt iſt im weſentlichen der eines vergut⸗ 
mütigten Nietzſchetums und mißt alles an dem jeweiligen Verhältnis 
von Maſſe und Individuum!, insbeſondere beurteilt er den Zu: 
ſammenhang von Unterbau und Überbau weſentlich unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt, wie ſich dieſes Verhältnis in Kunſt, Literatur und 
Religion widerſpiegelt. Er freut ſich an den ariſtokratiſch⸗indivi⸗ 
dualiſtiſchen Verſelbſtändigungen der geiſtigen Kultur, beklagt aber 


dann ſtets deren Verbreiterung und Übergang in eine rationaliſtiſche 
Demokratie. Das iſt freilich im Grunde nur eine perſönliche Lieb⸗ 


haberei, ein ſehr ſubjektives Werturteil. Wer zu den letzten plaſtiſchen k 


Kräften der Geſchichte vordringen und von ihnen aus den Fluß des 
Geſchehens erfaſſen will, muß ſehr viel tiefer in die verwickelten Ge⸗ ge 


heimniſſe der Unterbau⸗Uberbau⸗Lehre eindringen. Das haben zwei 
problemgeſchichtlich eng verbundene, im übrigen aber gründlich ger. 


ſchiedene Denker Déi zur Lebensaufgabe gemacht: Max Weber und 


Werner Sombart. Hier zerlegt ſich jeder Kulturkreis in ſeine 
ſoziologiſch⸗ökonomiſch⸗ politiſche, in ſeine ziviliſatoriſch⸗techniſche, aus | 
eigener Logik fortſchreitende, wenn auch vielfach gehemmte und vor 


allem international nach Bedürfnis übertragbare und ſchließlich in 


ſeine kulturelle, jedesmal völlig individuelle und zu ſeltenen, kurz 
andauernden Höhepunkten anſteigende Komponente. Es iſt die 


Fortführung und Vertiefung eines Gedankens, den ich oben ſchn 


als von Ranke angedeutet bezeichnet habe. Aber mit dieſer Zer⸗ 


legung ergibt ſich erſt das Problem der gegenſeitigen Bedingtheit, die 


in jedem Falle eines N Kulturkreiſes oder einer Kulturperiode - 


Ze Immerhin vgl. die Bente über das Marpiſtiſche Problem II, 
1250—1294 und öfter in Einzelbemerkungen, ſo z. B. 1322, 1406, 1424. 
2 Über die Vieldeutigkeit des Begriffs Individualismus und die Unmög⸗ 
lichkeit, von ihnen und feinen ſchillernden Bedeutungen aus in den Kern der ſozio⸗ 
logiſchen Bewegungen einzudringen, ſiehe H. Schmalenbach, Individualität 


und Individualismus, Kantſtudien 24, 1920. Breyſig ſelbſt unterſcheidet (demo⸗ 


kratiſchen) Maſſenindividualismus und (Nietzſcheſchen) Qualitätsindividualismus. 
Der letztere gehöre den ariſtokratiſchen Spätmittelaltern bei ihrem Übergang zur 
Demokratiſierung weſentlich an, welche Zeiten daher Breyſig mit Nietzſche bevor⸗ 
zugt. Dem gegenüber zeigt Schmalenbach in Mittelalter, Renaiſſance, Auf⸗ 
klärung und Goetheſchem Zeitalter ganz verſchiedene, im Allgemeincharakter be⸗ 
gründete Begriffe der Individualität, die jedesmal von anderen sage Domi- S 
nanten der Geſchichte konkret ausgeht. = 


U 
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| jedesmal ganz beſondere Lagerungs⸗ und gegenſeitige Bedingungs⸗ 
verhältniſſe aufweiſt. Das rein ſoziologiſche und vor allem auch das | 
ökonomiſche Element ift von kulturell⸗geiſtigen Grundftellungen mit: 
bedingt, manchmal geradezu beherrſcht, pflegt dann aber wieder 
dieſe unter ſeine Herrſchaft zu bringen. Ebenſo iſt es vom zivili⸗ 
ſatoriſch⸗techniſch⸗intellektuellen Stande abhängig, wie es umgekehrt 
dieſen im Tempo und der Fülle beeinflußt. Es gibt techniſche 
Wunderzeiten wie das 19. Jahrhundert, wo größere Fortſchritte ges ` 
macht wurden als bisher in zwei Jahrtauſenden. Schließlich erweiſt 
ſich das geiſtig kulturelle Element immer als an die beiden anderen 
gebunden auch in feinen fublimfter Offenbarungen und gleichzeitig 
als von ihnen ſich löſend und zur reinen Geiſtigkeit verſelbſtändigend !. 
Das ergibt überaus ſchwierige und feine, jedesmal bei jedem Gegen⸗ 
„ ſtand vor anderer Problemlage ſtehende Unterſuchungen. Freilich 
ſind ſolche Unterſuchungen zunächſt mehr auf die Analyſe eines 
einzelnen, ſelbſtändigen Kulturzuſammenhanges gerichtet. Aber ſie 
dringen damit doch zugleich in die Tiefe des letzten hiſtoriſchen Zu⸗ 
ſammenhangs, wo die verſchiedenen Komponenten noch in der Wurzel 
vielleicht eins ſind, und aus der ſie ſich dann im Spiel i innerer Folge⸗ 
richtigkeiten und äußerer Zufälligkeiten herausdifferenzieren. Eine 
wirkliche Periodiſierung müßte in dieſe letzte Wurzelſchicht und in deren 
Umbildungen und Fortbildungen bei jeder neuen Periode eindringen, 
ein mindeſtens bis jetzt übermenſchliches Unternehmen?, das ſeine Be⸗ 


1 Skehe meine Abhandlung: „Hiſtoriſche Dialektik III. Marrismut. Dazu 
als Weiterführung die ſehr feine und geiſtreiche Abhandlung von Alfred Weber 
e Prinzipielles zur Kulturſoziologie“ (Geſellſchaftsprozeß, Ziviliſationsprozeß und 
Kulturbewegung). Archiv für Sozialwiſſenſchaften 47, 1920. Freilich würde ich 
ſolche Unterſuchungen nicht als ſoziologiſch, ſondern eben einfach als geſchichts⸗ 
philoſophiſch im heutigen Sinne des Wortes bezeichnen. Soziologie kann doch 
immer nur Geſetze der Gemeinſchaftsbildung betreffen, wenn das Wort feinen 
eigenen Sinn haben ſoll. Darüber aber geht die Abhandlung weit hinaus. 
Die Berührung mit Ranke iſt Alfred Weber wohl unbekannt geblieben. Im 
übrigen ſtellt dieſe Abhandlung zugleich eine ſehr eindringende und zutreffende 


mi, 


„Kritik des maßlos übertriebenen hiſtoriſchen Individualismus bei Spengler dar, 


der. die relative Individualität auch auf das rein Logiſch⸗Techniſche und Mathe⸗ 
matiſche überträgt und Kultur und Ziviliſation wie zwei ſich ablöſende Größen 


behandelt ſtatt ihr beſtändiges, freilich verſchieden intenſives Nebeneinander⸗ 


und Ineinanderſein zu beachten. 

2 Jn ſolche Tiefen ſucht das Spenglerſche Buch e Er benutzt 
dazu aber eigentlich nur die Kunſtgeſchichte. Alles Soziologiſch⸗Okonomiſche 
exiſtiert für das Buch nicht. Das iſt ſeine größte Schwäche. Es exiſtiert freilich 


zumeiſt auch für ſeine Kritiker nicht. Siehe zum Beiſpiel die übrigens feine 
Schmollers Jahrbuch XLIV Su 5 3, 
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deutung nur als Erkenntnisideal, nicht als wirkliche Leiſtung ausüben 


kann. Daher haben auch die beiden genannten, ſehr ſtark philoſophiſch 
imprägnierten Denker nur das Ideal aufgeſtellt und begründet, es 


an einzelnen Beiſpielen erläutert. Aber auch ſolche Erläuterungs⸗ 


verſuche ſind nicht ohne bedeutende Beiträge zu unſerem Problem 


geblieben. Sie haben weſentlich die ökonomiſch⸗ſoziologiſchen Grund⸗ 


formen und Grundmotive der einzelnen Perioden herausgeſtellt und 
von da aus dann für jede Periode das Sonderproblem offen gelaſſen, 


wie ſich in ihr das gegenſeitige Bedingungsverhältnis der ökonomiſch— 


ſoziologiſchen Struktur und der verſchiedenen ibeologifchen Elemente 


verhalte. Die Frage, wie ſich bei alledem doch zugleich eine relativ 


ſelbſtändige Filiation der geiſtigen Elemente herſtelle, bleibt ſpäteren 
Zeiten der Forſchung vorbehalten, . einmal die realen Unter⸗ 
gründe feſtgeſtellt ſein werden. So Ergibt ſich gerade von Melen 
tiefften und komplizierteſten Ergründungen aus zunächſt eine ganz 
von dem Aufweis der realen Lebensformen her bedingte Periodi⸗ 


ſierung, in der die Aufeinanderfolge ſelbſtverſtändlich eine pſychologiſch, 


vermittelte, mitunter durch äußere Kataſtrop;hen und Umwälzungen 


bedingte iſt, aber jedenfalls keinerlei Anſpruch auf irgendeine logische: 


oder ideelle Notwendigkeit macht, wie ihn noch der Marxismus 


auf Grund ſeiner wunderlichen, vom Geiſte prinzipiell verlaſſenen 


— 


und doch die logiſche Bewegung des Geiſtes befolgenden Dialektik 
erhoben hatte. Von alledem iſt nicht mehr entfernt die Rede. Um 


ſo objektiver iſt die Periodiſierung. e, S 
| Um eine Anſchauung von dieſer Art von Periodiſterung zu 


geben, verſuche ich aus einem unendlichen Rankenwerk gelehrter Dar⸗ 


Kritik von H. Scholz, Zum Untergang des Abendlandes, Berlin 1920. In 
Frankreich hat Guizot ſchon 1828 dieſe Dinge verſtanden und berückſichtigt, bei 


uns gilt es heute noch zumeiſt als Fachangelegenheit der Nationalökonomen.“ 


Auch Ranke liebte dieſe Dinge nicht, wenn er ſie auch kannte. Böckhs Staats⸗ 
haushalt der Athener enthielt ihm etwas „Störendes“! Dove, Ausgewählte 
Schriften, S. 158. Eine ſehr geiſtreiche und pſychologiſch feine Studie zur 


Unterbau: Überbaulehre ift die Arbeit von Schumpeter, „Zur Soziologie der 
Imperialismen“, Archiv für Sozialwiſſenſchaft Bd. 46, 1918/19, doch ſcheint mir 


hier die Selbſtändigkeit des Ideellen unterſchätzt und alles zu ſehr auf die 


Spencerſche Alternative von Militarismus und Induſtrialismus hinauszulaufen. 
In dieſer Hinſicht iſt doch vielfach richtiger das pſychologiſch weniger raffinierte 


Buch von Mitſcherlich, Der Nationalismus Weſteuropas, 1920, das im 
Grundja die gleiche Frageſtellung befolgt. Zum Ganzen ſiehe Schumpeter, 


Theorie der wirtſchaftlichen Entwicklung. Ich habe meinerſeits bereits in . 


„Auguſtin“ dieſe Periodiſterungsgrundſätze angewendet. 


H 
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legungen und Vorbehalte die Anſchauung Max Webers von dem 
Gange der Antike wiederzugeben, auf welche ſeine Arbeit vor allem 


‚ bezogen war. Er ſetzt ein mit dem Grundunterſchiede der oſt⸗ 


aſiatiſchen und der mittelmeeriſch⸗vorderaſiatiſchteuropäiſchen Ent⸗ 


wicklung. Dieſer Unterſchied liegt in der verſchiedenen Art der 


Seßhaftigmachung; dort Preisgabe der Milchviehwirtſchaft, daher 
weſentlich Gartenbau, Mangel an Flurgemeinſchaften und All⸗ 


menden, maſſenhafter Kleinbeſitz und entſprechende geiſtige Ent⸗ 


wicklung; hier verbleibende Verbindung von Feldwirtſchaft und 
Milchviehhaltung, daher Erhaltung des nomadiſchen Individualis⸗ 
mus und der territorialen Genoſſenſchaft zugleich, und damit viel 
größere Spannungen und Triebe der hiſtoriſchen Entwicklung. Nur 
die großen Kulturen des Stromuferbaus und der Bewäſſerungs⸗ 


arbeit am Euphrat, und Nil machen von den letzteren im Weſten 


eine Ausnahme, die ſich darum ſofort in der ganz eigentümlichen 
Struktur von Geſellſchaft und Geiſt fortſetzt. Ein beſonderer Punkt 


in der weſtlichen Seßhaftigmachung iſt dann aber die Herausbildung 


eines kriegeriſchen, von Grundrenten lebenden und die militäriſchen 
Aufgaben beſorgenden Adels. Hier zeigen ſich ſofort die inneren 
Unterſchiede der griechiſch⸗römiſchen Antike und des nordiſchen Abend⸗ 


landes. Im letzteren trat bei den großen Flächen, dem binnen⸗ 


ländiſchen Charakter und den mangelnden Verkehrsverhältniſſen der 


über das Land zerſtreute Feudaladel in dieſe Aufgabe ein. In der 
Antike bildete ſich dagegen der um die Burgen ſich ſammelnde Stabtadel 
.. der Polis zu dem gleichen Zwecke und feſtigte ſich außer durch Land⸗ 


rente durch Sklavenjagd, Seeraub, Seehandel, woraus ſich dann die 
Entwicklung der antiken Polis als des Zentrums der antiken Kultur ` ` 


ergibt mit allen weiteren Folgen. Das iſt der Unterſchied der an; 


tiken Adels⸗ und Vollbürgerſtadt, deren höchſtes Ideal das dem 
Staat und der Kultur lebende Rentnertum auf der Grundlage von 
Sklavenarbeit und Banauſenverachtung iſt, von der mittelalterlichen 
Gewerbeſtadt, die auf freier Arbeit beruht und nach der Befreiung 
von den Stadtherren rein bürgerlichen Charakters iſt. Die Städte 
ſind überall das Rückgrat und die Schöpfer der eigentlichen geiſtigen 
Kultur. In der Antike entſtand die Polis früher und beſtimmte 
alles, im Norden entſtand fie ſpät und mußte fie mit anderen Ele⸗ 


menten zum Flächenſtaate zuſammenwachſen. Umfaſſende politiſche 


Anlagen ſind aus der Polis nur verſuchsweiſe entſtanden, in 
Griechenland erſt durch die Mazedonier und die helleniſtiſchen Reiche. 


a . tritt dann der . an die Stelle der Polis 
| 3” 


und wird Schließlich von der zum Weltreich ausgewachſenen römiſchen 
Civitas aufgeſogen, die ſich ebendamit folgerichtig in die Monarchie 


verwandelt. Dieſe Militärmonarchie iſt verbunden mit dem Ver⸗ 


ſiegen des Sklavenweſens, der Ausbildung des Pächterweſens, des 


Kolonats und der binnenländiſchen Großgrundherrſchaft, iſt im 


Endergebnis eine naturalwirtſchaftliche Rückbildung und der Ver⸗ 
fall der ökonomiſch⸗ſozialen Struktur der Antike, der Übergang zum 
nordiſchen Mittelalter. Das Imperium iſt dementſprechend begleitet 
von tiefſten geiſtigen Umwälzungen, der rationell⸗individualiſtiſchen 


Weltkultur, dem Weltrecht, der Weltreligion und dem Erlöſungs⸗ 
bedürfnis einer erdrückten und geiſtig entwurzelten Bevölkerung. So 


ergibt ſich eine durchgreifende ſtarke Periodiſierung: die Seßhaftig⸗ 
machung, die Gründung und Entwicklung der Polis, das Welt⸗ 
imperium und die Militärmonarchie mit der Folge der Nivellierung 
und der Zwangsorganiſation, der Selbſtauslieferung an bar⸗ 


bariſche Hilfskräfte und der Auflöſung der Städte, der alten Kultus 
träger. 


Eine nicht minder eindrucksvolle Darſtellung des anderen Teils | 
unſeres welthiſtoriſchen Zuſammenhangs, der nordiſch⸗abendländiſchen 
Entwicklung, hat Sombart gegeben, die ich gleichfalls verſuche, mit i 


der hier notwendigen Vergröberung und Verkürzung wiederzugeben ?. 


Seine Forſchung und Darſtellung gilt der abendländiſchen Geſchichte 


und ſchließt ſich inſofern an die Darſtellung Max Webers unmittel⸗ 
bar an. Entſcheidend iſt natürlich auch hier die Periode der Seß⸗ 


haftigmachung und Siedelung, in welcher bereits die Miſchungen | 


germaniſcher und römischer Rechts⸗ und Geſellſchaftsgrundlagen ein⸗ 
traten und der Rückbildungszuſtand der Antike mit den Bedürfniſſen 


a Vgl. die großen Artikel „Agrargeſchichte des Altertums“ und „Kolonat“ 


in H. St. W., von denen der erſte eine Wirtſchaftsgeſchichte des Altertums 
it. Aus dem erſten I, 182 der Satz: „Das Kontinuum der mittelländiſch⸗ 
europäiſchen Kulturentwicklung kannte bisher weder abgeſchloſſene „Kreisläufe“ 


noch eine eindeutig orientierte ‚grablinige‘ Entwicklung. Zeitweiſe gänzlich ver 


ſunkene Erſcheinungen der antiken Kultur find ſpäter in einer ihnen fremden 
Welt wieder aufgetaucht. Anderſeits find, wie die Städte der Spätantike, — 


ſpeziell des Hellenismus, auf dem Gebiete des Gewerbes, ſo die ſpätantiken 


Grundherrſchaften auf agrariſchem Gebiet Vorſtufen des Mittelalters geweſen.“ 
Ahnliches bei Reinhard Junge, Problem der Guropäifierung orientalischer 
Wiſſenſchaft, 1915. 


2 Vgl. Der moderne Kapitalismus 2, 2, J, 1916; ar meine ähnlich gedachten 


Syziallehren der chriſtlichen Kirchen und Gruppen, 1912. 
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. der barbariſchen Geſellſchaftsordnung vielfach eigen. Die 
Folge davon iſt die Ausbildung des Feudalismus und des 
| Grundherrentums zuſammen mit der ſteigenden Unfreiheit der keine 
Kriegsdienſte Leiſtenden, übrigens ohne daß freie Bauern, Dörfer 
und Höfe daneben verſchwunden wären. Das ergibt die frühmittel⸗ 
äaltelliche Fronhof⸗ und Dorfwirtſchaft; zur erſteren gehört ſowohl 
deer feudaliſierte Klerus als die- Klöſter. Dem liegt eine traditiona⸗ 


liſtiſch⸗patriarchaliſche Wirtſchaftsgeſinnung zugrunde, wenig geiſtige 
Produkte an dem Bedürfnis ſtandesgemäßer Nahrung, Glanz und 


heitsmäßige Sicherung beim Bauern, Knecht und Handwerker, ein 


Geiſt, der ſich dann auch ſpäter auf die nordiſchen Städte übertrug. 
Mit der chriſtlichen Ethik der Selbſtbeſchränkung und der organiſch⸗ 
ſtändiſchen Lebensverfaſſung vertrug ſich dieſer Geiſt, der im übrigen 
dem chriſtlichen Innerlichkeits⸗ und Liebesideal nur ausnahmsweiſe 
in Geſtalt der Askeſe huldigte. Ein letzter Nachklang dieſer Welt 


Jiſt das Weltbild und Geſellſchaftsideal des heiligen Thomas. Alle 


Kultur iſt ritterlich oder geiſtlich. Das zweite Zeitalter bildet 


nach einem Übergangszeitalter der wiederauflebenden Tauſchwirt⸗ 


ſchaft die Kultur der Städte. Aus grundherrlichen Reſidenzen und 


Schutzorten erwachſen, bilden ſie den Geiſt der handwerkerlichen E 


— 


und Willensenergie, Herrſchaft der Gewohnheit, Meſſung aller 


Repräſentation der ritterlichen Herren, Nahrungsſchutz und gewohn⸗ 


Gewerbeſtadt auf der Grundlage freier Arbeit und binnenländiſchen 


N : Verkehrs aus. Auch hier herrſcht der Geiſt renger Genoſſenſchaft⸗ 


lichkeit, ſtrenger Untergliederung der Teile, des Nahrungsſchutzes 


und der ſtandesgemäßen Lebenshaltung, des Ausſchluſſes der Kon⸗ 
kurrenz durch geſchloſſenen Markt und erbliche Ständegliederung. 
Der militäriſche Geiſt ward zum Verteidigungsgeiſt und ebendamit 
Rerſt durch die Stadt die wirkliche Verchriſtlichung der Geſellſchaft 


P ermöglicht. Die Stadt wird Stütze und Vorſchule des geſchloſſenen, 


von Beamten verwalteten Staates, Trägerin weltlicher Schule und 


a weltlicher Bildung. Ein aufkommendes Großbürgertum öffnet ſich 


einer immer weiteren und immer freieren. Bildung, die die über⸗ 


lieferten Kulturelemente an ſich heranzieht, erweitert und vertieft. 


Perſönlichkeit und Leiſtung hängen noch aufs engſte zuſammen, und 


die 3 der Lebenskreiſe wie die Gebundenheit der feſten Lebens⸗ 


| 1 Vgl. EE I, 34: „Die Idee der Nahrung, die aller vorkapitali⸗ 8 
SE gien Wirtſchaftsgeſtaltung ihr Gepräge verleiht, ... ift in den Wäldern 
Ä von den ſich ſeßhaft An Stämmen der jungen Völker un 
worden.“ | 
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ordnungen erlaubt überhaupt noch eine ſtarke Auswirkung der per⸗ 


ſönlichen Ethik ohne zerſetzenden Subjektivismus. [Die dritte 
Periode iſt die der Entſtehung und Ausbildung des modernen, 


ſpezifiſch abendländiſchen Kapitalismus, der mit dem modernen 


Staate, der Technik, der Wiſſenſchaft, der neuen Religion zuſammen 


aus dem tiefen Grunde der europäiſchen Seele erwachſen iſt: ein 


Geiſt der Irdiſchheit und Weltlichkeit, der ruheloſen Eigenſucht und 


Selbſtbeſtimmung, von ungeheurer Kraft zur Zerſtörung alter Natur⸗ 


gebilde und alter Gebundenheiten, aber auch ſtark zum Wiederaufbau 


neuer Lebensformen, kunſtvoller und künſtlicher Zweckgebilde. Auf ihm 


— ` 


und ſeinen politiſchen, ſozialen, techniſchen und geiſtigen Korrelaten 


beruht die ungeheure Kulturblüte der letzten fünf Jahrhunderte; 


aus ihm mit ſeiner Konſequenz der ſchließlichen Mechaniſierung, der 


Maſſenfron, der Konkurrenz der großen Wirtſchaftsimperien, der 
Übervölkerung und der ſubjektiviſtiſchen Überkritik erwuchſen auch die 


Gefahren, die dieſe ganze, heute Amerika und einen großen Teil 


der Welt einbegreifende Kultur von innen heraus bedrohen 1. Alles 
Nähere iſt bekannt oder doch viel zu weitläufig, um hier auch nur 
angedeutet zu werden. Genug, wir haben auch hier eine ſoziologiſch 
gedachte Periodiſierung: erſtlich die Seßhaftigmachung, zweitens das 


feudale Frühmittelalter, drittens das ſtädtiſche Spätmittelalter, vier⸗ 
tens die moderne Welt als Kultur des Kapitalismus und des 


modernen Einheitsſtaates. Die ökonomiſch⸗ſoziologiſche Periodiſierung 


erweiſt ſich zugleich auch hier als Unterlage der allgemeinen Perio- 
diſierung, ſoweit die großen Geiſtestypen in Betracht kommen. Alle 


dr Siehe I, 827, zum Teil wörtlich wiedergegeben. „Es iſt Fauſtens Geiſt, 
der Geiſt der Unruhe, der Unraſt, der nun die Menſchen beſeelt. .. Will man 


Hees Unendlichkeitsſtreben nennen, jo hat man Recht, weil das Ziel ins Grenzen⸗ 
loſe hinaus verlegt iſt, weil alle natürlichen Maße der organiſchen Gebunden⸗ 


heiten als unzulänglich, beengend von den Vorwärtsdringenden empfunden werden 
. die aus Unternehmungsgeiſt und Bürgergeiſt zu einem einheitlichen Ganzen 
verwobene Seelenſtimmung nennen wir dann den kapitaliſtiſchen Geiſt.“ Auf⸗ 


fallend iſt die Berührung Spenglers mit dieſer Sprache Sombarts. Im übrigen 
ſiehe des letzteren Bourgeois, Zur Geiſtesgeſchichte des modernen Wirtſchafts⸗ 


menſchen, 1913. Eine ſehr wichtige, beſonders das Angelſachſentum beleuchtende 


Komponente dieſer Geiſtesentſtehung behandelt Max Webers berühmte Ab⸗ 
handlung über „Die proteſtantiſche Ethik und der Geiſt des Kapitalismus“, 


Archiv für Sozialwiſſenſchaft XX u. XXI. über die grundſätzliche Verſchieden⸗ 


heit des antiken und des modernen Kapitalismus in Weſen, Struktur und 


geiſtigen Grundlagen und Wirkungen Hefe BEE Autors bereits erwähnten 


Artikel über . d. A. 
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rein politiſche Periodiſterung iſt dann zwar feiner und reicher, fügt 


Ve aber diefen großen Zügen an. | 

Der Vergleich dieſer verſchiedenen Periodiſierungen, die bald 
beide Glieder des mittelmeeriſch⸗europäiſchen Zuſammenhangs, bald 
nur das zweite abendländiſche behandeln, dabei aber die Antike ſtets 
vorausſetzen, führt ſchon tief in das Weſen der Sache hinein. In 
der Tat, eine wirklich objektive Periodiſierung iſt nur von den 


ſozialökonomiſch⸗politiſch⸗ rechtlichen Unterbauten her möglich. Nur 


ſie ergeben feſte, alles tragende und mitbeſtimmende und außerdem 
leicht äußerlich erkennbare Strukturzuſammenhänge. Aber der Grund 


liegt noch tikfer: alle geiſtigen, ziviliſatoriſchen und kulturellen 
Elemente ruhen auf dieſem Unterbau auf, find mit ihm ſchon in 
ſeiner Urſtruktur verbunden und bei aller Verſelbſtändigung von 


ihm dauernd mit umfaßt und bis in das ſeeliſche Zentrum hinein 
mitbeſtimmt. Wie weit? und in welchem Maße? und mit welcher 


b Wirkung?: das iſt dann jedesmal eine beſondere Frage. Es iſt 
ſchon ſo, daß die elementaren Lebensbedürfniſſe der Ernährung, des 


— 


Geſchlechtslebens, der Geſellung, der äußeren Lebens⸗ und Friedens⸗ 
ordnung im großen wie im kleinen, beim Einzelnen wie beim ge⸗ 
ſchichtlichen Gruppenleben die Lebensform und damit ſozuſagen die 


Kadres auch des geiſtigen Lebens beſtimmen. Daher reicht eine 


ſolche objektive Periodiſierung doch tief hinein in die Bewegung des 


inneren Lebens. Ob es eine gemeinſame Wurzel gibt, aus der die 


` Grundformen beider zugleich mit ihrer gegenſeitigen Beſtimmung 


ſtammen, das ſcheint wohl häufig wahrſcheinlich, aber in dieſe Tiefen 


dringt das menſchliche Auge nicht mehr hinein. Daher bleibt bei aller 


Aufdeckung der gleitenden und pſychologiſch vermittelnden Übergänge 


doch eine ſolche Periodiſierung mehr eine Aneinanderreihung und 
| | Verbindung großer aufeinanderwirkender Komplexe als eine Einſicht 
Ga in die innere n und Kontinuität des Werdens. 


Das letztere — E damit kehre ich zu dem Hauptthema 


zurück — vermag auch die Idee eines hiſtoriſchen Aufbaues, vom 


Stande der Gegenwart aus geſehen, nicht zu erreichen. Es iſt aber 


auch gar nicht von dieſem Begriff aus gefordert, der ja nur ver⸗ 


langt, daß das zur relativen Einheit zuſammengelebte Weſen der 
Gegenwart aus ſeinen geſchichtlichen Elementen begriffen werde. 


Handelt es ſich aber nur darum, dann ſind jene objektiven Periodiſie⸗ 


rungen ein wichtiges Hilfsmittel, aber freilich doch noch nicht die 


| geſuchte Sache ee Periodiſierung S fein Aufbau. Der letztere 
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verlangt, daß wir nur diejenigen großen Perioden herausnehmen 


und betonen, in denen entſcheidende Elemente unſeres heutigen 
Lebens erwachſen ſind. Die entſcheidenden und kämpfenden Kräfte 
der Gegenwart ſind ja nicht einzelne hiſtoriſche Erbſtücke, ſondern 
die großen Geſamtgeiſter ganzer Perioden. Die letzteren gilt es als 
lebenbeſtimmend herauszuholen und ihre im Laufe der Zeiten be⸗ 
wirkte Verſchmelzung und Verpflechtung ſich klar zu machen. 
Alles übrige gehört lediglich der gelehrt⸗hiſtoriſchen Forſchung und 
Erklärung, der Ermittlung der einſt geweſenen Zuſammenhänge und 
übergänge und Vorbereitungen an. Es gehört zur hiſtoriſchen 
Wiſſenſchaft, nicht zu dem menſchlich bedeutſamen und jeden an⸗ 
ziehenden Bilde der Geſchichte, durch das wir uns ſelbſt verſtehen. 
Zwiſchen hiſtoriſcher Wiſſenſchaft, die ſtrengſte Fachwiſſenſchaft iſt, 
und hiſtoriſcher Bildung, die der Welt⸗ und Lebensanſchauung zu⸗ 
grunde liegt, iſt ſorgfältig zu ſcheiden, auch wenn die großen Hiſto⸗ 


riker beides, wie naturgemäß, in ſich vereinigen. Die Grenze zwiſchen 


dem Bilde des Aufbaues und der ſorgfältig und gleichmäßig alle 


Perioden durchforſchenden Geſchichte iſt natürlich gleitend und kann 


von beiden Seiten her ſtets verſchoben werden, wenn die Hiſtorie 


uns das gangbare Bild des Aufbaues verändert, vertieft, umformt, 
oder wenn das Problem des Aufbaues an die Geſchichtswiſſenſchaft 


neue Fragen ſtellt. Aber der Unterſchied ſelbſt iſt grundlegend und 
entſcheidend. Er trennt das philoſophiſch-menſchliche Intereſſe an 
der Geſchichte vom Hiſtorismus, und er führt konventionell gewor⸗ 
denen Ideen des Aufbaues immer wieder die Belebung und Ver⸗ 
tiefung aus wirklich geſchichtlicher Forſchung zu!. 

Iſt nun das das Weſen des. Aufbau⸗Begriffs in ſeinem Ver⸗ 


hältnis zur hiſtoriſchen Forſchung und zu deren erſter verall⸗ 
` gemeinernder Verarbeitung in der Periodiſierung, dann darf hier 


ſchließlich folgendes Bild des Aufbaues gewagt werden. Dabei iſt 
nach dem oben bemerkten auszugehen von dem Lebenszuſammenhang 


der Gegenwart. Sie iſt zu verſtehen aus der Zuſammenfaſſung 
ERBE eigenen Weſens mit den reichen in ihr engen den N 


1 a glaube, daß dieſer Unterſchied auch wichtig iſt für den Geſchichts⸗ 
unterricht an den Schulen. Doch kann ich darauf hier nicht näher eingehen. 


Auch würde zur Ausführung dieſes Gedankens praktiſch⸗ pädagogiſche Erfahrung 


gehören. Ich würde alles außerhalb unſeres Kreiſes Liegende in der Geographie 
behandeln und auch da vorzüglich die heute exiſtierenden Kulturen, vor allem 


Oſtaſien und Halbkulturvölker. Mien und Agypten uſw. E Den N | 


oder, wie in Amerika, den Verehrern der Bibel. 


—— , — 


— — — — — — 


Da 
E 


6750 Der Aufbau der n Kulturgeſchichte | 41 


0hiſtoriſchen Kräften. Die erſte Frage iſt daher die nach dem Einſatz⸗ 
punkte und dem allgemeinen Charakter der Gegenwart. 

Die Gegenwart oder die moderne Welt im engeren Sinne iſt 
die Umbildung der abendländiſchen Barbarenſtaaten und Feudal⸗ 
reiche zu dem großen Gebilde der modernen militärifch = bureau- 
kratiſchen Einheitsſtaaten und zu den dementſprechenden, ungeheuere 

Bevölkerungsmaſſen erhaltenden wirtſchaftlich⸗ſozialen Syſtemen des 
Kapitalismus, des Großbetriebs und der kolonialen Weltausbeutung. 
Dieſe Welt beginnt mit dem Spätmittelalter, mit den Anfängen 
des ſouveränen und abſoluten Staates, dem zugleich das Aufkommen 
einer wieder ſouveränen, freien und individuellen geiſtigen Bildung 
ſowie eine ungeheuere Steigerung der intellektuellen und techniſchen 
AZiviliſation entſpricht. Das konfeſſionelle Zeitalter des 16. Jahr⸗ 
hunderts bis zum Ende des Dreißigjährigen Krieges und der eng⸗ 
liſchen Revolution, die der letzte Akt der großen Kirchenrevolution 

iſt, bedeutet das Zeitalter des Übergangs. Darauf folgt das Zeit⸗ 


alter der abſoluten Monarchie und der großen Mächte, zugleich das | 


Zeitalter der großen neuen Philoſophie und einer internationalen, 


jetzt weltlichen künſtleriſchen und literariſchen Kultur, ausmündend ö 


in die Aufklärung und in die amerikaniſche und franzöſiſche Revo⸗ 
lution. Den Abſchluß bildet ſeitdem die Bildung der großen 
Nationalſtaaten, der welterobernden Wirtſchaftsimperien und der 
begleitenden unermeßlichen geiſtigen Regſamkeit und Produktivität, 
ideell genährt von den feindlichen Brüdern des Rationalismus und 
der Romantik, am raſcheſten erſchöpft in denjenigen Kräften, die 
eeine gewiſſe Naivität und unverbrauchte Gewißheiten fordern, in 
Rreeligion und Kunſt, zugleich aus feinem eigenen Weſen die Ge⸗ 
fahren kriegeriſcher Selbſtzerſtörung und ſozialer Zerſetzung aus⸗ 
brütend, die uns heute an neue Lebensformen denken laſſen. 

Das iſt die Welt, die wir heute noch ſind und innerhalb deren 
uns alles leicht vertraut und verſtändlich werden kann, die wir als 
eine Kontinuität unmittelbar empfinden. Aber dieſe Welt hat einen 
außerordentlich reichen und bunten geiſtigen Inhalt, der nicht bloß 
aus ihr ſelbſt, ſondern zum größten Teil aus unſerer ganzen Ge⸗ 
ſchichte ſeit den Griechen ſtammt. Damit erweitert ſich der Horizont. 
„Aber der Gedanke des Aufbaues verlangt nur, daß wir daraus die 
großen elementaren Grundgewalten herausholen, die unmittelbar, 

nicht bloß für das gelehrte hiſtoriſche Wiſſen und einen von ihm 
erfüllten Schulunterricht, bedeutungsvoll, wirkſam und anſchaulich 
ſind. Dieſe Grundgewalten in ihrem urſprünglichen Sinn und 
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ihrem ae aus der hiſtoriſchen Bewegung verſtändlich zu 
machen, damit unſerer geſchichtlichen Erinnerung die entſcheidenden 
Akzente aufzuſetzen und ſie in Hinſicht auf die Gegenwart zu gliedern, 


ſchließlich das in der modernen Welt ſich herausbildende Verhältnis 
dieſer Grundgewalten zueinander und zu den modernen Lehren zu 


erfaſſen: das iſt die Idee eines Aufbaues der europäiſchen Kultur⸗ 
geſchichte. Hier iſt dann die Frage, welches dieſe Grune 


überhaupt ſind. 


Da kann uns alles vor den Griechen gleichgültig ſein. Ihr 


Zuſammenhang mit dem vorderen Orient mag für die hiſto⸗ 


riſche Erklärung des Griechentums von. größter Bedeutung ſein. 
Was darin bleibende Bedeutung hat, iſt an das Griechentum über⸗ 
gegangen und für uns nur in dieſer ſeiner griechiſchen Umwertung 


und Verſchmelzung bedeutſam. Nur ein Element dieſes Orients 


kommt allerdings auch für uns noch in Betracht, der hebräiſche 


= Prophetismus und die hebräiſche Bibel. Aber das iſt ein Element, 
das ſelber erſt aus den Zerſtörungen durch die großen Mächte des 


Orients entſtanden iſt, die Umbildung national⸗religiöſer Ideale 
unter dieſen Einflüſſen zu einer tiefen Menſchheitsethik, nach der 
die ſinkende helleniſche Antike griff, und die mit dem Chriſtentum 


zuſammen dann ein Grundpfeiler der europäiſchen Welt geworden 
iſt. Das iſt nicht Zufall, ſondern beruht gerade auf einer völligen 


Überſchreitung des Gemein⸗Orientaliſchen, auf einer Wahlverwandt⸗ 
ſchaft mit dem aktiven Individualismus und dem ins Allgemein 


Menſchliche ſtrebenden Ethos des Hellenentums. Nur dadurch war 


die Verwachſung möglich, die heute unlösbar iſt und die allen am 
hebräiſchen Prophetismus beteiligten Völkern den Chriſten, Juden 


und Muhammedanern einen gemeinſamen Charakterzug in der Welt 
gibt!“. Auch haben Gre drei die griechiſche Antike an ſich heran⸗ 


gezogen. 


Die zweite Grundgewalt it das klaſſiſche Griechentum, das 


heißt das Griechentum der Polis, in das mit den homeriſchen Ge⸗ 


dichten noch aus der griechiſchen Ritterzeit ein der Bibel vergleiche 
bares Elementarbuch naiver Phantaſie und einfach. menſchlicher 
Helden⸗ und Familienethik hineinragt. Die Polis hat mit dem 


Königtum auch kein Prieſtertum orientaliſchen Stils aufkommen 
| laſſen, iſt dadurch der Quellort freier künſtleriſcher und wiſſenſchaft⸗ 


1 Darüber recht lehrreich Graf Beni erling in ſeinem Reiſetagebuch in 
dem von Delhi handelnden Abſchnitt. Im übrigen . meinen Aufſatz: Die 
Ethik der N Propheten, Logos 1915. 
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licher Bildung geworden, die wohl auch ihrerſeits durch den ſozio⸗ 


logiſchen Unterbau tief bedingt iſt, aber ihm gegenüber doch eine 
ganz ungewöhnliche Freiheit und Eigentiefe erlangt hat. Wie ſehr 
dieſe Wunderſchöpfung griechiſcher Wiſſenſchaft und Kunſt treibende 
Kraft und zügelnde Form für das Abendland geworden iſt und wie 
tief ſie ſich erſt mit römiſchem und durch dieſes hindurch mit abend⸗ 


| ländiſchem Weſen verſchmolzen hat, darüber ift jedes Wort überflüffig!. 


— N 


An dritter Stelle ſteht die Welt des antiken Imperialismus, 
die römiſch⸗helleniſtiſche Monarchie, die im wörtlichſten Sinne mit 
Bauten, Straßen, Recht, Verwaltung, Sprache und Technik das 


Fundament der germaniſch⸗ romaniſchen Völker iſt. All dieſe Zu⸗ 


ſammenhänge find freilich mehr für den Gelehrten, den Juriſten, 


den Verfaſſungshiſtoriker, den Wirtſchaftshiſtoriker wichtig und ge⸗ 
Hören nicht dem allgemeinen Bewußtſein an, es ſei denn als eine 


Selbſtverſtändlichkeit, die alle glauben, aber wenige wiſſen. Dahin⸗ 
gegen wirken zwei Dinge aus dieſem Imperialismus mit unerhörter 


Kraft, die Idee des geſchloſſenen, militäriſch⸗ bureaukratiſchen Groß⸗ 
ſtaates und der Weltreligion, die aus der des Weltreiches im letzten 
Grund entſtand und zu dieſem Zwecke die chriſtliche Kirche aus 


orientaliſchen Miſſionsgemeinden ausbildete. Dieſe Kirche hat dann. 
in Wahrheit als die letzte Lebensform der Antike Staat und Recht, 
Kultur und Wiſſenſchaft zu den Barbaren gebracht. Über die 


elementare Bedeutung dieſer Mächte bis zum heutigen Tage iſt 


gleichfalls jedes Wort überflüſſig !. 


Die vierte Grundgewalt liegt dann jenſeits der großen Zäſur | 
zwiſchen Antike und Moderne: unſer abendländiſches Mittelalter. 
Es iſt erſt von der Kirche, von Byzanz, von den Arabern zur Kultur 
erzogen worden. Aber es iſt doch der eigentliche Mutterſchoß unſeres 


ganzen Weſens, unendlich enger mit uns zuſammenhängend und 
unendlich tiefer uns bedingend in tauſend gewußten und noch mehr 


ungewußten Dingen als alles vorher Genannte. Auch unſer eigent⸗ 
lichſter Geiſt hat ebenſo wie unſere politiſchen und ſozialen Inſti⸗ 


tutionen hier ſeine Wurzel. Die wenigſten wiſſen, aber alle leben 


dieſen Zuſammenhang. Was Spengler über die Fauſtiſche Seele 
ſagt, hat tiefſte Wahrheit und iſt das Schönſte in ſeinem Buch. 


9 Es muß nur aber ſo verſtanden werden, daß auf dem Wege über 


1 Siehe hierzu das ſchöne Teubnerbuch „Vom Altertum zur Gegenwart, 


die Kulturzuſammenhänge in den Hauptepochen und auf den Hauptgebieten“, 


1920; auch Erich Bethe, Der Gang der griechiſchen Kultur, Lotſe I, 190L 
2 Dazu ſiehe meinen Aufſatz „Die alte Kirche“, Logos 1916. 
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das Barock und über die Reformation auch moderne Romanen und 


Angelſachſen an dieſem allzu germaniſch gefaßten Begriff Anteil 


erhalten können. Dieſe Dinge müſſen freilich noch mehr durch 


hiſtoriſche Arbeit ins Bewußtſein gehoben und zur Anſchaulichkeit 
gebracht werden, als das bisher der Fall geweſen iſt. Die Kultur 


des Mittelalters harrt noch der Darſtellung. Aber man fühlt auch, 
wie zahlreiche Kräfte ſich nach dieſer Aufgabe ſtrecken “. 


Dieſe vier Urgewalten find es, die als die tragenden Grund— 
pfeiler und als die fortzeugenden Kräfte noch die moderne Welt 


tragen und durchwirken und mit deren Eigenem ſich unüberſehbar 


kreuzen und vermiſchen. Aus allem zuſammen und aus dem Einſatz, 
neuer Kräfte muß die ſeeliſche Kraft der Zukunft herausgearbeitet 
werden?. 

Das iſt das Bild des Aufbaues, das wir ſuchten. Mit einem 
ſolchen Bild im Kopfe kann man dann erſt an die Kulturarbeit Der 
Gegenwart gehen, ſie von Überflüſſigem und Veraltetem entlaſten, 


zu neuer Einheit und Zeugungskraft zuſammenfaſſen, vielleicht auch 


Teures und Großes opfern, um nur die befruchtenden Elemente 
zuſammenzubringen und ihnen neuen Raum zu öffnen. Das Nähere 
kann hier natürlich nicht ausgeführt werden. Wohl aber ergeben 
ſich zum Schluſſe drei wichtige Erkenntniſſe, die zwar darin unmittel⸗ 
bar enthalten ſind, die aber der beſonderen Hervorhebung und 
Unterſtreichung bedürfen. Sie find eine Folge der Einſichten in das. 

Verhältnis ſoziologiſcher und ideologiſcher Elemente der Geſchichte, 


wie ſie gerade aus dem modernen Geſchichtsdenken entſpringen. 


Der erſte Satz ergibt ſich aus dem Umſtande, daß zwar alle g 
geiſtigen Kulturgehalte in beſtimmten Abhängigkeiten von ihren 
ſoziologiſchen Unterlagen und Vorausſetzungen entſtehen, aber, 


eigenen Urſprungs, wie ſie ſchließlich ſind, und beſtrebt vom zufällig⸗ 
partikularen Urſprung in die Region allgemein⸗menſchlicher Bedeut⸗ 


ſamkeit hinauszuwachſen, ſich dann ablöſen und zu jelbitändigen. 


geiſtigen oder Kulturprinzipien umwandeln. Die hebräiſche Ethik 
hat ihren ſehr konkreten Urſprung vergeſſen und gibt ſich als offen⸗ 


barte oder auch als rationale Menſchheitsethik. Der griechiſche 


1 Siehe meinen Vortrag „Humanismus und Nationalismus in unſerem 
Bildungsweſen“, 1917, und die ee Partieen in Fichtes Reden an 
an die deutſche Nation. 
| 2 Siehe mein Schriftchen „Deutſche Bildung“, 1919. Charakteriſtiſch iſt 
der durchgreifende Gegenſatz, in den ſich zum Beiſpiel Natorp, Sozial⸗ 
Idealismus, Neue Richtlinien ſozialer Erziehung, 1920, S. 168 ff., gegen meinen 


ganzen 8 ſtellt. 
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Klaſſtzismus iſt von der überall ihn bedingenden Polis gelöft und 
zu einem Prinzip des Humanismus geworden uſw. Dieſer Los⸗ 


löſungs⸗, Verſelbſtändigungs⸗ und Vergeiſtigungsprozeß aller einſt 
konkreten und individuellen, überdies ſtark ſoziologiſch bedingten 


Rulturgehalte iſt eine der Grundtatſachen aller Geſchichte und vor 


allem der mittelmeeriſch⸗europäiſchen Geſchichte. In ihr leben überall 
die Geiſter fort, deren urſprünglicher ſoziologiſcher Leib zerfallen 


KR und vergefien iſt; ſie gewinnen eine eigene ſelbſtändige Filiation 


ZZ 


ihrer derart verſelbſtändigten Gehalte, die teils aus den unerſchöpf⸗ 


lichen logiſchen und pſychologiſchen Antrieben, teils aus deren Ver⸗ 
bindung und Vermiſchung folgt, wo dann nur der Gedanke zeugt 
und nicht mehr die Situation. So entſteht nachträglich eine immer 


komplizierter werdende, relativ ſelbſtändige geiſtige Geſchichte, die 
ſich oberhalb der eigentlich realen Regionen in einer verhältnis⸗ 


mäßig ſchmalen, aber gelegentlich ſich ſtark verbreiternden Linie fort⸗ 


ſpinnt. Die Gefahr iſt dabei das Abftraft- Werden, die Dogma⸗ 


tiſierung, die Rationaliſierung, die Scholaſtiſierung, die Entleerung 


und oberflächliche Verſchmelzung zu konventionellen oder angeblich 


rationalen „Kulturideen“ oder „Werten“, wie man heute ſo gerne 


fagt. Wird dieſe Gefahr empfunden, dann führt hiſtoriſche Forſchung 


dieſe Ideen und Werte wieder auf ihren Mutterboden zurück, erfüllt 


ſie mit dem konkreten, urſprünglichen und lebendigen Sinne, womit 
ſie dann freilich auch der Gegenwart entrückt und hiſtoriſiert 


werden. Aber eben dann beginnt der Prozeß der Loslöſung von 
neuem und wird der ſo erfüllte und verlebendigte Kulturgehalt 
wieder zum übergeſchichtlichen Prinzip gemacht. So iſt es mit 
Antike, Chriſtentum, Mittelalter oft genug gegangen. Dieſe Los⸗ 


löſungen und Verallgemeinerungen, Umwandlungen in ⸗ismen, ſind 


— 


etwas völlig Normales und Notwendiges. Von ihnen lebt die 
europäiſche Welt ihr Leben. Ebenſo notwendig aber iſt die beſtändige 


Hhiſtoriſch⸗exakte Wiederbelebung und immer neue Verhältnisbeſtim⸗ 
mung der im Grunde ſich vielfach widerſprechenden, aber vom Leben 


zuſammengelebten Prinzipien !. Das tft in der Spätantike und 


1 Dieſe Theorie der Ablöſung und Verſelbſtändigung ber Kulturgehalte iſt 


auch weſentlich für Hegel, ſ. Über Begriff einer Hiſt. Anl. H. I, 1919, S. 411. 


Auch Ranke, „Epochen“, S. 30: „Alſo auch hier begegnet man in großartiger 


Weiſe, wie bei der Literatur und dem Rechte, daß aus dem Partikulären ſich 


allmählich etwas Allgemeines 1 übrigens auch Engels, Feuerbach, 
S., 45. Über das Streben dieſer Inhalte zur Verallgemeinerung und Humani⸗ 


= Don fiehe Bed. d. Geſch. f. d. Weltanſch., S. 42; ein lehrreiches Beifpiel ift 


W. Jäger, . und N Neue ie d. klaſſ. W 1916. 
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vollends in der reifen europäiſchen Kultur. immer neu geſchehen 


und iſt die Unruhe in unſerer geiſtigen Uhr. Es iſt auch die Lö⸗ 
ſung des Rätſels des gegenwärtigen Hiſtorismus, der durchaus 
kein bloßer Alexandrinismus zu ſein braucht, wenn er die Kraft 
zur Wiederablöſung und neuen Kombination findet. | 

Der zweite Satz iſt eigentlich nur eine Umkehrung dieſes erſten. 
Die Ablösbarkeit der Kulturgehalte von ihren urſprünglichen hiſto⸗ 
riſchen Situationen und der erſchütternde Wettſtreit dieſer Prinzipien 
im reifen geiſtigen Leben zwingt dieſes, ſich dieſe Kulturgehalte 
immer wieder hiſtoriſch zu vergegenwärtigen und durch Verarbeitung 
der Geſchichte ſie neu zu ordnen, wobei ihre urſprüngliche ſozio⸗ 


logiſche Bedingtheit immer wieder vergeſſen werden darf, ja muß. 


Ganz umgekehrt ſteht es nun aber mit dem ſoziologiſchen politiſch⸗ 


ökonomiſch⸗rechtlichen Beſtande der Gegenwart. Der bedarf nur für 


Techniker des Rechts und der Verwaltung und für den Gelehrten 


des hiſtoriſchen Verſtändniſſes. An ſich iſt er etwas in Leben, 


Anſchauung, gegenwärtigem Schickſal und Arbeiten unmittelbar Ge⸗ 


gebenes und Verſtändliches und bedarf gerade für den bloß Lebens⸗ 
kenntnis und Lebensorientierung Suchenden keiner endloſen hiſto⸗ 8 
riſchen Unterbauung und Vergleichung. Dieſe Dinge ſind praktiſch 


unſer Schickſal, und fie muß man praktiſch handhaben und ver⸗ 
ſtehen lernen. Sie ſind im Unterſchied von den luftigen geiſtigen 


Gebilden, die immer nach ihrem ehemaligen Leib zurückverlangen und 


nur aus der Geſchichte heraus verſtändlich und vereinbar ſind, ſelbſt 


lebendiger Leib, der aus ſeinem eigenen Geſundheits⸗ oder Krank⸗ 


heitsgefühl ſich verſteht und ſich ſeine eigene Struktur aus dem N 


praktiſchen Leben heraus klar machen kann. Hier bedarf es keines 
Hiſtorismus, ſondern heller und klarer Beobachtung, praktiſchen 
Sinnes und eines durch Theorie nicht verbildeten Verſtandes. 


Gerade der letztere iſt wichtig und folgt aus der Sachlage. Hier 


handelt es ſich nicht um Wert⸗ und Ideengehalte, die in irgend 


einem „Jsmus“ zuſammengefaßt werden müſſen, ſondern um tauſend 
praktiſche Einzelheiten und deren Zuſammenwirken zu einer nicht 


logiſchen, ſondern praktiſchen Syſtematik. Der „Gebildete“, der an der 
Hiſtorie philoſophiſch Intereſſierte, muß daher bei den Kulturgehalten 
ein ganz anderes Verhältnis zur Hiſtorie zugrunde legen als bei der 

praktiſch⸗ ſoziologiſchen Lebensordnung. Die erſteren muß er aus der 


Hiſtorie ſeit Hebräern und Griechen verſtehen, die letztere muß 


er vor allem in ihrer modernen Beſonderheit und Einzigartigkeit 
praktiſch⸗anſchaulich erfaſſen und bedarf dazu keiner Hiſtorie, die 
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weiter zurückgeht als auf die Bildungsgeſchichte unſerer Geſellſchaft 
ſeit der Übergangszeit des 16. Jahrhunderts. Denn dieſe Dinge 


` op es nicht hiſtoriſch, ſondern praktiſch zu erfaſſen, ihre uns be: 


»dingenden Schickſalsnotwendigkeiten zu begreifen und die aus dieſer e 
Lebensanlage heraus der Zukunft Dé entgegenbildenden Kräfte 


herauszuſpüren. Führt man hier dieſe Beſchränkung durch, ſo wird 
man friſcher und lebendiger ſehen und wird man vielen Ballaſt 
auswerfen können, der an Do nur das Schiff des Gelehrten zu 
belaſten beſtimmt tft". j 


ne Der dritte Satz ergibt hi aus der E der beiden 
erſten und betrifft die praftifch » Fulturelle Aufgabe der Gegenwart, 
ſoweit fie auf dem Gebiete der Erkenntnis und des Denkens liegt. 


Die Aufgabe iſt dann eine doppelte: einerſeits die Herausarbeitung 


eines klaren Bildes der gegenwärtigen ſoziologiſchen Lebensordnung, 
ihrer vorwärtsſtrebenden, ihrer abſterbenden und ihrer beharrenden 
Kräfte, ihrer Begründung in praktiſch⸗materiellen und in. pſycho⸗ 


logiſchen Verhältniſſen, kurz ihrer eigentümlichen Struktur, von der 


jeder Einzelne ein Teil iſt; anderſeits die Konzentration, Verein⸗ 


fachung und Vertiefung der geiſtig⸗kulturellen Gehalte, die die Ge⸗ 


ſchichte des Abendlandes uns zugeführt hat, und die aus deem 
Schmelztiegel des Hiſtorismus in neuer Geſchloſſenheit und Verein⸗ 
heitlichung hervorgehen müſſen. Dieſe doppelte Aufgabe vereinigt 


ſich dann in dem Beſtreben von Wiſſenſchaft, Bildung, Philoſophie, 
Schule und Literatur, jene beiden Größen in der der Gegenwart 


1 Auch das iſt ſchon von Hegel erkannt, der überhaupt nicht der aprio⸗ 
riſtiſche Konſtrukteur war, als der er in der Legende umgeht; ſiehe Geſchichts⸗ 


philoſophie (Reclam), S. 87: „Es iſt daher in Anſehung der Vergleichung der 
Verfaſſung der früheren welthiſtoriſchen Völker der Fall, daß ſich für das Prinzip 


unſerer Zeiten ſozuſagen nichts aus denſelben lernen läßt. Mit Kunſt und 


Wiſſenſchaft iſt das ganz anders ... das Verhältnis erſcheint hier als ununter⸗ 


brochene Ausbildung desſelben Gebäudes, deſſen Grundſtein, Mauer und Dach 
noch dasſelbe geblieben find ... Aber in Anſehung der Verfaſſung iſt es ganz 


anders; hier haben Altes und Neues das wefentliche Prinzip nicht gemein.“ 


Die Konſequenzen für ſogenannten „ſtaatsbürgerlichen“ Unterricht liegen auf der 
Hand. Es iſt eine der ſonderbarſten Vorſtellungen, daß römiſche und atheniſche 
Geſellſchafts⸗ und Verfaſſungsgeſchichte wegen ihrer „Einfachheit“ ein beſonders 
gutes Erziehungsmittel ſeien. Ein Beiſpiel des hier ausgeſprochenen Gedankens 


iſt Oskar Wende, Leitfaden der Staatsbürgerkunde für techniſche Fachſchulen, 


ſchulen, 1919; da iſt alles Kulturell⸗Geiſtige grundſätzlich der Hiſtorie überwieſen 
und für die ſoziologiſche en auf die an Anſchauung zurück⸗ 
gegangen. 


u und Zukunft entſprechenden Weiſe, aufeinander zu beziehen, dem 
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ideologiſchen Gehalt einen neuen ſoziologiſchen Leib zu ſchaffen und 


den ſoziologiſchen Leib mit einer neuen und friſchen Geiſtigkeit, 
einer neuen Zuſammenfaſſung, Anpaſſung und Umbildung der 
großen hiſtoriſchen Gehalte zu beſeelen. Wie man das machen ſoll 
und kann, dafür gibt es dann freilich keine Anweiſung. Das iſt 


ſchöpferiſche Tat und Wagnis der an eine Zukunft Glaubenden, 
derer, die von keiner Gegenwart ſich einlullen oder zerbrechen laſſen, 
ſondern in jeder Gegenwart zum mindeſten die Aufgabe einer 


ſolchen Kombination nach dem Maß ihrer Kräfte und Möglichkeiten 


glauben und behaupten . Dazu gehören gläubige und mutige 


Menſchen, keine Skeptiker und Myſtiker, keine rationaliſtiſchen 


Fanatiker und hiſtoriſch Allwiſſenden. Das kann nicht das Werk 


eines Einzelnen ſein. Es iſt naturgemäß das Werk vieler, zunächſt 


in der Stille, in der eigenen Perſönlichkeit und dann im weiteren 
Kreiſe. Erſt aus ſolchen Kreiſen wird das neue Leben kommen und 


von verſchiedenen Punkten her ſich zuſammenleben. Das wirkſamſte 


wäre ein großes künſtleriſches Symbol, wie es einſt die Divina 


Comedia und dann der Fauſt geweſen iſt. Allein das find glück⸗ 


liche Zufälle, wenn einer Epoche ſolche Symbole geſchenkt werden, 


und ſie kommen meiſt erſt am Ende. Es muß auch ohne ſie gehen, 
und noch dürfen wir, wo der Weltkrieg die ganze bisherige Epoche 
in den Schmelztiegel geworfen hat, derartiges überhaupt nicht von 
ferne erwarten. | 


Die Aufgabe ſelbſt aber, die immer für jede Epoche bewußt 
oder unbewußt beſtand, iſt für unſeren Lebensmoment ganz beſonders 


dringend. Die Idee des Aufbaues heißt Geſchichte durch Geſchichte 


überwinden und die Plattform neuen Schaffens ebnen. 
Daß das gerade durch die neuen wiſſenſchaftlichen Erkenntniſſe 


einer nüchtern und beſonnen aufgefaßten Soziologie im Verein mit 


Mët geſchichtlicher Forſchung und auf Grund der Klarheit über die 


philoſophiſchen Unterlagen beider geſchehen . und SR das 


zu zeigen iſt der SE dieſer Zeilen. 


1 Hierzu ſiehe meine Abhandlung „über Maßſtäbe zur Beurteilung Hiſto⸗ | 
riſcher Dinge“, H. Z. 1916. Die vielen Selbſtzitate follen nur zeigen, daß el 
ſich hier überall um einen durchgearbeiteten eee handelt. 
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h) Zuſammenfaſſung S. 73. — IV. Enteignung zu e | 


A. 29. April 1920 hat die ede deutſche National- 


verſammlung das ihr am 26. März als Drucksache Nr. 2487 


vorgelegte Reichsheimſtättengeſetz angenommen, unter dem 10. Mai 


iſt es in Nr. 108 des Reichsgeſetzblatts, ausgegeben zu Berlin am 


18. Mai, verkündet worden. Wie der von dem Abg. Lockenvitz 


erſtattete Bericht des 24. Ausſchuſſes (Nr. 2799 der Druckſachen) 
und der Verhandlungsbericht vom 29. April Stenogr. Berichte 
S. 5600 ff.) ausweiſen, hat die Nationalverſammlung die Regierungs⸗ 
vorlage nach eingehender Beratung nur an drei Punkten (in vier 
Paragraphen) geändert. Den Vortrag, den ich über den Entwurf 
des Geſetzes am 13. März in der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Berlin 
gehalten habe, kann ich daher in den Grundlagen unverändert der 
weiteren Offentlichkeit übergeben; die durch die ſpätere Entwicklung 
notwendig gewordenen Zuſätze ergeben ſich aus dem Ge 
hang. = | 

Schmollers Jahrbuch XII 3. S . | 4 


KN 


50 Br ch E Ernſt Dronke ` St | 682 di 


1 


ft Seitdem der Reichstag im Jahre 1892 einen Entwurf für ein 
Heimſtättengeſetz einem Ausſchuſſe überwieſen hatte, deſſen Bericht 


(r. 711 der Druckſachen 1890/92) indeſſen nicht mehr zur Beratung 


gelangte, tft die Frage eines Reichsheimſtättenrechts nicht mehr zur 


Rauhe gekommen. Beſondere Stärke hat der Ruf nach Heimſtätten 
im und nach dem Kriege angenommen. Lange Jahre hindurch haben 


ſich die verbündeten Regierungen und die Reichs leitung den wieder⸗ 


holten Anregungen und Entſchließungen des Reichstags gegenüber 


ablehnend verhalten. Das Liegenſchaftsrecht, insbeſondere die ſo⸗ 
genannte Agrargeſetzgebung waren in weiteſtem Umfang Sonderrecht 
der Einzelſtaaten, in deren Befugniſſe und verſchiedenartigen Ver⸗ 
hältniſſe man von Reichswegen nicht eingreifen wollte. Die Vor⸗ 
behalte des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ließen 
zudem der einzelſtaatlichen Geſetzgebung auch für die privatrechtliche 
Regelung des Siedlungsweſens die erforderliche Freiheit in weiteſt⸗ 
gehendem Maße. Dieſe Freiheit iſt auch nicht unbenutzt geblieben, 
und namentlich die in dieſer Zeit ſtetig ſich weiter entwickelnde 
Rentengutsgeſetzgebung ließ dort ein Vorgehen des Reiches, abgeſehen. 
von den Bedenken gegen die Zuſtändigkeit und die wirtſchaftspolitiſche 
Zweckmäßigkeit, auch überflüſſig erſcheinen. An dieſer Sach- und 
Rechtslage hat die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 11. Auguſt: 


1919 im Grunde nichts Weſentliches geändert. Zwar bezeichnet He 


n Art. 10 Nr. 4 die Aufſtellung von Grundſätzen über das Heim⸗ 
ſtättenweſen ausdrücklich als eine Aufgabe des Reichs und kommt 
auch in Art. 155 Abſ. 1 darauf zurück. Eine Notwendigkeit als⸗ 
baldiger reichsgeſetzlicher Maßnahmen bedeuteten dieſe Vorſchriften 


jedoch nicht, insbeſondere enthielten fie keine unmittelbare Schmälerung, | 


der beſtehenden Zuſtändigkeiten der bisherigen Einzelſtaaten und nun⸗ 
mehrigen Länder. Verſchiedene von ihnen waren gerade in letzter 


Zeit zu einer eigenen Heimſtätten⸗Geſetzgebung übergegangen, fo: 


Braunſchweig (Heimſtättengeſ. v. 19. April 1918, G.⸗ u. V.⸗Bl. 
S. 93), Anhalt (Siedlungsgeſ. v. 22. Okt. 1918, G. S. S. 215) 
und Sachſen⸗Meiningen (Siedlungsgeſ. v. 26. Juni 1919, 
Sammlung d. G. u. V. S. 219). Von anderen, wie von Koburg. 


und Lübeck, waren die fertiggeſtellten Geſetzentwürfe bekannt 
geworden. Gerade bei dieſen einzelſtaatlichen Heimſtättengeſetzen 


zeigte ſich indeſſen oder vielmehr machte ſich ſtörend bemerklich, daß. 
die reichsrechtlich zugeſtandenen Vorbehalte doch nicht vollkommen. 


— 
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ausreichten. Vor allem iſt einmal die den Ländern überlaſſene privat⸗ 
rechtliche Regelung der Rentengüter auf ländliche Siedlungen be⸗ 
ſchränkt (Art. 62 EG. z. BGB), und auch die weitherzige Handhabung 
zum Beiſpiel der preußiſchen Verwaltung bei den ſogenannten Garten⸗ 
Rentengütern vermochte dieſe Lücke nicht vollſtändig auszufüllen, 
ſodann können nach Art. 64 die Landesgeſetze zwar ein Anerben⸗ 
recht einführen, dabei aber das Recht des Erblaſſers, über das An⸗ 
erbengut zu verfügen (die ſogenannte Teſtierfreiheit), nicht be⸗ 
ſchränken. Es ergaben ſich Bedenken und Zweifel an der Zuläſſig⸗ 
keit und Gültigkeit einzelner Vorſchriften der Landesgeſetze, die das 
Drängen nach einheitlicher reichsrechtlicher, wenn auch nur grund⸗ 
ſätzlicher Regelung wiederum verſtärkten. So entſchloß ſich die Reichs⸗ 
regierung, dem Verlangen weiteſter Volkskreiſe und dem Wunſche 
der Nationalverſammlung nachzugeben, den Weg der regelmäßigen 
Reichsgeſetzgebung durch den ordentlichen Reichstag nicht erſt abzu⸗ 
warten und einen Entwurf ſchon der verfaſſunggebenden Verſamm⸗ 
lung als beſonders dringliche Aufgabe vorzulegen. 

Allerdings hält ſich der Entwurf und ihm folgend grundſätzlich 
auch das Geſetz ſtreng an die verfaſſungsmäßige Zuſtändigkeitsgrenze 
des Art. 10 Nr. 4. Das Geſetz ſtellt nur Grundſätze auf, es gibt 
ſich nur als Rahmengeſetz und überläßt den Ländern nicht nur die 
nähere Ausfüllung des reichsrechtlichen Rahmens, ſondern vor allem 
auch die Ausführung ſeiner Vorſchriften. Durch ein rein juriſti⸗ 
ſches Geſetz will das Reich nur die Rechtsform der Heimſtätte ſchaffen, 
ſie in ihren Grundzügen einheitlich geſtalten und zu ihrem weiteren 
handlichen und tauglichen Ausbau die Grundlinien ziehen und die 
Machtmittel geben. Alles andere, die Umſetzung der Grundſätze in 
lebendige Wirtſchaft, die Anpaſſung, Handhabung und Durchführung 
der Vorſchriften, kurz die Gründung, Beſetzung und Pflege der 
Heimſtätten iſt nicht Sache dieſes Geſetzes, ſondern bleibt ſeiner 
Ausführung und damit in erſter Reihe und in der Hauptſache den 
Ländern überlaſſen. Vor allem alſo d Beſchaffung und Bereitſtellung 
von Land und Geld und die Heranziehung und Auswahl der Siedler, 
einſchließlich der Kriegsteilnehmer. Die Beſchränkung war unabweislich, 
wenn überhaupt etwas geſchaffen, ein Schritt vorwärts getan werden 
ſollte. Die Nationalverſammlung hat dieſe bittere Notwendigkeit leb⸗ 
haft beklagt, ſie aber — mit Ausnahme der Unabhängigen — ein⸗ 
geſehen und gebilligt. Der Sperling einer geſicherten, ausführbaren 
Rechtsform in der Hand ſchien ihr beſſer, als die Taube unaus⸗ 
geführter und unſicherer wirtſchaftlicher Verheißungen auf dem Dache. 

N 4* 
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II 


1. Die erſte Aufgabe des Geſetzgebers war es, den Gegenſtand 


des Geſetzes zu beſtimmen und feſtzulegen. Zwar war über Heim⸗ 
ſtätten ſchon viel geredet, geſchrieben und beſchloſſen, aber ein ein⸗ 
heitlicher, feſter Rechtsbegriff war mit dem klingenden und verheißungs⸗ 
vollen Worte bis dahin noch nicht verbunden. Es galt, die Heim⸗ 
ſtätte aus einem Luftſchloß, das ſie für viele war, in die nüchterneren 
und beſcheideneren, aber dennoch ergiebigeren Gefilde des Sachen⸗ 
rechts hinüberzuführen. Eine gründliche Verwertung der verdienft- 
lichen Vorarbeiten verſtand ſich dabei von ſelbſt. Außer den bereits 
erwähnten deutſchen Landesgeſetzen und Entwürfen und den aus⸗ 
ländiſchen Vorgängen ſeien beſonders erwähnt der alte, wiederholt 
im Reichstage eingebrachte und unter dem Namen ſeines Vorkämpfers 


v. Riepenhauſen bekannte und der nach den Beſchlüſſen des 
Hauptausſchuſſes für Kriegerheimſtätten vom 8. und 9. Juni 1918 N 


mit Wilh. v. Blume (Tübingen) und Adolf Damaſchke (Berlin) 
von Heinrich Erman (Münſter) ausgearbeitete Entwurf (Boden⸗ 
reform 1918 S. 306 ff). Einen umfaſſenden und zutreffenden Nieder⸗ 


So ſchlag gefunden hatten die bisherigen Wünſche und Beſtrebungen in 


einem Antrag Dr. Jäger, der in dem Wohnungsausſchuſſe (dem 10.) 
des letzten Reichstags am 28. Juni 1918 eingebracht, aber nicht 
mehr erledigt worden war (Nr. 43 der Ausſchuß⸗Druckſachen). Dort 
heißt es: 


„Die Heimſtätte umfaßt eine Mindeſtgrundfläche mit Ein⸗ 
familienhaus, Hof und Garten als dauernde Lebensgrundlage für 


die Familie, iſt als geſchloſſener Beſitz unteilbar und kann nur in 
geſetzlich beſtimmten Ausnahmefällen gepfändet und der Zwangs⸗ 
vollſtrekung unterworfen werden. In dieſem Falle muß das 
Wohnhaus mit einem Mindeſtmaße von anderweitiger Fläche mit 
den unentbehrlichſten Wohnungs⸗ und Betriebseinrichtungen, den 
nötigen Vorräten, auch an Vieh, frei bleiben. Die Heimſtätte 
kann nur an einen Erben übertragen werden; die Abfindung der 
Miterben iſt geſetzlich zu regeln. Die Heimſtätten unterſcheiden 
ſich in Wohn: und Heimſtätten, den letzteren iſt, wenn ſie land⸗ 
wirtſchaftlich ſind, eine gewiſſe zur Ernährung der Familie hin⸗ 
reichende Fläche zuzuweiſen. In den ſtädtiſchen und induſtriellen 
Gegenden kann auch ein kleines Mehrfamilienhaus zugelaſſen 
werden.“ 
Den hier geſtellten Forderungen entſprach im weſentlichen die 


EEE Et A Fe 
2 . ` SÉ "E Ze 


685 SEN Das Reichsheimſtättengeſetz | 53 


Begriffsbeſtimmung des Regierungsentwurfs. Der Aufgabe eines 
Geſetzes entſprechend iſt fie allerdings nicht lehrhaft ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, auch nicht in dem grundlegenden $ J allein enthalten, 


wenngleich in ihm die weſentlichſten Merkmale aufgeſtellt ſind. Der 


§ 1 Abſ. 1 lautete im Entwurf: „Das Reich uſw. können Grund⸗ 
ſtücke, die aus einem Einfamilienhauſe mit oder ohne Nutzgarten 
beſtehen (Wohnheimſtätten) oder Anweſen, zu deren Bewirtſchaftung 
eine Familie unter regelmäßigen Verhältniſſen keiner ſtändigen 
fremden Arbeitskräfte bedarf (Wirtſchaftsheimſtätten), als Heim⸗ 
ſtätten zu Eigentum ausgeben.“ Drei weſentliche Merkmale ſpringen 
hier in die Augen: Die Bezeichnung als Grundſtück oder Anweſen, 
deſſen Beziehung auf eine Familie und die Ausgabe zu Eigentum. 

2. a) Mit der Beſchränkung auf Wohngrundſtücke und Wirt⸗ 
ſchaftsanweſen kennzeichnet ſich das Geſetz als Beſtandteil des Liegen⸗ 


ſchaftsrechts. Es erſtreckt ſich ausdrücklich auf die beiden Arten von 
| Heimftätten, Wohn: und Wirtſchaftsheimſtätten. Als Rahmengeſetz 


hat der Entwurf den Rahmen ſoweit geſpannt, daß die aufgeſtellten 


Grundſätze bei aller Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe und Be⸗ 
dürfniſſe auf beide Arten von Heimſtätten paſſen und eine ſach⸗ 
gemäße Durchführung geſtatten. Der Begriff des Einfamilienhauſes 


ſteht wirtſchaftlich ausreichend feſt. Seine Verwertung im Rechte 
iſt ohne Bedenken. Das Wirtſchaftsanweſen des Entwurfs beſchränkt 


ſich nicht auf die ſogenannte ſelbſtändige Ackernahrung (und iſt ſelbſt 


bei landwirtſchaftlichen Heimſtätten nicht ganz dasſelbey. Es um: 


faßte außerdem beiſpielsweiſe Gärtnereien, Grundſtücke mit Fiſcherei⸗ 
betrieb, Wind⸗ und Waſſermühlen, die bergiſchen Schleifkotten; wo 
er noch vorkommen ſollte, konnte auch ein Bergbaubetrieb als Eigen⸗ 


löhner und jedenfalls konnte und ſollte jeder ſtädtiſche (Familien-) 


Kleinbetrieb des Handwerks oder Kleingewerbes darunter fallen. 


b) Soweit bringt der Entwurf noch nichts Beſonderes. Daß , 


Grundſtücke mit ihrem Zubehör ($ 8) einer Familie zur Wohnung 


oder Bewirtſchaftung dienen können und dienen, iſt weder etwas 


Neues, noch etwas, das einel beſondere rechtliche Behandlung er⸗ 


heiſcht oder rechtfertigt. Hierzu gehört eine beſondere Beziehung 


eines Grundſtücks zu einer beſtimmten Familie. In der Tat iſt 


die Bezeichnung als Einfamilienhaus, die Begrenzung des Anweſens 


durch die Möglichkeit rein familienmäßiger Bewirtſchaftung keine 
bloße Größen⸗ oder Beſchaffenheitsangabe, ſondern ſie enthält daneben 


und vor allem die Zweckbeſtimmung, die das Grundſtück von allen 
anderen unterſcheidet und es zur Heimſtätte macht. Die Heimſtätte 
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darf nicht kleiner ſein, als das Bedürfnis einer Familie es verlangt, 

-nicht größer, als ihre Betätigungsmöglichkeit es noch geſtattet; Regel⸗ 

maße und Grenzen kann in dieſer Hinſicht die oberſte Landesbehörde 

feſtſetzen (§ 3). Aber nur, wenn das ſo geartete Grundſtück auch 

wirklich einer beſtimmten Familie zur Wohnung oder Bewirtſchaftung 

dienen ſoll, und nur, damit es dazu diene, darf und kann es rechtlich 

u zur Heimſtätte gemacht werden. Nicht die ſachliche Eignung, ſondern 

die lebendige wirtſchaftliche Verwendung iſt das auch rechtlich Ent- 
ſcheidende. | | | 

c) Mit dieſer lebendigen Zweckbeſtimmung kann das ſachlich 

den Vorausſetzungen entſprechende Grundſtück „als Heimſtätte zu 

Eigentum ausgegeben“ werden. Darin liegt zweierlei: Die Heim⸗ 

ſtätte iſt Eigentum und ſie wird als ſolches ausgegeben. Daß 

das Grundſtück „als Heimſtätte zu Eigentum“ ausgegeben wird, 

beſagt, daß es die Heimſtätte gerade des Eigentümers werden muß; 

der Eigentümer ſelbſt muß ſie bewohnen und bewirtſchaften, ſonſt 

wird der mit der Einrichtung verfolgte Zweck verfehlt und ſie kann 

ihm (vom Ausgeber) entzogen werden (§ 12). Dauernde Benutzung 

durch andere, insbeſondere gewerbsmäßiges Vermieten oder Ver⸗ 

pachten — aber auch die gerichtliche Zwangsverwaltung — iſt dem 

Begriff und der Beſtimmung der Heimſtätte entgegen und deshalb 

ausgeſchloſſen. Der zweite Teil der Beſtimmung, nämlich daß die 

Heimſtätte zu Eigentum „ausgegeben“ wird, bedeutet nicht, daß 

Heimſtätten nur durch Ausgabe begründet werden können, wenn 

dies auch die Regel bilden wird. Die Umwandlung geeigneten be⸗ 

ſtehenden Eigentums in Heimſtätten iſt in § 25 ausdrücklich vor⸗ 

geſehen und geregelt. Aber zu jeder Heimſtätte gehört notwendig 

ein Ausgeber, ohne Ausgeber kann keine Heimſtätte im Sinne des 

’ Reichsgeſetzes begründet werden. Um den Zweck und die Tragweite 

dieſer Geſtaltung darzulegen, iſt es nötig, etwas weiter auszuholen. 

dd) In den drei aus § 1 Abſ. 1 gewonnenen Merkmalen er: 

ſhöpft ſich nämlich der Begriff der Reichsheimſtätte noch nicht. 


weſensnotwendig, daß die Heimſtätte dauernd erhalten bleibt. Er⸗ 
halten zunächſt für den Heimſtätter und ſeine Familie, auch nach 
ſeinem Tode. Dem wird Rechnung getragen. Aber der Ton liegt 


a N hierbei auf dem Wort zunächſt. Unter Umſtänden muß die Heim⸗ 
f ſtätte auch gegen den augenblicklichen Eigentümer, gegen die Wünſche 
! und ſogar gegen gewiſſe perſönliche Bedürfniſſe des jeweiligen Heim⸗ 


Sämtliche Vorarbeiten bis zum Antrag Jäger bezeichnen es als 


ſtätters in ihrem Beſtand erhalten werden. Anſätze dazu finden 
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ſich denn auch sende in der Geſtalt von Teilungs⸗, Belaſtungs⸗ 
und Vererbungsbeſchränkungen bei v. Riepenhauſen, Erman⸗ 
Damaſchke und Jäger. Der Entwurf baut dieſen Gedanken 
folgerichtig aus und ſtellt ſich in ſeinen Vorſchriften klar und bewußt 


auf den Standpunkt: Der Heimſtätter wird im unverkürzten Beſitz 8 
und Genuß der Heimſtätte nicht feiner ſelbſt und allein wegen 
geſchützt, ſondern als Glied der Geſamtheit und gegen entſprechende 


Gegenleiſtung. „Eigentum verpflichtet (Art. 153 Abſ. 3 der Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reichs), und neben dem einzelwirtſchaftlichen 

Intereſſe des augenblicklichen Inhabers an der Erhaltung und Aus ` 
nutzung feines Eigentums ſteht in gleicher Stärke das gemeine 
wirtſchaftliche Intereſſe der Geſamtheit an der Erhaltung und zweck⸗ 
entſprechenden Verwertung der bevorrechteten Wohn⸗ und Wirtſchafts⸗ 


Stellen für ihre Mitglieder.“ (Begr. d. Reichst.⸗Vorlage S. 7.) 


Die Heimſtätte ſoll „nach Beſtand und wirtſchaftlicher Benutzung 


einmal ihrem jeweiligen Eigentümer als feſte Grundlage ſeines 


bürgerlichen Daſeins, ſodann aber. auch der Geſamtheit als dauernde 
Unterlage für die Lebensführung eines Volksgenoſſen, des gegen⸗ 
wärtigen oder eines anderen Inhabers erhalten bleiben? 
(hal, S. 9 zu § 4). Geſchützt und erhalten wird alſo die Heim⸗ 

ſtätte als ſolche, zunächſt in der Hand und zugunſten des augen⸗ 


blicklichen Inhabers und ſeiner Familie, wenn nötig aber auch 


gegen ihn. Mit naturwiſſenſchafklichem Anklang geſprochen: Auch 
die Selbſterhaltung dient der Erhaltung der Art, die Erhaltung 
der wirtſchaftlichen Einzelperſönlichkeit der Erhaltung der Geſamt⸗ 
wirtſchaft. Hier und nicht im Privatrecht liegen Zweck und Grenzen 
der neuen Rechtsform. Will oder kann der Eigentümer einer Heim⸗ 
ſtätte ihre Zweckbeſtimmung nicht mehr erfüllen, ſo tritt ſein Einzel⸗ 
intereſſe zurück; die Heimſtätte wird gegen ihn und über ihn hinweg 
geſchützt und erhalten. Mit dieſem öffentlichen Intereſſe und Zweck 
der Erhaltung der Stelle verbindet ſich dann darüber hinausgehend 
die dauernde Einwirkung auf ihre Preisgeſtaltung. Schließlich ſei 


* 2 ſchon in dieſem Zuſammenhang darauf hingewieſen, daß der Entwurf 


Handhaben gibt, um die einmal begründete Heimſtätte auch ihren 
Ausgeber gegenüber als ſolche dauernd zu erhalten (§ 21). 
e) Nach dem Entwurfe konnte man hiernach den Begriff der 
Heimſtätte etwa dahin zuſammenfaſſen: Heimſtätte iſt ein Grundſtück, 
das dauernd als Wohnung oder als Unterlage für die wirtſchaft⸗ 
lliche Lebensführung eines Eigentümers und feiner un zu dienen 
Ä beſtimmt dei 


3, Bevor ich Be übergehe, N auf welchem Wege 


und mit welchen Mitteln dieſer wirtſchaftliche Begriff zur Rechtsform 


gemacht und rechtlich durchgeführt wird, mag hier eine Erörterung 5 
der Anderungen eingeſchaltet werden, die die Nationalverfammlung 
den Beſchlüſſen ihres Ausſchuſſes entsprechend an dem Entwurf in 


dieſer Hinſicht vorgenommen hat. Sie verteilen ſich auf die beiden 


Dë 1 und 30 und engen in § 1 den Kreis der als Heimſtätte in 


Betracht kommenden Grundſtücke für die Regel ein, erweitern ihn 


` andererſeits für Ausnahmefälle durch einen dem § 30 hinzugefügten 
Abſ. 2. Die Vorausſetzungen ſind ſowohl für die Wohnheimſtätten, 


als auch für die Wirtſchaftsheimſtätten verſchärft. 


a) Bei den Wohnheimſtätten wird durch Streichung der Worte 
„oder ohne (Nutzgarten)“ im § 1 verlangt, daß jede Heimſtätte 
einen Nutzgarten haben muß. Ohne Nutzgarten ſoll auch das beſt⸗ 

gelegene, ⸗gebaute und eingerichtete Einfamilienhaus keine Heim⸗ 
ſtätte werden können. Weshalb nicht? Statt der grauen zur Ab⸗ 


wechſlung einmal der grünen Theorie zuliebe? Glücklicherweiſe hat 


H 
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der Ausſchuß in der zweiten Leſung gefunden, daß das Beſſere 
nicht immer notwendig der Feind des Guten zu ſein braucht, und 
hat durch § 30 Abſ. 2 die oberſte Landesbehörde ermächtigt, zus 
zulaſſen, daß in Fällen beſonderen Bedürfniſſes ausnahmsweiſe auch 
Delia Hätten ausgegeben werden, die aus einem Familienhaus (fol. 
DW beißen: Einfamilienhaus) ohne Nutzgarten beſtehen. Die Anderung 
(läuft alſo auf eine bürokratiſche Erſchwerung und Verlängerung 
des Ausgabeverfahrens in den Fällen hinaus, in denen der aus⸗ 
gebenden Reichs⸗, Landes⸗ oder Gemeindebehörde ausnahmsweiſe 
kein Nutzgarten zur EES ſteht; fie muß dann eine zweite Be⸗ 
hörde hinzuziehen. | 
b) Bedenklicher und eine ernftliche Verſchlechterung des Ent⸗ u 
ei wurfes iſt die Einſchränkung der Wirtſchaftsheimſtätten. Nicht jedes 
von einer Familie mit eigenen Kräften bewirtſchaftete Anweſen, 


ſondern nur landwirtſchaftliche und gärtneriſche ſollen demnach Heim 
ſtätten werden können. Der Ausſchußbericht bemerkt dazu (S. 7) 


lediglich: „Ein Ausſchußmitglied begründet kurz den Antrag.“ 
Womit und wie, erfahren wir nicht. Es iſt auch nicht zu verſtehen. 
Vermutlich hat der vielberufene „Zigarrenladen an irgendeiner 


Straßenecke“, der zuerſt in einer Hamburger Verſammlung am 


12. April aufgetaucht iſt und deſſen der Berichterſtatter Locken vitz E 
in feinem mündlichen Bericht Erwähnung tut (Sten. Ber. S. 5607 C), 
das Unheil angerichtet. Ein unüberlegtes Schlagwort! In einer | 
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Klein⸗ oder Mittelſtadt hat jemand ein paßliches Einfamilienhaus, 


ſogar mit Nutzgarten, aber, da er doch noch arbeiten muß, kann 


und will, zugleich mit etwas Geſchäftsraum für einen eigenen Betrieb. 


Das gegebene Anweſen für eine Heimſtätte. Aber zur rechtlich ges 
ſchützten Reichsheimſtätte werden kann es nicht, ob der Eigentümer 


nun Zigarren oder Lebensmittel oder was ſonſt dort verkaufen oder 
ob er auch ein Handwerk in den Räumen betreiben will. Wohn⸗ 


heimſtätte iſt das für einen Betrieb eingerichtete Anweſen nicht und 


landwirtſchaftlich oder gärtneriſch iſt es gleichfalls nicht. Bitter und 


— 


verſtändnislos muß der ſtädtiſche Kleinbeſitzer ſehen, daß er minderen 
Rechts iſt gegenüber dem bloßen Wohnungseigentümer und gegen⸗ 
über ſeinem landwirtſchaftlichen Schickſalsgenoſſen; die dieſen zu⸗ 


gewandte und von der Regierung auch ihm zugedachte Wohltat des 
Heimſtättenrechts hat ihm die Volksvertretung verſagt. Hat man 
vielleicht an den ausgeſparten Ladenraum einer großſtädtiſchen Miet⸗ 


kaſerne gedacht? der doch nie ein Anweſen im Sinne des Entwurfs 


ſein kann, das zu Eigentum ausgegeben wird? Der Berichterſtatter | 
hat zwar noch ausgeführt, daß unter „landwirtſchaftlichen“ Anweſen 


auch „Mühlengrundſtücke, Bäckereigrundſtücke () und dergleichen 


einbegriffen fein ſollten.“ Mag dies auch feine Abſicht und die des 
Ausſchuſſes geweſen ſein — nach den Zwiſchenrufen bei ſeinen 
Ausführungen hat ſich der Berichterſtatter nicht überall an die Be⸗ 

ſchlüſſe des Ausſchuſſes gehalten —, ſo fragt es ſich doch ſehr, ob 


Verwaltung und Rechtſprechung die von allem landläufigen und 


8 geſetzlichen Sprachgebrauch abweichende Auslegung mitmachen werden. 


Und ſelbſt bei weitherzigſter Handhabung wird ein Reſt ſtädtiſcher 
Einfamilien⸗Anweſen bleiben, die von den Vorteilen des Heimſtätten⸗ | 


rechts ohne ſachlichen Grund ausgeſchloſſen find. 


c) Auch hier hat die Nationalverſammlung in § 30 Abf. 2 für 
Ausnahmefälle eine Erweiterung der heimſtättenfähigen Grundſtücke 
zugelaſſen: „Grundſtücke, die für nicht gewerbsmäßige gärtneriſche 


Nutzung (Kleingärten, Laubenland) beſtimmt ſind, können in Fällen 
beſonderen Bedürfniſſes als Heimſtätten ausgegeben werden“. 


Schon 
im Ausſchuß, in dem dieſe Ausdehnung lebhaft umſtritten wurde, 


‘ft darauf hingewieſen worden, daß damit über das Ziel des Ent⸗ 
wurfes hinausgegangen werde; der Schrebergarten, zu deſſen Gunſten 


die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung vom 31. Juli 1919 


Saite 8. 1371) kene Vorſchriften enthält“, ſei weder ſelbſt | 


e SCH jetzt auch die Pachtſchutzordnung vom 9. Juni 1920, RG Bl. S. 1193. 
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ein Heim, noch get er ſich in der Regel zu einem ſolchen aus⸗ 
wachſen können; liege dieſe Möglichkeit aber ausnahmsweiſe einmal 


vor, ſo könne ſchon nach dem Entwurfe die Eigenſchaft als Heim: 
ſtätte vor der Errichtung des Heimſtättengebäudes eingetragen werden 


(§ 4 Abſ. 2). Die Einwendungen wurden zu leicht befunden, die 


Erweiterung ward beſchloſſen. Sie paßt nicht zu dem Grundgedanken 


des Geſetzes, kann aber bei umſichtiger Handhabung als Ausnahme 


vorſchrift hingenommen werden. \ 


4. Gegenüber dem Entwurfe muß alfo die Begriffsbeſtimmung 


(jiehe oben S. 55) jetzt anders gefaßt werden. Man wird, wenn 
man die Ausnahmen außer Acht läßt, etwa folgendermaßen ſagen 


können: Reichsheimſtätte iſt in der Regel ein Grundſtück, das einem 


Eigentümer und feiner Familie dauernd als Wohnung und Nutz 


garten oder als Unterlage eines landwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 


Heimbetriebes zu dienen beſtimmt iſt. „Heim“ betriebes ſage ich des⸗ 


halb, weil auch zur Wirtſchaftsheimſtätte — zur „wirtjchaftlichen 


Lebensführung“ des Heimſtätters — die Familienwohnung grund— 


ſätzlich gehört. Dem vom Reichsrat gebilligten Hinweis der Be⸗ 


gründung hierauf (S. 8) iſt in der Nationalverſammlung von keiner 


Seite ee worden. 


III 


1. Dieſes aus Bedürfnis und Zweck hergeleitete Wirtſchafts⸗ 


gebilde wird durch das Geſetz zu einem Rechtsgebilde geformt. Das 


widmet, dadurch wird es zur Heimſtätte und als ſolche wird es dann 
für die dauernde Erfüllung ſeines Zweckes geſchützt und erhalten. 


In den Heimſtätten wird eine beſondere Klaſſe von Grundſtücken— 
von rechtlicher Eigenart geſchaffen, die vermöge dieſer ihrer beſonderen 
Rechtsbeſchaffenheit, eben ihrer Eigenſchaft als Heimſtätte, unter ein 


Sonderrecht geſtellt werden. Da dieſes Sonderrecht der Erhaltung 


der Heimſtätte nach Beſtand und Zweckbeſtimmung dient, muß es 


notwendig zum überwiegenden Teile in Beſchränkungen und Bindungen 


wählt iſt der Weg des Stiftungsgeſchäfts, etwa in der Art, wie ihn 


den Vorausſetzungen entſprechende Grundſtück wird durch einen rechts- 
verbindlichen Vorgang ſeiner gekennzeichneten Zweckbeſtimmung ge⸗ 
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beſtehen. Maßgebend für die Anlage und Ausgeſtaltung des Geſetzes 
iſt der Weg, auf dem dieſe Bindungen erreicht werden. Nicht ger ` 


der preußiſche Entwurf eines Geſetzes über Familienfideikommiſſe, 


Stammgüter und Familienſtiftungen (von 1917) für die bäuerlichen N 
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Stammgüter vorfah?. Das Geſetz will kein Fange da mit 


der Familie als Rechtsperſönlichkeit und ausgebildeten Anwärterrechten, 
es ſchafft kein Fideikommiß des kleinen Mannes oder Schreberfidei⸗ 
kommiß. Die Familie des Inhabers, des Heimſtätters, wird zwar 


begünſtigt, aber nicht im Sinne einer Familienſtiftung. Ebenſo ger: 


ſchmäht es das Reichsgeſetz, die rechtlichen Bindungen durch geſetz⸗ 
liche Verbote und Verfügungsbeſchränkungen herbeizuführen, deren 
Einhaltung bürokratiſch durch die Obrigkeit überwacht werden müßte. 
Nur in drei Fällen? wird reichsgeſetzlich eine obrigkeitliche Zuſtimmung 
verlangt. Allerdings hat das reichsrechtliche Rahmengeſetz den Ländern 
in weitgehendem Maße die Befugnis überlaſſen müſſen (§ 22), nach 


den Bedürfniſſen, auch nach ihrem einzelſtaatlichen Aufſichtsbedürfnis, 
das Erfordernis einer behördlichen Genehmigung zu einer Reihe von 


Rechtsgeſchäften über Heimſtätten aufzuſtellen. Gegebenenfalls treten 


dieſe Beſchränkungen neben die Bindungen des Reichsgeſetzes, die 
durch ſie nicht berührt, geſchweige denn erſetzt werden. Dieſe Bin⸗ 


dungen erreicht das Geſetz dadurch, daß es die Rechtsbeziehungen 
des Ausgebers zur Heimſtätte ausbildet und dem Ausgeber 
einen weitgehenden, vielfach ausſchlaggebenden Einfluß auf die Schick⸗ 
ſale der Heimſtätte ſichert. Deshalb muß, wie bereits angedeutet, 


jede Heimftätte, auch die durch Umwandlung beſtehenden Eigentums 


errichtete, einen Ausgeber haben. Die Rechtsſtellung des Ausgebers 
iſt ihm im Intereſſe des Gemeinwohls eingeräumt und wurzelt im 
öffentlichen Recht; ausgeſtaltet iſt ſie indeſſen in den Formen des 


Privatrechts. Auf die Bedürfniſſe des Heimſtätters und die Freiheit 


des Rechtsverkehrs iſt dabei möglichſte Rückſicht genommen. Aber 
wenn auch Eigentümer, freier Eigentümer der Heimſtätte im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt der Heimſtätter nicht. Und zwar iſt 
er mehr noch an den Ausgeber als an die Heimſtätte, an die Scholle 
gebunden. Der Ausgeber iſt zum Hauptträger des ganzen 
Heimſtättenweſens gemacht. Ob die Rechtslehre in ſeiner Stellung 
eine Art Obereigentum erblicken, ob ſie Anklängen an abgeſtorbene 
Rechtsgebilde nächſpüren und Vergleiche mit anderen Rechtsformen 


1 Vgl. deſſen Begründung, Nr. 380 B der Druckſachen des Abg.⸗Hauſes 
1916/17, Sp. 16 ff., bet, Sp. 22 f. 

2 Genehmigungspflichtig ift die Eintragung von Hypotheken und Grund: 
ſchulden auf die Heimſtätte in anderer Form als der der unkündbaren Tilgungs⸗ 
ſchuld (GG 17 Abſ. 2) oder über die eingetragene Verſchuldungsgrenze hinaus 
($ 18 Abſ. 2), ſowie, und dies richtet ſich gegen den Ausgeber, die Löſchung der 
Heimſtätteneigenſchaft im Grundbuche ($ 21 Abſ. 1). 


. 


Kreis⸗ und Provinzialverbände, aber auch beſonders gebildete Zweck⸗ 


SÉ 


anftellen wird, mag der Zukunft überlaſſen bleiben Gewiß können 

> fi aus ſolchen Erwägungen fruchtbare Gedanken, vor allem für die 
Theorie des Heimſtättenrechts, aber auch für feine praktiſche Hand⸗ 
habung ergeben. Zur Aufgabe des Geſetzgebers gehören derartige 


Beobachtungen nicht und auch die Aufgabe der gegenwärtigen Aus⸗ 


führungen erblicke ich nur darin, die Auswirkung des Grundgedankens 


nach den verſchiedenen Richtungen hin aufzuzeigen. 
2. Bei der Bedeutung, die die Stellung des Ausgebers für das 


ganze Heimſtättenweſen hat, und bei den weitreichenden Machtbefug⸗ N 
niſſen, die ihm dem Heimſtätter gegenüber zuſtehen, konnte die Aus⸗ 
gabe von Heimſtätten nicht ſchlechthin freigegeben werden. Nur das 


Reich, die Länder und die Gemeinden und Gemeindeverbände (wie 


verbände) bieten von ſich aus die erforderliche Gewähr, um von 


ihnen eine ſachdienliche Ausgabe von Heimſtätten erwarten und ihnen 
die damit verbundenen Machtbefugniſſe anvertrauen zu können. 


Anderen öffentlichen Verbänden und gemeinnützigen Unternehmungen 


kann die Befugnis zur Ausgabe von Heimſtätten von der oberſten 
Landesbehörde verliehen werden (§ 1 Abſ. 2). Die oberſte Landes⸗ 


behörde kann dieſe Verleihung von Bedingungen und Auflagen ab⸗ 


ſtimmten Heimſtätte ift zuläffig (8 4), fie kann aber nur an eine 


hängig machen, insbeſondere ſich die Aufſicht über die Ausübung 
der Befugnis vorbehalten. Ihr ſteht auch die Regelung der Rechts⸗ 


verhältniſſe zu, die ſich ergeben, wenn ein Ausgeber die Befugnis 
zur Ausgabe von Heimſtätten verliert (§ 30). Privatperſonen können 


| nicht Ausgeber werden, Arbeitgeber können ſich alſo nicht die Aus⸗ 
gabe von Heimſtätten zunutze machen, um ihre Arbeiter an ſich zu 


feſſeln. Auch iſt die Verbindung der Befugnis mit einem Stamm⸗ 


grundſtück als deſſen Beſtandteil, als aktiv⸗dingliches Recht, nicht 


möglich. Die Übertragung der Rechte des Ausgebers einer be⸗ 


zum Kreiſe der befugten Ausgeber gehörende juriſtiſche Perſon des 
öffentlichen Rechts (oder gemeinnützige Unternehmung) erfolgen. 


Ebenſo kann nur eine dieſer juriſtiſchen Perſonen Ausgeber einer 
Heimſtätte werden, die durch Umwandlung beſtehenden Eigentums 


geſchaffen wird ($ 25). 
3. Das Grundſtück wird als Heimſtätte zu Eigentum aus⸗ 
gegeben. Der Rechtsvorgang umfaßt zweierlei: die Übertragung des 


Eigentums und die Widmung als Heimſtätte. Beide Maßnahmen 
ſind Rechtsgeſchäfte des Sachenrechts und bedürfen daher der Einigung 
und Eintragung in das Grundbuch. Über den ſchuldrechtlichen 


N \ ; e ! | 5 = ge 
ou | eet Dronke 5 48692 


ME een $, 


693] de | Das Reichsheimſtättengeſetz „ 61 


Begründungsvertrag enthält das Reichsgeſetz mit einer Ausnahme 
keine eigenen Vorſchriften; für die Verbindlichkeit, das Eigentum zu 


übertragen, bewendet es bei der allgemeinen Vorſchrift des $ 318 


BGB., der eigentliche Heimſtättenvertrag im engeren Sinne tft 


formlos. Die einzige Beſtimmung über ſeinen Inhalt iſt die, daß 


er einen Betrag feſtlegen muß, der als Entgelt für den reinen Boden⸗ 
wert des Heimſtättengrundſtückes ohne Baulichkeiten oder ſonſtige 
Verbeſſerungen entfällt ($ 6). Im übrigen iſt, ſoweit nicht das 
Landesgeſetz hier eingreift (§ 30), den Parteien völlig freie Hand 


gelaſſen. Für etwaige Reſtkaufpreiſe gilt allerdings die noch zu er⸗ 


wähnende Vorſchrift des § 17, daß ſie in der Regel nur in der 


Form einer unkündbaren Tilgungsrente eingetragen werden dürfen. 


Das dingliche Rechtsgeſchäft der Übereignung des Heimſtättengrund⸗ 


ſtücks vollzieht ſich nach den allgemeinen Vorſchriften durch Auflaſſung 


und Eintragung. Für die Verleihung der Rechtseigenſchaft als 


Heimſtätte „gelten die Vorſchriften über die Belaſtung eines Grund⸗ 


ſtückes mit dem Rechte eines Dritten entſprechend“ (§ 4 Abſ. 1 Satz 2). 
Damit iſt eine kurze und einfache Formel gefunden, die, ſoweit das 


Geſetz nicht ſelbſt etwas anderes beſtimmt, ohne weiteres die An⸗ 
wendung ſämtlicher für die Belaſtung eines Grundſtücks beſtehenden 


materiell⸗rechtlichen und Verfahrensvorſchriften ermöglicht. In dieſer 


einfachen Nutzbarmachung beſtehender Vorſchriften liegt ein großer 
Vorzug vor anderen, neuartigen Geſtaltungen, als welche zum Bei⸗ 
ſpiel die Eintragung der Eigenſchaft als Heimſtätte auf dem Titel⸗ 


blatt des Grundbuchs oder die Schaffung eines beſonderen Heim⸗ 


ſtättengrundbuchs in Betracht gezogen werden könnte. Nach dm 


Geſetz werden die Eigenſchaft als Heimſtätte, der Ausgeber und der 


Bodenwert wie eine Belaſtung in Abt. II des Grundbuchs ein⸗ 


getragen (88 4, 6). Mit dieſer Eintragung wird das Grundſtück 
zur Reichsheimſtätte und tritt unter das Sonderrecht des Heimſtätten⸗ 


geſetzes (§ 7). Die Eintragung der Eigenſchaft als Heimſtätte kann 


gleichzeitig mit der Eintragung des Eigentumsübergangs erfolgen, 


ihr aber auch nachfolgen. Für die Begründung, Anderung und 
Aufhebung der Heimſtätteneigenſchaft und die Vorausſetzungen, die 
Vornahme, die Wirkungen und die Löſchung der ſie betreffenden 
Eintragungen wird alles ſo gehandhabt, als wenn die Eigenſchaft 
als Heimſtätte eine Belaſtung des Grundſtücks wäre. Nur iſt ſie in 


Wirklichkeit keine ſolche, ſondern eben eine rechtliche Eigenſchaft des 
Grundſtücks, mit der ausgeſtattet es von nun an am Rechtsverkehr 
teilnimmt. Alle Rechtsgeſchäfte über das Grundſtück ergreifen es 
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hinfort nur in dieſer ſeiner Eigenſchaft; ſie muß deshalb an erſter 
Stelle vor allen anderen eintragungsfähigen Rechten ſtehen und dieſer 
Rang darf auch nicht geändert werden. Nach zwei Richtungen hat 
die Eintragung der Rechtseigenſchaft in der äußeren Form einer 
Belaſtung der Sicherheit halber beſondere Vorſchriften notwendig 
gemacht. Hypotheken und Grundſchulden, die der Heimſtätter auf⸗ 
nimmt, ruhen nicht auf einem (mit der Heimſtätteneigenſchaft) vor⸗ 


belaſteten Grundſtück, ſondern auf der unbelaſteten Heimſtätte. Kommt 


es darauf an, in welchem Wertteil des Unterpfands ſie ſtehen, ſo 
wird nicht etwa ein Teil des Grundſtückswertes als durch die Heim⸗ 
ſtätteneigenſchaft belegt angeſehen, ſondern der Bruchteil, den die 
Hypothek nach Geſetz, Satzung oder Vertrag beanſpruchen muß, wird 
von dem vollen Wert des Grundſtücks errechnet (§ 5). Ob der Ver⸗ 
kehr den Wert einer Heimſtätte gleich, höher oder niedriger als den 
desſelben Grundſtücks in ungebundenem Eigentum veranſchlagen wird, 
kann erſt die Zukunft lehren. Es kommt auch nicht darauf an. Für 
Mündelgeld, Sparkaſſen, Hypothekenbanken uſw. ſteht die nach der 


Heimſtätteneigenſchaft eingetragene Hypothek ſtets an erſter Stelle 


auf der Heimſtätte und ſie iſt bei einer Beleihungsgrenze von bei⸗ 
ſpielsweiſe drei Fünfteln des Wertes auf einer Heimſtätte von 
100 000 Mark Grundſtückswert bis zu 60 000 Mark mündelſicher. 


Auch bei einer etwaigen Verſchuldungsgrenze bleibt die Heim⸗ 


ſtätteneigenſchaft unberückſichtigt. Alles dies folgt aus dem Grund⸗ 
gedanken der gewählten Ausgeſtaltung ohne weiteres, iſt aber durch 
reine beſondere Vorſchrift (§ 5 Satz 3) ausdrücklich ſichergeſtellt. 
Eine zweite ausdrückliche Vorſchrift (§ 14 Satz 2) ſorgt dafür, daß 
rechtmäßig auf der Heimſtätte eingetragene Rechte nicht zu Schaden 
kommen, wenn der Ausgeber vermöge der zu ſeinen Gunſten als 
Vormerkung wirkenden Eintragung der Heimſtätteneigenſchaft (§ 14 
Satz 1) die Heimſtätte im Wege des Vorkaufsrechts oder des Heim⸗ 
ſollanſpruchs an ſich zieht; die eingetragenen Rechte behalten dann 
ihm gegenüber ihre Wirkung, er erwirbt die ä nur mit 
ihren Belaſtungen. 

Die Umwandlung beſtehenden Eigentums in eine Heimſtätte 
vollzieht ſich ebenfalls durch Eintragung dieſer Eigenſchaft, mit der 
suglejch ein Ausgeber und der Bodenwert eingetragen werden muß. 
Zur Eintragung des Ausgebers iſt deſſen Zuſtimmung erforderlich, 
es bedarf alſo auch hier einer — vorhergehenden oder nachfolgen⸗ 
den — Einigung der Beteiligten. Mag dieſe freiwillige Unter⸗ 
werfung unter eine fremde rechtliche Obermacht in etwa an das 
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8 Berhältnis von Klient und Patron, an die Hingabe und den Wieder: 
empfang des Eigenerbes zu Lehen erinnern, ſo trägt das Bild doch 


neuzeitliche Züge: Die Unterwerfung erfolgt niemals unter eine Einzel⸗ 
perſon und der Grundgedanke der übernommenen Bindung iſt gemein⸗ 


wirtſchaftlich. Beſonders geeignet zur Umwandlung erſcheinen ihrer 
ganzen wirtſchaftlichen Lage nach die Rentengüter. 5 


4. Von der Eintragung an gelten für die nunmehrige Heimſtätte 
die Sondervorſchriften des neuen Rechts (SA). Sein Inhalt beſteht, 
wie bereits hervorgehoben, im weſentlichen in rechtlichen Bindungen, 
um die Landſtelle, die Wohn⸗ oder Wirtſchaftseinheit, dauernd als 


ſolche zu erhalten, Bindungen, die die es im Rechtsverkehr | 


ſchützen, aber auch beſchränken. | 

a) Im Gebrauch und in der tatſächlichen Verfügung 
über die Heimſtätte, fein Eigentum, nebft ihrem Zubehör (§ 8) ift 
der Heimſtätter frei. Aber er muß ſie auch gebrauchen und zwar 
muß er ſie ſelbſt, perſönlich, mit ſeiner Familie und er muß ſie ſach⸗ 
und beſtimmungsgemäß gebrauchen. Tut er das nicht, unterläßt er 
es dauernd, die Heimſtätte ſelbſt zu bewohnen oder zu bewirtſchaften, 
oder treibt er grobe Mißwirtſchaft, ſo drohen ihm zwar keine Auf⸗ 


2 ſichts⸗ oder Zwangsmaßregeln oder gar Strafen, wohl aber der für 
dieſen Fall dem Ausgeber zuſtehende Heimfallanſpruch (§ 12). Der 


Ausgeber, in der Regel alſo die Gemeinde oder ein gemeinnütziges 


Unternehmen, hat alſo nicht als Behörde der Wohnungs⸗ oder Wohl⸗ 


fahrtspolizei, ſondern vermöge ihrer privatrechtlichen Stellung die 


Macht und die Pflicht, für die dauernde Erfüllung des Heimſtätten⸗ 
zwecks im Einzelfalle zu ſorgen. Er kann und muß gewerbsmäßiges 
Vermieten und Verpachten, Schlafgängerweſen, Verwendung von 


Wohnraum zu gewerblichen Zwecken, von Gartenland zu Verkaufs⸗ 
buden und ſonſtigen Mißbrauch hintanhalten und die Heimſtätte 


eintretendenfalls unter Zahlung des geſetzlichen Kaufpreiſes (d 15) 


zur anderweiten Vergebung (§ 16, § 21 Abſ. 3) an ſich ziehen. Er 
kann und ſoll aber auch in den geeigneten Fällen Milde walten laſſen, 


wenn zum Beiſpiel ein Witwer die Heimſtätte nicht ganz für ſich 


allein ausnutzen, ein Minderjähriger die ererbte Heimſtätte während 
ſeiner Ausbildung nicht ſelbſt bewohnen kann, und in ähnlichen Fällen. 
Aus dem Erfordernis der Selbſtbewirtſchaftung ergibt ſich, daß ein 
Heimſtätter neben ſeiner Heimſtätte zwar noch anderen (freien) Grund⸗ 

beſitz, aber keine zweite Heimſtätte beſitzen kann. Auch Miteigentum 


iſt zwar nicht ausgeſchloſſen, aber tatſächlich auf gewiſſe Fälle be⸗ 
S ſchränkt, in denen die Miteigentümer gemeinſame ee e 
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treiben, alſo vor allem zum Beiſpiel Eheleute, ferner Miterben, 
| Geſchwiſter, unter beſonderen Umſtänden aber auch frei zuſammen⸗ 
tretende Teilhaber, Mitheimſtätter. Juriſtiſche Perſonen haben keine 
Familie, ſie wohnen und n nicht perſönlich, ſie können alſo 
keine Heimſtätte erwerben. 
Allgemein ſei hier bemerkt, daß der Heimfallanſpruch des Aus⸗ 
` gebers und alle ſonſtigen Anſprüche aus dem Heimſtättenrecht klag⸗ 
bare Anſprüche des Privatrechts find, deren Entſcheidung im Streit⸗ 
falle grundſätzlich von den ordentlichen Gerichten zu erfolgen hat. 
Die oberſte Landesbehörde kann indeſſen ($ 33) die Entſcheidung 
anderen Behörden übertragen und das Verfahren beſonders regeln. 
bp) Die Größe der Heimſtätte iſt nicht willkürlich, ſondern nach 


den Bedürfniſſen und den Wirtſchaftsmöglichkeiten des Heimſtätters 


(mit Familie) bemeſſen. Die im Einzelfall gewählte Bemeſſung iſt 
naturgemäß weder für den Augenblick, noch für alle Zukunft zwingend. 
Anderungen müſſen daher möglich ſein. Sie berühren aber 
Beſtand und Zweck der Heimſtätte ſowohl, wie den Umfang der 
Rechte des Ausgebers und find deshalb von feiner Zuſtimmung ab- 
hängig. Dies gilt von der Vergrößerung ($ 10) ebenſo gut, wie 
von der Verkleinerung durch Teilung oder Abveräußerung einzelner 
Grundſtücke oder Grundſtücksteile ($ 9). Die Vergrößerung, bei 
der über das Höchſtmaß der für eine Familie beſtimmten Wirtſchafts⸗ 
einheit nicht hinausgegangen werden darf, vermehrt und erſchwert 
die Pflichten des Ausgebers, ſeine öffentlich⸗rechtliche Überwachungs⸗ 
pflicht, wie das Maß ſeiner Zahlungspflicht bei Vorkauf und Heim⸗ 
fall. Die Teilung einer Heimſtätte darf nicht verſagt werden, wenn 
die Teile ſelbſtändige Heimſtätten bilden ſollen, zum Beiſpiel bei 
Abtrennung eines Bauplatzes, der Ausſcheidung einer Gärtnerei aus 


einem landwirtſchaftlichen Anweſen vim. ebenſo nicht die Abver⸗ | 


. äußerung eines Trennſtücks, wenn fie mit den Regeln einer ordnungs⸗ 

mäßigen Wirtſchaft vereinbar iſt und den wirtſchaftlichen Beſtand 
der Heimſtätte nicht weſentlich beeinträchtigt oder gefährdet. Der 
Anſpruch auf Zuſtimmung in dieſen Fällen iſt klagbar (ſiehe oben u 
ua. | 
c) Die Veräußerung der Heimſtätte ſteht dem Heimſtätter, ` 
ihrem Eigentümer; grundſätzlich frei. Ihn hierin einzuſchränken und 
ihn auch gegen ſeinen Willen auf der Scholle, der ländlichen oder 
ſtädtiſchen, feſtzuhalten, beſteht keine Notwendigkeit; mit widerwilligen 

Heimſtättern, die ihren Beſitz nicht ſelbſt oder die ihn beſtimmungs⸗ 
widrig gebrauchen würden, ſo daß ſie ſchließlich im Wege des Heim⸗ 
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fallanſpruchs doch ihrer Stelle entſetzt werden müßten, iſt dem 15 


ſtättengedanken und dem Gemeinwohl nicht gedient. Gegenſtand der 


Veräußerung iſt ja auch nicht das ungebundene Grundſtück, ſondern 
die Heimſtätte, die ihre einmal begründete Eigenſchaft im Rechts⸗ 


EZ 


verkehr und damit in der Hand jedes neuen Erwerbers behält. Mit 


dem Erwerb tritt der neue Heimſtätter in das Gebundenheitsverhältnis 
zu dem eingetragenen Ausgeber ein. Dieſer hat alſo ein erhebliches 

Intereſſe an der Perſon des Erwerbers. Um ungeeignete Erwerber 
fernhalten und überhaupt Veräußerungen, die etwa dem mit einer 
Heimſtättenſiedlung verfolgten allgemeinen Zweck entgegen wären, 
unſchädlich machen zu können, iſt dem Ausgeber ein Vorkaufs⸗ 
Si recht eingeräumt (§ 11). Das Vorkaufsrecht iſt Beſtandteil der 


eingetragenen Heimſtätteneigenſchaft und hat Dritten gegenüber, wie 


auch der Heimfallanſpruch, die Wirkung einer Vormerkung zur 
Sicherung des Übereignungsanſpruchs ($ 14). Es wirkt alſo ning, 
lich gegen jedermann und für alle jemals eintretenden Verkaufsfälle, 
nicht bloß einmal für den erſten Fall. Anderſeits belaſtet das Vor⸗ 
Taufsrecht den Heimſtätter weniger als ein Wiederkaufsrecht, das 
der Ausgeber nach ſeinem Belieben ausüben kann, auch wenn der 
Heimſtätter auf ſeiner Stelle. bleiben möchte, während das Vorkaufs⸗ 
recht zur Vorausſetzung hat, daß der Heimſtätter ſelbſt verkaufen 


| will. Will er zwar verkaufen, aber nur an den ihm genehmen dritten 


Käufer und nicht an den Ausgeber, ſo kann er ſich dies ausbedingen 
und vom Verkauf Abſtand nehmen, wenn der Ausgeber darin ein⸗ 
treten will; der $ 506 BGB., der dies für das allgemeine Recht 
ausſchließt, iſt für das Vorkaufsrecht des Heimſtättengeſetzes aus⸗ 
drücklich nicht für anwendbar erklärt. Im übrigen gelten, was 


Anzeigepflicht, Ausübung, Friſten uſw. anbelangt, die Vor⸗ 


ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über das Vorkaufsrecht im 
großen und ganzen auch hier. Beſonders geregelt ſind ledoch drei 
Punkte: 
| Das Vorlaufsrecht des Ausgebers beſteht nicht bei Veräußerungen 
innerhalb der Familie des Heimſtätters einſchließlich des Ehegatten 
8 11 Abſ. 2). Nebenbei bemerkt find dieſe Veräußerungen auch im 
Koſtenpunkte begünſtigt ($ 37). Hier zeigt ſich die bevorzugte Stellung 
der Familie, der gegenüber auch ohne ſtiftungsmäßige Bevorrechtung 

ſogar die Machtſtellung des Ausgebers zurücktritt. Beſonders wirk⸗ 


ſam wird dies bei der Erbteilung. Hinterläßt der Heimſtätter 


mehrere Erben, ſo ſind ſie bis zur Auseinanderſetzung als Mit⸗ 
eigentümer zur geſamten Hand auch Mitheimſtätter und N bei 
Schmoklers Jahrbuch XII 3. 5 
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der Zuteilung oder Veräußerung im Familienkreiſe eines jeden von. 
ihnen von dem Vorkaufsrechte des Ausgeber unabhängig. | 
Das Vorkaufsrecht des Ausgebers beſchränkt ſich anderſeits nicht 
auf die Fälle der freiwilligen entgeltlichen Veräußerung, ſondern 
erſtreckt ſich, wie ſchon das Vorkaufsrecht des Reichsſiedlungsgeſetzes 
vom 11. Auguſt 1919. (RGBl. S. 1429; 8 11 daf.), auf alle Ver⸗ 
äußerungen ſchlechthin, auf die unentgeltlichen und auf die unfrei⸗ 
willigen, im ng der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkurs⸗ 
verwalter erfolgenden (§ 11 Abſ. 1 Satz 2). Die Ausdehnung war 
unumgänglich, wenn der Ausgeber feine Heimſtättenſiedlung auf die 
Dauer wirkſam und zielſicher in der Hand behalten ſoll. 
Endlich, und hier liegt einer der weſentlichſten Punkte des 
ganzen Heimſtättenrechts, iſt bei der Ausübung des Vorkaufsrechts 
nicht der Kaufpreis maßgebend, den der Heimſtätter mit dem Er⸗ 
werber in dem Vertrage vereinbart, der zur Ausübung des Rechts 
führt. Vielmehr greift hier das Geſetz ein und beſtimmt (8 15), 


daß der Ausgeber bei Ausübung des Vorkaufsrechts (wie übrigens 


auch des Heimfallanſpruchs) als Kaufpreis höchſtens den Betrag zu 

zahlen hat, der ſich bei Zugrundelegung des für den Boden bei 
Einrichtung (oder Vergrößerung) der Heimſthtte feſtgeſetzten und 
im Grundbuch eingetragenen Betrages unter Hinzurechnung des noch 


vorhandenen Wertes etwaiger Baulichkeiten und Verbeſſerungen er⸗ 


gibt; ſoweit der Wert des Bodens ſich verringert hat, iſt der niedrigere 
Betrag einzuſetzen. Damit ſind Spekulation und Preistreiberei in 
Heimſtätten ausgeſchloſſen. Welchen Preis der Heimſtätter ſich auch 
von einem Kaufluſtigen ausbedingen mag: legt der vorkaufsberechtigte 
| Ausgeber feine Hand darauf — und das kann er in jedem Fall —, 
ſo beſchränkt ſich der Preis unter allen Umſtänden auf den ein für 
allemal feſtgeſetzten und niemals ſteigenden, unter Umſtänden jedoch“ 
ſinkenden Bodenwert und den vorhandenen Bau⸗ und Beſſerungs⸗ | 
wert. In der Anrechnung der Verbeſſerungen, zu denen auch lands 
wirtſchaftliche, durch kunſtgerechte und pflegliche Bebauung bewirkte 


Wertſteigerungen gehören, liegt ein Antrieb zu ſachgemäßer Boden: 


bewirtſchaftung und ſogar eine Ausſicht auf beſcheidenen Gewinn. 
Um zu Kapitalanlage und Handelsgewinn in Heimſtätten anzulocken, 
reicht er nicht qus, und das iſt beabſichtigt. Die Heimſtätte ſoll dem 
Heimſtätter und den Seinigen ein ſicheres Daſein verbürgen, das⸗“ 
ſelbe aber auch ſeinem Nachfolger, wenn ein Inhaber abzieht. Der 
Erwerber darf daher nicht mit höheren Anlagekoſten belaſtet werden, 
als ſie durch rein ſachliche und von den Schwankungen des Grundſtücks⸗ 
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marktes unabhängige Umſtände geboten ſind. Auch innerhalb der 
Familie und bei Erbteilungen kann der Preis einer Heimſtätte nicht 
höher ſteigen; greift hier das Vorkaufsrecht auch nicht / unmittelbar ein, 
ſo weiß doch jeder Übernehmer, daß er bei etwaigem Verkauf nicht 
mehr als einen feſtſtehenden Erlös erzielen wird, und damit begrenzt 
ſich auch der Anrechnungspreis bei Übernahmen ohne weiteres. Von 
beſonderer Tragweite iſt die Feſtlegung des Bodenwertes bei der 
Umwandlung freien Eigentums in eine Heimſtätte. Bei ihr begibt 
ſich der Eigentümer der Möglichkeit, die wechſelnde Geſchäftslage aus⸗ 
zunutzen und etwaige Marktgewinne zu machen, und überläßt einem 
Dritten, dem von ihm erwählten Ausgeber, mit der rechtlichen Vor⸗ 
macht unter Umſtänden auch einen greifbaren und in Geld aus⸗ 
zudrückenden Vermögenswert. Auf die Geneigtheit freier Eigen⸗ 
tümer, Heimſtätter zu werden, wird dies nicht ohne Einfluß bleiben. 
Welche Wirkungen im übrigen die in der Nationalverſammlung 
lebhaft begrüßte Vorſchrift auf die Entwicklung des Heimſtätten⸗ 
weſens und weiterwirkend auf die Preisbewegung der Grundſtücke 
überhaupt haben wird, iſt noch gar nicht abzuſehen. Viel kann 
davon abhängen, wer die Ausgabe von Heimſtätten großzügig in 
die Hand nimmt, die Länder, die Gemeinden oder ſelbſtändige ge⸗ 
meinnützige Unternehmungen, oder aber das Reich ſelbſt. Zu be⸗ 
achten bleibt, daß die oberſte Landesbehörde, alſo im Verwaltungs⸗ 
wege, nicht etwa durch Geſetz, ein Vorkaufsrecht für einen anderen, 
als den Ausgeber begründen kann ($ 22 Abf. 2), der allerdings die 
Ausgabefähigkeit beſitzen muß. Die im § 15 liegende Handhabe zu 
einer planmäßigen Bodenpreispolitik kann daher ohne Rückſicht auf 
die ausgebenden Stellen in eine Hand gelegt und dort vereinigt 
werden. Ausgenommen ſind nur die etwa vom Reiche ſelbſt aus⸗ 
gegebenen Heimſtätten. 

d) Konnte die Veräußerung der Heimſtätten grundſätzlich frei⸗ 
gegeben werden, ſo gilt nicht das gleiche für die Belaſtung. So wenig 
die Heimſtätte Handelsware werden und zum Geldgewinn durch Umſatz⸗ 
geſchäfte führen ſoll, ebenſowenig darf ihr Geld⸗(Verkaufs⸗) Wert 
unbegrenzt verſelbſtändigt und ohne Rückſicht auf das Schickſal der 
Wertunterlage als bewegliches Vermögen beliebig verbraucht werden. 
Das bei der Veräußerung gegebene Gegengewicht des Vorkaufs⸗ 
rechts paßt hier nicht, und ein entſprechendes Mittel ſteht nicht zur 
Verfügung; der Heimfallanſpruch wegen Mißbrauchs wäre unter 
Umſtänden anwendbar, reicht aber nicht aus. Das Geſetz verlangt 
deshalb grundſätzlich die Zuſtimmung des Ausgebers zu jeder e 
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laſtung der Heimſtätte (5 17 Abf. 1). Zu jeder Belaſtung, auch 
zu der mit Dienſtbarkeiten jeder Art und ſonſtigen in Abt. II des 
Grundbuches einzutragenden Rechten. Für die Belaſtung mit Hypo⸗ 


theken, Grund⸗ und Rentenſchulden kann nach näherer Beſtimmung 


der oberſten Landesbehörde eine Verſchuldungsgrenze eingetragen 
werden (§ 18). Zu Belaſtungen innerhalb der eingetragenen Ver⸗ 
ſchuldungsgrenze iſt dann eine beſondere Zuſtimmung des Ausgebers 


nicht mehr erforderlich. Der Erhaltung der Heimſtätte als ſolcher 
aber auch der wirtſchaftlichen Stärkung und Hebung des Heimſtätters 


dient ſodann der weitere Grundſatz, daß Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden (Reſtpreiſe aus Kauf oder Übernahme nicht minder als | 


Darlehen) regelmäßig nur in der Form von unkündbaren Tilgungs⸗ 


darlehen eingetragen werden dürfen (8 17 Abſ. 2). Die hierdurch 


erſtrebte fortſchreitende Entſchuldung wird in ihrem Ergebniſſe dadurch 


tatſächlich gewährleiſtet und rechtlich ſichergeſtellt, daß für die einmal 
abgetragenen Tilgungsbeträge mit der perſönlichen auch die dingliche 


Schuld erliſcht. Der entgegengeſetzte Grundſatz des Bürgerlichen 
Geſetzbuches (SG 1163), daß trotz der Tilgung die Belaſtung des 
Grundſtücks in der Form der Eigentümergrundſchuld beſtehen bleibt, 


it zugunſten der Heimſtätten ausdrücklich aufgehoben. Mit jeder 
auf das Kapital geleiſteten Tilgungszahlung wird das Grundbuch 
inſoweit unrichtig und muß auf EEN und Antrag berichtigt 


werden. 


Ganz ohne Belaſtungen werden die wenigſten Heimſtätter aus⸗ 
kommen. Auch eine ſicher in Dé gefeſtete und ordnungsmäßig ge 
führte Wirtſchaft kann fremden Geldes nicht immer entbehren und 


muß dann hierfür oder für andere eigene Leiſtungspflichten dingliche 
Sicherheit ſtellen. In den gegebenen Grenzen iſt die Ausnützung 
ſeines Eigentums für dieſe Zwecke das gute, auch wirtſchaftlich un⸗ 


anfechtbare und mit dem Grundgedanken des Heimſtättenweſens — 
Pflege des Gemeinwohles durch Förderung der Einzelwirtſchaft ` 
im Einklang ſtehende Recht des Heimſtätters. Er darf hier nicht 


mehr beengt werden, als unbedingt notwendig, und darf deshalb 
nicht auf den guten Willen und das verſtändige Ermeſſen des 
immerhin auch von anderen Intereſſen geleiteten Ausgebers allein 


angewieſen ſein. In den Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft | 
hat deshalb der Heimſtätter einen Rechtsanſpruch — vgl. oben S. 64 — 


auf die Zuſtimmung zur Eintragung einmal eines Nießbrauches, 


einer Grunddienſtbarkeit, einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
und einer Reallaſt (mit anderen Worten, der verſchiedenen mög- 
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lichen Leiſtungen eines Altenteils), ſodann aber auch zur Aufnahme 
einer Hypothek, Grund⸗ oder Rentenſchuld, wenn ſie zu Zwecken der 
Heimſtätte erfolgen fol. Als ſolche werden nur anerkannt ($ 17 
Abſ. 4): Tilgung der Erwerbs⸗, Herſtellungs⸗ und Einrichtungs⸗ 
koſten, Verwendungen zur Verbeſſerung der Heimſtätte und die Ab⸗ 
findung von Miterben. Für dieſe Zwecke hat der Heimſtätter den 
Anſpruch auf Zuſtimmung zur Belaſtung — immer in den Grenzen 


einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft — ſogar über die eingetragene 


Verſchuldungsgrenze hinaus; nur bedarf die Eintragung in dieſem 


letzteren Falle außer der Zuſtimmung des Ausgebers auch noch der 


Genehmigung der zuſtändigen Behörde (§ 18 an. 2). Einer be 


hördlichen Genehmigung bedarf ſodann die unter Umſtänden nicht 
zu vermeidende Aufnahme von Hypotheken oder Grundſchulden, die 


nicht durch planmäßige Abtragung getilgt werden ($ 17 Abſ. 2). 


Für die Durchbrechung ſo wichtiger Grundſätze der ganzen Ein⸗ 


richtung iſt, wenn ſie ſchon dem wirtſchaftlichen Zwange im Einzel⸗ 
falle zugeſtanden werden muß, die Mitwirkung der den öffentlichen 


Geſamtzweck wahrenden Aufſichtsbehörde unerläßlich. 


e) Hindert das Sonderrecht den Heimſtätter ſelbſt, den Geldwert 
ſeines Eigentums reſtlos und ganz nach Belieben auszunutzen, ſo 


S darf erſt recht kein außenftehender Fremder dieſe Befugnis haben. 


Entſchloſſen zieht das Geſetz dieſe Folgerung und verbietet die 
Zwangsvollſtreckung in eine Heimſtätte wegen einer perſön⸗ 
lichen Schuld des Heimſtätters ſchlechthin (§ 20). Jede Art der 
Zwangsvollſtreckung iſt ausgeſchloſſen, nicht nur die Zwangs⸗ 
verfteigerung (wegen des Zubehörs vgl. auch noch § 865 ZPO.), 


ſondern auch die mit Weſen und Zweck einer Heimſtätte nicht ger: 


einbare Zwangsverwaltung und nicht minder die Eintragung einer 
Sicherungshypothek. So bringt das Heimſtättenrecht eine große 
zügige Erweiterung des vollſtreckungsfreien Notbedarfs. Wie bisher 
ſchon nicht das Bett unter dem Leibe darf dem Schuldner hinfort 
auch nicht das Dach über dem Kopfe weggepfändet werden, un⸗ 


verletzlich für das Schuldrecht wird neben dem Pfluge auf dem 


Acker auch der Acker unter dem Pfluge, das vornehmſte natürliche 
Arbeitsmittel neben dem künſtlich geſchaffenen Arbeitsgerät, außer 
Nahrung und Kleidung werden Wohnung und Arbeitsſtätte als 
unangreifbare Grundrechte des menſchlichen Daſeins anerkannt (die 


Arbeitsſtätte leider in Verkennung der Gleichberechtigung aller nutz⸗ 
bringenden Tätigkeit nicht allgemein; ſ. darüber S. 56 f.). 


Die eee, die auch hier den eee des Wirt⸗ 
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ſchaftslebens zugeſtanden werden mußten, erweiſen ſich bei genauer 


Betrachtung als nicht ſehr einſchneidend. Freigegeben werden mußte 
naturgemäß die Vollſtreckung für die dinglichen Schulden. Bei der 


erörterten Beſchränkung der Belaſtungen iſt namentlich angeſichts 


der entſchuldenden Wirkung der Form der Tilgungshypothek das 


Vertrauen wohl nicht zu kühn, daß die Zahl dieſer Vollſtreckungen 


beſcheiden bleiben werde. Sodann ließ ſich der Beitreibung öffent⸗ 
licher Abgaben das beanſpruchte Vorrecht nicht verſagen; der Schutz 


im Endintereſſe des Gemeinwohls kommt nur dem Heimſtätter zu, 
der ſeinen öffentlichen Pflichten auch ſelbſt nachkommt. Die Aus⸗ 


nahme iſt indeſſen mehr formeller Natur: Die Reichsabgabenordnung 
vom 13. Dezember 1919 (RGBl. S. 1993) hat im $ 345 den 
Grundſatz des bisherigen Reichs⸗ und Landesſteuerrechts dahin 
übernommen, daß die Beitreibung zu einer Zwangsverſteigerung 
einer Kleinſiedlung in der Regel nicht führt. Endlich mußte noch 
eine Übergangsvorſchrift für die perſönlichen Schulden getroffen 
werden, die der Heimſtätter beim Antritt ſeiner Heimſtätte mitbringt. 
Ein Jahr lang kann der Gläubiger dieſe Forderungen als Sicherungs⸗ 
hypothek auf die Heimſtätte eintragen laſſen, ohne daß er dazu einer 
Zuſtimmung des Ausgebers bedarf, indeſſen nicht über eine ein⸗ 


getragene Verſchuldungsgrenze hinaus (§ 20 Abſ. 2). Nach der 
„Eintragung hat der Heimſtätter fünf Jahre Zeit, um die Schuld 


abzutragen. Hat er in dieſen fünf Jahren die Tilgung der Schuld 
nicht bewirkt, ob aus Unvermögen oder böſem Willen, ſo kann dann 
die Zwangsverſteigerung beantragt werden. Die Schonzeit ſoll be⸗ 
drängten Schuldnern die Gelegenheit geben, ſich herauszuarbeiten, 
nicht aber untaugliche Wirtſchafter dauernd eine auf Koſten ihrer 
Gläubiger erſchlichene Selbſtändigkeit vortäuſchen laſſen. Eigen⸗ 
tümern in mißlichen Verhältniſſen kann die Übergangsvorſchrift die 
Möglichkeit einer ruhigen Abwicklung ihrer Verbindlichkeiten durch 


Umwandlung ihres Beſitzes in eine Heimſtätte bieten, die den Nachteil | 


einer Bindung an einen Ausgeber wohl aufzuwiegen vermag. 
Gerade gegenüber dem Verbot der Zwangsvollſtreckung wird 
beſonders gern und laut auf gewiſſe einzel⸗ und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Gefahren verwieſen. Die durch das Verbot, aber auch durch die 
ſonſtigen Beſchränkungen namentlich der Preisbildung und der Be⸗ 


laſtung hervorgerufene weitgehende Unterbindung der geldlichen Aus⸗ 


nützung müſſe für den Kredit des Heimſtätters und damit für ſeine 
wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit und Entwicklungsmöglichkeit von 


ernſtlichem Nachteil ſein. Nun, auf einer blühenden und geſicherten 
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Set gedeiht auch der Heimſtätter. an wird ihm aber, wenn 
Er ihn für berechtigte Zwecke in Anſpruch nimmt, auch der perſön⸗ 
liche Kredit nicht verſagt bleiben. Die Schaffung von Heimſtätten 
ſieht eins ihrer wirtſchaftlichen Ziele eben darin, daß ſie ſich gegen 
„ die Überſpannung des Grundkredits wendet, gegen Die übertriebene 
Ausmünzung des Wertes, die die liegenden Werte wider ihre Natur 


bis zum letzten Krümchen flüſſig macht und ſie hineinzieht in den 
ununterbrochenen Umlauf der beweglichen Güter. Die Bindung 
des Heimſtättenrechts trägt, wie immer wiederholt ſei, gemeinwirt⸗ 


ſchaftliche Züge. Für die Gemeinwirtſchaft ſchätzt das Geſetz die 
Bedenken höher ein, die ſich daraus ergeben, daß derſelbe Acker N 
gleichzeitig in Natur zur landwirtſchaftlichen Nutzung und daneben 
bis zur vollen Höhe des Wertes und vermöge Überſchätzung und 
Preistreiberei noch darüber hinaus zur geldwirtſchaftlichen Aus⸗ 
beutung dienen ſoll. Für den Eigentümer mag das unter Umſtänden 
vorteilhaft ſein, unter Umſtänden aber auch nur zeitweilig und 
möglicherweiſe für recht kurze Zeit. Als Heimſtätter iſt der Eigen⸗ 
tümer aber nicht ſchrankenloſer Ausbeuter, ſondern verantwortlicher 


Verwalter feines Eigentums. Des erwünſchte Regelzuſtand muß es 


ſiein, daß die privatwirtſchaftlichen Intereſſen des Eigentümers und 
die gemeinwirtſchaftlichen der Geſamtheit an der Heimſtätte zuſammen⸗ 
fallen; tun ſie dies ausnahmsweiſe nicht, ſo geht das gemeinwirtſchaft⸗ ` 
liche vor, denn: Eigentum verpflichtet. 5 
1) Die Klippe, an der die Erhaltung eines Anweſens als lebens⸗ 
fähiger Wixtſchaftseinheit, aber auch die der Leiſtungsfähigkeit des 
Übernehmers leicht ſcheitern kann, iſt der Erbfall. Mehr noch 
als in anderen Punkten zeigt ſich hier, wie ſich das Reichsgeſetz auf 

die Aufſtellung von Grundſätzen und Richtlinien beſchränkt. Die 
„Heimſtätte muß als ſolche zuſammengeſchloſſen bleiben. Das Reichs⸗ 
geſetz verbietet deshalb zw aw ar nicht die Vererbung auf mehrere Mit⸗ 
erben, wohl aber die Teilung der Heimſtätte unter die mehreren 
Miterben in Natur ($ 19), ſoweit nicht die Teilung nach den hier⸗ 
für gegebenen Vorſchriften ohnehin zuläſſig iſt (§ 9; vgl. oben unter b). 
Dieſe Beſtimmung iſt zwingenden Rechtes. Die Auseinanderſezung 
kann daher nur durch Veräußerung der Heimſtätte, ſei es im Kreiſe 
der Miterben oder an einen Dritten, und Teilung des Erlöſes er⸗ 
folgen. Anordnungen des Erblaſſers über Erbfolge und Erbteilung 
ſind, ſoweit tunlich, bei der Verteilung des (für die Teilung ver⸗ 
anſchlagten oder durch Veräußerung erzielten) Wertes der Heimſtätte 
zu berückſichtigen. Im übrigen gelten ſie als nicht getroffen. Daß 
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Miterben BEN Umſtänden Mitheimſtätter bleiben" Tönnen, iſt bereits ; 


erwähnt: Heimſtättenwidriges Verhalten der Erben, aber auch des 


ſtätters das Landesrecht. Die nach dem Einführungsgeſetze zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch in dieſer Beziehung beſtehenden Schranken 


ſind hinweggeräumt (8 24) und die Länder haben völlig freie Hand, 


ein Anerbenrecht, Höferecht, Erſt⸗ oder Letztgeburtsrecht, oder wie 
Ende auch die Verfügungsfreiheit des Heimſtätters beſchränken. Es 


Anerbenrecht auf die Heimſtätten zu übertragen und auszubauen. 
g) Beſtimmung eines dem Heimſtättenzwecke einmal gewidmeten 


. Wohnhauſes oder Anweſens iſt es, dieſem Zwecke dauernd zu dienen. 


Die gemeinwirtſchaftliche Zweckbeſtimmung darf, einmal wirkſam ge⸗ 


worden, nicht durch einfache Parteienvereinbarung wieder aufgehoben 
werden, die Vorzugsſtellung als Heimſtätte wird nicht auf Zeit ver⸗ 
liehen. Auch der Ausgeber ſoll mit frei werdendem oder gar eigens 
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ſteht alſo nichts im Wege, etwa ein eingeführtes und bewährtes 


dazu frei zu machendem Heimſtättenland keine Bodenſpekulation treiben. 


Die Heimſtätteneigenſchaft bindet auch ihn. 


Die Aufhebung der Eigenſchaft als Heimſtätte, die der grund⸗ x 
buchrechtlichen Ausgeſtaltung der ganzen Einrichtung entſprechend 
durch Löſchung im Grundbuche erfolgt (§S 875 BGB.), iſt daher an 
die Zuſtimmung der oberſten Landesbehörde gebunden (§. 21). Mehr 


als das. Der Ausgeber muß eine Heimſtätte, die er durch Aus⸗ 


übung des Vorkaufsrechts oder des Heimfallanſpruchs zurückerworben 
hat und die dadurch die Rechtsnatur einer Heimſtätte noch nicht 
verliert, wiederum als ſolche ausgeben. Beantragt der Ausgeber 
5 die Zuſtimmung zur Löſchung der Heimſtätteneigenſchaft oder gibt 
er eine an ihn zurückgefallene Heimſtätte nicht binnen Jahresfriſt 
wieder aus, ſo kann das Land, äußerſtenfalls das Reich die So 
ſtätte an ſich ziehen und ſelbſt die Wiederausgabe übernehmen; es 
kann dabei, um Weiterungen zu erſparen, die Übertragung a A 
von dem abziehenden Heimſtätter (oder dem bereits wieder ein: 
getragenen Ausgeber) auf den von ihm eingewieſenen neuen Er⸗ 
werber bewirken laſſen. Die Notwendigkeit obrigkeitlicher Genehmigung 
zur Rückumwandlung einer Heimſtätte in freies Eigentum, das Recht 
eigenen Zugriffs auf unbeſetzte oder aus der Bindung herausſtrebende 
Heimſtätten und das landesrechtlich zuläſſige Vorkaufsrecht eines 


/ 


E 72 KE Ernst Dronte SE | (704 * 


Alleinerben, wie Brachlegen oder dauerndes Vermieten, begründet 4 
den Heimfallanſpruch des Ausgebers (S 12). , 
Viel weiter gehen kann in der erbrechtlichen Bindung des Heim⸗ 


man es nennen und geſtalten will, einzuführen. Sie dürfen zu dem ` 
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anderen als des Ausgebers (ſ. oben unter d) find die ſtarken Mittel der g 


Staatsgewalt, das Heimſtättenweſen über vorübergehende Schwierig. 
keiten und Schwankungen der örtlichen Stellen hinweg durchzuhalten. 


Eine Pflicht der Ausgeber, Heimſtätten auf Verlangen des Heim⸗ | 


ftätter3 wieder zurückzunehmen, beſteht reichsrechtlich nicht, fie fann 
aber durch Landesgeſetz eingeführt werden (§ 23). 

h) Die Summe der erörterten Vorrechte, Befugniffe und Bes 
ſchränkungen des Heimſtätters, des Ausgebers und der öffentlichen. 
Gewalten bildet den Inhalt des Heimſtättenrechts, der durch die 
Eintragung im Grundbuche in ſeinem vollen dargelegten Umfang 
für die einzelne Heimſtätte in Geltung tritt. Alle die öffentlichen, 


privatrechtlichen und wirtſchaftlichen Einzelwirkungen find Außerungen 


der einen einheitlichen ee des bewidmeten Grundſtücks 
als Heimſtätte. = 
Beſondere Anpaſſungs⸗ Si Uberleitungsvorſchriften ſind für 
das Erbbaurecht als Heimſtätte, für die unter Anwendung des 
Siedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 zu ſchaffenden Heimſtätten 
und für die kraft Landesgeſetzes bereits beſtehenden Heimſtätten ge⸗ 
troffen (SS 26, 34, 35). Einzelheiten würden hier zu weit führen. 
Heimſtätten, die den Vorſchriften des Geſetzes vom 10. Mai 1920 
entſprechen, heißen Reichsheimſtätten. Nur ſolche dürfen dieſen 
Namen führen (§ 38). Dies iſt die zweite Beſtimmung, die der 
Ausſchuß der Nationalverſammlung dem Regierungsentwurfe N ; 
gefügt hat. 


IV 


Die dritte Ergänzung, die erſt die Nationalverſammlung ſelbſt 
in der zweiten Leſung, allerdings wohl auf Grund der Ausſchuß⸗ 
beratungen und daran anſchließender weiterer Verhandlungen zwiſchen 
den Parteien vorgenommen hat, iſt die Einſchaltung des § 28 Abſ. 2. 
Aufgabe des Geſetzes war es nur, wie bereits betont, die fehlende 
Rechtsform zu ſchaffen, die Sorge um die Bereitſtellung der Mittel 
war nicht ſeines Amtes. Der Entwurf enthielt daher keine be⸗ 
ſonderen Vorſchriften über die Enteignung von Land zur Heim⸗ 
ſtättenſiedlung. Das Bedürfnis hierfür iſt auch nicht eben groß. 
Das Reichsſiedlungsgeſetz und — für abſehbare Zeit wenigſtens — 
die Verordnung zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot vom 
9. Dezember 1919 (RGBl. S. 1968) bieten auch für Heimſtätten⸗ 
zwecke kräftige, wohlgeeignete Handhaben. Um jeden Zweifel aus⸗ 
zuräumen, ſind dieſe Geſetze durch § 28 des Heimſtättengeſetzes deſſen 


d 
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Aufgaben noch 5 ausbrüdlic dienſtbar gemacht. Hier iſt nun noch 


folgender Zuſatz beſchloſſen worden: 


Die Enteignung hat gegen angemeſſene Entſchädigung zu er⸗ 
folgen; eine durch Rückgang der Bautätigkeit, Anderung von Be⸗ 
bauungsplänen, Erſchwerung oder Verteuerung der Verkehrsmittel 
oder ähnliche Umſtände verurſachte Wertminderung iſt bei der 
Feſtſetzung der Entſchädigung zu berückſichtigen. Wertſteigerungen, 
die auf außerordentliche Verhältniſſe des Krieges und der darauf⸗ 
folgenden Zeit zurückzuführen ſind, bleiben außer Betracht. 

Über die Auslegung dieſer Vorſchrift, die, ſoweit ſie einen 
ſelbſtändigen Inhalt hat, die Handhabung der Enteignungsvorſchriften 
des Siedlungsgeſetzes und der Baulandverordnung noch verwickelt, 
ohne daß man daran gedacht hat, die Entſcheidung der Streitig⸗ 
keiten der hierdurch geſchaffenen beſonderen Heimſtättenenteignung 
wenigſtens gleichfalls den ſonſt für Heimſtättenſachen zugelaſſenen 
beſonderen Behörden (§ 33) zugänglich zu machen, hat der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter vor ihrer Annahme noch eine erläuternde Erklärung 
wiederholt, die bereits im Ausſchuß abgegeben war (Sten. Bericht 
S. 5613 C). In der Vorſchrift drückt ſich neben der nur zu be⸗ 
rechtigten Abwehr jeder Art von Kriegsgewinn und Bodenwucher 


und dem nicht vereinzelt daſtehenden Beſtreben des Geſetzgebers, 
auf die Ausführung ſeiner Verordnungen wenigſtens noch durch 


Weiſungen und maßgebende Auslegungen Einfluß zu nehmen, vor 
allem der Wunſch aus, für die Heimſtätten möglichſt günſtige wirt⸗ 


ſchaftliche Bedingungen zu ſchaffen. Verfaſſungsrechtliche und ge⸗ 


ſetzestechniſche Bedenken drangen demgegenüber nicht durch. Die 


Tragweite der Vorſchrift muß abgewartet werden. 


V 


| Tragweite und Bewährung liegen aber für das ganze Geſetz 
in der Zukunft. Weitreichende Möglichkeiten ſind vor allem den 


Ländern eröffnet, die zudem ſowohl noch geſetzliche Vorſchriften zu 


einer weitergehenden Förderung der Schaffung von Heimſtätten 


erlaſſen können (§ 29), als auch im Verwaltungswege ergänzende 


Vorſchriften treffen dürfen, insbeſondere über den Inhalt des Heim⸗ 


ſtättenvertrags und über das Verfahren bei der Ausgabe und der 


Eintragung der Heimſtätten (§ 30). Mehr als auf die Vorſchriften 
kommt es jedoch auf ihre Handhabung an. Nur durch die lebendige 


Tat, durch verſtändnisvolle, pflichttreue und zweckbewußte Arbeit 


707] — Das Reichsheimftättengefeh | | 75 


kann das Ziel der Heimſtättenbewegung, die Schaffung eines ge⸗ 
ſunden, zufriedenen und blühenden ſeßhaften Bürger⸗ und Bauern⸗ 
ſtandes auf eigener Scholle erreicht werden. Dies Gefühl hat auch 
die Nationalverſammlung beherrſcht und fie hat ihm in der Ent: 
ſchließung Ausdruck gegeben, mit der ſie die Verabſchiedung des 
Geſetzes begleitet hat. Die Entſchließung lautet dahin, die Reichs⸗ 
regierung zu erſuchen: 


1. tunlichſt bald einen Geſetzentwurf zur Bekämpfung der 


Bodenſpekulation und zur ſozialen Ausgeſtaltung des Enteignungs⸗ 
rechts, insbeſondere auch in der Richtung vorzulegen, daß die 
Errichtung von Wohn⸗ und Wirtſchaftsheimſtätten Ge Bes 
fung billigen Bodens erleichtert wird; | 
dÉ 2. tunlichſt bald einen Geſetzentwurf vorzulegen, der die 
Zuſtändigkeiten des Reichs auf den Gebieten des Siedlungs⸗ und 
Wohnungsweſens erweitert; | 
3. zur zuſammenfaſſenden Behandlung der Wohnungs-, 
Siedlungs⸗ und Heimſtättenfragen die beſtehende Zentralſtelle 
auszubauen mit dem Ziele der baldigen Fortbildung zu einem 
Reichsheimſtättenamt; 
4. im Siedlungs⸗ und Heimſtättenweſen ſowie bei der 
Wohnungsbeſchaffung das Intereſſe der aus ihrer Heimat ver⸗ 
triebenen Elſaß⸗Lothringer, Oſtſiedler, Deutſchbalten und anderer 
Vertriebenen durch Einwirkung auf die ee und 
die Gemeinden nachdrücklichſt wahrzunehmen. | 
Allerdings enthält die Entſchließung noch mehr als bloß den 
Aufruf zu alsbaldigem tatkräftigem Vorgehen. Auf ihre fort⸗ 
ſchreitenden Zielſetzungen und Ausblicke einzugehen, iſt hier nicht 
der Ort. Nur auf einen Punkt ſei noch kurz hingewieſen, auf die 
Stellung des Reiches zum Heimſtättenweſen. Es hat die Ausgabe⸗ 
befugnis und das Recht, erledigte und ſonſt nicht wieder verwendete 
Heimftätten an ſich zu ziehen. An den von ihm ausgegebenen 


Heimſtätten beſteht das Recht der Inanſpruchnahme durch das Land 


nicht und kann auch kein Vorkaufsrecht eines anderen begründet 
werden. Außerdem iſt der Reichsregierung die Befugnis zum Erlaß 
von Ausführungsvorſchriften übertragen, die der Zuſtimmung des 


Er ) Reichsrats bedürfen ($ 31). Die rechtlichen Vorbedingungen für 


ein eigenes Vorgehen des Reiches ſind alſo gegeben, die Bahn iſt 

auch hierfür frei. Ob darüber hinaus das Reich oberſte Inſtanz 
für die Verwaltung des ganzen Heimſtättenweſens, auch der Länder, 
Gemeinden und gemeinnützigen Unternehmungen, werden ſoll, wie 
5 4 | E: | | = 
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es der entſchließung — in Abweichung von den Grundſätzen des 


Entwurfs — vorſchwebt, ob es nach der geltenden Reichsverfaſſung 


dazu berufen und ob es dazu geeignet iſt (oder werden kann), bleibe 


dahingeſtellt. Wichtiger iſt, daß irgendwo und bald ein Anfang 


gemacht wird mit der Heimſtättenſiedlung und daß ſie willige, 


treue und ausdauernde Heimſtätter findet. Mit ihnen, die das 
Geſetz nicht ſchaffen kann, ſteht und fällt der ganze Heimſtätten⸗ 
gedanke. Erfüllt ſich dieſer Wunſch der Staatsmänner und Volks⸗ 


wirte, dieſe Hoffnung der Mitarbeiter am Entwurf, dies feſte Ver⸗ 
trauen der begeiſterten Vorkämpfer des Gedankens, ſo iſt ein un⸗ 


vergleichlicher Schritt zur Geſundung des deutſchen Volkes und 
Vaterlandes geſchehen. Dieſem Schritt den Weg des Rechts au 


bereiten und zu ebnen war die beſcheidene und doch erhebende 


e des Entwurfs. 
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Gleichförmigkeit von Preis und Mugen 
. d (Schluß) | 


Von Dr. Oskar Englä nder 


Privatdozent an der deutſchen Aniverſſtät Prag ii 


Inhaltsverzeichnis: IV. Der Satz von der Gleichförmigkeit von 
Preis und Nutzen. Pſychologiſche Beſonderheit des Rangverhältniſſes 
von Werten. Ammon. Art der Feſtſtellung des Rangverhältniſſes der Grenz⸗ 
nutzen. Das feſtgeſtellte Verhältnis ein anderes als das Verhältnis der 
Preiſe. Nichtvermehrung aller angeſchafften Güterarten bei Vermehrung des 
Einkommens. Gleiches Ergebnis, wenn von der Geldeinheit ausgegangen wird. 
Der Satz von der Gleichheit abgewogener Grenznutzen. Widerſpruch gegen⸗ 
über der Erfahrung. Die Begründung des Satzes nicht richtig. Sie ſetzt 
Kontinuität der Bedürfnisbefriedigungen voraus. In dieſem Falle wäre 
das Preisverhältnis gleich dem umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältnis. 
Der Satz von dem Ausgleiche der abgewogenen Grenznutzen gibt nur gewiſſe 
Grenzen der Preisbildung. S. 77—92. — V. Abſchließende Be⸗ 

merkungen. Benthamſches und Goſſenſches Geſetz. Englis. Vorziehen 
beruht nicht auf Intenſitätsunterſchieden des Begehrens. Keine Intenſitäts⸗ 
einheiten. Eßlen. Ausgleich der Erträge in der Erwerbswirtſchaft. Lehre 

vom Verſchwinden des Vorteils am Tauſchmarginal. Ausgleich der Erträge 

‚ und innerhalb der Erwerbsgattungen. Schluß S. 92—107. | 


IV 


Es iſt zu unterſuchen, inwiefern die Behauptung richtig iſt, 
daß ſich die Preiſe der Güterarten zueinander ebenſo verhalten wie 
die Grenznutzen der hinſichtlich dieſer Güterarten von allen oder bes 
ſtimmten Wirtſchaftern erworbenen Mengen. Zu dieſem Zwecke iſt 
die Behauptung zunächſt an den Tatſachen der täglichen Erfahrung 
zu überprüfen. Es iſt feſtzuſtellen, ob die tägliche Erfahrung die 
behauptete Gleichförmigkeit von Preis und Grenznutzen e 
beſtätigt. 

Unterziehen wir uns nun dieſer Aufgabe, ſo ergibt ſich ſogleich, 
daß die tägliche Erfahrung die behauptete Gleichförmigkeit von Preis 
und Grenznutzen nicht erweiſt. Die tägliche Erfahrung zeigt uns, daß 
das Verhältnis der Grenznutzen der von irgendeiner Wirtſchaft für 
den eigenen Gebrauch in beſtimmter Menge erworbenen Güterarten in 
keiner Weiſe dem Verhältniſſe der Preiſe dieſer Güterarten gleichkommt. 

In dieſer Beziehung könnte man zunächſt darauf hinweiſen, daß die 
beiden Verhältniſſe ſchon deshalb nicht gleich ſein könnten, weil das eine 
Verhältnis, das Preisverhältnis, ein rein zahlenmäßiges Verhältnis 
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ſei, während ſich das andere Verhältnis, das der Grenznutzen, als 
Verhältnis pſychiſcher Wertungen gar nicht in Zahlen ausdrücken 
laſſe. Das Verhältnis des Wertes des Genuſſes eines letzten Kilo⸗ 

gramms Brot zu dem Werte des Genuſſes eines letzten Kilogramms 
Fleiſch laſſe ſich zahlenmäßig gar nicht ausdrücken, ſo daß die Be⸗ 
hauptung, dieſes Verhältnis ſei gleich dem zahlenmäßigen Verhältnis. 
des Preiſes dieſer Güterarten, von vornherein unbeweisbar ſei. Von 
dieſem Einwande wollen wir vorläufig abſehen, dagegen folgendes 
anführen. 

Es muß zunächſt ermittelt werden, auf welche Weiſe wir über⸗ 
haupt das Rangverhältnis von Gütern verſchiedener Art feftftellen 
können. Hier gilt nun folgende Erwägung. Der primäre Wert 
der mit einem Gute zuwachſenden Bedürfnisbefriedigung wird vom. 
Wirtſchafter unmittelbar empfunden; der Wirtſchafter empfindet dieſe 
Bedürfnisbefriedigung unmittelbar als wertvoll, er liebt ſie. So 
liebt er die durch den Genuß des Brotes ihm vermittelte Luſt⸗ 
. empfindung, die durch Leſen eines Buches ihm vermittelte Erkenntnis, 
die durch Hören eines Konzertes ihm vermittelte Vorſtellungs⸗ 
bereicherung. Dieſe primären Werte nun kann der Wirtſ chafter mit 
anderen primären Werten vergleichen, und er kann den Vorzug des 
einen Wertes vor dem anderen feſtſtellen. So kann der Wirtſchafter 
den Vorzug der durch eine Speiſe vermittelten Luſt vor der durch 
ein Buch vermittelten Erkenntnis feſtſtellen. Dieſes Vorziehen iſt, 
wie Franz Brentano gezeigt hat, eine eigentümliche Tätigkeit aus 
dem Gebiete der dritten Grundklaſſe pſychiſcher Phänomene, zu der 
auch die Wertungen gehören, dem Gebiete der Intereſſephänomene. 
Nur in dieſem Vorziehen und in keinem irgendwie zahlenmäßig feſt⸗ 
ſtellbarem Verhältnis, auch in keinem Intenſitätsverhältnis des Be⸗ 
gehrens, iſt der Rangunterſchied der verſchiedenen Werte gegeben. 
„Was das Gebiet der Gemütstätigkeiten anbelangt, tritt uns als 
Beſonderheit, die jeder Analogie bar iſt, das Phänomen des Be⸗ 
vorzugens (Wählens) entgegen, das wie das einfache Lieben und 
Haſſen bald als richtig charakteriſiert iſt, bald nicht. Brentano hat 
gezeigt, daß aus dieſen Akten, die eine beſondere Spezies der Klaſſe 
der Gemütstätigkeiten (des Liebens und Haſſens) bilden, ſofern ſie 
als richtig charakterifiert find, der Begriff des ‚Befjeren‘, „Vor⸗ 
züglicheren‘ oder des höheren Wertes, ſofern fie blinde Akte find, 
der Begriff deſſen, was einem mehr beliebt, tatſächlich höher ge⸗ 
wertet oder vorgezogen! wird, ſtammt. Dieſe Akte find es. 
auf denen alles, was wir über Unterſchiede der Wertgrößen wiſſen, 
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beruht.“ (Kraus, Theorie des Wertes, S. 28. Vgl. hierzu Brentano, 


Urſprung ſittlicher Erkenntnis; ferner Kraus, Grundlagen der 
Werttheorie, in den Dictée Der Philosophie, 2. Jahrgang. 
S. 14.) 

Bei dieſer Gelegenheit wären gewiſſe Angaben pſpchologiſcher 
Natur richtigzuſtellen, die ſich in Ammons ſchon angeführter ver⸗ 


dienſtvollen Beſprechung von Liefmanns Theorie im Archiv für Sozial⸗ 


wiſſenſchaft, 46. Band, finden. Ammon ſagt zunächſt (S. 384), das 


erſtrebte Luſtgefühl werde überhaupt nicht empfunden, ſondern man 
habe nur aus der Erfahrung eine mehr oder minder klare Vorſtellung 
davon. Dem iſt zu entgegnen, daß, wenn ein Luſtgefühl als erſtrebt 
bezeichnet wird, damit auch anerkannt iſt, daß es Gegenſtand eines 
Intereſſephänomens (Lieben, Begehren) iſt und inſofern auch empfunden 
wird, wobei der Ausdruck „empfinden“ eben nicht im Sinne eines 
Vorſtellungsphänomens, ſondern eines Intereſſephänomens zu nehmen 
iſt. Keinesfalls wird in dieſem Falle das Luſtgefühl nur vorgeſtellt. 
Wenn ich mir die mit einer Theatervorſtellung verbundene Luſt vor⸗ 
ſtelle, iſt dies doch etwas anderes, als wenn ich ſie anſtrebe. Richtig 


ſiſt nur fo viel, daß das Intereſſephänomen des Anſtrebens einer 


Llautt ſelbſtverſtändlich nicht identiſch iſt mit dem Intereſſephänomen, 


das in dem Empfinden der Luſt ſelbſt beſteht. Das Begehren einer 
Mahlzeit iſt ein anderes Intereſſephänomen, als die Luſt an der 
Mahlzeit ſelbſt. Intereſſephänomene ſind aber beide. 

Das ſcheint nun eher eine rein pſychologiſche Frage. Allein 
Ammon geht noch weiter und behauptet (a. a. O. S. 400), daß man 
ein Bedürfnis von geringerer Stärke inſolange gar nicht empfinden 
kann, als nicht die ſtärkeren befriedigt ſind. Die Bedüfniſſe von 


u geringerer Stärke ſeien ſozuſagen nur latent vorhanden und würden 


erſt aktuell, heiſchten erſt Befriedigung, wenn die ſtärkeren bis zu 
jenem Grade ſchon befriedigt ſeien, mit dem die minder ſtarken auf⸗ 
zutreten beginnen. Das iſt jedenfalls nicht richtig. Man empfindet 
Bedürfniſſe verſchiedener Stärke — richtiger verſchiedenen Ranges — 
gleichzeitig und zieht je nach Maßgabe des Ranges eins dem anderen 
vor. Man hat gleichzeitig das Bedürfnis nach einer Speiſe und das 
nach einem Theaterbeſuch, und zwar beide als aktuelle, nicht nur vor⸗ 


geſtellte Intereſſephänomene, und man wählt die Befriedigung jenes 


Bedürfniſſes, welches im Range höher erſcheint. Sonſt wäre es zum 
Beiſpiel nicht möglich, daß man die Befriedigung mehrerer Bedürfniſſe 
jedes für ſich geringeren, zuſammen höheren Ranges der Befriedigung 
eines Bedürfniſſes für ſich allein höheren Ranges als jedes der 
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BZ Bedürfniſſe vorziehen kann. Es wäre dies nicht möglich, 

wenn man ein Bedürfnis geringeren Ranges neben einem Bedürfniſſe 

höheren Ranges gar nicht empfinden könnte. | 
Das Vorziehen kann ſich auch in der Richtung äußern, daß man 


die Erlangung eines Wertes der Vermeidung eines Unwertes, der , 


mit Erlangung des Wertes verbunden iſt, vorzieht (ſiehe Heft 2, S. 113). 


Man kann ferner ein Vorzugsverhältnis günſtiger finden als ein 
anderes. Ammon ſieht in einer in dieſer Richtung gehenden Be⸗ 
hauptung Liefmanns, die freilich reichlich ungenau und undeutlich 


it, etwas, was einem Fachpſychologen als etwas ganz Ungeheuerliches 


erſcheinen müſſe. Allein ſicher nicht mit Recht. Man kann es vor⸗ 


teilhafter finden, mit einem Arbeitsaufwand von 2 Stunden einen 
Wert vom Range g als mit einem Arbeitsaufwand von 3 Stunden 
einen Wert höheren Ranges f zu erwerben. Um ein etwas vulgäres 
Beiſpiel zu wählen, ſo kann es jemand vorziehen, in eine nähere 
Gaſtwirtſchaft zu gehen und dort ein ſchlechtes Bier zu trinken als 


in eine entferntere Wirtſchaft, wo beſſeres Bier zu haben wäre. In 


dieſem Punkte geht alſo Ammons Kritik zu weit. Allein gegen 
Liefmann bleibt dabei immer noch einzuwenden, daß der von dieſem 
herangezogene pſychiſche Tatbeſtand des günſtigeren Vorzugsverhältniſſes 


tatſächlich bei Beſchaffung von Genußgütern in unſerer Wirtſchafts⸗ 


organiſation nicht praktiſch wird, da er ſich nur auf Anwendung 


echter Koſten — Arbeitsleid — bezieht, für den Aufwand von Geld 


zur Anſchaffung von Genußmitteln aber nicht zutrifft. — 


Doch kehren wir zu nnſerem Gegenſtande zurück. Wir wrachen 


von dem Vorzugs⸗ oder Rangverhältnis der Werte. 
Ob nun und in welcher Richtung ein Rangunterſchied von Werten 


bei einem Wirtſchafter beſteht, können wir aus dem äußeren Verhalten 


dieſes Wirtſchafters dann erſchließen, wenn er in die Lage kommt, 
zwiſchen zwei Werten zu wählen und ſomit das Vorziehen des einen 


vor dem anderen zu betätigen. Schon Ariſtoteles ſagt, wie Kraus 
zeigt (Die Ariſtoteliſche Werttheorie in ihren Beziehungen zu 


den Lehren der modernen Pſychologenſchule, Zeitſchrift für Staats⸗ | 
wiſſenſchaft 1905), man müſſe — beim Werten — auf das Verlieren 
und Gewinnen acht haben. Kraus ſtellt dem eine Parallelſtelle von 


Böhm⸗Bawerk gegenüber: „Man fühlt ſich hauptſächlich bei zwei 


Gelegenheiten zur Fällung von Werturteilen veranlaßt, nämlich wenn 


es ſich darum handelt, ein Gut aus einem Vermögen zu entlaſſen, 


oder wenn es ſich darum handelt, ein Gut für ein Vermögen zu 
erwerben.“ Wir wollen für unſeren Zweck den Satz ſo faſſen, daß 
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wir dann erfahren, ob jemand ein Gut überhaupt wertet, und ob 
er ein Gut einem anderen vorzieht, es höher wertet als ein anderes, 
wenn wir ſein Verhalten in dem Falle beobachten, wenn er ein Gut 


erwirbt oder verliert, bzw., auf das Vorziehen angewendet, wenn 
wir ſein Verhalten beobachten, wenn er eins von zwei Gütern er⸗ 
werben oder verlieren fol. Dabei müſſen wir, da wir zunächſt nur 


den gegenſeitigen Rang der Grenznutzen der einzelnen Güterarten, 


die ein Wirtſchafter erwirbt, feſtſtellen wollen, vorerſt von den Preiſen 
ganz abſehen. Wir müſſen uns alſo ſein Verhalten für den Fall 
vorſtellen, daß an den Wirtſchafter die Frage geſtellt wird, auf Güter 


welcher Art er bei dem bei ihm gegebenen Stande an Befriedigungs⸗ 
mitteln ohne Rückſicht au deren Preis in erſter Reihe verzichten 
möchte. | 
Stellen wir nun dieſe Frage, fo ergibt ſich, daß be Wirtſchafter | 

nicht etwa auf die Grenzſtücke aller Güterarten gleichzeitig verzichten 


wird. Vielmehr würde er den Verbrauch zunächſt nur bei beſtimmten 
Güterarten einſchränken, wobei er nicht nur auf die Grenzſtücke, 


ſondern auch auf weitere Stücke dieſer Güterarten verzichten wird, 


dann erſt kommen Grenzſtücke und Stücke anderer Güterarten und 
erſt in letzter Reihe Grenzſtücke wichtigſter Güterarten. Faſſen wir 


dies konkreter, ſo kann man vielleicht ſchwanken, ob eine Wirtſchaft, 
vor die Wahl geſtellt und ohne jede Rückſicht auf den Preis, eher 


auf die letzte erworbene Einheit Fleiſch oder auf die letzte erworbene 
Einheit Brot verzichten wird. Es wird dies vom Stande der Be⸗ 


dürfnisbefriedigung in dieſen beiden Güterarten abhängen. Denken 
wir uns den Befriedigungsſtand einer armen Wirtſchaft, die viel 
Brot und wenig Fleiſch hat, ſo werdan wir wohl annehmen können, 
daß für dieſe die letzte Einheit Fleiſch einen höheren ſubjektiven 
Wert hat als die letzte Einheit Brot, und daß fie daher — immer 


ohne Rückſicht auf den Preis — auf letztere lieber verzichten möchte 


als auf erſtere. Hingegen wird dieſe Wirtſchaft wohl vor Fleiſch 


und Brot auf eine Kinovorſtellung verzichten. Bei einer reichen 


Wirtſchaft hingegen werden Grenznutzen von Brot und Fleiſch ein⸗ 
ander wohl gleichkommen, was ſich daraus erklärt, daß dieſe Wirt⸗ 
ſchaft mehr Fleiſch, aber nicht mehr Brot erwirbt als die arme Wirt⸗ 
ſchaft. Der Verzicht auf die Grenzſtücke dieſer beiden Güterarten 
dürfte wahrſcheinlich von dieſer Wirtſchaft gleich ſchwer empfunden 
werden. Hingegen iſt der Grenznutzen von Theatervorſtellungen, 


Schmuck uſw. für dieſe Wirtſchaft ſicher geringer als der von 
Brot und Fleiſch, dieſe Wirtſchaft wird — immer ohne ra 


Schmollers Jahrbuch XLIV 3. 
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auf den Preis oder bei Fiktion gleicher Preiſe — auf die Grenz 


ſtücke letztgenannter Güterarten eher verzichten als auf die von Fleiſch 


und Brot. Die Reihenfolge wäre alſo beim Armen Fleiſch, Brot, 
Kino, beim Reichen Fleiſch und Brot, Theater, Schmuck. Sollte 
nun das Preisverhältnis dem Verhältnis der Grenznutzen entſprechen, 
müßte in Hinblick auf den Armen der Einheitspreis des Kino jeden⸗ 
falls geringer ſein als der des Brotes, der Preis des Fleiſches könnte 
jedenfalls nicht viel höher fein als der des Brotes; mit Rückſicht 
auf den Reichen müßte der Preis des Brotes und Fleiſches gleich 

ſein und höher ſein als der von Schmuck und Theaterbeſuch. Allein 


die Preisverhältniſſe ſind gerade die entgegengeſetzten. Im allgemeinen 
können wir ſagen, daß wohl häufiger der Preis des Gutes höheren 
Grenznutzens geringer iſt als der Preis des Gutes geringeren Grenz⸗ 


nutzens als umgekehrt. Von einer notwendigen Gleichheit des Ver⸗ 
hältniſſes der Preiſe einerſeits, der Grenznutzen anderſeits kann | 


Ä alſo keine Rede ſein. 


Zu demſelben Ergebniſſe führt uns folgende Erwägung. Würde 
das Preisverhältnis dem Verhältnis der Grenznutzen gleichkommen, 
ſo müßte bei jeder etwas größeren Vermehrung des Vermögens die 


angeſchaffte Menge an Gütern aller Arten vermehrt werden. Denn 


würde bei Vermehrung des verfügbaren Vermögens die angeſchaffte 


Menge bei einer Güterart vermehrt, bei einer anderen nicht, ſo müßte, 


da der Grenznutzen der Güterart vermehrter Menge ſinkt, bei gleich⸗ 


bleibenden Preiſen und Preisverhältniſſen das Verhältnis der Grenz⸗ 


nutzen ein anderes werden als es war. Es könnte daher das Preis⸗ 


verhältnis, auch wenn es früher dem Grenznutzenverhältniſſe ent⸗ 


ſprochen hätte, ihm nicht mehr entſprechen, ſobald bei Vermehrung. 
des verfügbaren Vermögens nicht die angeſchaffte Menge aller Güter⸗ 
arten vermehrt wird. Dasſelbe gilt bei einer Verringerung des Ver⸗ 
mögens. Nun zeigt uns die Erfahrung, daß bei einer Vermehrung. 
oder Verminderung des verfügbaren Vermögens die Anſchaffung tat⸗ 
ſächlich nur bei beſtimmten Güterarten vermehrt bzw. vermindert 
wird. Das hat ſchon Wieſer hervorgehoben: „Es find (bei einer 
Einkommenvermehrung) immer nur einzelne Ausgaben, die erweitert 
werden, während die anderen auf ihrem alten Stande bleiben, oder 

es iſt doch die Aufbeſſerung in den einzelnen Zweigen ſehr 1 


mäßig.“ (Natürlicher Wert, S. 14, vgl. auch Caſſels Preistheorie 


ſowie Hans Mayer, a. a. O. S. 190.) Daraus aber ergibt ſich, daß. 


die Aufrechthaltung eines den Preisverhältniſſen entſprechenden Grenz⸗ 


nutzenverhältniſſes jedenfalls nicht das Leitmotiv der Wirtſchaft 


na”, 
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bildet, und daß es, da ſich die 3 Arberungen des verfügbaren 


Vermögens immer wieder ergeben, zu einer Ausgleichung von Preis- | 


und Grenznutzenverhältnis nicht kommt. 
Das zeigt ſich nun noch klarer, wenn wir von der Geldeinheit | 
ausgehen. Auß die Geldeinheit bezogen, lautet der Satz vom Aus⸗ 


gleiche der Grenzerträge, daß mit einer letzten Geldeinheit bei allen 


Güterarten der gleiche Nutzen erzielt wird. Das würde der Be⸗ 


hauptung Liefmanns unmittelbar entſprechen. „Grenzertrag iſt der 
Überſchuß von Nutzen über die Koſten, der mit der letzten auf⸗ 


gewandten Koſteneinheit erzielt wird. Dieſer Grenzertrag muß bei 


allen zur Befriedigung in Betracht gezogenen Bedürfnisarten gleich 


hoch ſein. Dieſen Satz nennen wir das Geſetz des Ausgleiches der 
Grenzerträge.“ Nun ſpricht Liefmann freilich davon, daß ſich der 
mit einer Koſteneinheit erzielte Überſchuß des Ertrages über die 
Koſten ausgleiche. Aber es iſt klar, daß ſich die auf eine und die⸗ 
ſelbe Koſteneinheit, die Geldeinheit, die nach Liefmann ſelbſt immer 
gleichgeſchätzt wird, erzielten Reinerträge nur ausgleichen können, wenn 
die mit der letzten Geldeinheit erzielten Roherträge, das ſind die 
ſogenannten abgewogenen Grenznutzen, die gleichen ſind. Daran 
ändert eine noch ſo pſychiſche Auffaſſung des Reinertrages ſicher nichts. 
In der Form nun, daß ſich die auf die Geldeinheit erzielten Grenz⸗ 
nutzen ausgleichen, finden wir den Satz auch bei Marſhall: „Bei 


Geldwirtſchaft zeigt ſich die richtige Verwendungsart darin, daß man 
bei allen Ausgaben ſo weit geht, daß der Grenznutzen eines Schillings 


in jeder Ausgabe gleich groß iſt“ (Politiſche Okonomie, S. 161), 
ferner bei Wickſell (Vorlefungen über Nationalökonomie). Bei dieſem 
finden wir logiſcherweiſe beide Sätze, daß das Verhältnis der Grenz⸗ 


nutzen dem Verhältniſſe der Preiſe gleich ſei, und daß auf die Preis⸗ 


einheit der gleiche Grenznutzen erzielt werde als äquivalent neben⸗ 
einander: „Der Tauſchluſtige wird, wirtſchaftlich genommen, fein 


Angebot und ſeine Nachfrage dahin regulieren, daß die während des 


betreffenden Zeitraumes ſtattfindende Konſumtion der eingetauſchten 
ebenſowohl wie der zurückbehaltenen Warenquanta einen Grenznutzen 


bringt, welcher in jedem Falle dem auf dem Markte vorher beſtimmten 


Tauſchwert der betreffenden Ware proportional bleibt. Wird der 
Preis in Geld ausgedrückt, und vergleicht man den Grenznutzen jeder 
beſonderen Ware mit ihrem Preiſe, ſo würde folglich die Quote der 
Zahlen, welche beide ausdrücken, oder das, was man den abgewogenen 
Grenznutzen (abgewogen nämlich gegen den Preis) zu nennen pflegt, 
überall gleich ausfallen. Mit anderen Worten, die letzte Mark, e | 


1 
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unfer Landmann ausgibt, ob nun für Kaffee, Zucker, Stockfiſch, 
Kleider oder Schuhzeug, und ebenſo der letzte Einmarkswert des 

SGetreides, des Fleiſches, des Speckes, der Eier uſw., die er zur 
eigenen Konſumtion zurückbehalten hat, werden ihm ganz gleich großen 


Nutzen bringen oder genau denſelben Genuß verſchaffen. Denn im 
entgegengeſetzten Falle fordert die Wirtſchaftlichkeit unbedingt, daß 
er ſeine Konſumtion einer oder mehrerer Waren vergrößere und an⸗ 


ſtatt deſſen diejenige anderer Waren verringere. Wir wollen nun 


Behauptung und Begründung bei Marſhall und Wickſell prüfen; 
das Ergebnis gilt ſelbſtverſtändlich auch für . ohne ee 


| vorgetragenen Satz Liefmanns. 


Zunächſt die Behauptung. Marſhall Si Wickſell ſagen, um 


die letzte Geldeinheit werde bei allen Güterarten der gleiche Grenz: 


nutzen erworben. Dies iſt wieder an den tatſächlichen Verhältniſſen 
zu überprüfen. Dieſe aber zeigen uns, daß die Behauptung nicht 
aufrechterhalten werden kann, daß ſie den tatſächlichen Verhältniſſen 
nicht entſpricht. Nehmen wir zwei einander verwandte Güter, einer 
Gruppe zugehörig, Nahrungsmittel, wie Fleiſch und Brot. Vor dem 
Weltkrieg verbrauchte in Prag die aus drei Köpfen beſtehende 
Familie eines unteren Eiſenbahnbedienſteten täglich "a kg Fleiſch 
um 36 h und 1 kg Brot um 40 h. Es ſoll nun der Nutzen der 
letzten Menge Brotes, die dieſe Wirtſchaft etwa um 20 h erwirbt, 


der gleiche ſein wie der der letzten, um denſelben Betrag erworbenen 


Menge Fleiſches. Allein das iſt eben nicht richtig. Die letzte um 


20 h erworbene Teilmenge Brot hatte für den betreffenden Wirt⸗ 
ſchafter eine weit größere Bedeutung als die um dieſen Betrag er, 


worbene Teilmenge Fleiſch. Im Notfalle hätte er jedenfalls früher 
auf die letztere verzichtet als auf die erſtere. Das iſt kein Wider⸗ 
ſpruch gegenüber den früheren Ausführungen (S. 82). Dort 
handelte er ſich um gleiche Gewichtseinheiten. In Hinblick auf die 
Gewichtseinheit kann man ſagen, daß der Grenznutzen des Fleiſches 
für den betreffenden Bedienſteten vielleicht höher war als der des 


Brotes. Ohne Rückſicht auf den Preis hätte er wahrſcheinlich lieber 


auf /s kg Brot als auf / kg Fleiſch verzichtet. Allein auf die 
Preiseinheit ſtatt auf die Gewichtseinheit bezogen, ändert ſich das 
Verhältnis eben ganz. Denn um 20 h bekam der Bedienſtete /s kg 
Fleiſch aber / kg Brot, und im Intereſſe der Ernährung hätte er 
jedenfalls lieber auf das erſtere als auf das letztere verzichtet. Wenn 
auch das Verhältnis der Grenznutzen, auf die Mengeneinheit bezogen, 
in dieſem Falle mit dem Verhältniſſe der Preiſe vielleicht gleich ge⸗ 
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richtet iſt — dem höheren Preis entſpricht der höhere Grenznutzen —, 
iſt es doch keineswegs ein ſolches, um die Gleichheit der um die 
letzte Geldeinheit erworbenen Nutzen herbeizuführen. Wenn wir nun 
den Verbrauch einer Wirtſchaft größeren Vermögens — eines mitt⸗ 
leren Beamten — in Betracht ziehen, ergibt ſich, daß dieſe Wirt⸗ 
ſchaft höchſtens dieſelbe, zumeiſt eine geringere Menge von Brot als 
die ärmere verbraucht, hingegen eine größere Menge von Fleiſch. 
Daraus folgt, da die Wertdispoſition beider Wirtſchaften dieſelbe 
iſt, daß der Vorzug des Grenznutzens des um eine Geldeinheit er- 


worbenen Brotes gegenüber dem Grenznutzen des um dieſelbe Geld? 


einheit erworbenen Fleiſches bei dieſer Wirtſchaft ein noch weit 
größerer ſein muß als bei der Wirtſchaft geringeren Vermögens. 
Es iſt alſo jedenfalls bei dieſer Wirtſchaft eine Ausgleichung der 
gewogenen Grenznutzen noch viel weniger gegeben als bei der armen 


Wirtſchaft. Dabei nahmen wir zwei Güterarten bedeutender und P 


einander nahe kommender Grenzwichtigkeit. Nehmen wir andere 


Güterarten, wird das Mißverhältnis weit auffälliger. Niemand 


wird doch im Ernſte behaupten wollen, die 50 h, die ein Arbeiter 
für eine letzte Kinovorſtellung ausgab, bedeuteten für ihn einen Genuß | 


gleicher Wichtigkeit wie . letzte um dieſen Betrag angeſchaffte 


Menge Brot. 

| Marſhall führt an: 8 Kommis, der im Zweifel iſt, ob er 
nach der Stadt fahren oder laufen und ſich ſich dafür etwas mehr 

zum Frühſtück leiſten ſoll, wiegt den Grenznutzen von zwei verſchie⸗ 

denen Arten von Geldausgabe gegeneinander ab.“ Allein damit, daß 

ein ſolches Abwiegen ſtattfindet, iſt doch nicht geſagt, daß das Er⸗ 

gebnis ein Ausgleich der Grenznutzen iſt. Es iſt möglich, daß der 


Kommis den letzten Penny dem Fahren widmet, nachdem er den 


vorletzten dem wichtigeren Eſſen gewidmet hat, während ihm ein 
weiteres Nahrungsmittel nicht mehr ſo wichtig erſcheint wie die 
Erſparung der Mühe des Gehens. Und ſelbſt wenn das Ergebnis 


in einem Falle der Ausgleich wäre, muß er es doch nicht in allen | 


Fällen ſein. Und ebenſo darf aus dem weiteren Beiſpiel, nach 
welchem man unter Umſtänden bei der Anſchaffung einer Güterart 
zu weit geht, nicht geſchloſſen werden, der Ausgleich der Grenz⸗ 
nutzen ſei der leitende Grundſatz, an den ae Wirtſchaft ſich zu 
halten habe. * 
Die Behauptung einer Ausgleichung der gewogenen Grenz⸗ 
nutzen iſt alſo jedenfalls hinfällig, ſie widerſpricht den Tatſachen. 
Wie verhält es ſich mit der Begründung? Diefe lautet bei Wickſell, 
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b wie oben angeführt, daß, falls die um eine Geldeinheit erworbenen 


Grenznutzen verſchieden wären, die Wirtſchaft unbedingt den Konſum 
der Güterart mit höherem Grenznutzen ausdehnen und den Konſum 


der Güterart mit geringerem Grenznutzen einſchränken würde. Die⸗ 
ſelbe Begründung finden wir bei Marſhall (a. a. O. S. 160). Sie 
triifft nun offenbar nicht zu. Trotzdem der um 50 h erworbenen 
letzten Teilmenge Brot eine viel größere Wichtigkeit zukommt als 
der um dieſen Geldbetrag erworbenen letzten Kinovorſtellung, ſchafft 


die Wirtſchaft doch um die letzten ihr zur Verfügung ſtehenden 50 h 


die Kinovorſtellung und nicht eine weitere Teilmenge von Brot an. 


Der Grund hierfür aber iſt der folgende: Die letzte um 50 h er⸗ 
worbene Teilmenge Brotes hat wohl eine größere Wichtigkeit als 


die um dieſen Geldbetrag erworbene letzte Kinovorſtellung. Aber 
auch nur die konkrete, um die letzte Preiseinheit erworbene Zelt, 
menge von Brot. Hingegen iſt die nächſte um 50 h zu erwerbende 
Menge von Brot eben nicht mehr wichtiger, ſondern weniger wichtig 


— alles ſelbſtverſtändlich vom Standpunkte tatſächlichen Wert⸗ 


verhaltens ohne Rückſicht auf deſſen Richtigkeit — als die Kino- 
vorſtellung, und es wird daher dieſe ſtatt der nächſten Teilmenge von 


Brot genommen. Damit aber kommen wir wieder auf jene Voraus- 
ſetzung, die bei dem Satze vom Ausgleiche der Grenznutzen, in 
welcher Form er auch vorgetragen werde, gemacht wird. Es iſt 
dies die oben (Heft 2, S. 107/08) erwähnte die der Kontinuität der 
an die einzelnen Stücke einer jeden Güterart geknüpften Bedürfnis⸗ 
befriedigungen. Würden die Bedeutungen der an die einzelnen Stücke 
der verſchiedenen Güterarten geknüpften Bebürfnisbefriedigungen - 


mit ſtetig zunehmender Subſtitution kontinuierlich abnehmen, dann 
müßte freilich eine letzte Geldeinheit bei jeder Güterart den gleichen 
Nutzen verſchaffen. Denn dann würde man tatſächlich fo lange Güter 
der verhältnismäßig billigeren Arten anſchaffen, bis durch das Sinken 


des Grenznutzens dieſer Art die Gleichheit des mit einer Geldeinheit 


bei den einzelnen Arten zuwachſenden Nutzens hergeſtellt würde. 


Durch Einführung des Begriffes des Grenzwertaufwiegeverhält⸗ 
niſſes an Stelle des Begriffes eines Verhältniſſes der Grenznutzen 


könnte man dann auch den zweiten Satz hinzufügen, daß die Preis⸗ 
verhältniſſe der verſchiedenen Güterarten den umgekehrten Grenz⸗ 


wertaufwiegeverhältniſſen gleichkommen, wobei man durch dieſe Formu⸗ 
lierung dem oben angeführten Einwand begegnen würde, daß ſich 
das Verhältnis der Grenznutzen zahlenmäßig überhaupt nicht feſt⸗ 


ſtellen laſſe. u dem zahlenmäßig De feſtſtellbaren Grenznutzen⸗ 


„„ e e 
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verhältniſſe wäre in dieſem Falle das Preisverhältnis gleich, wohl 
aber wäre es gleich dem umgekehrten Verhältniſſe der Anzahl von 
Wareneinheiten der betreffenden Güterarten, das an der jeweiligen 
Befriedigungsgrenze zur Herbeiführung einer Wertausgleichung er⸗ 
forderlich iſt, was wir das Grenzwertaufwiegeverhältnis nennen 
könnten. Bei Kontinuität der Bedürfnisbefriedigungen, die an die 
aufeinanderfolgenden Stücke einer Güterart geknüpft ſind, wären 
alſo nicht nur die gewogenen Grenznutzen der verſchiedenen Güter⸗ 
arten einander gleich, ſondern es müßte auch das Preisverhältnis 
wenn auch nicht dem Verhältniſſe der Grenznutzen, ſo doch etwas 
Ahnlichem, eben dem umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältnis gleich⸗ 
kommen. Wenn bei einem beſtimmten Stande der Bedürfnis⸗ 
befriedigung die letzte Elle Leinwand gleichgeſchätzt wird den letzten 
10 Pfund Brot, müßte eine Elle Leinwand ſoviel koſten wie 10 Pfund 
Brot. Das Preisverhältnis Leinwand⸗Brot —= 10: 1 wäre gleich 
dem umgekehrten Verhältniſſe der Anzahl von Wareneinheiten, das 
erforderlich iſt, um die Wertgleichheit der letzten Teilmengen her⸗ 
zuſtellen, ihre Werte gegenſeitig aufzuwiegen (1: 10). | 

Dies läßt ſich leicht an dem folgenden Beifpiel zeigen. Wir 
nehmen an, bei Fleiſch und bei Brot nähme der Rang der Bedürfnis⸗ 


8 befriedigungen ſtetig ab. Setzen wir nun zunächſt den Preis dieſer 


Geüterarten als gegeben, und zwar 50 h für 1 kg Brot und 2 K 50 h 
für 1 kg Fleiſch. In dieſem Falle wird man ſo lange nur Brot 
und kein Fleiſch erwerben, als der Wert — zuwachſende Nutzen — 
von um 2 K 50 h anzuſchaffenden 5 weiteren kg Brot höher er, 
ſcheint als der des 1. kg Fleiſch. Iſt nun infolge des Sinkens 
des Nutzens infolge zunehmender Menge der Nutzen von weiteren 
5 kg Brot auf eine Stufe gelangt, die der Bedeutung des 1. Kg 
Fleiſch gerade gleichkommt, wird man neben den weiteren 5 kg Brot 

1 kg Fleiſch anſchaffen, und da nun immer der Wert von 1 weiteren kg 
Fleiſch gleich iſt dem Werte von 5 weiteren kg Brot, wird man 
damit fortfahren, immer 1 kg Fleiſch zu 5 kg Brot anzuſchaffen, 
bis das verfügbare Einkommen erſchöpft iſt. Man erhält dabei um 
2 K 50 h immer den gleichen Nutzzuwachs — Gleichheit der ab⸗ 
gewogenen Grenznutzen —, und das umgekehrte Wertaufwiegever⸗ 
hältnis, 1 kg zu 5 kg, iſt gleich dem Preisverhältniſſe 50: 2,50. 
Dasſelbe gilt, wenn ſtatt der Preiſe die Mengen und damit das 
Verhältnis der Grenznutzen gegeben iſt. In dieſem Falle könnte ſich 
bei ſtetig abnehmender Bedürfnisbefriedigung innerhalb einer jeden 
. Güterart wieder kein Preis halten, der nicht dem umgekehrten Ver⸗ 
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hältniſſe des Grenzwertaufwiegens entſpricht. Ein Preisverhäl tis 


auf dem Markte würden ſolche Mengen Brot und Fleiſch ande g 
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von 1:1 könnte ſich bei dem Grenzwertaufwiegeverhältniſſe 1251 icht 
aufrechthalten, weil ſich bei dieſem Preisverhältniſſe eine ur „ 
befriedigte Nachfrage nach Fleiſch gegenüber der nach Brot ergebe * 
würde, was eine Preisſteigerung bei Fleiſch und einen Prei fall bei CO. 
Brot herbeiführen müßte, bis ein Verhältnis der Preiſe u 
würde, das dem umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältniſſe entſpricht. HR 

Das ſtimmt nun aber alles nur jo lange, als man Stetigkeit der { 
Genußabnahme innerhalb einer jeden Güterart annimmt. Hingegen g 
fällt die ganze Schlußfolgerung, ſobald die Stetigkeit aufhört. Wir A 
brauchen dabei nur das Beiſpiel in Heft 2, S. 107/08) heranzuziehen, | 
wobei wir Datt einer Arbeitsſtunde einen Betrag, zum Beispiel von ` 
50 h, zu ſetzen brauchen. Bei einem verfügbaren Vermögen von 8 
11 K 50 h wird der Reihe nach angeſchafft: Be 


ler EE ERS 
EE e 8 
2. bis 4. kg Brot.. 1,50 K, 
2 Fleiſh ll 
5. bis 8. Kg Brot.. 2,— K, 
, e een, ei 


Das Grenzwertaufwiegeverhältnis iſt 4:1, nämlich das 5. bis 8. Ge 
Brot haben dieſelbe Wichtigkeit wie das 3. Go Fleiſch, das Preis- 
verhältnis hingegen iſt 1:5; es iſt ein anderes als das umgekehrte 
Grenzwerkaufwiegeverhältnis, Ebenſo find die abgewogenen Grenz⸗ 
nutzen von Brot und Fleiſch verſchieden. Der Grund aber, warum 
ſich nicht das dem umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältniſſe ent⸗ 
ſprechende Preisverhältnis bildet, iſt derſelbe wie in dem Beiſpiele 7 
der geſchloſſenen Wirtſchaft. Die Diskontinuität des Nutzens von 
Brot und die damit gegebene Diskontinuität der Subſtituierung vo S 
Brot und Fleiſch geſtattet es nicht, trotz des günſtigeren a 
im Genuſſe von Brot fortzufahren, ſondern es muß die nächſte Einheit 
Fleiſch angeſchafft werden, weil die weiteren Einheiten Brot einen Var 
geringeren Nutzen bringen würden, als die letzte, um den gleichen 
Preis angeſchaffte Einheit Fleiſch. Zu demſelben Ergebniſſe lang 7 
wir auch, wenn wir von gegebenen Mengen ausgehen, alſo annehmen, SC: 


daß der einzelne Käufer 8 kg Brot und 3 kg Fleiſch aufnehmen 


muß. Auch in dieſem Falle kann ſich ein Preisverhältnis von 1: 83 
gegenüber einem Grenzwertaufwiegeverhältniſſe von 4:1 bilden. Denn | d 
won 
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bei dieſem Preisverhältniſſe beſteht im Geghaſaß zu der Annahme 


einer ſtetigen Abnahme der Bedürfniſſe keine unbefriedigte Nachfrage 


nach Brot trotz höheren Grenznutzens der letzten, um den gleichen 
Betrag erworbenen Menge, und es kann ſich ſomit das dem Grenz⸗ 


wertaufwiegeverhältniſſe nicht entſprechende Preisverhältnis, das ſich 
auf eine beſonders zu erklärende Art gebildet hat, aufrechthalten. 


| Wir haben dabei das Beiſpiel jo gewählt, daß die Ahweichung 
des Preisverhältniſſes vom umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältniſſe 
ſich nicht als allzu bedeutend herausſtellt. Allein auf die Größe der 


Abweichung kommt es an ſich nicht an, denn bei dieſer Abweichung 


handelt es ſich nicht um allenfalls zu vernachläſſigende Störungen, 


ſondern um eine grundſätzlich andere Preisbildung, die zu erklären 


eben den Kern des Preisproblems bildet. Der Satz, daß die Preis⸗ 
verhältniſſe dem Grenznutzenverhältniſſe proportional ſind, gibt, 


richtig gefaßt, tatſächlich nur gewiſſe Grenzen der Preisverhältnife, | 
Grenzen, die um jo unpraktiſcher werden, je diskontinuierlicher die 


gegenſeitige Erſatzfähigkeit von Gütern verſchiedener Art wird. 
Nehmen wir als anderes Beiſpiel das Verhältnis von Brotgenuß 


und Kinovorſtellungen. Das 1. kg Brot iſt durch Kinovorſtellungen 


überhaupt nicht erſetzbar. Solange dieſer Bedarf nicht gedeckt iſt, 


werden Kinovorſtellungen überhaupt nicht gekauft. Das nächſte / Kg 


läßt ſich vielleicht durch 5 Kinovorſtellungen aufwiegen, hingegen 


würde man, wenn man einmal 1¼ kg Brot hat, für eine erſte 
Kinovorſtellung auch 2 kg Brot hergeben. Koſtet nun 1 kg Brot 


und 1 Kinovorſtellung je 50 h, ſo wird man bei einem verfügbaren 


Vermögen von 1 K 50 h 17 kg Brot um 62 h und eine Kino⸗ 
vorſtellung um 50 h anſchaffen. Der Reſt entfällt auf Güter anderer 
Art. Das Preisverhältnis von d kg Brot zu einer Kinovorſtellung 
iſt 154, das umgekehrte Grenzwertaufwiegeverhältnis 5:1. Welches 


dabei die möglichen Preisverhältniſſe find, wenn 1 kg Brot und 
1 Kinovorſtellung auf den Markt kommen, wollen wir nicht weiter 


unterſuchen. Sie bewegen ſich jedenfalls innerhalb ſo weiter Grenzen, 


daß von einer auch nur irgendwie annähernden Beſtimmung des 
Preisverhältniſſes durch das Grenzwertaufwiegeverhältnis nicht ge⸗ 


` ſprochen werden kann. 


Alles dies beruht auf ba Einwendung der mangelnden Konti⸗ 


ö nuität oder, wie man es auch nennt, Elaſtizität der Bedürfniſſe. 
Di.ieſer widmet Marſhall ein eigenes Kapitel (III. Buch, 4. Kapitel). 

Freilich erſcheint bei ihm der Sachverhalt dadurch verdunkelt, daß 
er die Geſamtnachfrage einer Mehrzahl von Käufern im Auge us 
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Auch Wickſell hat die Einwendung der mangelnden Elaſtizität der 
Bedürfniſſe gekannt. Er führt an (S. 122), daß es oft geſchieht, 
daß, auch wenn es ſich um Waren handelt, die ihrer phyſiſchen Be⸗ 
ſchaffenheit nach durchaus teilbar ſind, die Konſumtion des Einzelnen 
ſich keineswegs mit jeder Veränderung des Preiſes ausdehnt oder 
einſchränkt. Er verweiſt insbeſondere auf die Bemerkung von Adam 
Smith, daß das Nahrungsbedürfnis des Menſchen durch den Raum⸗ 
inhalt des Magenſackes begrenzt ſei. Geſamtnutzen ſowohl wie 
Grenznutzen könnten diskontinuierliche Quantitäten ſein, ſo daß 


der letztere, nachdem er einen ſehr hohen Wert beſeſſen hat, plötzlich 


auf Null ſinkt. Gleichwohl hält Wickſell dieſen Einwand nicht fürn 
ausſchlaggebend. Die hauptſächlichſten Nährſubſtanzen, Eiweiß, Fett 
und Kohlehydrate, ſeien, ſagt er, wenn auch in verſchiedener Pro: 

portion, in den meiſten Nahrungsmitteln zu finden. Allein dem iſt 
zu entgegnen, daß das doch ſicher kein Einwand gegen die Tatſache 


iſt, daß man von gewiſſen Nahrungsmitteln nur gewiſſe Mengen, 


und dieſe ſehr ſtark begehrt, worauf das Begehren abbricht. Bei⸗ 
ſpiel: Brot, Salz, und ſo ſtufenweiſe faſt alle Nahrungsmittel, nur 
daß das Abbrechen bei einer ſpäteren Stufe der Befriedigung ein⸗ 
tritt wie bei Butter, Eier, Zucker uſw. Dann weiſen auch die ge 
wöhnlichſten Nahrungsmittel nach Wickſell eine größere Menge ver⸗ 
ſchiedener Qualitäten auf, je nach dem Grade ihrer Leichtverdaulich⸗ 
keit, Wohlgeſchmacks, Haltbarkeit uſw: Nun iſt es zwar richtig, 
daß durch Qualitäts- und damit verbundene Preisunterſchiede die 
Kontinuität der Bedürfnisbefriedigung bei einer Güterart in gewiſſer 
Menge erſetzt werden kann. Statt einer größeren Menge einer 

Güterart, mit der ein zu geringer Grenznutzen verbunden wäre, 
könnte man bei Vermehrung der verfügbaren Mittel fortſchreitend 
beſſere Qualitäten anſchaffen, ſo daß durch den höheren Preis bei 
gleichbleibendem höheren Grenznutzen die Gleichheit der abgewogenen 
Grenznutzen mit anderen Güterarten wiederhergeſtellt werden könnte. 
Inſofern leg. Mayer (a. a. O. S. 191) dem Hinweis auf die 
Oualitätsunterſchiede doch nicht die entſprechende Bedeutung bei. 
Die Widerlegung ergibt ſich vielmehr wieder durch den Hinweis auf 
die tatſächlichen Verhältniſſe. Ziele zeigen uns, daß die Qualitäts⸗ 
unterſchiede in Wirklichkeit in keiner Weiſe ſo weit gehen, um die 
Gleichheit der gewogenen Grenznutzen auch nur annähernd in der 

Mehrzahl der Fälle herbeizuführen !. Denn zunächſt iſt zu berück⸗ 


1 Vgl. Wieſ er, Urſprung des wirtſchaftlichen Wertes, S. 148. 


— 
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fihtigen, daß die Qualitätsunterſchiede bei den wichtigſten Nahrungs⸗ 
mitteln doch nur ziemlich enge Grenzen aufweifen. Bei Salz gibt 
es keine Qualitätsunterſchiede, ebenſowenig bei Zucker, kaum welche 
beim Hausbrot, das bei ſteigendem Wohlſtand nur teilweiſe durch 
Gebäck erſetzt wird, ſehr gering find die Unterſchiede bei. Eiern, 
Butter, Milch. Soweit ferner Qualitätsunterſchiede beſtehen, ſind 
ſie bei den meiſten Güterarten nicht ſolche, d. h. mit höheren Preiſen 
ganz allmählich zunehmend, daß das Springen des Grenznutzens, 
alſo die Unſtetigkeit des Subſtitutionsverhältniſſes, ganz oder auch 
nur weſentlich verhindert würde. So ſehen wir, daß Dualitäts- 
unterſchiede des Brotes — von Salz ſehen wir ganz ab — den 
Arbeiter nicht veranlaſſen, ſo lange beſſere Qualitäten von Brot zu 


kaufen, bis er um die letzten 50 h ſo wenig Brot erhält, daß der 


Grenznutzen gleich iſt dem einer Kinovorſtellung. Und ebenſo wird 
der Reichere von Fleiſch zwar beſſere Qualitäten anſchaffen als der 
Arme. Allein die Qualitätsunterſchiede des Fleiſches reichen nicht 
hin, um bei ihm den gewogenen Grenznutzen des Fleiſches dem 
Grenznutzen zum Beiſpiel eines! Automobils gleichzuſtellen. Der 
gewogene Grenznutzen wird trotz der geſteigerten Qualität und des 


höheren Preiſes des Fleiſches, das der Reiche gegenüber dem Armen 


anſchafft, für den Reichen beim Automobil unendlich geringer fein 


als beim Fleiſch. Wenn ſchließlich Wickſell darauf hinweiſt, daß 
Lebensmittel neben ihrer direkten Anwendung als menſchliche Speiſe 
auch diverſe indirekte Verwendungsarten haben, vor allem als Futter⸗ 


mittel für eßbare Tiere, für Zugtiere uſw., ſo erklärt dies vielleicht 
den Umſtand, daß die Nachfrage nach den Produktionsmitteln der 


Lebensmittel oder nach gewiſſen Lebensmitteln ſelbſt auf dem Markte 
trotz Unelaſtizität der Verwendung als Lebensmittel elaſtiſch ſein 

kann — die Nachfrage nach Getreide bleibt in gewiſſen Grenzen noch 
elaſtiſch, auch wenn der Bedarf an Brot ſchon gedeckt iſt —, allein 
er beſeitigt nicht jene Tatſache, auf die allein es ankommt, daß das 


Verhältnis der Grenznutzen der einzelnen Güterarten beim Kon⸗ 


ſumenten in den weitaus meiſten Fällen ein durchaus verſchiedenes 
iſt vom Verhältniſſe des Preiſes der betreffenden Güterarten. | 
Damit verlieren alle hierher gehörenden Verſuche, die Preis⸗ 
verhältniſſe zu erklären, mögen ſie nun Proportionalität von Preis 
und Grenznutzen oder Gleichheit des abgewogenen Grenznutzens 


oder Ausgleichung der Konſumgrenzerträge behaupten, ihre Grund⸗ 
lage. Alle dieſe Verſuche gehen ſtillſchweigend oder ausdrücklich von 


e aus, die in der Wirklichkeit zo zutreffen, und ſo 
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werben denn e ihre Folgerungen von der Wirklichkeit in keiner Weiſe 
beſtätigt. Ihre Sätze erſcheinen zur Erklärung tatſächlicher Preis⸗ 
verhältniſſe unverwendbar. Daß dabei gewiſſe Preisverhältniſſe oder 


Grenzen von Preisverhältniſſen von Gütern verſchiedener Art auf 
der Subſtitutionsfähigkeit dieſer Güterarten beruhen, ändert nichts 
an dem grundſätzlichen Ergebniſſe, daß die Preisverhältniſſe der 
meiſten Güterarten / dem Verhältniſſe der Grenznutzen der von be⸗ 
ſtimmten oder gar allen Wirtſchaften erworbenen Mengen dieſer 
Güterarten nicht entſprechen und fh ao aus Wis Verhältniſſe 


auch nicht erklären laſſen. 


v 


Nun noch einige Bemerkungen. Wir ſprachen von der Diskonti⸗ 
nuität der Bedürfniſſe nach den einzelnen Güterarten oder, anders 
ausgedrückt, von der Disfontinuität der an die einzelnen Stücke einer 
Güterart geknüpften Bedürfniſſe. Dieſe Diskontinuität widerſpricht 
nun nicht der Kontinuität in der Abnahme der Wichtigkeit, die den 
einzelnen aufeinanderfolgenden Geldeinheiten oder Beträgen in Hin⸗ 


blick auf die mit ihnen anzuſchaffenden Güter zukommt. Wir müſſen ` 


in Deler Beziehung das Bernouilli⸗Benthamſche Geſetz einerſeits 
und das Goſſenſche Geſetz anderſeits, die ſich beide auf die relative 
Abnahme der Befriedigung bei gleichem Zuwachs an Befriedigungs⸗ 


mitteln beziehen, unterſcheiden. (Vgl. hinſichtlich dieſer Geſetze die 


angeführte Schrift von Kraus „Zur Theorie des Wertes, eine 
Bentham⸗Studie“, der auch die Belegſtellen entnommen ſind.) Ber⸗ 


nouilli hat den Satz aufgeſtellt, daß das Glück in arithmetiſcher 


Progreſſion wachſe, wenn das Einkommen in geometriſcher Progreſſion 


zunimmt. Weſentlich vorſichtiger und damit richliger hat Bentham, 


der den Satz Bernouillis nicht gekannt zu haben ſcheint, ſeinen Satz 


formuliert. Er behauptet nur, daß das Wachstum des Glückes 


gegenüber dem Gelde ein verzögertes ſei, ohne daß er eine Be⸗ 
hauptung in der Richtung aufſtellen würde, in welchem Maße es 
langſamer wachſe. „The quantity of happiness produced by a 
particle of wealth — each particle being of the same magni- 
tude .— will be less and less at every particle“. Goſſen dann hat 
den Satz ausgeſprochen, „daß mit Vermehrung der Menge — scil. 


einer Güterart — der Wert jedes hinzukommenden Atoms fort 
während eine. Abnahme erleiden müſſe bis dahin, daß derſelbe auf 
' Null PS it”, und „daß das erſte, was von einer Sache 
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Wert erhält, den höchſten Wert hat, jedes neu Hinzukommende von 
gleicher Größe einen minderen Wert, bis zuletzt Wertloſigkeit ein⸗ 


tritt“. Ahnliche Formulierungen finden wir dann bei Jevons, 
Menger, Marſhall. Der Bernouilli⸗Benthamſche Satz nun bezieht 


ſich auf eine Zunahme des Geldes einerſeits, des allgemeinen Standes 
der Befriedigung anderſeits. Das Goſſenſche Geſetz hingegen bezieht 
ſich auf die Zunahme der innerhalb der einzelnen Güterarten er⸗ 
langten Befriedigung. Das hat einen weſentlichen Unterſchied beider 
Geſetze zur Folge, und zwar eben den der Kontinuität und Dis⸗ 
kontinuität. Die Genußabnahme nach dem Goſſenſchen Geſetz iſt 
— entgegen dem Standpunkte Goſſens ſelbſt — eine diskontinuierliche 
und zwar im Hinblick auf das gegenſeitige Rangverhältnis von 
Gütern verſchiedener Art. Dieſes Rangverhältnis von Gütern ver⸗ 
ſchiedener Art iſt, wie erwähnt wurde, zwar in gewiſſer Weiſe durch 
wechſelnde Subſtitutions fähigkeit modifiziert, aber im allgemeinen 
doch ein ſolches, daß nach einer gewiſſen Befriedigung das Begehren 
nach einem Gute beſtimmter Art gegenüber dem Begehren nach einem 
Gute anderer Art zurücktritt, daß das Begehren nach Gütern ver⸗ 
ſchiedener Art in dieſer Weiſe gegenſeitig abwechſelt, ſpringt oder 
abbricht. Eben deshalb iſt das Begehren nach Gütern einer Art ein 
diskontinuierliches, indem es jeweils, von dem Begehren nach Gütern 
anderer Art unterbrochen wird. Daher iſt dann aber auch anderſeits 
die allgemeine Abnahme an Befriedigung bei Ausgabe weiterer Geld⸗ 
beträge eine kontinuierliche. Wir können uns den Unterſchied zwiſchen 
dem Bernouilli⸗Benthamſchen Geſetz und dem — richtig aufzu⸗ 
faſſenden — Goſſenſchen Geſetz dadurch anſchaulicher machen, daß 
wir der Vorzugsſkala III (Heft 2, S. 103) noch eine, die allgemeine 
Genußabnahme bedeutende Reihe hinzufügen. | 


"mn Dien ` b Ietauge- tee 
Kleidung „ EE Reihen ſind biöfontinuier- 
Fenn (dd ff lich, es fehlen in jeder 
Bucher . . ef Reihe bestimmte Ränge 

Ä (Buchſtaben), die letzte — 
e | e | Benthamfche — Reihe iſt 

d be f kontinuierlich, alle Ränge 
allgemeiner Genuss a d e (Buchſtaben) ſind ver⸗ 
de f treten. 
a e 


Daß nun in der Benthamſ chen Linie der Rang der einzelnen Bedürfnis⸗ 
befriedigungen ein immer geringerer wird und trotz dieſer Abnahme 
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der Preis der einzelnen nacheinander angeſchafften Stücke nicht ger, ` 
hältnismäßig geringer wird, ſondern teils gleich bleibt — bei Gütern 
derſelben Art —, teils ſogar höher Up als der der früher erworbenen 
Stücke, macht eben den eigentlichen‘ Inhalt des Benthamſchen (e, 
ſetzes aus — verminderte Zunahme an Bedürfnisbefriedigung bei 
gleicher Zunahme der Geldaufwendung. Worauf es uns hier an⸗ 
kommt, iſt, daß aus der kontinuierlichen Genußabnahme, die ſich 
nach dem Benthamſchen Geſetz ergibt, nicht auch auf eine kontinuier⸗ 


liche Genußabnahme nach dem Goſſenſchen Geſetz geſchloſſen werden | 


darf !. 
Z3u bemerken wäre dabei noch, daß die Diskontinuität des Be⸗ 

dbürfniſſes nach Gütern einer Art mit der Diskontinuität der Nach— 

fragelinie nach Gütern dieſer Art, die das Preisangebot eines Käufers 
für ein Stück aus verſchiedenen Mengen dieſer Güterart darſtellt, 
nicht verwechſelt werden darf?, daß vielmehr beide Erſcheinungen 

zunächſt unabhängig nebeneinander beſtehen. Diskontinuität des 
Bedürfniſſes und Diskontinuität des Nachfragepreiſes iſt nicht das⸗ 
ſelbe. Die Nachfragelinje hinſichtlich Güter einer Art bleibt dis⸗ 
kontinuierlich, auch wenn das Bedürfnis nach Gütern der betreffenden 
Art ausnahmsweiſe einmal kontinuierlich iſt. Auch wenn das Be⸗ 
dürfnis nach einem beſtimmten Stücke einer Güterart unmittelbar 
auf das Bedürfnis nach einem vorhergehenden Stücke derſelben Güter⸗ 
art folgt, ohne durch das Bedürfnis nach einem Gute anderer Art 
unterbrochen zu ſein, bleibt die Nachfragefigur des betreffenden 
Käufers für die betreffende Güterart diskontinuierlich. Es wird eine 
kontinuierliche Mengenänderung des Angebotes der betreffenden Güter⸗ 
art eine diskontinuierliche Anderung der Preiswilligkeit des betreffen⸗ 
den Käufers für ein Stück aus der abzunehmenden Menge dieſer 
Güterart mit ſich bringen, demzufolge dann nicht jede Anderung 
des Preiſes eine Anderung der von dieſem Käufer nachgefragten 
Menge der Güterart herbeiführen, weil die Anderung der Preis⸗ = 
willigkeit bei Anderung der Menge trotz Kontinuität des Bedürfniſſes 
eben eine ſolche iſt, daß ſich ein Zwiſchenraum ergibt, innerhalb 
deſſen verſchiedene Preiſe ohne Anderung der Nachfrage möglich ſind. 
Iſt die Preiswilligkeit für ein Stück von 2 Stücken gleich 6 K, 
ſo kann die Preiswilligkeit für ein Stück von 3 Stücken auch bei 


Vgl. Am mon, a. a. O. S. 394. 
2 Vgl. hierzu meinen Aufſatz „Fragen des Preiſes, II. Teil“, in dieſen 
Jahrbüchern XLIII. Jahrgang, S. 186 (1398). | 


727] Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 95 


kontinuierlichem Bedarf höchſtens 4 K betragen. Bei einem Preiſe 
von 5 K werden dann wie bei einem Preiſe von 6 K nur 2 Stücke 
nachgefragt. Trotz kontinuierlichen Bedarfes iſt die Nachfragelinie 
diskontinuierlich. Die Diskontinuität der Nachfragelinie iſt alſo mit 
der Diskontinuität des Bedürfniſſes weder identiſch noch auch durch 
ſie unmittelbar bedingt. Daß dabei freilich die Diskontinuität des 
Bedürfniſſes nach Gütern einer Art die Geſtaltung der Nachfrage⸗ 
linie weſentlich im Sinne einer Verſchärfung ihrer Diskontinuität beein⸗ 
flußt, ändert nichts an dem grundſätzlichen Ergebniſſe. Die mangelnde 
Kontinuität der Nachfrage des einzelnen Individuums hat Caſſel mit 
Entſchiedenheit betont. (Preislehre, Zeitſchrift für Staatswiſſenſchaft, 

55. Jahrgang, S. 415 ff.) Freilich unterſcheidet er entſprechend 
ſeinem Standpunkte nicht zwiſchen n der Nachfrage und 
Diskontinuität des Bedürfniſſes. 

Nunmehr wollen wir auf Ausführungen 1 1 die ſich in 
einer Kritik des Liefmannſchen Geſetzes des Ausgleiches der Grenz⸗ 
erträge von Karl Englis finden. („Das Liefmannſche Geſetz des 
Ausgleiches der Grenzerträge in der Konſumwirtſchaft“ von Profeſſor 
Dr. Karl Englis. Conrads Jahrbücher, III. Folge, 54. Band, 
S. 385 ff.) Englis weiſt zunächſt den Fehler nach, den Liefmann 
bei Beſtimmung des Wertes der Geldeinheit begeht, indem er ſowohl 
Geldvorrat als auch Wert der Geldeinheit in ſeinen Beiſpielen will⸗ 
kürlich anſetzt, obwohl nach Liefmanns eigener Lehre aus Vermögen, 
Preis der Güter und Rang der Bedürfnisbefriedigungen ſich auch 
der Wert der Geldeinheit ergeben muß. Englis ſelbſt verläßt die 
Konſtruktion eines Wertes der Geldeinheit, indem er feſtſtellt, daß 
man bei gegebenen Bedürfniſſen, Preiſen und verfügbarer Geldmenge 
die zu realiſierenden Käufe ohne Kenntnis der Wertſchätzung der 
Geldeinheit beſtimmen könne, und zwar ſollen ſich nach Englis die 
Käufe in folgender. Weiſe vollziehen: „Der Wirtſchafter, der feine 
Bedürfniſſe und die Marktpreiſe kennt, wird. mit feinem: Geldvorrat 
den größtmöglichen Nutzen vom Markte davonzutragen beſtrebt Ten. 
Das erzielt er dann, wenn er für jede Geldeinheit den größten 
ſubjektiven Nutzen kauft. Er muß daher für alle in Betracht kommen⸗ 
den Käufe den für jede einzelne Geldeinheit entfallenden ſubjektiven 
Nutzen, alſo den relativen, auf die Preiseinheit entfallenden Nutzen 
kennen. So entſteht ihm für die möglichen Käufe der gebrauchten 
Güter eine Reihe, in welcher jeder folgende Kauf im Verhältnis 
zum Preis einen kleineren relativen Nutzen aufweiſt als der voran 
gehende. Davon wird der Wirtſchafter die relativ nützlichſten Käufe | 


e, 
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realiſieren, ſoweit das Geld SR S Dazu führt Englis folgende 
Tabelle an: | 


2 Ä I | [Rad dem jeweiligen 
Kauffall Abſoluter Koſten Relativer Kauf verbleibt ein 
| Nutzen Nutzen Geldvorrat von 
Al 10 2 5 14 
C I 5 1 5 13 
As. 8 2 4 11 
B, 8 2 4 9 
02 4 1 4 8 
As 6 2 3 6 
C3 es 1 3 5 
A, 4 2: 2 3 
B, E 2 2 1 

984 2 1 2 0 
Bg 2 2 1 — 
Ae 2 2 1 „ — 
Ce 1 1 1 — 


Dieſe Tabelle iſt, wie Englis bemerkt, die Anwendung einer 
Tabelle Lieſmanns, nur daß als Koſten ſtatt der Werteinheiten Preis⸗ 
einheiten geſetzt ſind. u 

Gegenüber dieſem Gedankengang iſt darauf zu verweisen, was 
oben über die eigentümliche Natur des Vorziehens als pſychiſches 
Phänomen auf Grund der Lehre Franz Brentanos bemerkt wurde, 
insbeſondere darauf, daß das Vorziehen nicht mit einer größeren 
Intenſität des Begehrens verwechſelt werden darf. Rangunterſchiede 
der Bedürſniſſe find keine Intenſitätsunterſchiede des Liebens, Wertens, 
Begehrens. Berüdfichtigen wir dies, ſo ergibt ſich uns, daß die 
obige Tabelle mit ihren Intenſitätszahlen grundſätzlich verfehlt iſt. 
Englis führt zu dieſer Tabelle aus: „Das Luſtgefühl läßt ſich ab⸗ 
ſolut nicht meſſen. Es iſt auch nicht notwendig; wir brauchen nur 
die Luſt⸗ und Unluſtgefühle untereinander zu vergleichen, was jeder 
Wirtſchafter macht. Nur zu dieſem Zwecke wird das Luſt⸗ und 
Unluſtgefühl ziffermäßig veranſchaulicht. Sage ich zum Beiſpiel, 
daß der Nutzen des erſten Gutes A 10 iſt, fo iſt damit nur fo viel 
geſagt, daß es mir ein Luſtgefühl von 10 Intenſitäten (deren jede 
abſolut unmeßbar iſt) verurſacht. Sage ich nun, daß mir das erſte 
Gut A einen Nutzen von 10, das erſte Gut C einen Nutzen von 5 
gibt, ſo weiß ich zwar über die abſolute Höhe des Nutzens in beiden 
Fällen nichts, ich weiß aber, daß der Nutzen vom erſten A doppelt 
ſo hoch iſt wie jener vom erſten C, und das genügt.“ Nur der 
erſte Satz dieſer Ausführung iſt richtig. Richtig iſt, daß ſich Luſt⸗ 
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gefühle nicht meſſen laſſen, und daß dem Wirtſchafter das Vergleichen 


2 genügt. Unrichtig hingegen ift die Annahme, daß fich bei einem 
jeden Werte als ſolchem Intenſitätseinheiten unterſcheiden ließen, und 


daß ſich aus dem Unterſchiede der Anzahl von Intenſitätseinheiten 
ein zahlenmäßiges Verhältnis der Werte ergäbe, von dem ſich der 


Wirtſchafter leiten laſſe. Dies iſt, als dem pſychologiſchen Sach⸗ 
verhalte widerſprechend, grundſätzlich abzulehnen. Es kann daher 


auch nicht richtig ſein, wenn Englis bei Erwerbung eines einzelnen 


Gutes um mehrere Geldeinheiten von dem auf die Geldeinheit ent⸗ 


fallenden Nutzen, ausgedrückt in einer Anzahl von Intenſitätseinheiten, 


ausgeht. Denn der Nutzen eines Gutes läßt ſich überhaupt nicht 
und insbeſondere nicht in der Weiſe teilen, daß der auf eine Geld⸗ 


einheit entfallende Teilnutzen in Intenſitätseinheiten ermittelt werden 


könnte. Der Sachverhalt iſt vielmehr der folgende. Der Käufer 


verwendet die ihm zur Verfügung ſtehenden Geldmittel ohne Rück⸗ 


ſicht auf den Preis der Güter zur Anſchaffung von Gütern erſter 


Ordnung nach dem Range der von dieſen Gütern abhängigen Be⸗ 


bürfniſſe, derart, daß nach Maßgabe der vorhandenen Mittel immer 


zunächſt das wichtigere und dann das minder wichtige Gut der Reihe 


nach jo lange angeſchafft werden, bis die zur Verfügung ſtehenden 
Geldmittel erſchöpft ſind. Die Ausnahme, die ſich bei Aufwendung 


echter Koſten ergibt, haben wir ſchon erwähnt, ebenſo, daß ſie in⸗ 


ſofern nicht in Betracht kommt, als die Aufwendung von Geld keine 
echten Koſten darſtellt. Hingegen iſt wichtig, daß der Wirtſchafter 
mehrere Güter, jedes einzelne geringeren Ranges, zuſammen vor 


einem Gute höheren Ranges erwirbt, falls die Summe oder das Viel⸗ 
fache der Güter geringeren Ranges den höheren Rang des anderen 
Gutes übertrifft. Es trifft alſo nicht unbedingt zu, daß die Güter 
erſter Ordnung von einer Wirtſchaft nacheinander ſtets nach der 
Reihenfolge des Ranges erworben werden, ſo daß die Wirtſchaft, 


wenn ſich ihre Mittel vermehren, immer nur in die Lage käme, 
weitere minder wichtige Bedürfniſſe zu befriedigen. Es kann viel⸗ 
mehr unter Umſtänden ein Bedürfnis höheren Ranges vor der Be⸗ 


friedigung von Bedürfniſſen geringeren Ranges ausfallen, weil ſeine 
Befriedigung ſo viel koſtet, als Güter minderen Ranges, die zuſammen 


den höheren Rang übertreffen. Allein man darf dieſer Störung der 
Befriedigung nach der Reihenfolge des Ranges kein zu großes Ge⸗ 


wicht beilegen. Denn ſie ſetzt voraus, daß das Gut höheren Ranges 
ſo teuer oder teuerer iſt, wie mehrere Güter geringeren Ranges zu⸗ 
ſammen, ein Preisverhältnis, das doch nur ausnahmsweiſe, jeden⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLIV a 7 
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falls aber nicht notioenbig. zutrifft. Auch infofern entipre chen die e 
von Liefmann und Englis gewählten Tabellen nicht der Wirklichkeit, 


als ſie allgemein einen höheren Preis des Gutes höherer Wichtigkeit 
annehmen. Es iſt alſo der Satz, daß das Wirtſchaftsſubjekt feine 
Bedürfniſſe ohne Rückſicht auf den Preis der Reihenfolge des Ranges 


= nach befriedigt, in Hinblick auf die Möglichkeit der Aufwiegung 
eines Gutes, höheren Ranges durch mehrere Güter geringeren Ranges 


zwar nicht als unbedingt gültiges Geſetz, wohl aber als eine im 


— 


allgemeinen zutreffende, wenn auch Ausnahmen aufweiſende Regel. 


anzuſehen. Jedenfalls richtet ſich aber die Reihenfolge der Anſchaffung 


nicht, wie Englis annimmt, nach dem relativen auf die Preiseinheit 
bezogenen Nutzen, den es gar nicht gibt, ſondern die Reihe der 
ſukzeſſiv vorzunehmenden Käufe richtet Hd nach dem abſoluten Nutzen 


oder richtiger dem Range der Bedürfnisbefriedigungen, wenn auch 
unter Umſtänden die Befriedigung eines Bedürfniſſes höheren Ranges 
vor der eines Bedürſniſſes geringeren Ranges ausfallen kann. 


Englis anerkennt weiter auch noch ein Geſetz des Ausgleiches, 


nur iſt es bei ihm kein Geſetz des Ausgleiches der Grenzerträge wie 


bei Liefmann, ſondern entſprechend ſeinem Standpunkte ein Geſetz 
des Ausgleiches der relativen Mindeſtnutzen der Preiseinheit. „Der 
` ` relative Nutzen der Preiseinheit des letztgedeckten Kaufes bildet eine 
Grenze. Kein gedeckter Kauf kann einen geringeren relativen Nutzen 
als dieſen aufweiſen. Kein ungedecktes Bedürfnis kann einen größeren. 
relativen Nutzen verſprechen. Sofern die Bedürfniſſe eine ſukzeſſive 
Befriedigung geſtatten, ſo werden alle bis zu dieſer Grenze befriedigt. 
So können wir analog wie Liefmann von dem Geſetz des Aus⸗ 
gleiches des relativen Mindeſtnutzens der Preiseinheit ſprechen.“ 
Von dieſer Beweisführung iſt wieder nur der Vorderſatz richtig, 


wenn man dabei noch von dem relativen Nutzen abſieht. Es iſt 


richtig, daß bei keiner Güterart der letzte gedeckte Kauf einen ge⸗ 


ringeren Nutzen verſprechen darf als der erſte ungedeckte Kauf bei 


einer anderen Güterart. Allein die Notwendigkeit eines Ausgleiches 


des relativen Nutzens der Preiseinheit ergibt Dé hieraus keineswegs, 


auch wenn wir die Möglichkeit eines relativen Nutzens der Preis⸗ 


einheit zugeben würden. Um einen ſolchen Ausgleich herbeizuführen, 


genügt auch nicht, wie Englis annimmt, die Möglichkeit der ſukzeſſiven 


Bedürfnisbefriedigung. Das ſehen wir aus der Tabelle Englis? 

ſelbſt. In dieſer Tabelle ergibt ſich zwar bei Annahme eines ver⸗ 
fügbaren Vermögens von 16 beim Abſchluß ein Ausgleich der 
relativen Nutzen (2— 2 — 2), allein das iſt nur auf die beſondere 


Re Rd, * CC 
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Konſtruktion des Beiſpiels zurückzuführen. Nehmen wir auch nur 


den Geldvorrat irgendwie anders an, zum Beiſpiel ſtatt mit 16 
mit 15 oder 17, ſo verſchwindet der Ausgleich der relativen Nutzen 


ſogleich. Um ſo mehr verſchwindet er dann aber, wenn wir mit dem 
Abbrechen von Bedürfniſſen ſowie damit rechnen, daß, auch wenn 


Bedürfniſſe einer Art ſukzeſſive Befriedigung geſtatten, ſie ſich doch 


zu Bedürfniſſen anderer Art ganz unregelmäßig verhalten. So läßt 


ſich auch der Ausgleich im Sinne Englis' nur aufrechterhalten, wenn 
man bei allen Bedürfniſſen jeder Art, die zur Befriedigung gelangen, 
eine gleichmäßige ſtetige Abnahme des Ranges annimmt, eine An⸗ 


nahme, die, wie wir oben nachzuweiſen unternahmen, mit den tat⸗ | 


ſächlichen Verhältniſſen in keiner Weiſe übereinftimmt. 

Bei Eßlen finden wir in dem Aufſatze: „Nutzen und Koſten als 
Grundlage der reinen Wirtſchaftstheorie“ in dieſen Jahrbüchern, 
XLII. Jahrgang, S. 277, die Behauptung, daß die Tendenz zum Aus⸗ 
gleiche der Grenzerträge durchaus zuzugeben iſt, jedoch mit dem Zu⸗ 
ſatze, daß außer dem Beſtreben, ſich auszugleichen, die Grenzerträge 
auch die Neigung aufweiſen, zu verſchwinden. In der als ent⸗ 


wicklungslos vorausgeſetzten, der ſogenannten ſtatiſchen Wirtſchaft 


werde der Ausgleich der Grenzerträge in der Weiſe ver⸗ 


wirklicht, daß ſie alle Null werden. Dazu bringt Eßlen folgende 


Begründung: „Wir ſchätzen jedes beliebige einzelne Stück eines Güter⸗ 


vorrates nach der Dringlichkeit jener letzten Bedürfnisregung, zu der 


wirtſchaftlicherweiſe noch eines derſelben verwendet werden darf... 


Soweit wir nun mit den einzelnen Stücken eines Gütervorrates 


dringendere Bedürfniſſe befriedigen als die an der Grenze 
zwiſchen Befriedigung und Nichtbefriedigung ſtehenden, erzielen wir 
einen Überſchuß an Nutzen über den die Wertſchätzung jedes einzelnen 
Stückes des Gütervorrates beſtimmenden Grenznutzen hinaus. Das 
iſt das, was Liefmann Ertrag nennt ... Es iſt ohne weiteres ein⸗ 
leuchtend, daß man für jedes weiter erworbene Stück ein und der⸗ 
ſelben Güterart nur einen immer geringer werdenden Preis ſchlimmſten 
Falles zu zahlen bereit iſt, bis, wenn die Kurve des betreffenden Be⸗ 


dürfniſſes ſich ſtetig, d. h. ohne Sprünge, ſenkt, mit dem letzten noch 


erworbenen Stücke der Indifferenzpunkt erreicht iſt. Es fallen 


hier höchſter Preis, den man alſo ſchlimmſten Falles für dieſes Stück 
zu zahlen bereit iſt, und tatſächlich gezahlter Preis, d. h. Marktpreis, 


zuſammen. Grenzrohertrag und Grenzkoſten halten einander die 


Wage, der Grenzreinertrag iſt gleich Null.“ Auch dieſe Schluß⸗ 


folgerung ſteht und fällt wieder mit der wie ſelbſtverſtändlich ein⸗ 


h 
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geſchalteten Vorausſetzung, „wenn die Kurve des Bedürfniſſes ſich 


ſtetig ſenkt“. Mit dieſer Vorausſetzung fällt ſowohl der Ausgleich 


an ſich als auch die beſondere Behauptung, daß ſich der Ausgleich 


in einem Verſchwinden des Reinertrages überhaupt ausdrücke, wobei 
wir, wie nochmals bemerkt ſei, Reinertrag immer nur im 
Sinne eines unechten Reinertrages, d. h. gegenüber unechten Koſten 
aufzufaſſen haben. Was das Verſchwinden dieſes unechten Rein⸗ 
ertrages anbelangt, fertigt Eßlen den Einwand Liefmanns, daß für 
den Ertrag nicht der mit der letzten Einheit erlangte, ſondern ein 


kleinerer, mit einer weiteren Einheit zu erlangender Nutzen maßgebend 


ſei, mit dem Hinweis auf die Anfangsgründe der höheren Mathe⸗ 
matik ab, wonach der Ausdruck, der Ertrag werde gleich Null, dahin 
zu verſtehen iſt, daß wir uns ihn der Null nähernd denken. Allein 
auch hier überſieht Eßlen wieder, daß die Grundvorausſetzung für 
die betreffenden Sätze der höheren Mathematik die ſtetige Abnahme 
bildet, die bei Bedürfniſſen nicht gegeben iſt. So erſcheint uns in 
dieſem Punkte weder die Kritik Eßlens dee Liefmann noch auch 
kam eigene Lehre als zutreffend. | | 
Wir handelten bisher immer nur von 0 Konſumerträgen. Nun 
wollen wir auch noch kurz die Erwerbserträge heranziehen. Liefmann 
wollte auf dem Gedanken des Ausgleiches der Erträge ein ganzes 


Syſtem aufbauen, indem er Konſumgrenzerträge und Erwerbsgrenz⸗ 
erträge miteinander in Verbindung ſetzte. Da nun der Konſumgrenz⸗ 


ertrag als gleicher Ertrag nicht beſteht — er kann innerhalb einer 
Wirtſchaft, wie wir geſehen haben, bei den verſchiedenen Güterarten 
die verſchiedenſte Größe annehmen, um ſo mehr dann im Verhältniſſe 
verſchiedener Wirtſchaften —, und da ferner der Konſumgrenzertrag 


gar kein echter Ertrag iſt, alſo bei einer Wirtſchaft auch dauernd | 
Null fein kann, erübrigt jede Zurückweiſung eines Parallelismus von 


Konſumertrag und Erwerbsertrag, welch letzterer als echter Ertrag 
dauernd immer poſitiv ſein muß, alſo nicht dauernd auf Null fallen 
kann, ob nun Arbeit oder Geld im Erwerbe eingeſetzt werden. Was 
nun dieſen letzteren Umſtand betrifft, wäre eine Annahme Wickſells 


richtigzuſtellen. Wickſell behauptet (a. a. O. S. 125), der Zu⸗ 


ſchuß an Nutzen am Tauſchmarginal ſei gleich Null, was in genauer 
Übereinftimmung mit dem Kriterium ſtehe, wodurch ſich in der Mathe: 
matik das Eintreten eines Maximal(bzw. Minimal⸗) wertes kenn⸗ 
zeichne. Dem iſt zu entgegnen, daß die Behauptung trotz der Über⸗ 


einſtimmung mit einem mathematiſchen Lehrſatze doch nicht richtig 
iſt, ſoweit man echten Tauſch im Auge hat. Der Zuſchuß am 
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Tauſchmarginal kann nicht Null oder eine unendlich kleine Größe 
ſein. Denn dann würde der Marginaltauſch, der Grenztauſch, nicht 
vorgenommen werden. Auch der Grenztauſch muß dem Tauſchenden 
einen motivierenden Vorteil in Ausſicht ſtellen, auch bei ihm muß 
ein Vorzug des at: Empfangenden gegenüber dem Hinzugebenden in 
Ausſicht ſtehen, und zwar ein Vorzug, der motivierend wirkt, der alſo 
grundſätzlich nicht unendlich klein ſein kann. Der Reinertrag (Nutzen 

gegenüber Koſten) muß auch beim Tauſchmarginal eine pofitive 
Größe jein!, ſoweit wir einen ſolchen Ausdruck auf eine Vorzüglich⸗ 
keit anwenden können, was freilich nur in ganz uneigentlichem Sinne 
geſchehen darf. Das gilt nun aber nur für den wirklichen echten 
Tauſch, das iſt die Hingabe eines Gutes, das man unmittelbar ſchätzt, 
für ein Gut, das man gleichfalls unmittelbar ſchätzt. Schon an. 
einer anderen Stelle wurde betont, daß man dieſem Tauſch den Ein⸗ 


und Verkauf von Gütern um Geld nicht gleichſetzen dürfe, da man ſich 
hierdurch die Einſicht in die eigentlichen Probleme der Preisbildung 


in der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft von vornherein 
entziehe (vgl. meinen Aufſatz: Fragen des Preiſes, I. Teil, in dieſen 
Jahrbüchern, XLIII. Jahrgang, S. 127 und 157). Fragen wir nun 
nach dem grundlegenden Unterſchied von Tauſch und Kauf, ſo haben 
wir ihn nicht etwa mit Marſhall (a. a. O. S. 350) darin zu Duden, 
daß beim Ein- und Verkauf im allgemeinen mit Recht, beim Tauſch. 
dagegen allgemein nicht mit Recht angenommen werden darf, daß 
der Grenznutzen eines der gehandelten Güter in Wirklichkeit beſtändig 
iſt. Der Unterſchied iſt vielmehr der, daß beim Ein⸗ und Verkauf 
wenigſtens einem der gegenüberſtehenden Güter bei beiden Parteien 
ein ſubjektiver Wert überhaupt nicht zukommt, ſo daß bei dieſem 
Gute, dem Gelde, auch von einem Grenznutzen keine Rede ſein kann. 
Wollen wir nun trotzdem unter den Kaufhandlungen der Verkehrs⸗ 
wirtſchaft ſolche ſuchen, die gewiſſe Analogien mit dem Naturaltauſch 
aufweiſen — denn dieſem ſelbſt kommt für die Verkehrswirtſchaft 
irgendeine Bedeutung nicht zu —, ſo werden wir als gemeinſames 
Kennzeichen die Notwendigkeit eines Vorteiles am Marginal aufzu⸗ 
faſſen haben. Von dieſem Geſichtspunkte aus wäre in der Verkehrs⸗ 
wirtſchaft eine Analogie zum Tauſche überall dort gegeben, wo echte 
Koſten aufgewendet werden. Denn das Charakteriſtiſche der echten 
Koſten iſt ja eben, daß ihre Aufwendung einen Vorteil gegenüber 
der Nichtaufwendung . muß. Echte Koſten in der Ver⸗ 


1 Vgl. Hans Mayer, a. a. O. S. 195. 
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kehrsnirtſgaſt ſind, wie wir geſehen haben, Aufwendung von Geld 
zu Erwerbszwecken und Aufwendung von Arbeit im Erwerbe. Für 


H e e ee Een A WE E a 
Za ii = Vi e H SC S RN 
d Sch a Sei nn 


dieſe Handlungen, bei denen wir fo eine Analogie zum Naturaltaufd . ` 


finden, hat die Feſtſtellung, daß der Zuſchuß an Nutzen am Marginal 

eine poſitive Größe ſein muß, beſondere Bedeutung. Es iſt unrichtig, 
anzunehmen, daß der Arbeiter ſo lange arbeitet, bis die Unluſt der 
letzten Arbeitsſtunde von dem Werte der um den Lohn dieſer Stunde 
anzuſchaffenden Güter eben gerade aufgewogen wird. Vielmehr 
arbeitet der Arbeiter, ſoweit ihm die Beſtimmung ſeiner Arbeitszeit 
freiſteht, nur ſo lange, als der Wert des letzten Teiles Arbeitslohnes 
die Unluſt der letzten Arbeitsleiſtung überwiegt, und zwar in einer 


Weiſe überwiegt, daß dieſes Überwiegen als Motiv hinreicht, die 


letzte Arbeitsleiſtung zu übernehmen. Ebenſo wird, wenn wir Geld, 


| für Erwerbszwecke aufgewendet, als Kapital bezeichnen, der Kapitaliſt 


nicht ſo viel Kapital anwenden, bis ihm der letzte Kapitalteil keinen 
oder nur einen ganz geringen Nutzen trägt, vielmehr muß auch die 
Anwendung des letzten Kapitalteilchens dem Kapitaliſten einen Vor⸗ 
teil in Ausſicht ſtellen, groß genug, um ihn zur Anwendung dieſes 
Kapitalteilchens zu veranlaſſen. Hieraus aber ergibt ſich weiter, 
daß die Erklärung der Einkommenszweige und ihrer Größe durch 
das Grenzprodukt der Produktionsfaktoren — eine Lehre, die nach 

Schumpeter (Dogmengeſchichte, S. 122) in der amerikaniſchen, eng⸗ 
liſchen, franzöſiſchen und italienischen Literatur zu einem der Dis⸗ 
kuſſion entzogenen Gemeinplatz geworden iſt — ſehr weſentlichen 
Bedenken unterliegt. Der Arbeitslohn kann nicht der Produktivität 
des letzten Arbeitsteilchens gleichkommen. Er muß hinter ihr zurück⸗ 
bleiben, denn würde die Aufwendung der letzten Arbeitseinheit dem 
Unternehmer nicht mehr tragen als eben den Erſatz des Arbeits⸗ 
lohnes, ſo hätte der Unternehmer kein Intereſſe, dieſe Arbeitsleiſtung 
vornehmen zu laſſen. Doch das nur nebenbei. Uns kommt es jetzt 
darauf an, feſtzuſtellen, daß beim Erwerbe ein pofitiver Vorteil auch 


amm Marginal in Ausſicht ſtehen muß, und daß wir inſofern die 


Erwerbshandlungen in eine gewiſſe Parallele zum Naturaltauſch 
ſtellen können, obſchon ihnen ein weſentliches Merkmal des Natural⸗ 
tauſches fehlt, die unmittelbare Schätzung des Hingegebenen und 
des Empfangenen. | 
Es handelt ſich nun darum, den Widerſpruch zwiſchen dem 
Satze, daß am Marginal beim Tauſch und bei Erwerbshandlungen 
ein Vorteil gegeben ſein muß, und dem mathematiſchen Satze, daß 
bei einer Maximation unter Annahme einer Kontinuität, die wir 
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1 etzt zugeben wollen, der letzte Zuwachs unendlich klein ſein muß, 


fzuklären. Der mathematiſche Satz iſt natürlich richtig. Soll 
ein möglichſt großer Geſamtreinerfolg erzielt werden, muß jede 


Handlung vorgenommen werden, die einen wenn auch noch ſo ge⸗ 
ringen Zuſatz an Reinerfolg verſpricht. Das muß bei entſprechender 
Kontinuität der Abnahme der Reinerträge — aber auch nur bei 


dieſer — dazu führen, daß der letzte Reinertrag ein unendlich kleiner 
wird und doch noch angeſtrebt wird. Wie iſt dies mit dem entgegen⸗ 
geſetzten Verhalten der Wirtſchaft in Einklang zu bringen, daß auch 


die letzte wirtſchaftliche Handlung einen reinen Erfolg beſtimmter 
Größe verſprechen muß? Die Löſung iſt eine einfache. Man darf 


das wirtſchaftliche Prinzip, wie wir bereits oben betont haben, nicht 
als Streben nach einem größtmöglichen Geſamtreinerfolg aller wirt⸗ 
ſchaftlichen Handlungen überhaupt, alſo der ganzen Wirtſchaft, auf⸗ 


fuaſſen und definieren. Das wirtſchaftliche Prinzip iſt zunächſt 
Streben nach Vorteil, ſodann Streben nach größtmöglichem Vorteil, 


aber nur bei jeder einzelnen für ſich vorzunehmenden wirtſchaftlichen 


Handlung. Die Gejamtheit' der wirtſchaftlichen Handlungen kommt 


nur ſo weit in Betracht, daß durch eine beſtimmte wirtſchaftliche Hand⸗ 
lung ein Erfolg nur angeſtrebt wird, wenn nicht durch eine andere 


wirtſchaftliche Handlung an Stelle dieſes ein beſſerer Reinerfolg et, 
zielt werden kann. Das erſte bleibt aber immer, daß bei jeder 


wirtſchaftlichen Handlung ein motivierender reiner Erfolg erwartet 
werden muß, damit ſich das Wirtſchaftsſubjekt zur Vornahme der 
Handlung entſchließe. Wir ſehen übrigens hier wieder, wie vorſichtig 
man bei Anwendung mathematiſcher Sätze in der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre zu ſein hat. Auch die ſchönſte Übereinftimmung eines volks⸗ 
wirtſchaftlichen Lehrſatzes mit einem Satze der Mathematik iſt kein 


Beweis für die Richtigkeit des volkswirtſchaftlichen Satzes und kann 


die unmittelbare — in dieſem Falle pſychologiſche — Beobachtung 


der tatſächlichen Verhältniſſe und Überprüfung der Ergebniſſe an 


dieſen nicht erſetzen. Ergibt ſodann die Beobachtung, daß der volks⸗ 


wirtſchaftliche Satz nicht richtig iſt, wird hierdurch ſelbſtverſtändlich 
der mathematiſche Satz noch nicht unrichtig. Wohl aber muß dies 


zu der Erkenntnis führen, daß der mathematiſche Satz von An⸗ 


nahmen ausgeht, die für den volkswirtſchaftlichen Satz nicht zutreffen. 


Ein Beiſpiel hierfür ergab uns die Annahme einer vollkommenen 
Kontinuität der Bedürfniſſe, die zu Formeln führt, deren tatſächliche 


Anwendbarkeit höchſt zweifelhaft iſt. Ein anderes Beiſpiel ergibt 
uns jetzt das Verhältnis des wirtſchaftlichen Prinzips zu dem mathe⸗ 
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maͤtiſchen Satze vom Maximalwert. Da das Verhalten des Wirt⸗ 
ſchaftsſubjektes mit Folgerungen aus dem Satze vom Maximalwert 
nicht übereinſtimmt — es werden nur Teilerfolge gewiſſer Größe 
und nicht auch unendlich kleine Teilerfolge angeſtrebt —, muß eben 
die Auffaſſung des wirtſchaftlichen Prinzips als Anſtreben eines 


Maximalwertes aufgelaſſen und das wirtſchaftliche Prinzip als un? | 


ftreben eines höchſtmöglichen Erfolges bei jeder einzelnen wirtſchaft⸗ 
lichen Handlung aufgefaßt werden, wobei die Ausſicht auf einen 
motivierenden Erfolg die Vorausſetzung jeder einzelnen wirtſchaft⸗ 
lichen Handlung bildet. \ 

Wir fagten, man könne im Hinblick auf wirtſchaftliche Hand⸗ 
lungen der Verkehrswirtſchaft von einer Analogie zum Tauſch nur 
dort ſprechen, wo echte Koſten in Betracht kommen, alſo bei eigent⸗ 
lichen Erwerbshandlungen. Hingegen ergibt ſich keine Analogie zum 
Tauſch beim Einkauf von Gütern für den eigenen Gebrauch, obſchon 
beim Kauf eines Gutes für den eigenen Gebrauch wenigſtens ſeitens 
einer der Parteien ein Gut — das zu kaufende — unmittelbar ge- 
ſchätzt wird, während beim Tauſch beide Güter von beiden Parteien, 
bei den Erwerbshandlungen — ſoweit wir Einſatz von Geld in 
Betracht ziehen — aber keines der Güter von keiner der Parteien un⸗ 
mittelbar geſchätzt wird. Allein anderſeits fehlt bei dem Kaufe von 
Gütern erſter Ordnung um Geld das charakteriſtiſche Merkmal des 


Tauſches und der Erwerbshandlung, die Notwendigkeit eines or, 


teiles, oder richtiger der Vorteil, der bei jeder wirtſchaftlichen Hand⸗ 
lung in Ausſicht ſtehen muß, iſt beim Einkauf von Gütern für den 
eigenen Gebrauch um Geld von vornherein gegeben, ſo daß die Frage 
hier nur die iſt, was und nicht ob gekauft werden ſoll, während 
beim Tauſch ebenſo wie bei eigentlichen Erwerbshandlungen die 

Frage des ob nicht zu umgehen iſt. Dabei darf man den Einkauf 
von Gütern für den eigenen Gebrauch nicht etwa dadurch dem 
Tauſche näher zu bringen verſuchen, daß man ihn als Schlußakt des 
Tauſches auffaßt, dem als erſter Teil der Verkauf von Gütern um 
Geld vorangegangen wäre. Man ſoll den Akt W—G—W, nicht als 
zuſammengeſetzten Tauſch bezeichnen. Denn durch das Zwiſchentreten 
des Geldes wird die beim Naturaltauſch gegebene unmittelbare Be⸗ 
ziehung zwiſchen W und WI gelöft und damit ein ganz neues Ele⸗ 
ment, das für die Verkehrswirtſchaft charakteriſtiſch iſt, eingeführt. 
Durch Ausdehnung des Wortes Tauſch auf dieſen Tatbeſtand ergibt 
ſich keine Klärung, ſondern nur eine Verdunkelung, jedenfalls ein Grund, 


dieſe Redewendung, vom wiſſenſchaftlichen Mn. aus⸗ 


H 
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zuſchließen. Aus dieſem Grunde halten wir auch die Verwendung 

des Ausdruckes „Tauſchvermittler“ oder „Tauſchmittel“ für Geld 
nicht für angemeſſen (wie zum Beiſpiel bei Menger im Art. Geld 
im H. W. d. St. W.). Verkehrsvermittler könnte man allenfalls noch 
ſagen, Tauſchvermittler nicht, denn was durch Vermittlung des 
Geldes zuſtande kommt, iſt wohl ein Verkehrsakt, aber kein Tauſch 


We auch nichts, was einem Tauſch unmittelbar an die Seite geſtellt 


werden könnte. 

Auch die Wahl zwiſchen verſchiedenen Verwendungsarten eines 
Produktionsmittels iſt kein Tauſch. Das wäre wieder gegen Wickſell 
zu bemerken. Wickſell ſagt (a. a. O. S. 60): „Auch in der ge⸗ 
ſchloſſenen Wirtſchaft, zum Beiſpiel in der Finanzverwaltung des 
Staates oder der Gemeinde, ja ſchon in jedem individuellen Pro⸗ 
duktionsunternehmen oder in jedem konſumtiven Haushalte kommt 
unaufhörlich, wenigſtens in erweiterter Bedeutung des Wortes, ein 
Tauſch vor, nämlich ein Austauſch oder eine Wahl zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Anwendungsweiſen desſelben Produktionsmittels bzw. Kon⸗ 


GG? ſumtionsgegenſtandes oder zwischen verſchiedenen Mitteln zur Er⸗ 


reichung desſelben Zweckes.“ Allein tatſächlich handelt es ſich auch in 
dieſen Fällen nicht um einen Tauſch in erweiterter Bedeutung, denn“ 
es fehlt wieder das Erfordernis des beſonderen Vorteiles, das beim 
eigentlichen Tauſch vorliegt. Eigentlicher Tauſch iſt nicht die Wahl 
zwiſchen verſchiedenen Verwendungs möglichkeiten, ſondern die Wahl 
zzwiſchen der Beibehaltung eines Zuſtandes und ſeiner Anderung, 
zum Beiſpiel ob der Wirtſchafter eine Kuh, die er hat, behalten 


oder ob er ſie gegen drei Schafe austauſchen ſoll. Hingegen iſt die 


Wahl zwiſchen Verwendungsmöglichkeiten, ob der Wirtſchafter Ge⸗ 
treide zu Brot oder zu Branntwein verwenden ſoll, oder auf die 
Verkehrswirtſchaft angewendet, ob er um Geld das eine oder das 
andere Gut anſchaffen ſoll, nicht eigentlicher Tauſch und auch nicht 
Tauſch in erweiterter Bedeutung. Beim echten Tauſch iſt im Hin⸗ 
blick auf die echten Koſten ſtets ein Vorteil erforderlich. Der Vor⸗ 
teil an Tauſchmarginal kann nicht Null ſein. Bei der Wahl zwi⸗ 
ſchen Verwendungsmöglichkeiten hingegen iſt ein Vorzug der einen 
gegenüber der anderen nicht erforderlich. Der beſondere Vorteil bei 
der Grenzhandlung, der für die Wahl aan in Betracht kommt, kann 
auf Null herabſinken. u 
Der beſondere Vorteil der PIE ENTER der Überſchuß über 
die unechten Koſten, kann ſowohl bei Tauſch und Erwerbshandlungen 
als auch bei wixtſchaftlichen Handlungen, die dem Tauſch nicht 


| 106 | ` Gët Engländer | 1 re | 


gleichzuſtellen ſind, Null fein, er braucht aber nicht Null zu fein. 
Auf den Vorteil beim Erwerbe angewendet, heißt dies, daß ſich die 
Reinerträge der Erwerbshandlungen, die das einzelne Wirtſchafts— 


ſubjekt vornimmt, wohl ausgleichen können, aber nicht ausgleichen 
müſſen. In dieſer Beziehung iſt wieder darauf hinzuweiſen, daß 
das Wirtſchaftsſubjekt an der Ausgleichung der Reinerfolge der, 


einzelnen Erwerbshandlungen kein wie immer geartetes Intereſſe 


beſitzt. Das Wirtſchaftsſubjekt hat nur das Intereſſe, keine günſtigere 


Erwerbsgelegenheit zugunſten einer minder günſtigen aufzugeben. 
Daß ſich hieraus nicht etwa von ſelbſt Ausgleichung der Reinerträge 


| ergibt, haben wir bei den Konſumerträgen nachgewieſen. Nun finden 


wir aber im Gegenſatz zu den Konſumerträgen bei den Erwerbs⸗ 


erträgen tatſächlich einen Ausgleich oder wenigſtens einen annähern⸗ | 


den Ausgleich in ſehr weitem Umfange. Wir müſſen dabei nur 
die einzelnen Erwerbsgattungen auseinanderhalten. Ein einheit⸗ 
licher Reinertrag aller Erwerbsarten auch nur als Grenzertrag iſt 


von vornherein unmöglich, da es ſich um Größen handelt, die unter⸗ 
einander überhaupt nicht vergleichbar ſind. Der Reinertrag einer 
Arbeitsleiſtung, das iſt der Vorzug des Wertes des Arbeitslohnes 
vor der Unluſt der Arbeitsplage, iſt mit einem Kapitalzins über⸗ 
haupt unvergleichbar, es ſind dies ganz inkommenſurable Größen. 


Was die Rente anbelangt, iſt fie, ſoweit fie Differentialrente iſt, 


gerade das Gegenteil von einem Ausgleich. Soweit ſie Seltenheits⸗ 


rente iſt, ergibt ſich ein Ausgleich nur im Bereiche der eben in Be⸗ 


tracht kommenden Güterart. Wir werden daher von einem Aus⸗ 


gleiche der Reinerträge nur innerhalb der einzelnen Erwerbsgattungen 
zu ſprechen haben. Es gleichen ſich die Arbeitslöhne in gewiſſem 


Umfange aus, ebenſo die Seltenheitsrenten innerhalb der betreffenden 


Güterarten, und am en ergibt ſich die Ausgleichung wohl beim 
Geldkapitalzins. 


Dioocch wie es ſich auch hinſichtlich der Ausgleichung der Erwerbs⸗ 
erträge verhalten mag, hier handelt es ſich uns nicht um Erwerbs⸗ 


erträge, ſondern um Konſumerträge, d. h. die Erträge, die die ein⸗ 
zelne Wirtſchaft dadurch erzielt, daß ſie Geld zur Anſchaffung von 
Gütern für den eigenen Gebrauch und Verbrauch verwendet. Hin⸗ 


ſichtlich dieſer Konſumerträge aber ſind wir zu dem Ergebniſſe ge⸗ 
langt, daß von einer Ausgleichung oder auch nur der Tendenz zur 
Ausgleichung keine Rede ſein kann. Die Konſumerträge gleichen 


ſich nicht aus, weder die Konſumerträge überhaupt noch auch nur 


die Grenzkonſumerträge. Der Nutzen, der der einzelnen Wirtſchaft 
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BS dadurch zuwächſt, daß fie beftimmte Geldfummen für die en 
der Grenzſtücke der verſchiedenen Güterarten hingibt, iſt bei den 


verſchiedenen Güterarten ein ganz verſchiedener, und zwar auch dann, 
ja in gewiſſer Beziehung noch mehr, wenn in Betracht gezogen wird, 
was die Wirtſchaft an Grenzgütern der verſchiedenen Güterarten mit 
der gleichen Geldſumme erwirbt, oder was ſie für die Grenzſtücke 
der einzelnen Güterarten zahlt. Was insbeſondere dieſes letztere 
Verhältnis anbelangt, ſo iſt für eine Wirtſchaft der Preis eines 
Gutes geringeren Grenznutzens vielfach höher als der Preis ein 


Gutes höheren Grenznutzens und der Preis eines Gutes beſtimmten 


Grenznutzens höher oder geringer als der Preis eines anderen Gutes 
gleichen Grenznutzens. Es beſteht kein Ausgleich der Konſumerträge, 
es beſteht keine Gleichheit der abgewogenen Grenznutzen, oder auf 
den Titel dieſer Arbeit bezogen, es beſteht keine Gleichförmigkeit 

von Preis und Nutzen. | | 
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Gibt es Oeportgeſch⸗ äfte? 
Von Dr. L. v. Bortkiewicez 


Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſität Berlin | | “ 


| Inhalts verzeichnis: : 1. Die bualiftifhe Auffaſſung S. 109. — 2. Die uni⸗ 
N tariſche Auffaſſung S. 112. — 3. Die vier Figuren des Reportgeſchäfts 
S. 115. — 4. Die drei Modi des Reportgeſchäfts S. 119. — 5. Endergebnis 
S. 121. 


b man in der Syſtematik der Börſengeſchäfte zwiſchen Report⸗ 
ke geſchäften und Deportgeſchäften von vornherein zu unterſcheiden 
habe, oder nicht vielmehr den Begriff des Reportgeſchäftes ſo faſſen 
ſolle, daß er beides decke, darüber gehen die Anſichten auseinander. 
Der „dualiſtiſche“ Standpunkt, demzufolge das Deportgeſchäft dem 
Reportgeſchäft direkt gegenübergeſtellt wird, findet ſich insbeſondere 
von namhaften Nationalökonomen, wie zum Beiſpiel Leris! und 
v. Philippovich', vertreten: hier wie dort ſei der eine der beiden 
Kontrahenten „Spekulant“, der andere „Kapitaliſt“; die Abſicht des 
erſteren ſei auf Erzielung eines Differenzgewinnes bzw. Vermeidung 
eines Differenzverluſtes, die des letzteren auf Verwertung ſeines 
Kapitals gerichtet. Beim Reportgeſchäft ſtrecke aber der Kapitaliſt 
dem Spekulanten bis zum nächſten Ultimo Geld vor, um ihn, der 
auf eine Kursſteigerung rechnet, inſtand zu ſetzen, den Verkauf der 
betreffenden Effekten hinauszuſchieben; beim Deportgeſchäft hingegen 
überlaſſe der Kapitaliſt dem Spekulanten bis zum nächſten Ultimo 


die benötigten Effekten, um ihm, der einen Kursrückgang erwartet, 


die Möglichkeit zu geben, deren Ankauf hinauszuſchieben. Somit ſei 
das Reportgeſchäft nichts anderes als ein Prolongationsgeſchäft 
à la hausse, das Deportgeſchäft nichts anderes als ein Prolongations⸗ 
geſchäft a la baisse. Die Vergütung, die ſich der Kapitaliſt dafür 


ausbedingt, daß er dem Spekulanten in dem einen Fall mit Geld, 


in dem anderen Fall mit Effekten aushilft, ſei wirtſchaftlich dort 


1 Artikel „Handel“ in Schönbergs Handbuch der Politiſchen Okonomie, 
4. Aufl. II 2, S. 271—272, und Das Handelsweſen (Sammlung Göſchen), 
Leipzig 1906, II, S. 13—17. Vgl. Otto Michaelis, EE 
Schriften, II, Berlin 1873, S. 25—28, 68—71. 5 

2 Grundriß der Politiſchen Okonomie, II. Bd., 2. Teil, 8. Aufl. Tübingen 
1919, S. 222—223. Vgl. J. ©. Courcelle-Seuenil, Traité théorique 
et pratique des operations de banque, 7 me édition. Paris 1896, S. 145: 

„Le deport est l’operation inverse du report. N 
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als eine Art Darlehnszins, hier als eine Art Mietzins zu betrachten, 
möge ſie auch als Betrag, um welchen der vereinbarte Rücklieferungs⸗ 


kurs den dem Geſchäft zugrunde liegenden Liquidationskurs über⸗ 
ſteigt bzw. hinter dieſem zurückbleibt, ausgedrückt werden. Daß. 
dieſe Vergütung in dem einen Fall Report, in dem anderen Fall 


Deport heißt, ſtände mit den Bezeichnungen Reportgeſchäft und 


Deportgeſchäft im Einklang. Ä 
Nun iſt es aber nicht ausgeſchloſſen, daß bei einem Prolongations⸗ 
geſchäft A la hausse an Stelle eines Kurszuſchlags ein Kursabſchlag 


| herauskommt. Das kann namentlich dann eintreten, wenn beim 
Umſatz der betreffenden Effekten die Stückzinſen geſondert verrechnet 
zu werden pflegen und dementſprechend unter Kurs ſozuſagen nicht 


der „Bruttokurs“, ſondern der „Nettokurs“ verſtanden wird. Steht 


insbeſondere das Papier unter pari, ſo verdient der Kapitaliſt unter 
Uamſtänden an Stückzinſen, die ſich ja nach dem Nennwert des 
Papiers richten, mehr, als ihm nach Maßgabe des Prolongations⸗ 


zinsfußes, zu welchem er das Geld dem Spekulanten vorgeſtreckt 


hat, zukommt, und in dieſem Fall muß eben der Kurs (der „Netto⸗ 
kurs“) bei der Rücklieferung der Effekten entſprechend herabgeſetzt 
werden. Man nimmt im allgemeinen keinen Anſtand, auch einen. 


auf dieſe Weiſe ſich ergebenden Kursabſchlag als Deport zu be⸗ 


zeichnen 1. Darum wird jedoch das in Frage ſtehende Prolongations⸗ 
geſchäft nicht zum Deportgeſchäft im Sinne der vorhin wieder⸗ 


gegebenen Formulierung, weil es nach wie vor der Spekulation 


"A la hausse dient, und weil hier der Deport nicht dem Kapitaliſten. 


1 Anders D D Schulze⸗ e Die Deutſche Kreditbank, 


Tübingen 1915 (Grundriß der Sozialökonomik, V. Abtl., II. Teil). „Als. 


„Deport' ſollte allein das Leihgeld bezeichnet werden, das unter Umſtänden der 


Verleiher von Effekten bezieht.“ Hierzu verweiſt v. Schulze ⸗Gaevernitz auf 
Georg Bernhard (Plutus, 1912, S. 289), der zwiſchen einem bloß „börſen⸗ 


techniſchen“ und einem „reinen“ Deport unterſcheidet und von letzterem aus⸗ 
ſchließlich in bezug auf die Fälle geſprochen wien möchte, wo der Geldgeber 


nicht nur keine Zinſen für das gegen Effekten vorgeſtreckte Geld erhält, ſondern 


„noch Zinſen darauf gibt“. Wenn ſomit nach Bernhard beim Zurückbleiben der 


vom Hineingeber dem Hereinnehmer zu zahlenden Geldzinſen hinter den Stück⸗ 
zinſen kein Deport im eigentlichen oder ökonomiſchen, ſondern ein ſolcher nur 
im börſentechniſchen Sinne vorliegt, ſo wäre zu erwarten, daß Bernhard in 


bezug auf den entgegengeſetzten Fall, wo die Geldzinſen die Stückzinſen über⸗ 


ſteigen, einen analogen Vorbehalt macht, d. h. den Überſchuß der erſteren über 
die letzteren als bloß börſentechniſchen, dagegen die Geldzinſen ohne Abzug als 


| echten oder „reinen“ Report e SE naheliegende Konſequenz hat er aber: 
nicht gezogen. 
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als Vergütung, ſondern dem Spekulanten als Abzug an der von 
ihm an den Kapitaliſten in Geſtalt von Stückzinſen zu zahlenden 
Vergütung zugute kommt. Jene Formulierung geſtattet aber ebenſo⸗ 
wenig die Anwendung des Ausdrucks „Reportgeſchäft“ auf dieſen 
Fall, da es, ihr zufolge, zum Weſen des Reportgeſchäfts gehört, 
daß der Kapitaliſt durch eine Kursdifferenz zu feinen Gunſten, genannt 
Report, entlohnt werde, was im gegebenen Fall nicht zutrifft. 
Eine analoge Lage kann bei Prolongationsgeſchäften a la baisse 
entſtehen, hier aber auch dann und erſt recht dann, wenn Effekten 
in Frage kommen, die nach dem Bruttokurs, d. h. ohne abgeſonderte 
Stückzinſenzahlung gehandelt werden (Dividendenpapiere ſeit 1913 
in Berlin und alle zinstragenden Papiere ſeit jeher in London und 
Paris). Wie (bei abgeſonderter Stückzinſenzahlung) der Report als 
Aberſchuß der Geldzinſen über die Stückzinſen, fo erſcheint der 
Deport umgekehrt als Überſchuß der Stückzinſen über die Geld⸗ 
zinſen; der Deport muß alſo bei Zugrundelegung des Bruttokurſes, 
d. h. bei Nichtausſcheidung der Stückzinſen negativ ausfallen oder 
anders: in einen Report umſchlagen, wenn nur dem Geldgeber 
— und das iſt bei einem Prolongationsgeſchäft à la baisse der 
Spekulant — Zinſen gewährt werden, mögen ſie noch ſo niedrig 
bemeſſen ſein. So kommen Prolongationsgeſchäfte à la baisse zu⸗ 


ſtande, bei denen, entgegen der vorhin wiedergegebenen Formulierung, 


der Rücklieferungskurs den dem Geſchäft zugrunde gelegten Liqui⸗ 
dationskurs überſteigt und demgemäß der Kapitaliſt nicht durch 
einen Deport entlohnt wird — er zahlt im Gegenteil ſelbſt einen 
Report —, aber nichtsdeſtoweniger feine Rechnung findet, indem er 
das ihm vom Spekulanten gegen Zins überlafjene Geld zu einem 
entſprechend höheren Zinsfuß anlegt. 
| Zuſammenfaſſend kann man jagen: die Unterſcheidung zwiſchen 
Prolongationsgeſchäften A la bausse und ſolchen a la baisse deckt 
ſich nicht mit der Unterſcheidung zwiſchen Prolongationsgeſchäften, 
die zu einer Reportzahlung, und ſolchen, die zu einer Deportzahlung 
Anlaß geben. Dieſer Umſtand wird von den Autoren der uns jetzt 
beſchäftigenden Gruppe, den „Dualiſten“, entweder gänzlich überſehen 
der doch bes nach Gebühr berückſichtigt 1, eh weiſt Ee 


1 Auch S chmoller Grundriß der gt Bolkswirtiſchaftslehre. 
2. Teil, Leipzig 1904, S. 212) ſtellt die Sache ſo dar, als ob die Prolongation a 
à la hausse ſtets mit Zahlung eines Reports und die Prolongation à la baisse 
ſtets mit Zahlung eines Deports verbunden wäre. Dasſelbe tun Rießer (Die 


2 
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ſelbſt darauf hin, daß e eine Prolongation & à la hausse der Stück⸗ 
zinſen wegen bei entſprechend niedrigem Kurs einen Deport bedingen 
könne, läßt aber nicht erkennen, ob ſeiner Meinung nach in dieſem 
Falle ein Reportgeſchäft oder ein Deportgeſchäft vorliege. Gegen 


die Dualiſten kann außerdem geltend gemacht werden, daß ihre 


Konſtruktion auch noch verſagt: 1. wenn „glatt prolongiert“ wird, 
2. wenn Effekten zu anderen als zu Spekulationszwecken in Koſt 
gegeben bzw. genommen werden, und 3. wenn ſich das Prolongations— 
geſchäft zwiſchen einem Hauſſier und einem Baiſſier abſpielt. 

Allen dieſen Schwierigkeiten entgeht man am leichteſten dadurch, 
daß man die Einteilung in Report⸗ und Deportgeſchäfte fallen läßt 
und dementſprechend eine gemeinſame Bezeichnung, wie „Koſtgeſchäft“ 
oder auch „Reportgeſchäft“, auf ſämtliche Fälle anwendet, in denen 
Effekten gegen ihr Geldäquivalent für die Zeit von einem Ultimo 
zum anderen Ultimo unter den bewußten Eigentümlichkeiten der 
Verrechnung von dem einen Kontrahenten dem anderen Kontrahenten 
zu freier Verfügung überlaſſen werden. Wie eingangs bemerkt 
worden iſt, gibt es eine Reihe von Autoren, die ſich auf dieſen 


Boden geſtellt haben; begreiflicherweiſe find das vornehmlich Ver⸗ 


treter der Bank- und Börſentechnik“ und der Rechtswiſſenſchaft. Es 
können nämlich die Regeln, nach denen zwiſchen den Parteien ab 
gerechnet wird, ſchlechterdings nicht, und die Rechte und Pflichten, 

die ſich aus dem Geſchäft ergeben, nicht gut davon abhängig ge⸗ 
macht werden, ob gegebenenfalls eine Spekulation a la hausse oder 
& la baisse vorliegt, d. h. ob der Hineingeber Spekulant und der 
Hereinnehmer Kapitaliſt oder umgekehrt der Hineingeber Kapitaliſt 
und der Hereinnehmer Spekulant iſt. Hans Müller? und Fritz 


deutſchen Großbanken und ihre Konzentration, 3. Aufl., Jena 1910, S. 242 — 243) 
und W. Prion (Das deutſche Wechſeldiskontgeſchäft, Schmollers Forſchungen 127, 
Leipzig 1907, S. 86—87). Letzterer erwähnt aber gleich darauf, daß ſich unter 
Umſtänden Hauſſiers zur Fortſetzung ihrer Operationen Geld zu einem relativ 
niedrigen Zinsfuß von den Baiſſiers vorſtrecken laſſen. Die letzteren zahlen alſo 
hierbei, ſofern die Stückzinſen außer Betracht bleiben, jedenfalls keinen Deport, 
ſondern erhalten einen Report! 
f 1 So namentlich Alfred Schütze, Die Börſe und die Börſengeſchäfte 
(Salings Börſenpapiere, 1. Teil, 15. Auflage), Berlin⸗Leipzig 1920, S. 432—442, 
und Bruno Buchwald, Die Technik des Bankbetriebes, 7. Auflage, Berlin 
1918, S. 235—246, die beide nur ein „Reportverfahren“ bzw. „Reportgeſchäft“ 
kennen und darunter die von anderer Seite als Deporigeſcheff bezeichneten 
Operationen mitverſtehen. | 
2 Das Reportgeſchäft. Adlisweil⸗Zürich 1896, S. 4, 26. 
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Schmidt!, denen wir die gründlichſten dogmenkritiſchen Unter⸗ 


É ſuchungen über das Reportgeſchäft verdanken, ſprechen ſich beide 
ausdrücklich gegen die dualiſtiſche und für die SE Tt: 


` Toilumng aus. 


In dieſer Beziehung ſtimmt mit ihnen im Grunde genommen 
auch der neueſte Syſtematiker der Börſengeſchäfte, Arthur Nuß⸗ 


-baum?, überein. Gr Hellt jedoch, im Unterſchied von feinen Vor: 


gängern, wie etwa K. Coſack? oder H. Trumpler“, den einheit⸗ 


örterungen, ſondern geht von dem beſonderen Fall der Prolongation 
a la hausse aus und betrachtet nur dieſen Fall eingehender, um 
erſt nachträglich durch eine kurze ergänzende Bemerkung, die dem 
entgegengeſetzten Fall einer Prolongation à la baisse gewidmet iſt, 
den in Frage ſtehenden Begriff entſprechend zu erweitern . Auch 


1 Das Report⸗(Prolongations⸗)Geſchäft. München 1912, S. 23 und 70 
(gegen Lexis). Vgl. Karl Adler, Zur juriſtiſchen Konſtruktion des Koſt⸗ 
geſchäfts, Zeitſchriſt für das geſamte Handelsrecht, 35. Bd. 1889, S. 425—426, 
Im Gegenſatz zu Adler vertritt Julius Ofner (Zur Lehre vom Koſtgeſchäft. 


ebendaſelbſt, 37. Bd. 1890, S. 438 fg.) die dualiſtiſche Auffaſſung, indem er von 


„Koſtgeſchäft beim Vorliegen eines Reports und von Leihgeſchäft beim Vorliegen 
eines Deports ſpricht; bei glatter Prolongierung handle es ſich, ihm zufolge, 
um eine „Vermiſchung von Koſt⸗ und Leihgeſchäft“ (S. 446). Treffende Kritik 


bei Hans Müller, a. a. O. S. 101—107. Henri Fontaine (La bourse 


et ses opérations, Paris 1905, S. 117—11P) bietet ein anderes Beiſpiel dafür, 
daß es Dualiſten auch unter den Juriſten gibt. Ahnlich L. Rollinde de 
Beaumont, Les opérations de Bourse, Paris 1910. 


— 


lichen Begriff des Reportgeſchäfts nicht an die Spitze ſeiner Er⸗ 


2 Die Börſengeſchäfte in V. Ehren b ergs Handbuch des geſamten 


Handelsrechts, Bd. IV, Abt. 2, Leipzig 1918, S. 584 — 590. 
s Lehrbuch des Handelsrechts, 7. Aufl., Stuttgart 1910, S. 389—390. 


* Boͤrſen- und Bankweſen (Holtzendorff⸗ Kohler, Enzyklopädie der 
Rechtswiſſenſchaft, 3. Bd., München u. Leipzig 1913), S. 219220. 


5 Dabei läßt Nußbaum den Baiſſier einen Report zahlen bzw. einen 
Deport verdienen, während es ſich in Wirklichkeit damit gerade umgekehrt ver⸗ 


hält. Die betreffende Stelle (S. 587) lautet nämlich wie folgt: „Es verſteht ſich 


von ſelbſt, daß die Reportierung nicht nur für Hauſſe⸗, ſondern auch für Baiſſe⸗ 
ſpekulanten in Betracht kommt. Der Baiſſeſpekulant muß Ultimo liefern: auf 
Grund des Reportgeſchäfts aber liefert der Kapitaliſt unter Zugrundelegung des 
Liquidationskurſes die Effekten für ihn und erhält ſie zum nächſten Ultimo von 


dem Baiſſeſpekulanten zu dem um den Report verringerten Liquidationspreiſe 


(beim Vorliegen eines Deports zum erhöhten Liquidationspreiſe) zurück.“ Hier 


müßte ſtatt „verringerten“ „erhöhten“ und ſtatt „erhöhten“ „verringerten“ ſtehen. 


Der Kapitaliſt kann, auch wenn er mit einem Report belaſtet wird, noch immer 
ein gutes Geſchäft machen, lge er nur das empfangene Geld * brach 


liegen läßt. | Seen | 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. CN 8 
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bleiben bei Nußbaum die Fälle, in denen keiner der beiden Kontra: 
henten Spekulant iſt, ſowie die Fälle, in denen beide ſpekulative 
Zwecke verfolgen, unberückſichtigt, wodurch beim Leſer leicht die 
Vorſtellung entſtehen kann, daß das Vorhandenſein einer ſpekulativen 
Abſicht auf ſeiten des einen der beiden Kontrahenten (nicht auch 
beider!) zum Weſen des Reportgeſchäfts gehöre, obſchon dem Ver— 
faſſer dieſe Vorſtellung ſicherlich fern liegt. Letzteres geht namentlich 
daraus hervor, wie er das Reportgeſchäft gegen das (uneigentliche) 


Lombardgeſchäft abgrenzt. Das Trennende zwiſchen beiden ſieht er 


eben nicht mit darin, daß das Reportgeſchäft notwendig im Dienſte 
der Spekulation ſtände “. Er faßt vielmehr den Begriff des Report⸗ 
geſchäfts durchaus formal und gerade deswegen unitariſch auf 
— von „Deportgeſchäften“ im Gegenſatz zu Reportgeſchäften ſpricht 
er nicht —; nur daß er dieſe formal⸗unitariſche Auffaſſung nach 
dem Vorſtehenden nicht ganz ſcharf zum Ausdruck bringt. 


— 


1 Die gar. wonach das Reportgeſchäft begriffsgemäß ein ſpekulatives 
Moment in ſich trage, iſt in Sſterreich zu Haufe Siehe insbeſondere 
A. Weishut, Der Effektenmſatz und die Börſengeſchäfte, Leipzig und Wien 
1898, S. 128— 130. Derſelben Anſicht ſcheint O. v. Gierke zu ſein, da er das 
Reportgeſchäft auf einer „ſpekulativen Verbindung“ zweier Kaufgeſchäfte be⸗ 
ruhen läßt (Grundzüge des Handelsrechts, in Holtzendorff⸗Kohler, 3. Bd., S. 97); 
er dürfte aber in dieſer Beziehung unter den reichsdeutſchen Juriſten vereinzelt 
daſtehen. Im übrigen pflegen diejenigen Autoren, welche die Verwandtſchaft 
des Reportgeſchäſts mit dem Lombardgeſchäft in den Vordergrund ſtellen, dabei 
an das uneigentliche Lombardgeſchäft zu denken (bei welchem das Pfand in 
das Eigentum des Geldgebers übergeht), Nur Georg Bernhard (Plutus, 
1912, S. 143) geht in ſeiner Polemik gegen die Zweikäufetheorie ſo weit, das 
Reportgeſchäft als ein „reguläres Lombardgeſchäft“ „mit der einzigen Abweichung, 
daß der hergeliehene Betrag dem vollen Wert des Papiers entſpricht“, an⸗ 
zuſprechen; die andere Abweichung, daß der Hereinnehmer die Verfügung über 
die Papiere erwirbt, erkläre ſich, meint Bernhard, „einzig und allein durch die 
Abwicklungsmethode der Börſe“ (ebendaſelbſt S. 186). Paſſen ſich nicht vielmehr 
die Börſenuſancen der wirtſchaftlichen Natur der betreffenden Geſchäfte an? Die 
Charakeriſiernng des Reportgeſchäfts als reguläres Lombardgeſchäft iſt (wenn 
man von Jeanotte Bozérian abſieht, der, Hans Müller, S. 95— 97, zus 
folge, dieſelbe Charakteriſierung ſchon 1859 vertreten, aber ganz anders begründet 
hat) ſo ziemlich das einzige Originelle in der viel zitierten Artikelſerie „Report⸗ 
geſchäfte“ (Plutus 1912). Bernhards Argumente gegen die Zweikäufetheorie ſind 
fürwahr nicht neu, und auch ſeine Ausführungen über die „Myſterien des Börſen⸗ 
handels“ und die „Wunderwelt des Reportzinsfußes“ bringen nur Bekanntes, 
davon nicht zu reden, daß Bernhard in ſeinen Beiſpielen nicht durchweg korrekt 
rechnet (auf S. 288 wird der Ermittlung der Geldzinſen der Nettokurs ſtatt des 
Bruttokurſes der Papiere zugrunde gelegt). 
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Wenn nun der unitariſche Standpunkt nicht zu ı ungeteilter ö 
Herrſchaft gelangt iſt und der ihm entgegengeſetzte dualiſtiſche 


Standpunkt, worauf eingangs hingewieſen worden iſt, Anhänger h 


— 


namentlich unter den Nationalökonomen findet, ſo liegt es nicht 
etwa an mangelndem Abſtraktionsvermögen auf ſeiten der letzteren, 


ſondern an ihrer realiſtiſchen Denkart: es widerſtrebt ihnen, den 


reportierenden Kapitaliſten, für welchen die Übereignung der Effekten 
lediglich die Bedeutung einer Sicherſtellung hat, mit dem Baiſſier, 
der ſich beſtimmte Effekten zur Erfüllung ſeiner Engagements ver⸗ 
ſchafft, auf Grund der rein äußerlichen Tatſache, daß beide Herein⸗ 
nehmer ſind, und in analoger Weiſe den Kapitaliſten, der dauernd 
in ſeinem Beſitz befindliche Effekten ausleiht, mit dem Hauſſier, der 
ſich reportieren läßt, auf Grund der rein äußerlichen Tatſache, daß 


beide Hineingeber find, in eine Reihe zu ſtellen !. Auch das Sprach⸗ ` 


gefühl ſträubt ſich dagegen, im Fall eines Prolongationsgeſchäftes 


. & la baisse den „hilfeſuchenden“ Baiſſier als Reporteur und den 


„beiſpringenden“ Kapitaliſten als Reportierten zu bezeichnen?. Es 


itt zuzugeben, daß eine nationalökonomiſche Betrachtung dem in 


Frage ſtehenden möglichen Rollenwechſel zwiſchen dem Kapitaliften ` 


und dem Spekulanten irgendwie Rechnung tragen muß. Aber darum 


braucht ſie den einheitlichen Begriff des Reportgeſchäfts nicht preis⸗ 


zugeben. Es gilt nur, im Rahmen dieſes Begriffs gewiſſe Typen 


des Reportgeſchäfts auseinanderzuhalten. Zweckmäßigerweiſe kann 
man da vier verſchiedene „Figuren“ und drei verſchiedene „Modi“ 

unterſcheiden, wobei ſich durch Kombination dieſer beiden Unter⸗ 
ſcheidungen zwölf verſchiedene „Fälle“ ergeben. Das umſtehende 
Schema gibt hierüber näheren Aufſchluß. | 


„Kapitaliſt“ bedeutet hier, nichts anderes als den kontra⸗- 


diktoriſchen Gegenſatz zu „Spekulant“ gonſt wäre die Einteilung 
nicht erſchöpfend), wobei es zum Begriff des als Spekulant bezeich⸗ d 
neten Kontrahenten gehört, daß der Betreffende nicht anders, als 


1 Vgl. Hans Müller, a. a. O., S. 49. . 

2 Der Dualiſt Ofner (6. a. O., S. 444) nennt denn as in biefem Tal 
den Kapitaliſten „Deporteur“; dementſprechend wäre der Spekulant hier als 
ee anzuſprechen. In „L’Argent“ von Emile Zola ift gelegentlich 
S. 347) davon die Rede, daß ſich die Baiſſiers reportieren ließen: „Certaine- 
n beaucoup jouaient à découvert et se faisaient reporter, ne pouvant 


livrer les titres; ils s’acharnaient, continuaient leurs operations A la 


baisse .... Vom unitarifchen Standpunkt aus waren aber SE Spekulanten 
nicht Reportierte, ſondern Reporteure! 
\ NS 
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Figur Hereinnehmer buran a Vergütung Fall 
Nr. Sé Nr. Nr. 

1 | 1 Report 1 
1 Kapitaliſt pgieam 2 feine 2 

„ 5 3 Deport 3 

= SC a | l Report 4 
2 Kapitaliſt Spekulant 2 keine 5 
„ dë SEN 3 Deport 6 

| | 1 Report 7 

3 Spekulant Kapitaliſt 2 keine 8 
| (Baiſſier) 3 Deport 9 
| FR 1 Report 10 
4.1 Spekulant Spekulant 2 keine 11 
| | (Baiſſier) [ (Hauffier) 3 »Deport 12 


indem er die Erfüllung ſeiner Engagements hinausſchiebt, Gewinne 


zu erzielen oder Verluſte zu. vermeiden ſucht, die ſich aus Kurs⸗ 
ſchwankungen ergeben können. Wer aber im Unterſchied hiervon be⸗ 


ſtimmte Effekten zum Beiſpiel zu dem Zweck hereinnimmt oder hineingibt 
um das Angebot dieſer Effekten auf dem Kapitalmarkt pro tanto 


zu verringern bzw. zu erhöhen, dadurch deren Kurs entſprechend zu 


| beeinfluſſen und die erzielte Kursſteigerung bzw. Kursſenkung ſich 
alsdann irgendwie zunutze zu machen!, iſt im Sinne unſeres Schemas 


nicht Spekulant (da es ſich für ihn dabei um keine Hinausſchiebung 


zu erfüllender Engagements handelt), ſondern Kapitaliſt, obgleich | 
ſeine Handlungsweiſe jehr u unter den allgemeinen Begriff der 
Spekulation fällt ?. 


Wenn man dahin ubereinkommt, dem Ausdruck Spekulation 


\ bzw. ſpekulativ jenen engeren oder ſpezifiſchen Sinn beizulegen, 


welcher dem foeben präziſierten Begriff des Spekulanten entſpricht, 


ſo darf man ſagen, daß es ſich bei Figur 1 um ein nichtſpekulatives 


Geſchäft, bei Figur 2 um ein einſeitig⸗ſpekulatives Geſchäft à la 
hausse, bei Figur 3 um ein einſeitig⸗ſpekulatives Geſchäft ala baisse 
und bei Figur 4 um ein zweiſeitig⸗ſpekulatives Geſchäft handelt. 

Die vier Figuren des Reportgeſchäfts haben nicht die gleiche 
praktiſche Bedeutung und Verbreitung. Figur 1 kommt mehr ge— 
N vor. So kann jemand, der darauf rechnet, in Zukunft in 


1 Pgl. v. Philippovich, a. a. O., S. 228. 
2 Mein „Kapitaliſt“ iſt nach den Ausführungen im SCH mit dem „Entgelt 
ner bon SES Müller nicht, Ben | 
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den Beſitz einer beſtimmten Geldſumme zu gelangen, und letztere in 
beſtimmten Effekten dauernd anzulegen wünſcht, in Befürchtung 

einer Kursſteigerung ſich veranlaßt ſehen, die Effekten ſchon früher 
zu kaufen und ſie bis zu jenem Zeitpunkt einer Bank in Koſt zu 
geben; oder es kann umgekehrt jemand, der beſtiminte künftig in 
ſeinen Beſitz gelangen ſollende Effekten verkaufen möchte, es für 
angezeigt halten, in Befürchtung eines Kursrückganges dies ſchon 
früher zu tun, indem er Effekten derſelben Sorte von einer Bank 
in Koſt nimmt. Auch wenn Effekten zur Ermöglichung der Teil⸗ 
nahme an einer Generalverſammlung oder zur Ausübung eines 
Bezugsrechtes in Koſt genommen werden, handelt es ſich um Fälle, 
die, ſoforn der Gegenkontrahent keine ſpekulativen Zwecke verfolgt 


unter Figur 1 zu rubrizieren ſind. Der Figur 2 gegenüber tritt 


die Figur 3 zurück: von ſeiten der Kapitaliſten wird das Herein⸗ 
„nehmen von Effekten vielfach in größerem Umfange gewerbsmäßig 
betrieben, während einem gewerbsmäßigen Hineingeben von Effekten 
durch, Kapitaliſten naturgemäß enge Grenzen gezogen find!. Was 
ſchließlich Figur 4 anlangt, ſo wird manchmal dieſer Figur eine 
Art Vorherrſchaft zugeſchrieben: das vorhandene Prolongations⸗ 
bedürfnis würde, meint man, in erſter Linie durch Reportgeſchäfte 


zwiſchen Hauſſiers und Baiſſiers gedeckt, fo daß in dem Fall, wo 


ſich die zu prolongierenden Hauſſe⸗ und Baiſſeengagements die Wage ! 
halten, Figur 4 allein vertreten wäre und ihr nur beim Überwiegen 
der Hauſſe⸗ oder der Baiſſeengagements Figur 2 bzw. 3 zur, Seite träte 
um für den überſchießenden Reſt aufzukommen. Anders aus⸗ 
gedrückt, könnten auf dem Reportmarkt, von Figur 1 abgeſehen, für 
jede gegebene Effektenſorte jeweils entweder die Figur 4 allein oder 
die Figuren 2 und 4 oder die Figuren 3 und 4 in Betracht kommen; 
die Figuren 2 und 3 würden ſich demnach gegenſeitig ausschließen. 
Hierbei SW nicht genügend mit dem Umſtand gerechnet, daß auf 
dem Repordmarkt Spekulanten und Kapitaliſten, ſei es als Effekten 


— — , 


1 Ofner (a. a. O., S. 444) ſagt ganz richtig: „Gewerbsmäßige Deporteur | 


find feltener (sc. als gewerbsmäßige Reporteure), weil fie von dem Bedarf ber 


ſtimmter einzelner Effektengattungen abhängig find.” Hans Müller hingegen 
(a. a. O., S. 38), der die Exiſtenz gewerbsmäßiger Hineingeber überhaupt 
leugnet, geht darin wohl etwas zu weit. Vgl. Michaelis, a. a. O., S. 26. 


2 Siehe Hans Müller, a. a. O., S. 51 —52, der ſich hierbei auf Korn 


E (Wochenschrift für Aktienrecht und Bankweſen, herausg. von Holdheim, 3. Jahrg., 


St. 310) beruft. Vgl. F. Schmidt, Liquidation und e im Ween WW 


handel. Leipzig 1912, S. 233 —234. 


Wi 
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Anbietende und Geld Suchende, ſei es als Effekten Suchende und 
Geld Anbietende, unterſchiedslos nebeneinander auftreten“, wo⸗ 
bei Angebot und Nachfrage auch in dieſem Fall keine feſtſtehenden, 
ſondern vom Preiſe abhängige, in specie nach der Höhe des zu 
zahlenden bzw. zu erzielenden Reportſatzes ſich richtende Größen 


find. Würde ſich der Reportſatz nach Art des Einheitskurſes De: 
ſtimmen, was dem abſtrakten Standpunkt der Theorie allein Genüge 
tun würde, jo müßten jeweils die den verſchiedenen in Frage kom⸗ 
menden Reportſätzen entſprechenden Beträge der hineinzugebenden 


Sn Aufträge) feſtgeſtellt und auf dieſer Grundlage der Reportſatz To 
ae hoch fixiert werden, daß ſich Angebot und Nachfrage deden?. Die: 
jenigen, die erſt zu einem höheren Reportſatz als zu dem auf dieſe 
Weiſe fixierten hereinzunehmen bzw. ert zu einem niedrigen Report: 


ſatz hineinzugeben bereit waren?, würden ſich vom Reportmarkt ver: . 
drängt ſehen. Und wie es im allgemeinen unter dieſen Aus— 


geſcloſſenen auf beiden Seiten ſowohl Spekulanten wie Kapitaliſten 


und der hereinzunehmenden Effekten einer beſtimmten Sorte (an der 
Hand der von Spekulanten und Kapitaliſten den Maklern erteilten 


geben wird, ſo werden im allgemeinen weder die einen noch die 
anderen qguch unter denjenigen, die Reportgeſchäfte abgeſchloſſen 
haben, fehlen, womit gejagt iſt, daß die Figuren 2 und 3 ſehr wohl 


ausnahmslos „reportfähiger“ im Vergleich zu den Kapitaliſten wären, 


En Ee 


Hineingebende zu höheren Reportſätzen als die Kapitaliſten abzu⸗ 


2 Bar. Léon Walras, La n la snsöulation et l’agiotage (1880), 
obgedrudt in Etudes d’&conomie politique appliquee. Lauſanne-Paris 1898, 
Si. 413. a 


ändernden Größen ſind. Von dieſem Umſtand darf man aber in der Theorie 
abſehen. (Der analogen Schwierigkeit, die fich bei Feſtſtellung der Einheits⸗ 


kurſe ergibt, wird in der Praxis dadurch Rechnung getragen, daß gegebenenfalls 


beſtimmte Aufträge nur teilweiſe zur Ausführung kommen.) Im Text ſehe ich 
auch noch von der viel wichtigeren Komplikation ab, die darin beſteht, daß es 
für die verſchiedenen Effektenſorten nicht ebenſo viele ſelbſtändige Reportmärkte, 


T 4 


nebeneinander beſtehen können. Ja, ſelbſt wenn die Spekulanten 


d. h. ſtets bereit wären, als Hereinnehmende zu niedrigeren und als 


2 Dieſe Forderung 11 in der Regel allerdings nicht in aller Strenge | 
erfüllt fein können, da Reportſatz, Angebot und Nachfrage keine ſtetig ſich 


| ſondern gewiſſermaßen nur kommunizierende Sektionen eines einheitlichen Report⸗ 
E marktes gibt, und daß letzterer felbft wiederum einen integrierenden Beſtandteil 


des allgemeinen Geldmarktes bildet. 

V Bei dieſer Formulierung find. die Fälle von Deportzahlung mitberück⸗ 
ſichtigt: in ſolchen Fällen iſt der Reportſatz eben negativ, mithin um ſo niedriger, 
je höher ſich der Deport, und um ſo höher, je niedriger ſich der Deport ſtellt. 


E. ͤ CB 


* 9 . , 
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ſchließen — eine Annahme, die in dieſer Allgemeinheit entſchieden 


zu weit geht —, würde hieraus noch keineswegs die grundſätzliche 


Inkompatibilität der Figuren 2 und 3 folgen. Es könnte nur, 


bwenn dieſe Annahme zuträfe, eher eintreten, daß eine der beiden 


Figuren 2 und 3 wegfällt. Abgeſehen von den dargelegten rein 


| | theoretiſchen Gründen, ſpricht gegen die Vorſtellung, als fräte neben 


der Figur 4 nur gleichſam ſubſidiär eine der beiden Figuren 2 oder 
Z in die Erſcheinung, noch die aus einer genaueren Betrachtung 
der einſchlägigen Vorgänge ſich ergebende Erwägung, daß auf dem 
Reportmarkt keinerlei ſelbſttätige Anziehungskraft wirkſam iſt, welche 
einen unmittelbaren Kontakt zwiſchen Hauſſiers und Baiſſiers her⸗ 
ſtellen würde. Es wird von den Einrichtungen der betreffenden 


Börſe, ſowie davon, wie ſich im gegebenen Lande bzw. am gegebenen 


Platze die Beziehungen zwiſchen Börſe und Banken geſtälten, ab⸗ 
hängen, ob ſich Hauſſiers und Baiſſiers öfter oder ſeltener zuſammen⸗ 
finden. Mögen aber die Verhältniſſe noch fo ſehr das direkte Ab⸗ 
ſchließen von Reportgeſchäften zwiſchen Hauſſiers und Baiſſiers, 
ſomit die Figur 4, begünſtigen, ſo iſt es in Wirklichkeit ſo gut wie 


; ausgeſchloſſen, daß dieſe Figur jeweils das geſamte „Reportmaterial“ 
bis auf die bewußten Reſte in ſich aufnähme. Mithin beſteht, auch 


von einem mehr praktiſchen Standpunkt aus geſehen, die behauptete 
IJnkompatibilität der Figuren 2 und 3 de facto nicht. Keine der 
vier Figuren ſchließt vielmehr Der andere im Sinne einer 
zeitlichen Koexiſtenz aus. a 
Mit den drei Modi verhält es ſich i in analoger Schung 
wenigſtens grundſätzlich, gerade umgekehrt: zu einer gegebenen Zeit 
wird bei ſämtlichen Reportgeſchäften, deren Gegenſtand Effekten von 
einer beſtimmten Sorte bilden, entweder ein Report, oder überhaupt : 
keine Vergütung, oder ein Deport gezahlt. Ein beſtimmtes Papier 
als ſolches, d. h. unabhängig von der Perſönlichkeit der Kontrahenten, 
„bedingt“, wie man es auszudrücken pflegt, einen Report, oder eine 
glatte Schiebung, oder einen Deport. Denn aus dem Spiel von 
Angebot und Nachfrage geht, worauf in einem anderen Zuſammen⸗ 
hang bereits hingewieſen worden iſt, jeweils ein beſtimmter Report⸗ 


ſatz hervor, der für die betreffende Effektenſorte allgemeine Gültigkeit 


hat, und je nachdem dieſer Satz poſitiv ausfällt, fi auf Null ſtellt, 
oder einen negativen Wert annimmt, liegt eben einer der drei mög⸗ 
lichen Modi vor. Die Einheitlichkeit des Reportſatzes ſetzt natürlich 
die genaue Kenntnis des Marktes bei allen Beteiligten voraus. Es 
iſt außerdem zu beachten, daß das Moment der größeren oder 


kleineren Kreditwürdigkeit der Kontrahenten, namentlich der Speku⸗ 
lanten, individuelle Unterſchiede in der Höhe des Reportſatzes bes 
dingen kann. Daher iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ein Hauſſier 


ſſich zur Zahlung eines Reports wird verſtehen müſſen für ein Papier, 
das ſonſt glatt geſchoben wird, oder auf dem ſogar ein Deport liegt, 


ſowie daß umgekehrt ein Baiſſier einen Deport zu zahlen haben wird 
für ein Papier, das ſonſt glatt geſchoben wird oder einen Report 
bedingt“. Aber prinzipiell find die Spekulanten in bezug auf die 
Höhe des Reportſatzes, ſomit auch in bezug darauf, nach welchem 
der drei Modi fie Reportgeſchäfte abſchließen, den Kapitaliſten gleich⸗ 


geſtellt. Gerade darum kann ſich jede der vier Figuren mit jedem 


der drei Modi verbinden. 


Die Verbreitung der verſchiedenen Modi hängt nicht zuletzt da⸗ 
von ab, ob das betreffende Papier nach dem Nettokurs, d. h. mit 


abgeſonderter Stückzinſenzahlung, oder nach dem Bruttokurs, d. h. 


ohne abgeſonderte Stückzinſenzahlung, gehandelt wird. Im letzteren 
Fall kann man bei feſtverzinslichen Papieren zwiſchen einem Report 


über part, al part und unter part unterſcheiden, je nachdem die 
‚(vom Hineingeber dem Hereinnehmer zu entrichtenden) Geldzinſen 


g höher, gleich hoch oder niedriger wie die Effektenzinſen ſind. Dieſe 
Unterſcheidungen ſind in der nachſtehenden Überſicht, welche die ein⸗ 


ſchlägigen Verhältniſſe klarlegen fol, mitberückſichtigt worden. In 


dieſer Überſicht ſteht G für Geldzinſen und E für Effektenzinſen. 


Höhe der | Bei abgeſonderter Ohne abgeſonderte 
Geldzinſen Stückzinſenzahlung EE 
Gab Rep Report über pari 
G = E Glatte Schiebung Report al pari? 

O (G (E Deport Report unter pari 
600 N Deport Glatte ane 


Deport | Deport ` 


1 Vgl. F. Schmidt, Liquidation und Prolongation, S. 232. 
2 Hans Müller (S. 27) iſt der Meinung, daß der Ausdruck „report au 
pair“ auf den franzöſiſchen Börſen, die keine abgeſonderte Stückzinſenzahlung 
kennen, fo viel wie glatte Schiebung (bei denſelben Börſen) bedeutet. Das wider⸗ 


ſpricht aber den Ausführungen von Walras (a. a. O., S. 412—413), der ein 
ſehr genauer Kenner der Pariſer Börſe geweſen iſt. Walras ſpricht von „report 
au pair“ in dem Fall, wo der Report den Effektenzinſen („la plus- value du ` 
coupon“) genau gleichkommt. Die Fälle des Reports unter pari, der glatten 


Schiebung und des Deports hält jedoch Walras ſprachlich nicht ſtreng aus⸗ 


— Aen 


f N 
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Der bei weitem häufigſte iſt auch bei abgeſonderter Stückzinſen⸗ 


zahlung der Modus 1, da der Prolongationszinsfuß, nach welchem 


e e E 


die Geldzinſen berechnet werden, den Effektenzinsfuß in der Regel 
mehr oder weniger beträchtlich überſteigt. Die beiden anderen Modi 
können hier namentlich bei unter pari ſtehenden Papieren in die 
Erſcheinung treten, weil die Geldzinſen ſich nach dem Kurswert, 
während die Effektenzinſen ſich nach dem Nennwert des Papieres 
richten . Findet aber keine abgeſonderte Stückzinſenzahlung "ott, 
ſo bedeutet der Modus 2, daß der Prolongationsfuß auf Null, und 
der Modus 3, daß er unter Null geſunken iſt, was nur im Fall 


eines „Effektenhungers“ möglich iſt. Alſo iſt bei Papieren, die nach 


dem Bruttokurs gehandelt werden, bzw. an Börſen, die ausnahmslos 
dieſer Übung folgen, der Modus 1 erſt recht vorherrſchend, ja bei⸗ 
nahe alleinherrſchend, während die Modi 2 und 3 hier zu den 
größten Seltenheiten gehören. 

Nach den vorſtehenden Ausführungen beantwortet ſich die dieſem 
Artikel als Überſchrift vorgeſetzte Frage wie folgt: Meint man, wie 
es verſchiedene Autoren tun, mit dem Ausdruck „Deportgeſchäft“ 
unſere Figur 3, ſo ſind in dieſem Sinne verſtandene Deportgeſchäfte 


nichts Außergewöhnliches. Auch laſſen ſie ſich den „Reportgeſchäften “ 


im engeren Sinne von Figur 2 entgegenſetzen. Aber mit einer 
zweigliedrigen Einteilung iſt es hierbei nicht getan, da die Figuren 


1 und 4 mitberückſichtigt werden müſſen. Außerdem trifft die viel⸗ 


fach gemachte Annahme, daß bei Deportgeſchäften ſtets oder auch 


nur meiſt ein Deport gezahlt würde, keineswegs zu?. Vielmehr 


bilden „Deportgeſchäfte“ mit Reportzahlung die Regel. Wollte man 


aber die Bezeichnung „Deportgeſchäft“ im Unterſchied von „Report⸗ 


geſchäft“ auf die Fälle angewandt wiſſen, in denen ein Deport ſtatt 
eines Reports gezahlt wird, ſo hätte man es mit einem ganz anderen 


Begriff des Deportgeſchäftes zu tun. Das Mißliche dieſer Begriffs⸗ 


bildung wäre, daß ihr zufolge ein Prolongationsgeſchäft bei gleicher 


einander. A. Buchdre (Traité theorique et pratique des opérations de la 
bourse, Paris 1889, S. 277) legt freilich dem Ausdruck „report au pair“ 


denſelben Sinn wie Müller bei. 

1 Siehe zum Beiſpiel Berliner Jahrbuch für Handel und Induſtrie, 
Jahrg. 1912, S. 216—217. 

2 Siehe auch G. Schanz in Elſters Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 
1898, I, S. 425: „Das Prolongationsgeſchäft des Hauſſiers nennt man Report⸗ 


geſchäft, weil: der Hauffier meiſtens Report zahlt, das des Baiſſiers Nk 
weil dieſer meiſt Deport zahlt. a 


j 
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Höhe der Prolongationszinſen im Fall einer abgeſonderten Stück⸗ 
zinſenzahlung als Deportgeſchäft, im entgegengeſetzten Fall als Report⸗ 
geſchäft erſcheinen könnte. Abgeſehen davon, iſt es kaum angebracht, 
von zwei verſchiedenen Arten von Geſchäften zu ſprechen, je nachdem 
Report oder Deport gezahlt wird, davon nicht zu reden, daß man. 
dann konſequenterweiſe die glatte Schiebung als eine dritte Art 
aufzufaſſen hätte. Das Terminologiſche iſt jedoch Nebenſache. Wo⸗ 
rauf es ſachlich ankommt, iſt eine Auseinanderhaltung der beiden 
Einteilungen: nach Figuren und nach Modi, und die Erkenntnis, daß 
dieſe beiden Einteilungen ſelbſtändig nebeneinander einhergehen. Ein 


theoretiſches und praktiſches Intereſſe bieten daher alle zwölf Fälle, die 


ſich auf der Grundlage der beiden Einteilungen ergeben, und nicht 
bloß die Fälle Nr. 4 und Nr. 9, die man meiſt mit einer gewiſſen 
Ausſchließlichkeit zu betrachten pflegt, und von denen der zweite 
ſolch eine Vorzugsſtellung um fo weniger verdient, als er relativ 
ſelten — ja, ſoforn keine abgeſonderte Stückzinſenzahlung ſtattfindet, 
nur ausnahmsweiſe — in die Erſcheinung tritt. 
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Das „ apitaliſtiſ che“ a das em, 
muniſtiſche“ Geld 
Von Franz Sziklai⸗ Budapeſt 


Inhaltsverzeichnis: Der ungariſche Bolſchewismus als ee 
Experiment“ S. 123—125. — Das Geld der ungariſchen Räterepublik 
S. 125—131. — Das „kommuniſtiſche Geld“ im l S. 131—140. 


eit einer Reihe von Jahren mm die Yufmerkjamkeit der gebildeten 
Welt dem im Entwicklungschaos fiedenden Rußland zugewendet. 

Der Politiker, der Juriſt, der Nationalökonom und alle, die über⸗ 
haupt mit dem Menſchen als Geſellſchaftsweſen zu tun haben, be⸗ 


obachten geſpannt dieſe geheimnisvollen Vorgänge, aber es ſcheint, | 


als ob der Einblick dem Außenſtehenden gänzlich verweigert wäre; 


es ſcheint, als ob hier dieſe großen Kräfte ſich austoben wollten, 


Aus wüchſe und alles Lebensunfähige in ſich vernichtend, um ſich erſt 
als Fertiges, Ganzes der Menſchheit zu offenbaren. Währenddem 
aber dieſe Vorgänge ihren autonomen Entwicklungsgang durchlaufen 
und von urſprünglich eingeſchlagenen in ganz neue Bahnen einlenken, 
geht über die ganze ſonſtige Welt eine Welle, die, noch immer an 
alten Dogmen feſthaltend, hier und dort kleinere Revolutionsfeuer 


entflammt. 


So viel auch die BEE in Ungarn (1919) 


in ihrer Bedeutung der ruſſiſchen nachſteht, jo iſt doch das vor⸗ 


| fliegende Bild ihrer Geſchichte für den Forſcher von hervorragender ` 


Wichtigkeit. Man hat manchmal den Eindruck, als ob dieſe Vor⸗ 


gänge eine Art von nationalökonomiſchem Experiment darſtellten. 
Was aber der Chemiker und Phyſiker leicht in ſeinem Laboratorium 


vornehmen kann, iſt hier ein koſtbares, vielleicht verhängnisvolles 
Spiel. Deshalb ergibt ſich bei dieſem „geſellſchaftlichen Experiment“ 
mit Notwendigkeit die Methode der überwiegenden Spekulation. 
Demnach wird es notwendig ſein, außer einer geſchichtlichen und 


beſchreibenden Darſtellung des ungarischen Bolſchewismus eine 


— 


ı In dieſer Zeitſchrift ſind zwei gute von Dr. R. Junge über die 


. allgemeine und geldpolitiſche Wirtſchaftsführung der ungariſchen Bolſchewiki er⸗ 
ſchienen, die beſonders wegen ihrer Fülle von Tatſachenmaterial ſehr beachtens⸗ 
wert ſind (43. Jahrg. 1919, S. 1213— 1270; 44. Jahrg. 1920, S. 101—15 “). 


Mit Rückſicht ‚se fie We a das Hiſtoriſche Ké völlig ausgeschaltet werden. 


> 
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ſolche zu beſtzen, ir die theoretiſchen Fragen behandelt. 


Dabei muß man dann ſcharf Grundſätzliches vom Zufälligen | 


trennen. Hierdurch wird dann auch ſehr vieles ausgeſchaltet werden 
müſſen, denn die jeweilige Notlage hat oft als einzigen Ausweg 
offen gelaſſen, Kompromiſſe zu machen und feſtgelegte Prinzipien 
aufzugeben. Deshalb wird bei dieſer Abhandlung allein das „weiße 
Geld“ der Bolſchewiſten in Betracht kommen, welches durch unrecht⸗ 
mäßige Fortſetzung des Druckes der Noten der Oſterreich⸗Ungariſchen 
Bank ſeit etwa Mitte Mai im Verkehr war. Denn abgeſehen davon, 
daß dieſes Geld auch tatſächlich der Träger der kataſtrophalen 
Geldpolitik war, iſt in ihm manches zum Ausdruck gekommen, was 
man kurzweg ſpezifiſch⸗kommuniſtiſche Geldpolitik nennen kann. 
Dieſes Geld wird der eine Ausgangspunkt ſein, der andere 
liegt in den programmatiſchen Forderungen der Kommuniſten, welche 
vielleicht am konkreteſten in Bucharins „Kommuniſtiſchen Programm“ 


auufßgeſtellt ‚find. Alle beide haben eine ſorgfältige Darſtellung bei 


Junge gefunden; aber ſie iſt leider nicht vollſtändig. Dort, wo 


lediglich der Praktiker darſtellt und kritiſiert, fehlt noch etwas: die 
Kritik durch die Theorie. Nirgends wird die Frage geſtellt, was 


denn dieſes Geld überhaupt ſei, nirgends wird nach der Exiſtenz⸗ 
möglichkeit eines neuen „kommuniſtiſchen“ Geldes geſucht; und auf 


der anderen Seite wird das Güteranweiſungsſyſtem Bucharins 
kritiklos übernommen. 


Aber nicht nur hier, ſondern überall, wo wiſſenſchaftlich oder 
gar publiziſtiſch über dieſes Thema geſchrieben wird, iſt eine Unter⸗ 


ſcheidung zwiſchen kapitaliſtiſchem und kommuniſtiſchem Geld zu 
finden, ohne daß auch nur ein Verſuch zur Begründung dieſes 


Vorgehens gemacht iſt. Nachdem aber eine Geſchichte des ungarischen. 
Bolſchewismus vorliegt“, kann mit Recht an der Richtigkeit dieſer 
Terminologie gezweifelt werden. Es fragt ſich, ob ein „kommuniſtiſches“ 
Geld überhaupt möglich iſt; wenn es Geld iſt, ob es kommuniſtiſch 


it; wenn es kommuniſtiſch iſt, ob es Geld fein kann. 


Dies zu unterſuchen, wollen wir im Folgenden unternehmen. 
In eine Frage verdichtet, würde das Problem lauten: „Schafft die 
kommuniſtiſche Wirtſchaftsverfaſſung ein ES die Theorie bisher un⸗ 


bekanntes Geld?“ 


Zu unterſcheiden ſind hierbei eigentlich zwei Fragen. Zunächſt | 
müſſen wir uns nämlich unſerem erſten Ausgangspunkte zuwenden, 


1 Proletarierdiktatur in Ungarn. Herausgegeben von K. Huſzaͤr (damaliger 


SE Miniſterpräſident der antikommuniſtiſchen Regierung). Budapeſt 1920. 
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dem ungariſchen kommuniſtiſchen Gelde, und entſcheiden, was es für 
einen Platz in der Geldtheorie haben ſoll. Zweitens aber wollen 


wir ſehen, was ein kommuniſtiſches Geld überhaupt ſein kann. 


«u „ 


Die Geldpolitik der Räteregierung hat zweifelsohne einen vollen 


Bankrott erlitten. Darunter kann nur verſtanden werden, daß ſie 
ein kapitaliſtiſch unbrauchbares Geld geſchaffen hat. Das urſprüng⸗ 


liche Programm, wonach für die Übergangszeit bis zur Einführung 
der Arbeitsquittungen, d. h. der Güteranweiſungen, die vorhandenen 


Mittel ausreichen ſollten und keine beſondere aktive Geldpolitik be⸗ 


trieben zu werden brauchte, erwies ſich bald als unhaltbar. Zahl⸗ 


reiche Emiſſionen, in erſter Linie die des „weißen Geldes“, brachten 


minderwertige, bald faſt jeder Zahlkraft entbehrende Gelder hervor. 
Nicht nur der intervalutariſche Kurs — welcher für das alte ge⸗ 
mein ſame Geld auf ein Drittel geſunken, für das Rätegeld aber 
gar nicht vorhanden war — zeigte dieſe Entwertung, ſondern im 


Inland ſelber hatte das Geld feine Zahlkraft verloren. 


Die Urſachen einer Geldentwertung ſind in großen Zügen in | 
drei Gruppen zu teilen: 1. Inflation, 2. intervalutariſche Urſachen 


Se (Zahlungsbilanz uſw.), 3. pſychiſche Urſachen. Für unferen Fall 
kommen hauptſächlich die Urſachen unter 1 und 3 in Betracht. 


Auf den dritten oder fünften Teil Ungarns, auf. welchen ſich 
die Rätediktatur zeitweiſe erſtreckte, entfielen von dem Notenumlauf 
der alten Monarchie höchſtens 12— 15 Milliarden Kronen. Dieſe 


Menge iſt allmählich während der Kriegsjahre emittiert worden; 


die vier Monate der Rätediktatur haben dieſe Menge in unglaub⸗ 


licher Schnelligkeit um 7 Milliarden vergrößert. Dieſe außerordent⸗ 


liche Menge konnte vom Verkehr nicht aufgenommen werden, zumal 


alle Vorausſetzungen vorhanden waren, um die e zu 
unterbinden. | 


Erſtens iſt die Sozialisierung der Induſtrie nicht mit der der 


Landwirtſchaft parallel gegangen. Die Induſtrie, die ihre Aus⸗ 
gaben für Löhne und Rohſtoffbeſchaffung aus der Staatskaſſe 
deckte, wurde in viel umfaſſenderem Maße ſozialiſiert als die Land⸗ 
wirtſchaft. Zweitens iſt das Sinken der Produktion bei der ſozia⸗ 


liſierten Induſtrie viel größer geweſen als bei der Landwirtſchaft, 
die einſtweilen zur Hälfte in Privathänden blieb. Dieſe zwei Um⸗ 


ſtände bewirkten, daß die bei der Finanzierung der Induſtrie ver⸗ 


auslagten Barmittel des Staates zur Landwirtſchaft abfloſſen und 
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dort ſich aufſtauten. Und endlich war die Produktion der Induſtrie 


nicht nur geſunken, ſondern ſie arbeitete durchweg mit Defizit. 


Hohe Löhne und doch möglichſt niedrig gehaltene Produktenpreiſe 


— 


haben die hinter diejem Prozeß ſtehende Notenpreſſe in unbegrenzte 


Tätigkeit geſetzt. 

Dies waren die unmittelbaren Anläſſe der zunehmenden In— 
flation. Hinzu kommen noch mannigfache pſychiſche Urſachen. 

Sie einzeln aufzuzählen, gehört nicht in den Rahmen dieſer 


Unterſuchung; für uns iſt es von Wichtigkeit, feſtzuſtellen, daß 


dieſe Geldpolitik zu einem Bankerott geführt hat. Wie geſagt, war 


„ SZ 


die Entwertung des Geldes nicht nur gegenüber den Auslands⸗ 
märkten erfolgt, vielmehr hat das eigentliche Rätegeld ſeine Zahl⸗ 


kraft im Inland ſchnell und nahezu völlig eingebüßt. Zur Cha- 


rakteriſierung dieſer inländiſchen Zahlkraft iſt es nötig, in wenigen 


Zügen die Verteilung und den Sa der Güter in RäterUngarn 


klar zu legen. 


Die Verteilung iſt ſcharf in zwei Arten zu teilen: es waren 


Staate zu haben ſein. Dem war aber nicht ſo. Denn neben dem 


Zwangsverkehr, welcher bei weitem nicht in ausreichendem Maße 


für die Befriedigung der Bedürfniſſe ſorgte, beſtand ein freier 
privater Verkehr, welcher ſich auf alle Arten von Waren erſtreckte 
und beſonders für die große Mehrzahl der „Bourgeoiſie“ von hervor: 
ragender Bedeutung war. Die zwangsweiſe Verteilung erfolgte 
auf doppelte Weiſe. Die allerwichtigſten Lebensmittel wurden auf 
Grund von Lebensmittelkarten — in nicht ausreichendem Maße — 
verteilt. Andere beſchlagnahmte und bereits inventariſierte Waren, 
wie Kleidungsſtoffe, Wirtſchaftsartikel, die in, ſehr beſchränkter Menge 
und zur Zeit unwiederherſtellbar vorhanden waren, ſind gewiſſen 
bevorzugten Gruppen, zum Beiſpiel Bergwerksarbeitern und anderen 


Gewerkſchaften, ſowie der Roten Armee zugeteilt worden. Sie 
haben nun dieſe Waren an ihre Mitglieder verteilt, wobei auf jeden, 
der ſich mit einer entſprechenden Legitimation ausweiſen konnte, 


eine gewiſſe Menge entfiel. Dieſe Legitimationen haben alſo eine 
ähnliche Funktion wie die Lebensmittelkarten ausgeübt, jedoch, da 
ſie nur im Beſitz von Bevorzugten geweſen ſind, räumten ſie den⸗ 
ſelben eine monopoliſtiſche Stellung ein. Ob auf Lebensmittelkarten 


oder auf Legitimationen, dieſe zwangsweiſe bewirtſchafteten Waren 


/ 


zugeteilte, zwangsweiſe bewirtſchaftete Güter und Güter mit freiem 
Verkehr vorhanden. Eigentlich follte ja durch die Sozialiſierung. 
der Produktionsmittel und Warenhäuſer alles Käufliche nur von 
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waren vom Staate für „weißes Geld“ zu haben. Hingegen der 
private Verkehr hat nur mit dem „blauen Gelde“, mit dem früheren 
gemeinſamen Gelde der Monarchie, welches gegenüber dem weißen 
ein ungeheueres Agio hatte, gearbeitet. Hier war ein anderes 
Zahlungsmittel nicht denkbar; trotz ſtrenger Drohungen wurde män 
in den Geſchäften nur gegen „blaues Geld“ bedient. Se 

Soviel wird uns zunächſt genügen, um unjere theoretiſchen 
Unterſuchungen vornehmen zu können. Aus den bisherigen Aus⸗ 
führungen ergibt ſich wohl der Zweifel an dem Geldcharakter des 
weißen Geldes. Iſt ein Geld, welches ſeinen Funktionen nur in jo 
beſchränkter Weiſe nachzukommen vermag, überhaupt noch Geld zu 
nennen? Oder ſoll das vielleicht das neue, neben unbekannte 


E „kommuniſtiſche“ Geld fein? 


Die offizielle Meinung der kommuniſtiſchen Leiter der Finanzen 
wird wohl für eine wiſſenſchaftliche Unterſuchung unerheblich ſein. 
Der Volksbeauftragte Eugen Varga hat in einer Schrift — „Die 
Herrſchaft des Geldes im Frieden, ſein Sturz im Kriege“ — die 
weſentliche Veränderung, welche die Geldtheorie zugunſten der 
Nominaliſten erlitten hat, richtig erkannt. Hinſichtlich einer neuen 
Geldordnung aber, welche unter ſeiner Führung hätte zuſtande 
kommen ſollen, hat er wenig Bedenken gehabt. Mit anderen Finanz: 
leuten gemeinſam dachte er das Geld und überhaupt die Not⸗ 
wendigkeit des Geldes kurzweg aus der Welt ſchaffen zu können. 
Erſt wurden ruſſiſche Vorbilder getreu nachgeahmt; dann aber hatte 
man für prinzipielle Fragen keine Zeit mehr; man mußte ſich jeweilig 
der Lage anpaſſen; es waren nur mehr höchſt praktiſche, ja beinahe 
fiskaliſche Gründe ausfchlaggebend. 

Mehr wird uns die Meinung der einzelnen Geldtheorien über. 


dieſes Geld intereſſieren. Der Metalliſt wird jedenfalls jede Geld⸗ 


eigenſchaft dieſem weißen Sowjetgelde abzuſprechen geneigt ſein. Aber 
er tut das nicht nur in dieſem Falle, vielmehr bei jeder Papier⸗ 
währung. Für ihn iſt eine Erklärung hier gar nicht nötig; er be⸗ 
trachtet dieſe Fälle alle als Ausnahmen — obwohl es für die 
Theorie ſolche gar nicht geben kann. Auf den Metalliſten können 
wir demnach hier nicht rechnen. 

Was aber würde die „Staatliche Theorie“ Gen Daß dieſes 
Geld ein Tauſchvermittler iſt, würde zutreffen. Auch die ſogenannte 
epizentriſche und apozentriſche Zahlkraft wohnt ihm bei, da doch 
der Staat alle Zahlungen in ihm leiſtet und entgegennimmt. Daß 
akzeſſoriſche, alſo nichtvalutariſche Gelder das valufarifche Geld im 


mm erz ema "mm ` 
Privatverkehr verdrängen, daß ſich das valutariſche Geld keiner | 
unbegrenzten Annahme erfreut, iſt ja nicht der erſte Fall in der 
Geldgeſchichte. Die Aſſignaten der franzöſiſchen Revolution — aljo - 
auch dieſes Rätegeld —. werden von der „Staatlichen Theorie“ 


zar als minderwertiges, doch tatſächliches Geld anerkannt. Die 


mangelhafte Zahlkraft bedeutet keinen weſentlichen Mangel. 
Wir können dabei jedoch nicht ohne weiteres ſtehen bleiben. 


Die in dieſem Maße fehlende Zahlkraft entſtellt das Geld derartig, 


daß es kaum mehr oder gar nicht in der Lage iſt, ſeine Zirkulations⸗ 


funktion auszuüben. Wollten wir noch andere Theorien zu Rate | 
ziehen, würden wir bei allen übereinſtimmend zwei Eigenſchaften 


gefordert finden: erſtens ſoll das Geld Wertmeſfez ſein, zweitens 
allgemeines Zahlungsmittel. 

Die erſte Eigenſchaft iſt in unſerem Falle unbedingt vorhanden. 
Wie auch ein Tauſchvermittler beſchaffen ſei, ob in Gewichts-, 

Stück⸗ und Münzeinheiten oder gar in Arbeitsſtundeneinheiten, das 
eine bleibt beſtehen: daß ſie alle Rechnungseinheiten ſind zum Zwecke 


des Vergleiches mannigfach verſchiedener Güter, zum Zwecke der 


Wertmeſſung. So die einſtweilen in Kroneneinheiten feſtgeſetzten 


Sopwjetgelder, wie auch die zukünftigen, nach Bucharinſchen Ent— 


würfen geplanten Gelder, die die Arbeitsſtunde als Werteinheit haben 
ſollten, haben die Eigenſchaft, e zu ſein. Somit gilt die 
erſte Forderung als erfüllt. | 
Die allgemeine Annahmepflicht war aber in Wirklichkeit nicht 
vorhanden. Der Staat leiſtete ſeine Zahlungen im „weißen“ Gelde 
und nahm ſolche Zahlungen auch entgegen. Die Zahlungen an den 


Staat aber waren — mit Fortfall der Steuerpflicht — nur jene, 


die für vom Staate, von der Verkörperung des Gemeineigentümers, 
bezogene Güter zu entrichten waren. Wie oben geſagt, waren auch 


dieſe Güter in Wirklichkeit für das „weiße Geld“ zu haben — aller⸗ 
dings nur im Ausmaß der Zuteilung. Aber — wie wir bereits 
wiſſen — iſt der überwiegende Teil des Verkehrs, der private Ver⸗ 
kehr, vom Staate unabhängig geblieben, und hier hatte das valu— 
tariſche Geld ſo gut wie gar keine Zahlkraft. 


Wenn aber dieſem Gelde die tatſächliche Zahlkraft im Privat⸗ | 
verkehr in der Hauptſache gefehlt hat — und ausſchlaggebend ift 
für uns der Privatverkehr, wie es gleich begründet werden ſoll —, 


dann iſt die zweite Forderung, daß das Geld die Eigenſchaft eines 


allgemeinen Zahlungsmittels haben ſoll, nicht erfüllt; die Bezeichnung 


„Geld“ kann ihm nur mit gewiſſen Vorbehalten zugeſprochen werden, 
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. »die zu weiteren Konſequenzen führen werden. Ausschlaggebend aber 


iſt der Privatverkehr darum, weil bei Zahlungen für zugewieſene 
Waren die Zahlkrafteigenſchaft nur in zweiter Linie hervortritt. 


Nicht das Geld verlieh dem Käufer Kaufkraft, ſondern die oben⸗ 


erwähnten Legitimationen und Lebensmittelkarten. Dieſe Legiti⸗ 
mationen haben ihm die Möglichkeit gegeben, etwas zu kaufen; mit 
Geld — wäre er noch ſo hohe Preiſe zu zahlen gewillt Rn Ge 
wäre ihm das kaum gelungen!. 

Das „weiße Geld“ alſo beſitzt nur in beſchränktem Maße die 


Geldeigenſchaft, aber ſtatt deſſen iſt ihm eine andere, güteranweiſungs⸗ 


artige gegeben; es konnte verwendet werden bei Zahlungen für zu: - 


gewieſene Waren. Das iſt der Punkt, wo das urſprünglich geplante, 


aber nicht durchgeführte, Güteranweiſungsſyſtem etwas unvollkommen 


in Erſcheinung trat. Ein Güteranweiſungsſyſtem aber würde be⸗ 
deuten, daß einer über die Verteilung der Güter waltenden zentralen 


Macht das Recht zuſteht, nach Willkür oder nach einem ſtreng um⸗ 
ſchriebenen Prinzip das Bezugsrecht den einzelnen an: 


das heißt, die Verteilung wäre autoritativ. 


Die autoritative Verteilung innerhalb einer Wirtſchaftseinheit 
iſt uns bereits aus der Wirtſchafts⸗ und Kulturgeſchichte bekannt. 
Die geſchloſſene Hauswirtſchaft war es, wo ſie zu finden iſt. Und 


tätſächlich gibt es viele Ahnlichkeiten zwiſchen dieſen beiden Wirt⸗ 


dg ſchaftsorganiſationen. Ausſchlaggebend iſt jedenfalls die autoritative, 
zentrale Verteilung; alles weitere folgt aus ihr. In der Gewalt 


einer Perſon iſt die Autorität gegeben; einen Tauſch, einen Ver⸗ 


kehr, alſo auch Geld gibt es nicht. Bei genauerem Zuſehen iſt dieſe 
Parallelität nicht mit der reinen Form der geſchloſſenen Hauswirt⸗ 

ſchaft zu ziehen, vielmehr ähnelt die Wirtſchaftslage Räte⸗Ungarns 
jenem geſchichtlichen Stadium, wo die geſchloſſene Haus⸗ und die 


Städtewirtſchaft ineinanderfließend, in Entwicklung begriffen waren; 


nur der Gang der Entwicklung war ein umgekehrter: von der Verkehrs⸗ 
und Städtewirtſchaft ein Rückgang zur geſchloſſenen Hauswirtſchaft. 
Erſtens handelt es ſich in unſerem Falle nicht um in gleichem 


„ ` 


1 Dem könnte e werden, daß dieſe Erſcheinung bei jeder ` 
zwangswirtſchaftlichen Verteilung, alſo auch in unferer, Kriegswirtſchaft vor⸗ 


kommt. Dieſes Argument iſt aber nicht ſtichhaltig: während in unſerer Kriegs⸗ 


wirtſchaft nämlich die Zahlkraft des Geldes nur gegenüber gewiſſen Gütern auf | 
ähnlicher Art beſchränkt wurde, ift dem Rätegelde eine e außerhalb Wei 


beſchränkten Gebietes überhaupt nicht eigen: 
Schmollers Jahrbuch XLIIV— 2. , N 9 
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geſchloſſene Wirtſchaftskörper. Stadt und Land haben noch ftarfe - 


Verknüpfungen. Die Überſchußproduktion aber, welche die Grund⸗ 


lage für die Arbeitsteilung in einem differenzierten Wirtſchafts⸗ 
organismus bildet, zeigt einen allmählichen und kataſtrophalen Rück⸗ ö 
gang; und mit dieſem löſen ſich die Beziehungen zwiſchen Stadt und 


Land. Die Induſtrie hat längſt nicht mehr, was ſie dem Bauer 


abgeben könnte; kaum langt ihre Produktion für den eigenen Konſum. 
Das Land aber muß oder ſoll trotzdem weiter liefern. Es werden 


ihm Maßregeln über obligatoriſche Ablieferungen und feſte Preiſe 


auferlegt, woraus die der Städtewirtſchaft fol charakteriſtiſchen Rei⸗ 


bungen zwiſchen Stadt und Land entſtehen. Dann aber helfen alle 
Verordnungen und Geſetze nichts mehr; mangels einer Kompenſation 
werden keine Landwirtſchaftsüberſchüſſe mehr produziert und ge— 
liefert, und das Geld wird nicht als Kompenſation angeſehen. Und 
gerade dieſe Weigerung der Landwirtſchaft, das Geld anzunehmen, 


ſtellt den Geldcharakter dieſer Nöten fo ſehr in Frage. Auch die 
zu ſpät eingeſetzte Tauſchaktion zwiſchen Induſtrie und Landwirt⸗ 
ſchaft war bei weitem nicht ausreichend. Die Fäden ſind gelöſt; 
einzelne Wirtſchaften ſchließen ſich ab, produzieren allein für den 
eigenen Konſum; es zerreißt, zerfaſert ſich das tauſendfach in ſich 


verflochtene Bild der kapitaliſtiſchen Verkehrswirtſchaft: ein Rückgang 


zur geſchloſſenen Hauswirtſchaft ſteht vor uns. 
Aus dem allgemeinen Wirtſchaftsbilde läßt ſich allein das Teen 
eines dazugehörigen Organes erkennen. Der Übergang von einem 


Stadium mit Geldverkehr zu einem ohne dieſen: das iſt das 
allgemeine Bild dieſes Zuſtandes. Der letztere, die geſchloſſene 


S 
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Hauswirtſchaft, ſchließt jeden Geldverkehr aus, da kein Tauſch, kein 


Kauf, nur ein einmaliger Beſitzwechſel der Güter von der Zentral- 
autorität an den Konſumenten bei der Zuweiſung erfolgt. Welche 
Eigenſchaft von den obenerwähnten beiden mußte nun das Geld 
bei dieſem Übergange zu einem Stadium, wo kein Kauf exiſtiert, 


zuerſt einbüßen? Seine Zahlkraft. Wenn die organiſche Entwid- 


lung neue Einrichtungen ſchafft oder alte zerſtört, ſo erfolgt das 


auf langſame, kaum bemerkbare Weiſe. Ein vom Menſchenwillen 


freiwillig produzierter Vorgang hätte wohl das Geld auf einmal 
verſchwinden laſſen mögen. Die Entwicklung aber greift erſt das 


innerſte Weſen an; die ſteife, eingefleiſchte Form, das Außere kann 


einſtweilen bleiben, ſie wird von ſelber zum Abfall kommen. Die 


Zahlkraft des Geldes iſt plötzlich nicht mehr da geweſen, die Zahlkraft 


gegenüber Privaten. Sie iſt auf obenerwähnte Legitimationen uſw. 
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übergegangen, welche dann viel eher die Form und Möglichkeit be 
jagen, ſich in Güteranweiſungen zu verwandeln. ` 

Die Wertmeſſereigenſchaft zum Wertvergleiche Bet Güter in 
geblieben; fie hat neben den Legitimationen eine ſupplementäre 
Rolle geſpielt, wenn der „Kauf“ der zugewieſenen Ware gegen Hin⸗ 


> gabe der Anweiſung und des Wertmefler- Geldes erfolgte. Dieſe 


Form war kompliziert, ſie hätte in der Zukunft auf die Weiſe ver⸗ 
einfacht werden können, daß — wie es Dr. Junge erwähnt — die 
Lebensmittelkarten ſelbſtändig als Zahlungsmittel quaſi Güter⸗ 
anweiſungen hätten fungieren können. Inwieweit das möglich wäre, 
das heißt: von welchen Umſtänden die Möglichkeit eines ſolchen oder 
eines jeden Güteranweiſungsſyſtems abhängt, werden wir im. folgenden 
unterſuchen. 

Zunächſt begnügen wir uns mit dem Ergebnis, daß D dieſem 
ſonderbaren Gemiſch wirtſchaftlich nicht zuſammengehöriger Ver⸗ 
hältniſſe ſich auch die zweifelhafte, durchaus heterogene, hinkende 
Rolle des valutariſchen Sowjetgeldes ergibt: es büßte ſeine Zahl⸗ 
kraft ein, als Wertmeſſer blieb es zur Ergänzung des Zuweiſungs⸗ 
ſyſtems aufrecht. | 

Die Analyſe der hiſtoriſchen Gegebenheiten hat aljo * keinem 
theoretiſchen Gewinn geführt. Es ſteht ſomit feſt, daß das ſogenannte 
„kommuniſtiſche“ Geld in Räte⸗Ungarns Wirtſchaft nicht in Er⸗ 


ſcheinung getreten iſt. Vielmehr ſind hier lauter Halbheiten zu 


finden: ein entwertetes, diskreditiertes Geldweſen und ein unvoll⸗ 
kommenes, zwangswirtſchaftartiges Güteranweiſungsſyſtem. 


Dem zweiten Teil des Problems, bei dem die Exiſtenz des „kom⸗ 
muniſtiſchen“ Geldes überhaupt in Frage ſteht, kann man ſich in 
zwei Weiſen nähern. Es kann gefragt werden, ob denn dieſes Geld 
überhaupt möglich iſt; dann aber fragt es ſich, ob dieſes Geld 


— wenn es auch möglich iſt — etwas Wünſchenswertes, etwas 


Nötiges iſt, zur Erreichung gewiſſer Ziele. Die zweite Frage be⸗ 
rührt ſchon eher die Praxis, die Wirtſchaftspolitik; deshalb werden 
wir uns erſt mit der erſten, rein theoretiſchen Frage auseinander⸗ 
ſetzen. 

Wie ein den kummunifiſchen Forderungen angepaßtes Syſtem 
eines Zirkulationsvermittlers gedacht und angeſtrebt wurde, iſt uns 
aus den Bucharinſchen Entwürfen bekannt !. Hiernach ſollte die 


Junge, Geldpolitik der x ungarifen SE ©. 104 ff. 
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geleitete geng die Grundlage für die gerechte Verteilung 
der Güter bilden. Nach ſeiner geleiſteten Arbeit bekommt ein jeder 


eine auf die Perſon lautende und in einer gewiſſen Friſt ablaufende 
Arbeitsquittung oder Güteranweiſung, wofür er eine ſtets vom 


neuen feſtzuſtellende Menge gewiſſer Güter zu beziehen berechtigt iſt. 
Die ausgegebenen Arbeitsquittungen ſtellen die geſellſchaftlich not⸗ 
wendige Arbeitszeit zur Herſtellung der zur Zeit fertigen Produkte dar, 
aus welchem Zuſammenhange nun das Verhältnis zwiſchen der Ge⸗ 
ſamtheit der Produkte und der Arbeitsquittungen ſtatiſtiſch feſtſtellbar 
iſt. Dieſes Verhältnis ſoll nun als mathematiſche Grundlage für 
die Beſtimmung jenes Maßſtabes dienen, nach welchem die der 
Güteranweiſungseinheit entſprechende Menge der Produkte feſtgeſetzt 


wird. Zur Durchführung dieſes kurz ſkizzierten Planes ſind die 


Vorausſetzungen — ein großzügiger ſtatiſtiſcher Apparat, eine ge: 


regelte und lenkbare Produktion — in Räte⸗Ungarn nicht vorhanden 
geweſen, weswegen man von ihm abgewichen iſt. Aber auch bei 


Vorausſetzung dieſer Vorbedingungen kann gefragt werden, ob die 
Durchführung dem Plane gemäß möglich geweſen wäre. 
Zunächſt drängen ſich ſchwere Bedenken gegen den neuen 


v kommüniſtiſchen“ Charakter dieſes Zirkulationsvermittlers in den 
Vordergrund. Auf zwei verſchiedenen Stellen ſind hier Ahnlichkeiten 


mit unſerem „kapitaliſtiſchen“ Geldweſen zu finden, welche unter 


Umſtänden völlig ausreichen dürften, um den „kapitaliſtiſchen“ Cha⸗ 


rakter dieſes Syſtems zu beweiſen. Dieſe Ahnlichkeit iſt in dem 
Weſen der Einheit der Güteranweiſungen einerſeits und des Geldes 


anderſeits, und ferner in dem Grundprinzip, auf welchem die 


Zirkulationsfähigkeit des Geldes beruht, zu finden. | 
Was bedeutet zunächſt die Werteinheit: Arbeitsſtunde? Iſt 

das eine konkrete Wertgröße? Soll das etwa bedeuten, daß eine 

geleiſtete Arbeitsſtunde dem Arbeiter das Recht zum Bezug ſolcher 


und ſo vieler Güter einräumt, daß in denſelben in Wirklichkeit 
eine Stunde geſellſchaftlich nötiger Arbeit verkörpert wäre? Daß der 


Beſitzer einer Arbeitsquittung, lautend über eine Stunde geleiſteter 
Arbeit, Güter bekommen würde, zu deren Herſtellung tatſächlich 


auch eben eine Stunde Arbeit nötig geweſen iſt? Wenn das die 2 


Bedeutung der Arbeitsſtundeneinheit ſein ſoll, jo iſt fie gänzlich 


hinfällig. Die Feſtſetzung der Wertrelation zwiſchen den zur Zeit 


fertigen Produkten und der zu ihrer Herſtellung nötigen Arbeit in 
einem großen Produktionsgebiete hängt von unzähligen Umſtänden 


ab. Sie ſchwankt erſtens entſprechend der verſchiedenen Ge⸗ 
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EE ſchicklichkeit und Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter, zweitens aber — in 


noch ſtärkerer Weiſe — der Ergiebigkeit, der Produktivität der 
einzelnen Produktionszweige und ⸗mittel. Es iſt vielleicht Ober 
flüſſig, zu bemerken, daß gerade dieſe Verſchiedenheit — auch inner⸗ 


halb desſelben Produktionszweiges, zum Beiſpiel in der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Urproduktion — in der jetzigen Wirtſchaftsverfaſſung zu 


der Erſcheinung gewiſſer Differentialrenten führt. Vermutlich auch 
der Unternehmergewinn hat in dieſer Erſcheinung ſeine Wurzel. 


Wenn nun in einer kommuniſtiſchen Wirtſchaftsordnung dieſe 


Differentialrenten, alſo die Monopolſtellung einzelner Produktions⸗ 
zweige auch abgeſchafft werden, an der Tatſache der beſſeren oder 
ſchlechteren Produktivität könnte eine kommuniſtiſche Geſetzgebung 
doch nichts ändern. Wenn alſo die Ergebniſſe aus dieſen verſchie⸗ 
denen Betrieben bei einer zentralen ſtatiſtiſchen Stelle geſammelt 
werden, und auf Grund derſelben die auf die Arbeitsſtundeneinheit 
entfallende Gütermenge feſtgeſetzt wird, ſo würde jedenfalls eine 


R gerechtere Verteilung wie die heutige zuſtande kommen, denn jeder 


würde gemäß ſeinen Leiſtungen ſeinen Teil aus dem Volksreichtum 


erhalten, aber — worauf es uns hier allein ankommt — die neu⸗ 
konſtituierte Werteinheit: Arbeitsſtunde müßte ſich keineswegs in 
der Wirklichkeit auf die Weiſe konkretiſieren, daß die auf die Arbeits⸗ 
ſtunden⸗Einheit entfallende Gütermenge auch wirklich Produkt einer 


Stunde Arbeit wäre. 

Die Arbeitsſtunden⸗Einheit iſt eben keine konkrete Werteinheit. 
Sie iſt nicht materiell umſchrieben, wie es früher die Gewichts⸗ 
einheiten der Edelmetalle, wie es auch die Stücke gewiſſer Muſcheln uſw. 
als Werteinheiten geweſen ſind. Sie iſt vielmehr von jeder mate⸗ 
riellen Umgrenzung losgelöſt, eine abſtrakte Wertgröße. Gerade ſo 


wie die Krone der gemeinſamen öſterreich⸗ ungariſchen Währung 
während des Krieges nicht mehr einer gewiſſen Goldmenge ent⸗ 


ſprach und nicht mit ihr gleichbedeutend war, ſo iſt die Arbeits⸗ 
ſtunden⸗Einheit auch nicht gleichbedeutend mit einer Stunde geleiſteter 


Arbeit. So wie die Krone nur mehr eine Abſtraktion von etwas 


Geweſenem, von einem gewiſſen Bruchteil des Pfundes Gold dar⸗ 
ſtellte, aber nicht mehr metalliſch definierbar, alſo nur mehr eine 
imaginäre Wertgröße war, ſo auch die Arbeitsſtunden⸗Einheit; ſie 
iſt nur gedanklich vorhanden, ſie iſt eventuell von der Staatsmacht 
proklamiert, aber ihre wahre Größe iſt keine konkret gegebene, ſon⸗ 


N dern ſie beſteht in einer jederzeit wechſelnden Beziehung zu den 
anderen Gütern. | | Ä dë 
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Wenn demnach die ſeitens der Kommuniſten vorgefundene 
Kroneneinheit der öſterreich⸗-ungariſchen Währung ihrem Weſen nach 
mit der Einheit, Arbeitsſtunde genannt, identiſch war, dann Tonn ` 
dieſer Kommuniſtenwährung nicht zum Vorwurf gemacht werden, 
daß ſie an der Kroneneinheit feſthielt. Es wäre unnütze Mühe ge— 
melen, einen To großen Apparat zu dieſem Zwecke in Bewegung zu 
ſetzen, wenn dadurch nichts erreicht werden konnte, zumal eine ge— 
rechte Verteilung — und allein das war bezweckt — auf anderem 
Wege, zum Beiſpiel durch eine geſunde Lohn- und Preispolitik 
herbeizuführen war. Es iſt keine neue Sache, daß revolutionäre 
Bewegungen der Maſſe dieſen Punkt unſerer Wirtſchaft in den 
Mittelpunkt ihrer Angriffe geſetzt haben. Viele Reformatoren wollten 
bereits die Verteilung auf die Grundlage der Arbeit ſtellen. Dabei 
iſt dieſer Punkt unweſentlich für eine Umgeſtaltung der Ber: 
teilung, da doch — wie wir ſehen — als Werteinheit die Krone 
gerade ſo beſtehen kann wie die Arbeitsſtunde. Es iſt eine 
Naivität, an Außerlichkeiten derartig haften zu bleiben; nicht die 
Geldpolitik, ſondern viel tieferliegende Gründe — die wir bei der 
Unterſuchung der Notwendigkeit eines neuen „kommuniſtiſchen“ Geld— 
ſyſtems kurz erwähnen wollen — ſind ſchuld an der Ungerechtigkeit 
der heutigen Verteilung; an ihnen muß das Werk der Reform 
anſetzen. 


Zwiſchen dem Weſen der Einheit des „kapitaliſtiſchen“ und des 


„kommuniſtiſchen“ Geldes iſt demnach eine weitgehende Ahnlichkeit 
vorhanden. Das heißt, das Weſen und die Benennung der Einheit 
jenes Geldſyſtems, welches die Kommuniſten in Ungarn eingeführt 
haben, hätte noch keinen weſentlichen Unterſchied zwiſchen dieſem und 
dem alten Geldſyſtem dargeſtellt. | 
Aber auch das Prinzip, auf welchem die Zirkulationsfähigkeit 
dieſes „kommuniſtiſchen“ Geldes beruht hat, iſt für eine „kapitaliſtiſche“ 
Währung zuläſſig. Denn die oft laut gewordene Kritik gegenüber 
der bolſchewiſtiſchen Geldpolitik, welche an Stelle der bisherigen Be— 
ziehung der Noten zum Gold nunmehr ein feſt umſchriebenes Ver- 
hältnis zwiſchen Noten und Geſamtheit des Volksvermögens fordert, 
um den Wert des Geldes von dieſem abzuleiten, iſt nicht ſtichhaltig. 
Es iſt eine völlige Verkennung des Geldes, wenn man immer wieder 
auf eine Deckung drängt, um den Noten den Charakter einer mit 
Pfand geſicherten Forderung gegen den Staat zu verleihen. Man 
kann ſich mit dem Gedanken nicht abfinden, daß ein Papiergeld 
durch feine Umlaufsfähigkeit und feine Zahlkraft allein eine Be 
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% 
Ee dem Beſitzer gewährt; man will ſich materiell mit Gold 


irgendwie dem Bedarfe gemäß ſtattgefunden hätte, und durch Über⸗ 


häufung keine Entwertung herbeigeführt worden wäre, dann hätten 
die Noten trotz der mangelnden Deckung vollwertig fein können. In. 


einer Wirtſchaftsordnung, wo an Produktionsmitteln kein Privat⸗ 


eigentum beſtand, wäre eine Art von Verpfändung an und für ſich 


abſurd geweſen. 
Nicht dadurch, daß das Somjetgelb Papiergeld war, ſondern 


durch früher beſprochene Gründe iſt das Scheitern dieſes Syſtems 
herbeigeführt worden. Wenn von dieſen — der Theorie willen — 
abgeſehen wird, ſo kann man ſich recht gut vorſtellen, daß auch unter 


dieſen gegebenen hiſtoriſchen Verhältniſſen, alſo in der ungariſchen 


befriedigen oͤder zumindeſt dadurch, daß man eine Forderung in der 
Note zu beſitzen glaubt. Wenn die Kontingentierung der Emiſſion 


d kommuniſtiſchen Wirtſchaftsverfaſſung, eine Geldform möglich geweſen CH 


wäre, welche nicht nur ihrer Einheit, ſondern ihrer ganzen Beſchaffen⸗ 


weſen. Hiermit ſoll geſagt werden, daß die vollkommene Ungedeckt⸗ 


heit der ungariſchen Sowjetnoten nicht dazu führen darf, in dieſer 


Eigenſchaft den „kommuniſtiſchen“ Charakter dieſes Geldes zu er⸗ 


blicken, vielmehr iſt das eine in „kapitaliſtiſchen“ Staaten auch wohl⸗ 
bekannte Eigenſchaft. Aber wenn man ſich auch ein anderes voll⸗ 
kommeneres „kommuniſtiſches“ Geldſyſtem vorſtellt, wobei zwiſchen 
ausgegebenen Noten und Gütergeſamtheit ein geſundes Verhältnis 
beſteht, auch da wird die Menge der in Verkehr ſich befindlichen 
Noten von dem komplizierten Verkehrsbedürfnis der Wirtſchaft nicht 
von der Stückzahl oder arithmetiſch ausdrückbaren Menge der Güter 
beſtimmt. Dieſes letztere wäre der Fall nur bei einem Güter⸗ | 
anweiſungsſyſtem, wo jede Anweiſung ſozuſagen der Eigentumsſchein, 
der Depotſchein eines gewiſſen Gutes wäre. Bei einem Geldſyſtem 


aber, mit nicht auf das Individuum und ein gewiſſes Gut lauten⸗ 


| der Umlaufsfähigkeit des Geldes ab. 


Währung — in Knapps Terminologie I, welche aus der Umlaufs⸗ 
fähigkeit, folglich aus der vom Verkehr anerkannten Zahlkraft des 


— 


Das iſt aber für eine „kapitaliſtiſche“ Wirtſchaftsverfaſſung 


heit nach mit einer kapitaliſtiſchen Geldart große Übereinſtimmungen 
aufweiſt; ſie wäre alſo ſchlechthin eine „kapitaliſtiſche “ Währung ge⸗ 


— 


den Scheinen, leitet ſich der Wert von der Verkehrseigenſchaft, von 


nichts Neues; wir ſehen dann eine ſtreng durchgeführte autogeniſche , 


Geldes ausgeht und jede anderweitige Befriedigung des Beſitzers 


ab ovo ausſchließt. Mit anderen Worten, es wäre der Fall der 
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; 5 
reinen Nominalität geweſen. Das konnte nicht dadurch beeinträchtigt 


werden, daß eine alte Einheit, die Krone, beibehalten wurde, denn 


die Krone ſelbſt war zur Zeit nicht mehr metalliſch definierbar. 


Aber hätte man auf der anderen Seite dieſes Syſtem auf Arbeits- 


ſtunden⸗Einheiten baſieren können, fo wäre trotzdem der kapitaliſtiſche 
Charakter dieſes Geldes in den Vordergrund getreten, und man hätte 


dann ein „kapitaliſtiſches“ Geld mit Arbeitsſtunden⸗Einheit erlebt. 


Wenn man ſich alſo unter „kommuniſtiſchem“ Geld tatſächlich 


ein Geld — etwa in der Form, wie es in Räte⸗Ungarn beſchaffen 


war — vorſtellt, ſo iſt das kein „kommuniſtiſches“, ſondern ein 
„kapitaliſtiſches“ Geld, eigentlich nur einfach: Geld. Es bleibt noch 


das Güteranweiſungs⸗Syſtem. In Räte⸗Ungarn hätte es nicht die 
Möglichkeit des Beſtehens gehabt; tiefliegende, wirtſchaftliche Ur⸗ 

ſachen hätten es automatiſch ausgeſchaltet und hätten aus ihm ein 
Papiergeldſyſtem, wie es auch tatſächlich beſtanden hat, gemacht. 


Denn mit der Wirtſchaftsverfaſſung in Ungarn iſt nicht die Kategorie 


der Güteranweiſung, ſondern die des Geldes theoretiſch vereinbar 


geweſen. 


Rätewirtſchaft einerſeits und der Städte⸗ und geſchloſſenen Haus⸗ 


wirtſchaft anderſeits zurückgreifen. Wenn die bisherigen Unter⸗ 


ſuchungen gezeigt haben, daß die ungariſche Rätewirtſchaft, wie ſie 


für ſich gefordert hat, iſt mit Recht die Frage zu ſtellen, ob dann. 


d 


Um dieſe tieferliegenden Gründe, aus denen Dä das erklärt, 
aufzuſuchen, wollen wir nochmals auf unſere Parallele zwiſchen 


hiſtoriſch gegeben war, unbedingt ein „kapitaliſtiſches“ Geldſyſtem 


auch die geſchloſſene Hauswirtſchaft mit dem vereinbar wäre? Das 


das ganze Wirtſchaftsleben waltende Autorität gehört; ohne ſie kann 


man ſich eine geſchloſſene Hauswirtſchaft keinesfalls vorſtellen. Von 
ihr müſſen alle wirtſchaftlich erheblichen Funktionen abhängen, ihr 
obliegt die Verteilung der Rollen in der Produktion, ihr die Ver⸗ 
teilung der Güter, während in der freien Wirtſchaft jeder nach 


eigenem Intereſſe, nach Maßgabe ſeiner wirtſchaftlichen Kraft, nach 


Maßgabe der Preiſe, ſeine Tätigkeit freiwillig hatte wählen können. 
Und dieſe das Individuum bewegenden Gründe haben in unferer 


Wirtſchaft ihren Ausdruck im Gelde gefunden; die Funktion des 


Geldes iſt dasjenige, was in ſeiner Geſamtheit auf die Autorität, 


auf den Willen dieſer führenden Perſon in der geſchloſſenen Haus⸗ 


wirtſchaft übergeht. Und hiermit iſt in ihr auch das Geld aus⸗ 


geſchloſſen. 


iſt entſchieden zu verneinen, weil zum Weſen der letzteren eine über 
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In der kommuniſtiſchen Wirtſchaft hingegen iſt die Frage der 
Autorität durchaus noch nicht entſchieden. Die zentraliſierte Leitung 
iſt auch hier durchgeführt; aber die Gebundenheit, die Unbeweglich⸗ 


keit, die mit der Unbedingtheit der Autorität durchgeführt iſt, wäre 


hier nur dann vorhanden, wenn das Prinzip der menſchlichen Gleich⸗ 
heit ganz unerbittlich Tonjequent zur Anwendung käme. Dann tritt 
ein unbewegliches Dogma an die Stelle der Gewalt einer perſön⸗ 


ek lichen Autorität. Es liegt auf der Hand, daß der Unterſchied hier 
nur in der Form beſteht; dem Weſen nach iſt es gleichgültig, ob in 


der Gewalt einer Perſon oder in einem Dogma die Autorität ver⸗ 
körpert iſt. Nur dann, wenn dieſes Dogma der Gleichheit in allen 
Einzelheiten ſtarr durchgeführt iſt, kann eigentlich von einer wirk⸗ 
lichen Parallelität zwiſchen den beiden erwähnten Wirtſchaftsgebilden 

geſprochen werden, nur dann iſt Kommuniſtenordnung der Wirt⸗ 
ſchaft tatſächlich autoritativ, nur dann iſt das Geld als ſolches mit 


| ihr unvereinbar. Was aber eine fo autoritativ eingerichtete Wirt⸗ 


ſchaft für das Individuum, für das geſamte Wirtſchaftsleben eines 
ſo groß entwickelten und differenzierten Gebietes, wie es die heutigen 
Staaten alle ſind, bedeuten würde, kann man ſich kaum vorſtellen. 
Denn nur die Interpretation der Gleichheit: „jeder nach ſeinen 


Bedürfniſſen“, alſo die zahlenmäßige, arithmetiſche Gleichheit ſchafft 


eine Gebundenheit, welche der durch die Autorität in der cee 


Hauswirtſchaft geſchaffenen entſpricht. 


Wenn aber die Gleichheit der Menſchen nur Sek Die Weile | 
ausgelegt wird, daß „jeder. nach ſeinen Fähigkeiten, jeder nach ſeiner 
Leiſtung“ erhält, dann iſt das Syſtem der autoritativen Ordnung 


| durchbrochen. Denn fobald dem Individualwillen ein Spielraum 


gelaſſen, die Wahl zwiſchen mehreren Möglichkeiten geſtattet, ja die 


Beeinfluſſung der ihm zufallenden Gütermenge durch mehr oder 


minder geſteigerte Arbeitsleiſtung möglich gemacht wird, dann kann 
von einer autoritativen Wirtſchaft nicht mehr die Rede ſein. Hier 
tritt die individuale Freiheit auf, welche das Güteranweiſungsſyſtem 


nicht vertragen kann. Wird nämlich die Beteiligung des Einzelnen 


an der Gütergeſamtheit vom Individualwillen abhängig gemacht, fo 


muß die Zentrale, welche die Verteilung vornimmt, mit ſchwanken⸗ 
den Faktoren arbeiten, die Verteilung kann nicht mehr in der ge: 


forderten, autoritativen Weiſe vorgenommen werden. Wird aber 


dem Individuum dieſe Freiheit gewährt, ſo müſſen auch andere noch 
hinzutreten. Die ihm gegebene Kompenſation, die Arbeisquittung, 
muß eine allſeitige Befriedigung zulaſſen. Sie muß übertragbar 
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ſein, alfo nicht auf die Perſon lauten; fie darf auch nicht auf ein 


beſtimmtes Gut lauten; denn das alles beſchränkt die Möglichkeiten 
ihrer Verwendung. Oder will man vielleicht die Gebundenheit dieſer 
Güteranweiſungen nur zur Hälfte in Bezug auf primäre Güter an⸗ 
wenden und die anderen in jeder Beziehung frei zu benutzen gr: 
ſtatten? Dann müßte dieſe Hälfte, indem ſie übertragbar iſt, nicht 
auf ein beſtimmtes Gut lauten und ihre Gültigkeit nicht nach einer 
feſtgeſetzten Friſt verlieren (wie die andere Hälfte), nicht mehr Güter⸗ 
anweiſung, ſondern Geld ſein. Und endlich muß dem Individuum 
die Freiheit gewährt werden, die erhaltenen Arbeitsquittungen wann 
immer zu verwenden; ihre Gültigkeit darf nicht an eine Friſt ge⸗ 


bunden ſein. Mit anderen Worten, es ſoll auch das Sparen, das 


Vermögenſammeln ermöglicht werden; das ergibt aber für die Ver⸗ 


teilungskalkulation eine wahre Unmöglichkeit, da doch die Zentrale 


nur zur Aufgabe haben kann, die jeweils zur Verfügung ſtehenden 
Güter und die zur ſelben Zeit umlaufenden Arbeitsquittungen — über 
das zur Produktion derſelben Güter notwendige Arbeitsquantum — 
miteinander in Beziehung zu ſetzen; von früher her umlaufende 
Anweiſungen können nicht einkalkuliert werden. 

Mit einem Wort fordert die individuale Freiheit — wenn ſie 
angenommen wird — von der dem Arbeiter gegebenen Kompenſation 


Eigenſchaften, welche das Syſtem der Güteranweiſungen nicht zu⸗ 


laſſen kann. Denn die Güteranweiſung iſt auf die Perſon ausgeſtellt, 
alſo nicht übertragbar; ſie lautet mehr oder weniger auf beſtimmte 


Güter, iſt alſo nicht verkehrsfähig; und endlich iſt ihre Gültigkeit 


an eine beſtimmte Friſt gebunden, iſt alſo nicht theſaurierbanr. Wo 
anders kann dem Arbeiter für ſeine Arbeit ein feiner Verfügungs⸗ 
gewalt derartig entzogenes Entgelt gegeben werden, wie in einer 
Wirtſchaftsordnung, wo volle Autorität herrſcht? Alle Eigenſchaften 
der Güteranweiſung weiſen auf dieſe Autorität hin. Sie verkörpern 
ein in jeder Beziehung beſchränktes Recht zum einmaligen Bezuge 
beſtimmter Güter. Werden aber dieſe Beſchränkungen aufgehoben, 


ſo ſteht ein in freier Wirtſchaftsordnung zirkulationsfähiger Tauſch— 


vermittler: Geld, vor uns. 

Die Frage nach dem autoritativen oder nichtautoritativen Weſen 
einer Wirtſchaftsordnung iſt das Kernproblem, welches über den 
dazugehörigen Tauſchvermittler Aufklärung geben wird. Unſere 
theoretiſche Frage iſt alſo dahin zu beantworten: 


1. eine autoritativ geregelte Wirtſchaft ſchließt die Kategorie 


des Geldes aus. Wohl iſt ein Syſtem der Güteranweiſungen 
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theoretiſch möglich, aber nur da, wo das Dogma der Gleichheit 


` ſtarr durchgeführt iſt. Dieſe Güteranweiſungen aber unterſcheiden 
ſich in ihrer allſeitigen Begrenztheit vom Gelde. Inwieweit das 


Güteranweiſungsſyſtem auch auf Grundlage der dogmatiſchen Gleich⸗ 
heit in einem ſo ſtark differenzierten Wirtſchaftskörper, wie die 


heutigen Staaten es alle ſind, durchzuführen wäre, wollen wir nicht 


weiter unterſuchen; 


2. ſobald die autoritative Ordnung der Wirtſchaft mit dem 
Individualismus durchbrochen wird, verträgt das Wirtſchaftsleben 


nicht mehr die Kategorie der Güteranweiſung, ſondern fordert an 
ihrer Stelle das Geld. Ge 

Geld oder Güteranweiſung: das lehrt uns die Theorie Wohl 
iſt es, möglich, daß ſich die Praxis mit Halbheiten — wie wir's im 


konkreten Fall des ungariſchen Bolſchewismus geſehen haben — aus⸗ 


hilft, aber mit der Zeit zeigt ſich die Tendenz, der Theorie recht 


du geben und die Alternative in der einen oder 8 a 
zu entſcheiden. Ä 


Hat und die Theorie die MS dieſes „kommuniſtiſchen“ 


Geldſyſtems bewieſen, ſo zeigt uns die Wirtſchaftspolitik nicht minder, 


daß es auch gar nicht wünſchenswert iſt. Zur Beurteilung dieſer 


Frage müſſen wir uns das Ziel, welches mit einem neuen Geldweſen 


verfolgt wird, vor Augen halten: die Umwandlung der heutigen 


ungerechten Verteilung. 


Wie weiter oben geſagt, iſt es durchaus keine neue Erſcheinung, | 


daß bei revolutionären Bewegungen die Verteilung zur Zielſcheibe 


aller Angriffe gemacht wird; ja wir begegneten ſchon Beſtrebungen, 
die die Verteilung auf die Grundlage der Arbeit ſtellen wollten. 


Es iſt leicht erklärlich, warum die revolutionäre Maſſe immer die 
Verteilung zunächſt reformieren will. In ſolchen Zeiten leidet 
nämlich das Wirtſchaftsleben — wie es mannigfach bewieſen wurde — 
meiſtens an ſchweren Krankheiten. Als Symptome ſind für die 
Maſſe in erſter Linie die Mißſtände der Verteilung ſichtbar, da ſie 


ihr — wenn ſie dann zur Macht gelangt — auch am leichteſten 


eben am meiſten von ihnen betroffen wird; dieſe Mißſtände ſind 


— 


greifbar. Aber wie eine Krankheit durch Behebung gewiſſer be⸗ 


gleitender Symptome nicht aus der Welt geſchaffen wird, ſo ergibt 


ſich für das Wirtſchaftsleben auch keine radikale Heilung, allein 


durch die Reform der Verteilung. Daß die Verteilung nur eine 
Seite des geſamten geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Prozeſſes 


Ki 
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it, wird von der Maſſe meiſtens nicht erkannt; man will fie als 


ſelbſtändig daſtehendes Ganzes behandeln und ſieht nicht, daß die 
Mißſtände der Verteilung nur Begleiterſcheinungen viel ſchwererer 
Übel ſind. 

Deshalb iſt es als großes Ereignis der neueſten Zeit zu be⸗ 
grüßen, daß ſich der Sozialismus der Verteilung neuerdings — in 


Schrift und Praxis — in einen Sozialismus der Produktion zu 
verwandeln im Begriffe ſteht. 


Die Konzentration aller Reform auf die Verteilung iſt an und 
für ſich ein Haftenbleiben an Außerlichkeiten. Ein weiteres Haften⸗ 
bleiben iſt es aber, wenn man die Reform der Verteilung nicht an 
ihr ſelbſt, ſondern mit Hilfe eines ihr dienenden Organes, des Geldes, 
durchzuführen beſtrebt iſt. Die Einführung der Arbeitsſtundeneinheit 
hätte — wie wir geſehen haben — gar keine Anderung des Geld— 
weſens zur Folge gehabt; offenſichtlich iſt es nur eine Täuſchung, 
nur eine Überſchätzung des Außeren. Und doch war das die Grund: 
idee, auf welcher die ganze Geldordnung neu geſchaffen werden ſollte. 
Alle weiteren Maßregeln, alle Anderungen haben ihre Wurzel in 
ihr. Für das Geldweſen ergibt ſich aus ihr eine vollkommene Un⸗ 
möglichkeit, und der Gerechtigkeit der nn iſt nicht mit ihr. 


gedient. 
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Die | 
ſpaniſch⸗ portugieſiſche Auswanderung 


Von Dr. D. Quelle 


Profeſſor der Wirtſchaftsgeographie an der Aniverſität Bonn 


Inhaltsverzeichnis: Einleitung S. 141. — L Spanien ©. 141—165. — 
Urſachen der Auswanderung S. 148. Ziel der Auswanderung S. 157. 


Folgen der Auswanderung S. 163. — II. Portugal S. 165—172.— 


Schlußbetrachtungen S. 171. 


SS“ mehr als zwei Jahrzehnten beſchäftigt die Auswanderung 
aus den Ländern der Iberiſchen Halbinſel die dortigen Re⸗ 


` gierungen, die Parlamente und die Nationalökonomen in ſteigendem 


Umfang. Denn die Auswanderung aus Spanien wie aus Portugal 
hat ſeit der Jahrhundertwende einen ſolchen Umfang angenommen, 
daß ſie für das Wirtſchaftsleben beider Länder bereits einſchneidende 


Folgen gezeitigt hat, deren Erörterung in der Tagespreſſe wie in den 


wirtſchaftlichen Fachzeitſchriften einen breiten Raum einnimmt. Wäh⸗ 


rend aber die Auswanderung aus der italieniſchen Nachbarhalbinſel in 
| | der deutſchen volkswirtſchaftlichen Literatur ſchon vielfach in umfang⸗ . 
reichen Einzelmonographien und Aufſätzen eine zum Teil recht aus⸗ 


führliche Behandlung erfahren hat, ſucht man hier vergeblich nach 
auch nur den beſcheidenſten Notizen über die ſpaniſch⸗portugieſiſche 
Auswanderung. Und doch bietet dieſe ſo außerordentlich viel Eigen⸗ 
artiges, daß eine kurze Darſtellung, die auf die wichtigſten mit dieſer 
Auswanderung zuſammenhängenden Probleme eingeht, hier wohl am 
Plat iſt. 

Unſere Ausführungen ſtützen ſich al auf ein ſchon ziemlich 
E ee amtliches Material wie auf die Durchſicht zahlreicher 


Bücher wie Zeitſchriftenaufſätze, anderſeits aber auf perſönliche 


Beobachtungen, die der Verfaſſer auf drei- Reifen in einem der 
Hauptauswanderungsgebiete Südſpaniens in verſchiedenen Jahren 
N hat. 


, L Spanien 
Auf Grund der Zuſammenſtellungen, die wir der amtlichen 


Statiſtik entnehmen, bewegt ſich die ſpaniſche Auswanderung von 


1882—1916 in folgenden Ziffern: 
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Spaniſche Auswanderung 1882 1916 


1882. 71 806 18900 63.020 
1888. 59 261 | 191 56 906 
1884 oan 0b 51593 
SS 4.20% 40 316 1900. 57 261 
18889. 62 025 190 87 291 
E EE 66 979 195ĩ. 126 067 
188989 . 76 398 190. 126 771 
188ù 999. 125 807 1907 3 130 640 
1890. 65 8600 19089. 159 137 
18911. 68 037 19099. 142 717 
1892 66 406 1910 2.2.2... 191 761 
E SR 76 526 1911 48 175 567 
184 2.2.2... 81 189 1919292 u 241 464 
18999. 121 166 1913 1. 203 354 
1899 166 269 1914. 110 287 
18977 78 535 19155. 84 646 
„„ 59 543 191 „ 90 294 
1899. 53 862 


Die ſpaniſche Auswanderungsſtatiſtik der Neuzeit wird von zwei 
verſchiedenen amtlichen Stellen bearbeitet, infolgedeſſen weichen auch 


. 


die Auswanderungsziffern ganz erheblich voneinander ab, wie fol 7 


gende Überſicht zeigt: 


* 


Auswanderung 1913 1916 
nach der „Estadistica de la nach der „Estadistica del Consejo 


Emigraci6n € Inmigraciön“ Superior de Emigracion“ 
1913 | 203 354 EN 151 000 
1914 .. 110 287 66596 
1915 84 646 50 359 
1916 90 294 62 247 


Dieſe auffallenden Unterſchiede in den beiden amtlichen Sta⸗ 
tiſtiken werden ſofort verſtändlich, wenn man nach den Geſichts— 
punkten forſcht, die der Aufnahmeſtatiſtik der Auswanderer zugrunde 
liegen. Die vom „Geographiſch⸗Statiſtiſchen Inſtitut“ in Madrid 
veröffentlichte Aus⸗ und Einwandererſtatiſtik umfaßt ſämtliche das 
Mutterland verlaſſende Bewohner, gleichgültig, ob dieſe nach dem 
benachbarten Frankreich, Portugal oder Algier gehen, oder nach 
Südamerika oder den Hawaii⸗Inſeln. Die Statiſtik des „Consejo 
Superior de Emigraciôn“ dagegen verſteht unter Auswanderern 
nur die Perſonen, die nach § 2 des Auswanderungsgeſetzes vom 
21. Dezember 1907 mit Fahrkarte dritter Klaſſe nach „Amerika, 
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Aſien und Ozeanien“ auswandern. Es wäre dringend erwünſcht, 
wenn in Zukunft auch von dieſer Behörde die Auswanderung nach 
Afrika und den e Ländern mit in die Statiſtik einbezogen | 
würde. 


Überblidt man bie Statiſtik der letzten 35 Jahre, fo ift ein 
dreimaliges Anſchwellen der Auswanderung in den achtziger Jahren, 
in der Mitte der neunziger Jahre und von 1904 an deutlich erkenn⸗ 
bar. Von 1884— 1889 verdreifachte fie ſich; von 1902 — 1912 hat 
ſie ſich faſt verfünffacht, um dann unter dem Einfluß des Krieges 
ſtark zurückzugehen. 

Noch klarer tritt die Baie der . BE 
wenn man die mittlere jährliche Auswandererziffer für je fünf 
Jahre ermittelt. Dann haben wir im Jahrfünft 1890/94 im Jahres: 


mittel 71604 Auswanderer; und dieſe Zahl ſchwillt 1910/14 auf 


184487 an. Nur das Jahrfünft 1900/1904 zeigt einen Rückgang, 


der ſich aus dem Verluſt der ſpaniſchen Kolonien in Weſtindien 
nach dem ſpaniſch⸗amerikaniſchen Krieg erklärt. 


Drei Fragen erheben ſich vor allem bei der Betrachtung der 
ſtetig angeftiegenen ⸗ſpaniſchen Auswanderung: 
1. Welche Urſachen liegen dieſer Auswanderung zugrunde? 
2. Wohin richtet ſich die Auswanderung? 
3. Welche Folge hat die Auswanderung für das Mutterland? 
Betrachten wir zunächſt die Urſachen der Auswanderung, ſo 
ſehen wir, daß uns hier die amtlichen Statiſtiken nur für eine ſehr 


kurze Zeit zuverläſſige Angaben bringen. Die amtliche Auswande⸗ 


rungsſtatiſtik gibt uns zwar ſeit längerer Zeit ſchon die berufliche 
Gliederung der Auswanderer in großen Zügen an, aber eine Sta⸗ 
tiſtik für die Auswanderung aus den einzelnen Landſchaften und 
Provinzen beſitzen wir erſt ſeit 1911. Bis 1910 ſind wir alſo auf 
Schätzungen angewieſen, für die die Auswandererziffern aus den 


Einzelhäfen eine willkommene, wenn auch nicht au Dän Aus⸗ 
kunft geben. 


Die berufliche Gliederung der Auswanderer, die für die ganze 
hier in Frage kommende Zeit eine äußerſt gleichmäßige Zuſammen⸗ 
ſetzung aufweiſt, läßt für die Jahre 1901-1911 die folgende Sta⸗ 
tiſtik erkennen: 
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— * ber Auswanderer (in Prozent) 


Ohne Alter Kinder g 


Offizielle“ Land— | Hand- | Be 
h ruf und 
Jahr 5 8 1 wirt⸗ | 15 | | bzw. ohne Beruf | 11475 
| rung | ſchaft Keele 1 bekannt Jahren. 
; d | 
1891—1900 | 27,81 | 38,16 243 | 870 10,69 3,43 | 878 
‚1901 1,03 47,20 3,29 | 1206 21,81 235 12,36 
1902 0,63 | 46,38 | 3,04 | 13,33 | 24,98 | 0,67 10,97 
1903 044 51,17 2,38 14,47 19,50 081 11,23 
1904 0,26 | 54,72 2,05 | 1049 17.42 06 | 1441 
1905 0,19 | 49,58 | 3,29 | 9,32 | 1909 | 043 18,0 
1906 022, 3684 | 405 | 900 28,56 0,54 | 20,79 
1907 089 30,64 6.52 10.58 33,64 044 17.29 
1908 0,43 32.62 566 36,70 0,63 17,4 
1909 0,22 | 3720 6.10 | 930 | 31.02 | 0.63 15,53 
1910 020 | 4068 402 | 8,28 31,59 0,52 14,71 
1911 0,19 51,11 4,78 9,47 21,81 | 047 12,7 


Dieſe here, Anſprüchen nicht völlig genügende Soit, 
ftellung ! erfährt nun durch eine neuere eingehende Statiſtik eine 
überaus dankenswerte Ergänzung, wenn auch die Endziffern für die 
Geſamtauswanderung von Wee oben angeführten Überſicht etwas 
abweichen. | 

Berufliche Gliederung der Auswanderer 1912—1916? 
(Ohne Kinder unter 9 Jahren und E unbefannten ee 


Ss 


Jahr | 
EEE 


5 1638,1466 55422|284.639 


Verkehr 
Militär 
Dienſtboten | 
Ohne Beruf 
Zuſammen | 


Induſtrie 
Handel und 
Geiſtliche 
Rentner 


Landwirt⸗ 
ſchaft 
Freie Berufe 


Handwerk u. 


1912 [147297 


10 543 12 385 4824 105 10 795 
1913 119542 11 337 13 654 3530169 223 861 
1914 | 58294 881014111 2155 135 93 9352062 428 313070118325 
1915 43941 6 565 10 754 1355 109 360 725 335 296 23768 88208 
1916 | 50802) 5 063 11445 12701610 97 733 350 252 22630| 92803 


419876042 31862 349 13 134681935 4049663203449 182204735627 


! 83975 8 464 12 470 2 627 136187 810/1326 690 36440 147125 


in Proz. 57,07 5,88 | 8,46 | 1,77 0,09 0,12 0,54] 0,85| 0,46| 24,76 100, 


| 


1 Nach „Estadistica de la Emigraciöon é Inmigraciön“, 1909—1911., 
Madrid 1912, S. X. 8 
Nach „Anuario Estadistico de Espafia“. Afio III, 1916. Madrid 


1917, S. 53. 


22471012 49077201652 
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Diefe Berufsſtatiſtik der Auswanderer iſt ſehr lehrreich; ge läßt | 


erkennen, daß die Hauptmaſſe der Auswanderer den landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufszweigen obliegt. Bleibt ihre Zahl 1907 und 1908 
etwas unter ein Drittel der geſamten Auswanderer zurück, ſo hält 


ſie ſich doch meiſt um 50 /, geht vielfach, aber darüber hinaus. 
Wir werden alſo in der Lage der ſpaniſchen Landwirtſchaft eine 
der Haupturſachen der Auswanderung zu erblicken haben. | 

An zweiter Stelle ſteht die Gruppe der Berufslofen, bzw. 


ſolcher, die keine Berufsangabe gemacht haben. Nirgends findet Wéi ` 
eine Aufklärung darüber, wen wir zu dieſer Gruppe zu rechnen 
haben. 1911 ſagte mir in Almeria der dortige Auswanderungs⸗ 
inſpektor, daß der größte Teil derer, die über Almeria auswanderten 


und ſich als berufslos bezeichneten, landwirtſchaftlich in irgendeiner 


d 
ë 


Weiſe tätig geweſen wären. Faſt 25% aller Auswanderer kommt 
im Durchſchnitt auf dieſe berufsloſe Gruppe. 

Von allen anderen Berufsgruppen entfällt die größte Zahl auf 
Handel und Verkehr ſowie Handwerk und Induſtrie. Wer eigentlich 
zu der Gruppe „Offizielle Auswanderung“ gerechnet wird, darüber 
gibt keine der mir vorliegenden Statiſtiken eine Aufklärung. 

Wir ſehen aus der Tabelle, daß es in erſter Linie alſo Land⸗ 
arbeiter ſind, die etwa die Hälfte aller ſpaniſchen Auswanderer aus⸗ 
machen. Wir dürfen alſo annehmen, daß es die ungünſtige Lage 
der ſpaniſchen Landwirtſchaft iſt, die die Bevölkerung hier zur Aus⸗ 
wanderung zwingt. Da erhebt ſich die Frage: Aus welchen Teilen 
Spaniens wandert die landwirtſchaftliche Bevölkerung ab? Sind 


es die großen Getreidekammern von Alt⸗ oder Neukaſtilien? Oder 


ſind es die geſegneten Agrumenanbaugebiete der Mittelmeerprovinzen? 
Oder etwa die Getreide⸗ und Olbaumkulturgebiete Niederandaluſiens? 

Erſt ſeit 1911 ermöglicht es die nach Provinzen aufgeſtellte ug, 
wanderungsſtatiſtk, einen wirklich tieferen Einblick zu gewinnen, aus 
welchen Landſchaften ſich das Gros der Auswanderer rekrutiert. D 
Bis 1910 find wir auf allgemeine Angaben angewieſen ſowie die 
Ziffern der über die wichtigſten Auswandererhäfen das Land ver⸗ 


laſſenden Perſonen. Aus dieſen letzteren Angaben iſt erſichtlich, daß 


ſeit den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts in La Corufa ` | 


und Vigo in Nordweſtſpanien, ſpäter auch in Almeria in Süd⸗ 


ſpanien der größte Teil der Auswanderer ſich einſchiffte. Bei Vigo 
und La Coruna liegt hier allerdings der Verdacht nahe, daß dieſe 
beiden Häfen wegen ihrer vorzüglichen Lage von allen größeren nach 
Süd⸗ und Mittelamerika fahrenden e als Ane, 
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angelaufen und hier die zahlreichen ſpaniſchen Auswanderer, die ſich 
aus allen Teilen des Landes nach hier begeben, aufgenommen. 
werden. Daß dies N der Fall iſt, beweiſt uns die neuere 
Statiſtik. 

Die vier galiciſchen Provinzen Sorufa, Lugo, Pontevedra und 
Orenſe ſowie die beiden Nachbarprovinzen Oviedo und Leön ſtellten 
insgeſamt von 1911—1916 genau 50% aller ſpaniſchen Aus⸗ 


wanderer, die zum größten Teil in Vigo und La Corußna ſich ein: 


ſchiffen. Die ſechs ſpaniſchen Provinzen in der Nordweſtecke des 


Liandes liefern alſo die Hälfte des ſpaniſchen Auswanderungs⸗ 
ſtromes. Das iſt aber nicht erſt ſeit 1911 der Fall; auch in den 


vorgehenden Jahrzehnten ſchon war die Auswanderung aus dieſen 
Gebieten am größten und ſchon vor über 100 Jahren ergoſſen ſich 
Scharen galiciſcher Wanderarbeiter über die verſchiedenen Provinzen 
Spaniens, ehe ihnen die Möglichkeit geboten war, nach Überſee aus: 
zuwandern. 
Das andere große Auswanderungsgebiet Spaniens iſt der Süd: 
oſten des Landes einſchließlich der Baleariſchen Inſeln. Wir rechnen 
hierzu die Provinzen Malaga, Granada, Almeria, Murcia, Alicante, 
Valencia und die Balearen mit 14,4% aller Auswanderer der Jahre 
1911-1916. 

Das dritte Gebiet ſtarker Auswanderung ſind endlich die 
Kanariſchen Inſeln, auf die 5,7% der Auswanderer 1911—1916 


entfallen. Die drei genannten Gebiete ſtellen alſo mit 70,1% den 


größten Teil aller Auswanderer. In den übrigen Teilen Spaniens 
weiſen nur noch Salamanca, Zamora ſowie Santander eine nam— 
haftere Auswanderung auf, doch bleibt ihre Geſamtſumme weit So, 
den drei Hauptgebieten zurück. | 

Wenden wir uns zunächſt dem Nordweſten Spaniens zu, ſo 
ſehen wir, daß die dortigen ſechs Provinzen, ſehen wir von der 
durch das Vorkommen von Kohle und Eiſen bedingten Eiſeninduſtrie 
der Provinz Oviedo ab, einen faſt rein agrariſchen Charakter tragen. 
Von der landwirtſchaftlich nicht tätigen Bevölkerung widmet ſich der 
größte Teil der ertragreichen Küſten⸗ und Hochſeefiſcherei, die für 
die Ernährung der dicht wohnenden Bevölkerung von hoher Be: 
deutung iſt. 

Dieſer gebirgige Nordweſten Spaniens iſt der niederſchlag— 
reichſte Teil des Landes, wo auf weiten Flächen die jährliche Regen: 
menge weit über 1000 mm beträgt. Während im ganzen übrigen. 
Spanien die Trennung zwiſchen den niederſchlagreichſten Winter: 
* . 
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beinfluſſen in Nordweſtſpanien Ackerbau und Viehzucht ganz ein⸗ 
ſchneidend! Denn auf der hier in Kultur genommenen Fläche treten 
der Anbau des anſpruchsvollen Weizens, des wärmebedürftigen Wein⸗ 


ſtockes und Olbaumes und der Südfrüchte ganz zurück. Dagegen 
haben hier die Anbauflächen von. Roggen und Mais eine größere 


Ausdehnung” als in irgendeiner anderen ſpaniſchen Landſchaft. 


Ebenſo gedeihen hier vorzüglich unſere mitteleuropäiſchen Obſtarten, es 
und die eine intenfive Viehzucht begünſtigenden Wieſenflächen haben 


in dieſer feuchten Nordweſtecke ihre größte Verbreitung in Spanien. 


Dazu geſellt ſich ſchließlich noch der Anbau von Hülſenfrüchten aller 
Art, der hier ebenfalls die ausgedehnteſten Anbauflächen aufweiſt. 


»Von noch größerer Bedeutung als dieſe ganz mitteleuropäiſchen 


Charakter tragende Landwirtſchaft iſt aber für unſere Betrachtungen 
hier die Art der Verteilung des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes. 
Es iſt ſchon ſeit langer Zeit bekannt, und die Berichte zahlreicher 

Reiſender, die Nordſpanien beſucht haben, geben immer wieder da⸗ 
von Kunde, daß gerade der galiciſche Bauer ſich infolge einer über⸗ 
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nonaten und ſehr trockenen Sommermonaten ſehr ſcharf ift, haben 
wir hier auch in den Sommermonaten noch reichliche Niederſchläge. 
Dieſe größeren Regenmengen, verbunden mit hoher Luftfeuchtigkeit, 


mäßigen Bodenzerſplitterung in einer äußerſt beklagenswerten Lage 


> befindet. „Die Urſache hierfür,“ ſagt R. Alcaraz in einer Studie“ 


über das ſpaniſche Bodenkataſter, „liegt in dem Vorhandenſein eines 


der Gegend eigentümlichen Rechtsinſtitutes, des ſogenannten Foro. 


Das Foro, eine Art von Erbpacht, beſteht in einer für lange Zeit 


= gegen Zahlung eines vorher vertraglich ausgemachten Kanons gewährten 


Überlaſſung und den daraufhin eintretenden Beſitz von Grund und 


Boden. Die heute beſtehenden Mißſtände liegen nicht ſo ſehr in 
dem Vorhandenſein dieſes Vertrages, der im weſentlichen der juſtini⸗ 
aniſchen Emphyteuſis entſpricht, ſondern in der infolge des Erlaſſes 


der „Pragmätica del Interim“ durch Karl III. — die den Grund⸗ 
herren Ablöſungen unmöglich machte und die Inhaber der Grund⸗ 
ſtücke in ihrem Beſitze beſtätigte — eintretenden Verteilung der Rechte 


auf die Grundſtücke. Da die auf Grund des Foro ein Gut be⸗ 
ſttzenden Perſonen ſich nach dem Erlaß der „Pragmätica“ in ihrem 
Beſtz völlig ſicher fühlten, verliehen fie es ganz oder teilweiſe in 
|. spbtoro an dritte Perſonen. Da dieſer Prozeß ſich ins Unendliche 
weiter vollzog, ſo entſtanden Erbpachtrechte N . . | 


Se | 
Seet Agrarbkonomiſche Runbiejan I IW. 1913, on 10, S. 18719. E 
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nnd gar noch weiteren Grades.“ Die Folge davon war eine ganz über⸗ 
mäßig weit getriebene faktiſche und rechtliche Bodenzerſplitterung und 
hohe Landpreiſe. Der Ackerbau mußte auf den oft nur wenige Quadrat⸗ 
meter großen Parzellen unrentabel werden, und die Folge war eine 
ungewöhnlich ſtarke Auswanderung. Dieſe ſtarke Bodenzerſplitterung 

als Hauptgrund der galiciſchen Auswanderung wird auch an mehreren 
Stellen der engliſchen und deutſchen Konſulatsberichte, die über die 
e Wirtſchaftslage Galiciens berichten, beſonders hervorgehoben. 
Faſt alle dieſe Auswanderer find „labradores 6 jornaleros“ 
(Arbeiter oder Tagelöhner)“, und den Ausführungen mehrerer 
deutſcher Konſulatsberichte entnehme ich, daß es in erſter Linie 


Landarbeiter ſind. Damit ſtimmt auch überein, daß die meiſten der 


galiciſchen „Sachſengänger“ in anderen Teilen Spaniens als Land— 
| arbeiter Beſchäftigung ſuchen und finden. | 

Dieſe Ackerbauwirtſchaft auf den winzigen kleinen Flächen — 
minimifundio jagt der Galicier bezeichnender Weiſe — hat nun 
häufig noch unter der Ungunſt der Witterung zu leiden. Bleibt 
einmal die normale Regenmenge aus, ſo mißrät die Roggen- oder 
Hülſenfruchternte; dann fehlt es der genügſamen Bevölkerung an 
den allernotwendigſten und wichtigſten Nahrungsmitteln, und ſofort 
ſchwillt die Auswanderung an. Dann macht ſich die allgemein 
herrſchende Unbildung der landwirtſchaftlichen Bevölkerung ein⸗ 
ſchneidend bemerkbar. Da die meiſten Bauern nicht leſen und 
ſchreiben können?, ſo iſt es unmöglich, hier neue Methoden der 
Bodenbearbeitung einzuführen. Denn ebenſo zäh wie der Bauer 
Altkaſtiliens hängt der von Galicien an ſeinen uralten Ackerbau⸗ 
geräten feſt: dem wenig tiefpflügenden Pflug, dem uralten Dreſch— 
ſchlitten; auch Düngung der Felder iſt meiſt unbekannt, ſo daß die 
Erträge des Ackerbaues ſich auf niedriger Höhe halten müſſen. 
Ferner iſt von großer Bedeutung, daß eine zu große Bodenfläche 
landwirtſchaftlich noch nicht ausgenutzt wird. In der Provinz Coruna 
find noch 52 fly der Fläche nicht in Anbau genommen; in der Pro: 
vinz Lugo ſind es 77, 1%, in Orenſe 70% und in Pontevedra 
59,1%! | 

Vergegenwärtigt man ſich weiter, daß in der Provinz Coruna 
die mittlere Volksdichte 1910: 85,63 pro Quadratkilometer, in der 


1 La Emigracién Espanola Transoceänica. Madrid 1916, S. 233. 
2 „Es dificil encontrar en las aldess de Galicia un paisano que 
sepa firmar.“ La Emigraciön Espanola Transoceanies> Madrid 1916, 
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Provinz Pontevedra ſogar 112,80 pro Quadratkilometer beträgt, 


während ſie für ganz Spanien nur 39, 49 beträgt, alſo große Teile 


Galiciens außerordentlich dicht bevölkert ſind, ſo iſt klar, daß bei 
derartig weitgehender Bodenzerſplitterung, bei ſolch veralteten Acker⸗ 
baumethoden und ſo geringen Erträgen eine ſo dichte Bevölkerung 
gar nicht ernährt werden kann. Sie it einfach zur Auswanderung 
gezwungen. 

| Zu dieſen in dem rein agrariſchen Charakter des Landes be⸗ 

gründeten Verhältniſſen geſellen ſich aber noch eine Reihe weiterer 

5 Urſachen, die gerade in Nordweſtſpanien die Auswanderung fo ſtark 
haben anſchwellen laſſen. Neben dem weit verbreiteten Wucher it 
vor allem die außerordentliche Rührigkeit der Auswanderungsagenten 
hervorzuheben, die pro Auswanderer bis zu 5 Peſetas Prämie er⸗ 
halten. Die Leute, die dieſes Auswanderungsagenturgeſchäft treiben, 
ſind zumeiſt Kleinhändler, deren Tätigkeit in den eigenartigen 
ſiedlungsgeographiſchen Verhältniſſen begründet ift. In ganz Nord⸗ 
weſtſpanien herrſcht durchaus die Kleindörferei vor!; mit hunderterlei 

| Kleinigkeiten beladen ziehen dieſe Händler von Weiler zu Weiler, 
kommen alſo direkt mit ihrer ländlichen Kundſchaft in Berührung. 
Leicht A der unwiſſende Bauer zu beſchwatzen; beſonderer Erfolg 
wird dieſen Händlern bei der weiblichen Bevölkerung zugeſchrieben. 

Der Bauer, der ſieht, daß er trotz aller Bemühungen nicht vorwärts⸗ 

kommt, während andere drüben in Amerika in kurzer Zeit viel ver⸗ 

dienen, iſt dieſen Verlockungen der Händleragenten leicht zugänglich. 
Dieſer verſchafft ihm die Überfahrtkarte und begleitet ihn bis zum 
nächſten Hafen. Vielfach verpfänden die Bauern auch ihre Habe, 
um ſich das Geld zur Überfahrt zu verſchaffen. Auch hier ſpringt 
der Agent helfend ein; er übernimmt dann den Pfandſchein und 
hält ſich dann beim Verkauf der Habe des Bauern ſchadlos. Auch 
der in neuerer Zeit immer geringer gewordene Preis für die Über⸗ 
fahrt wird von den Auswanderungsinſpektoren der nordweſtſpaniſ chen u 

Häfen als wichtiger Auswanderungsgrund angegeben. | 
Für das Emporſchnellen der Auswanderungsziffern ganz Spaniens 

von 1909 an, das ſich auch in Nordweſtſpanien deutlich bemerkbar 
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machte, iſt ein Faktor von größter Bedeutung geweſen: der Beginn 


der ſpaniſchen Feldzüge in Marokko im Jahre 1909. Nach Abſatz 1 
des 5 3 des ſpaniſchen e können ee De 


1 Siehe meine eee Stubien aus Spanien“. Hamburg 
1917, ©. 163. = 
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ihrer militäriſchen Dienstpflicht genügen, in dieſer Zeit nicht au⸗ 
wandern. Im Jahre 1909 begann der marokkaniſche Feldzug, den 


in den folgenden Jahren ein immer größeres Truppenaufgebot ver⸗ 


langte; da dieſer Feldzug beim Volk fo unbeliebt war wie nur mög: ` 
lich, ſuchten ſich möglichſt viele der zum Militärdienſt einbezogenen 


oder derer, die kurz vor ihter militäriſchen Dienſtpflicht ſtanden, durch 
Auswanderung ihrer Dienſtpflicht zu entziehen. Von den ausgehobenen 


Rekruten wanderten im Jahre 1907: 9,74%, 1908: 10,47%, 


1909: 10,21% aus; ihre Zahl ftieg. aber ſchon 1912 auf 18,92%, 
1913 auf 20,76 %% und 1914 auf 22,09% an! Dieſe Art der Aus: 
wanderung iſt dann natürlich über die ſpaniſchen Häfen nicht mög— 
lich; daher rekrutiert ſich ein großer Teil der ſpaniſchen Auswanderer, 
die über franzöſiſche oder portugieſiſche Häfen und Gibraltar aus— 


wandern, aus dieſen fahnenflüchtigen Rekruten. Daß die Furcht vor 
den drohenden militäriſchen Dienſtjahren viele zur Auswanderung 
treibt, beweiſt auch die Gliederung nach dem Alter der männlichen 
Auswanderer; nach der Statiſtik von 1915 zum Beiſpiel ſtanden von 


36420 männlichen Auswanderern 11585 im Alter von 15 —21 Jahren! 
Daß von den über die galiciſchen Häfen Auswandernden eine ſehr 


große Zahl aus dieſen Gründen Spanien verlaſſen, betonen die aus⸗ 


wanderungsinſpektoren von Vigo und Coruna. 


Verlaſſen wir die Nordweſtecke Spaniens und begeben uns nach 


dem entgegengeſetzten Teile des Landes, den ſüdöſtlichen Küſten— 
provinzen, ſo lernen wir hier wieder eine Reihe neuer Motive kennen, 
die die dortige Bevölkerung zur Auswanderung zwingt. 


Auswanderung aus Südoſtſpanien 1911—1916 


— — 
| Ä Zus 

| | 1911 j 1912 | 1918 | d 1015 1916 fa nen 

Mälaga . 2222 2397 2507 1139411 651 | 9327 
Granada 1 1834 3967 3340 1230 409 418 | 11188 
Almeria. 6243 15717 9038 4123 1601 | 1909 | 38631 
Mareen 1486 3863 1675 685 269 1358113 
Alieannt 2563 2872 3270 1678 528 1812 12723 
Valencia. 2711 4329 3646 | 1081 463 69912 929 
Bla „3162 | 2895| 2974 | 1490 696 | 1303 12 520 


An der ſpaniſchen Geſamtauswanderung von 1911—1916 waren, 
wie wir ſahen, dieſe ſieben Provinzen mit 14,4% beteiligt. Unter 
ſich zeigen ſich freilich innerhalb dieſer Provinzen große Unterſchiede, 
ſo namentlich bei den beiden Nachbarprovinzen Almeria und Murcia. 
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Gleichwohl haben wir dieſe fieben Provinzen zu einer Gruppe zu⸗ 
ſammengefaßt, weil ſie aus wirtſchaftlichen Gründen eine Einheit 
darſtellen. Sie find das Hauptproduktions⸗ und Hauptausfuhrgebiet 
der ſpaniſchen Agrumen und Südfrüchte. Daneben hat für Granada, 


Almeria und Murcia der Eiſenerzbergbau, für Malaga auch eine 
beſcheidene Eiſeninduſtrie einige Bedeutung. 


Die Landwirtſchaft Südoſtſpaniens wird in hohem Maße von 
den dort herrſchenden klimatiſchen Verhältniſſen beeinflußt. Dieſe 
ſind gekennzeichnet durch lange ſommerliche Trockenheit und kurze 
Regenzeit in den Wintermonaten. Weiter ſind die Niederſchlagsmengen 


von Jahr zu Jahr bisweilen ganz außerordentlich großen Schwankungen 


unterworfen, ſo daß häufige Trockenjahre eintreten, die die Ernte 
ungünſtig beeinfluſſen. Aus dieſen Gründen iſt der Anbau von 
Kulturpflanzen im Jüdoſten Spaniens, die dem Export dienen ſollen, 
faſt ganz auf künſtliche Bewäſſerung angewieſen. 

Wo in Südoſtſpanien der Getreidebau vorherrſcht, werden die 


Bade Getreidearten faſt ausfchließli auf unbewäſſertem Land, 


dem Campo Secano, angebaut. Der meiſt von Natur wenig frucht⸗ 
bare Boden, der meiſt auch nicht einmal gedüngt wird, bringt nur 
geringe Erträge hervor, die zur Ernährung der Bevölkerung kaum 
ausreichen. Bleiben dann noch in einzelnen Jahren wie 1905, 1906 


und 1911 die Winterregen zum Teil aus, fo bedeutet das eine 
Kataſtrophe und ſofort ſchwillt die Auswanderung an. Auch die 

Löhne der Landarbeiter ſind ſo gering, daß trotz der ſprichwörtlichen 
Genügſamkeit der Bauer hier von einem Tagelohn, der zwiſchen 


0,70 und 1,25 Peſetas vor dem Kriege ſchwankte, einfach ſeinen 
Lebensunterhalt nicht mehr beſtreiten kann, er muß auswandern. 

Auch die Pachtpreiſe, die die Kleinbauern zu zahlen haben, 
ebenſo die verſchiedenen Arten der Konſumſteuern wirken ſo nach⸗ 
teilig auf den Betrieb der Landwirtſchaft, daß die Bauern nicht an 
die Beſchaffung moderner Ackerbaugeräte denken können, auch wohl 
den Anbau auf das Notwendigſte einſchränken müſſen. 

Nur wenig günſtiger liegen die Verhältniſſe in den Gebieten, 
wo der Anbau von Kulturpflanzen, namentlich von Südfrüchten 
und Wein, der künſtlichen Bewäſſerung bedarf. Die Koſten der 
künſtlichen Bewäſſerung find hier nach Jahreszeit und Lage der zu 
bewäſſernden Gebiete ganz verſchieden hoch. In Lorca (Provinz 
Murcia) zum Beiſpiel beträgt der Preis für einen Faden (hila) 
Waſſer = 11,501 in der Sekunde vom Oktober bis März 2, im Früh⸗ 
jahr 10 und im Sommer 5 Peſetas. In Mula (Provinz Murcia) 
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=: ſchwanken die Preiſe zwiſchen 1,50 und 15 Peſetas pro Faden. Da 


nun ſehr viele Pächter von bewäſſertem Land dieſe hohen Preiſe 
nicht zahlen können, ſo laſſen fie ſich ſchon im Herbſt auf die kommende 
Ernte einen größeren Vorſchuß geben. Und dieſes Vorſchußgeſchäft 
iſt ein wahrer Fluch für viele Gegenden. Mir ſind aus den Provinzen. 
Granada und Almeria überaus zahlreiche Fälle bekannt, wo die 


Pächter von Südfrucht⸗ oder Weinpflanzungen ihren empfangenen 


Vorſchuß nicht für landwirtſchaftliche Zwecke benutzt haben. Ent⸗ 
weder haben ſie mit dieſem Geld ihre Söhne vom Militärdienſt los⸗ 
gekauft oder einzelnen Familienmitgliedern die Überfahrt nach Amerika 
bezahlt, oder, was zum Beiſpiel in Almeria ſehr häufig war, dieſes 
Geld dem Staat abgeliefert für Bergbaukonzeſſionen an Stellen, wo 
Erzlager vermutet wurden. Als Kurioſum mag hier ein Fall er⸗ 


wähnt werden. Ein Weingutpächter in Dalias im Oſten der Provinz 


Almeria) bezahlte im Jahre 1911 für eine von ihm gemietete Fläche 
in der Sierra de Gador ſchon ſeit 14 Jahren alljährlich etwa 
700—800 Peſetas Abgabe an den Staat. Er konnte ſich zum Ver⸗ 
kauf nicht entſchließen, weil er hoffte, daß nach Anlage einer ſeit 
Jahrzehnten durch das Gebiet geplanten Landſtraße eine kapitalkräftige 
Geſellſchaft ihm dieſes Grubenfeld abkaufen würde, auf dem er große 
Eiſenerzlager — vermutete! 

Treten nun in dieſen Gebieten, was nicht ſelten iſt, Frühjahrs⸗ 
fröſte ein, die die Mandel⸗ oder Agrumenblüte zerſtören, dann ſind 
ſchwere Verluſte unausbleiblich. Der Vorſchuß iſt dahin, und der 


Pächter muß auswandern. Iſt die Ernte in anderen Jahren wieder 
ſehr gut ausgefallen, dann gehen die Preiſe zurück, und die Pächter 


kommen ebenfalls nicht auf ihre Koſten und werden ruiniert. In 


anderen Jahren dagegen ſetzen die Herbſtregen zu früh ein; dann 


verfaulen die Exporttrauben, die in Rieſenmengen über Almeria 
zum Verſand kommen, und müſſen zu Schleuderpreiſen abgeſetzt werden, 
wodurch die Lage der Weingutspächter ebenfalls ungünſtig beeinflußt 
wird. Daher ſehen wir, daß gerade aus dieſen Gebieten Südoſt⸗ 


ſpaniens mit intenſiver Landwirtſchaft die Auswanderung ſehr ſtark 
it und nach ungünſtigen Jahren jedesmal ſofort anſchwillt. 


Auch der einſeitige Anbau zum Beiſpiel des Weinſtockes in zahl⸗ 


N 


reihen Gemeinden Südoſtſpaniens, wie er in neuerer Zeit immer 


mehr um ſich gegriffen hat, iſt wirtſchaftlich von großem Nachteil. 


geweſen. Denn die überaus ſtarke Auswanderung aus den Wein⸗ 


baugemeinden von Oſt⸗Alicante oder den Tälern der. Alpujarras iſt 


lediglich darauf zurückzuführen, daß hier durch das Auftreten der 
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Reblaus in kurzer Zeit ſämtliche Weinberge zerſtört wurden. In den 
Alpujarrastälern konnte ich dieſe Wirkungen beſonders 1905, 1906 
und 1911 verfolgen. Hier ſah ich zahlreiche Dörfer, die ſich auf 


den einſeitigen Anbau der Exporttraube eingeſtellt hatten, zum großen | 


Teil von den Einwohnern verlaffen. Türen und Fenſter waren zu⸗ 
genagelt, die Hausbewohner nach Südamerika ausgewandert. Wie 
ſtark der Bevölkerungsrückgang infolge der Auswanderung war, dafür 
geben wir als Beleg die Einwohnerziffern für mehrere eee | 
weinbautreibende Gemeinden aus den Alpujarras. 
Bevölkerung See Rückgang 
10 


1900 
Cadia 2.2... 1966 1237 669 
Narilaa. 464 226 238 
Mecina Bonvaron 1535 791 744 | 
Moroleë . 2.2... 1305 803 502 SEN 
Poͤrtu gos. 964 637 327 
Turbckenn 1904 1353 550 


Ahnliche Beiſpiele laſſen ſich in Fülle aus den Provinzen Malaga, É 


Granada, Alicante und Valencia anführen. Es iſt ein unſäglich 


trauriges Bild, das ſolche halbverlaſſene Dörfer darbieten, wenn 
man am Abend, ſich ein Quartier MORD, Die SERGE durch⸗ 


wandert. 


Noch ein anderer wichtiger Faktor erh an dieſer Stelle erwähnt; 


werden. Bei dem Mangel an Eiſenbahnen muß der größte Teil 
der zum Export gelangenden Landesprodukte auf den Landſtraßen 


zum nächſten Hafen gebracht werden. Aber nur wer ſelbſt monate⸗ 
lang auf ſolchen Wegen gewandert iſt, kann ſich eine Vorſtellung 


von dem ſchrecklichen Zuſtand des Wegenetzes in Südoſtſpanien machen. 


Im Gebirge ſchmale, tief ausgetretene Saumpfade, in den Ebenen 
Straßen, auf denen im Herbſt eine bis zu 10— 15 cm dicke Staub⸗ 
ſchicht liegt, die ſich beim Einſetzen der Herbſtregen in zähen Schlamm 
verwandelt. Die Brücken über die Flüſſe fehlen zumeiſt. Zahlloſe 
— wohl die allermeiſten — Dörfer Südoftfpaniens find mit den 
größeren Marktplätzen nur durch ſchlechte Saumpfade verbunden. 


IJInfolgedeſſen iſt der Abtransport auch der wertvollen Agrumen aus 


dem Landinnern mit hohen Koſten verbunden. Infolgedeſſen wird 
der Abtransport vielfach unlohnend; man läßt die Weinberge und 
Agrumenhaine eingehen oder vernachläſſigt ſie ſtark, und die Arbeiter⸗ 
bevölkerung ſieht ſich infolgedeſſen zur Auswanderung gezwungen. 


All die fortgeſetzten Klagen der 5 Kreiſe N aber GE 


noch keine Beſſerung herbeiführen können. 
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Auf noch zwei weitere Urſachen der ſtarken Auswanderung aus 
Südoſtſpanien möchte ich hier hinweiſen. Die Trockengebiete der 
Südoſtecke Spaniens beherbergen im Halfa- oder Eſpartogras einen 
für die Papierfabrikation ſehr wichtigen Rohſtoff. Das Einſammeln 
der Blätter im Hochſommer erfordert nun eine große Kraftanſtrengung, 
die faſt ausſchließlich von den Eſparteros geleiſtet wird. Ein großer 
Teil dieſer Eſparteros wandert dann nach der Halfaeinſammlung 
in Spanien nach Algier hinüber. Da ſie kräftigere und gewandtere 
Arbeiter ſind als die dort anſäſſige einheimiſche Bevölkerung, ſo ſind 
ſie in Algier ganz beſonders geſchätzt. Ebenſo wie dieſe Eſparteros 
gehen auch in den Herbſtmonaten viele Arbeiter aus den Weingebieten 
der Provinz Alicante nach der Ernte nach Algier, um dort während 
der Weinernte mitzuhelfen. 

Ein anderer wichtiger Faktor, der die Auswan dk aus Süd— 
oſtſpanien ganz weſentlich beeinflußt, iſt die überaus ſtarke Propa⸗ 
ganda, die hier für die Auswanderung gemacht wird. Im Herbſt 
nach der Ernte findet in den Dörfern und Städten die 3—7 Tage 
dauernde Herbſtmeſſe ſtatt, die ein großes Ereignis im Leben der 
Landbewohner bildet. Ganz auffällig war es mir, 1906 wie auch 
1911 zu beobachten, wie dann überall in den kleinen Dorfwirtſchaften 
und Läden bunte Propagandalandkarten aushängen, zum Beiſpiel 
von Argentinien, mit Notizen über die dortigen Anbauverhältniſſe, 
über die dort gezahlten Löhne uſw. Eifrig miteinander diskutierend 
umſtanden dann oft große Gruppen von Bauern dieſe Karten, und 
beim Kaffee werden dann die Möglichkeiten und Ausſichten der Aus— 
wanderung erörtert. Faſt in jedem Dorfe traf ich einen oder mehrere 
Bewohner, die ſchon einmal in Südamerika geweſen waren und 
ihren Kameraden ausführliche Auskunft geben konnten. Wie oft 
habe ich zugehört, wenn abends bei brennendem Ollämpchen Briefe 
von ausgewanderten Freunden von dem Wirt vorgeleſen wurden. 
Wie oft habe ich dann ſpäter Leute mit Sack und Pack auf dem 
Wege nach dem Hafen von Almeria getroffen, mit denen ich früher 
in ſolch einer Dorfwirtſchaft zuſammengeſeſſen hatte. Auch die Aus⸗ 

wanderungsagenten entfalten hier eine lebhafte Tätigkeit. Auch dieſe 
ſind vielfach wie in Nordweſtſpanien Händler, die mit ihren auf 
Maultieren geladenen Kleinigkeiten von Weiler zu Weiler ziehen und 
hier außer ihren Waren auch billige Überfahrt nach Südamerika 
anpreiſen. In den größeren Markt⸗ und Hafenorten liegen auch 
wohl in den Gaſthäuſern kleine Broſchüren aus, in denen entweder 
allgemeine Darſtellungen einzelner Auswanderungsländer, vor allem 


\ 
/ 
f 
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Argentiniens, enthalten ſind, oder kurze Notizen über Erwerbsmög⸗ 


lichkeiten, Paßvorſchriften, geſundheitliche Verhältniſſe und dergleichen 


mehr. Für die Teile Südoſtſpaniens, die mir aus eigener An⸗ 
ſchauung bekannt ſind, kann ich überall feſtſtellen, daß a Art 
Propaganda guten Erfolg gehabt hat. 

Als drittes wichtiges Auswanderungsgebiet wurden gangs 
die Kanariſchen Inſeln erwähnt, die in den letzten ſechs Jahren mit 
5,7% an der Geſamtauswanderung beteiligt find. Die aus drei 
größeren und vier kleineren Inſeln beſtehende Gruppe iſt ſpaniſche 
Provinz mit einer Fläche von 7273 qkm und 444016 Einwohnern. 


Die Inſeln tragen einen durchaus landwirtſchaftlichen Charakter. 


Infolge großen Regenmangels iſt aber der Ackerbau durchweg auf 
künſtliche Bewäſſerung angewieſen, die hauptſächlich für tropiſche 
kulturen, Kaffee, Zuckerrohr und vor allem Bananen angewendet 
wird. | | 
Auf den öſtlichen Kanaren ftellt ſich aber infolge der Unficher: * 
heit des Regens eine hohe Unſicherheit der meiſten Kulturen ein; 
wenn dann eine Reihe regenarmer Jahre hintereinander folgt, ſo 
pflegt auf den beiden öſtlichen Inſeln der Nahrungsmangel einen 
Teil der Bevölkerung zur Auswanderung zu zwingen! Dazu kommt, 
daß die relativ geringen Flächen ertragfähigen Bodens ſich in den 
Händen weniger einheimiſcher Familien befinden und die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Pächter und Arbeiter unter hohen Pachtpreiſen und zu 
geringer Bezahlung leiden. „La classe pauvre,“ ſchreibt A. Marvaud! 
in einem Aufſatz, der die unſäglich traurige Wirtſchaftslage der 
Inſeln ſchildert, „troͤs nombreuse, végète misérablement ou est 
contrainte de s’expatrier A Cuba et dans les röpubliques sud - 
americaines.“ Das Verkehrsweſen auf der Inſel liegt ganz im 


argen; das einzige Label, das die Inſeln mit dem Mutterlande 


verbindet, iſt meiſt unterbrochen; die Schiffahrtsverbindungen mit 
dem Mutterland ſind ſpärlich, der Handel liegt meiſt in nichtſpaniſchen 
Händen. Die öffentlichen Gebäude auf den Inſeln ſind im ſchlechten 
Zuſtand; die Bevölkerung kann bis zu 50 % nicht leſen und ſchreiben. 
Alle dieſe wenig erfreulichen Zuſtände wirken dahin, daß alljährlich 
Tauſende von Bewohnern die Inſeln verlaſſen müſſen. Auch hier 
gehen viele junge Männer nach Amerika, um ſich der Dienſtpflicht 
zu entziehen. Die Verhältniſſe ſcheinen ſich auf den Inſeln im letzten 


| Jahrzehnt kaum gebeſſert zu haben. Marvaud ſchloß ſeinen oben 


' Questions Diplomat. et Coloniales XI, 1907, S. 173. 
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erwähnten Aufſal 1907 mit den Worten: Es iſt die höchſte Zeit 
für Spanien, eine Neueroberung der Kanariſchen Inſeln zu unter⸗ 


nehmen. Seitdem iſt aber die, Auswanderung aus den Inſeln noch 


ſtärker geworden: 1911 wanderten rund 6900 Perſonen aus; 1916 
aber 8021. 
Faſſen wir unſere Betrachtungen über die drei Hauptaus⸗ 
wanderungsgebiete Spaniens zuſammen, ſo ergibt ſich folgendes: 
1. In einzelnen Teilen Spaniens zwingt weitgehende Boden⸗ 
zerſplitterung, verbunden mit hoher Volksdichte, die Bevölkerung | 
zur Auswanderung. | 

2. In verſchiedenen Gegenden Spanien beeinträchtigt die Un⸗ 

ſſicherheit der Niederſchlagsverhältniſſe die Ernte in dem Maße, 
daß die Bevölkerung zur Auswanderung gezwungen wird. 

3. Die ungenügende Ackerbautechnik, verbunden mit geringer 

Volksbildung, läßt eine intenſivere Bodenbearbeitung in den 

| Auswanderungsgebieten nicht zu. 

4. Schlechte Verkehrslage und ſchlechte Verkehrswege erſchweren 
‚in den Auswanderungsgebieten den Abſatz der lendwirtſchaft⸗ . 
lichen Produkte. i i 

5. In allen Auswanderungsgebieten iſt der Wunſch, dem Militär⸗ 
dienſt ſich zu entziehen, ein wichtiger Antrieb ar Aus⸗ 
wanderung. 

6. Durch geſchickte Propaganda wird einer verlärkten Auswanderung 

Vorſchub geleiſtet. | 
Eine ganze Reihe der eben genannten Faktoren treffen nun auch 

ä für die übrigen Teile Spaniens zu, in denen die Auswanderung an 
Intenſität hinter den genannten drei Hauptgebieten zurückſteht. Neue 
Momente, die zur Auswanderung Veranlaſſung geben, ſind nur noch 
wenige hervorzuheben. So hat zum Beiſpiel die Stillegung einer 

„Reihe von Bergwerken auf Eiſen in Vizcaya und Murcia, von Blei 

in Almeria und Jan die dortigen Arbeiter gezwungen, auszuwandern. 
In Bejar in der Provinz Salamanca, wo große Textilfabriken liegen, 
die Militärtuche herſtellen, iſt infolge einer Kriſe in der ſpaniſchen 

Wollinduſtrie ein großer Teil der Arbeiter ausgewandert, wodurch 

die Einwohnerzahl der Stadt ſich in 20 n um über 50 % ver⸗ 
mindert hat. | 

Das ſtarke Anſchwellen ge ſpaniſchen Auswanberung ſeit 1904 

liegt aber noch in etwas anderem begründet: in der wachſenden 
Nachfrage nach Arbeitskräften in der Neuen Welt, vor allem in Süd⸗ 
und Mittelamerika. Dies wird uns ſofort verſtändlich, wenn wir 
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ag Ziel der ſpaniſchen Auswanderung 


ins Auge faſſen. 


Hat der zur Auswanderung Entfeilgffene feine Überfapetstarte 
erhalten, jo begibt er fih nach dem ihm nächſtliegenden oder vom 
Agenten bezeichneten Hafen, um von hier aus die Ausreiſe an⸗ 
zutreten. Da es in erſter Linie die nordweſtlichen und ſüdöſtlichen 
Küſtenprovinzen und Inſeln ſind, aus denen die Auswanderung be⸗ 
ſonders ſtark iſt, ſo liegen auch hier die wichtigſten Auswanderungs⸗ 


Häfen. Obenan ſtehen Vigo und Coruna, über die die größte Zahl 


der Auswanderer Spanien verläßt; zu ihnen geſellen ſich in Nord⸗ 
weſt⸗ bzw. in Nordſpanien: Villagarcta, Bilbao, Santander und 


neuerdings auch Gijoͤn hinzu. Über alle dieſe Häfen gehen außer 


den Auswanderen aus den nördlichen und nordweſtlichen Küſten⸗ 
provinzen auch die Auswanderer aus Altkaſtilien und Leon. 
Daß Barcelona an die dritte Stelle unter den Auswanderungs⸗ 


häfen gerückt iſt, verdankt es nicht etwa einer ſtarken Auswanderung 


aus Katalonien, ſondern in erſter Linie ſeiner Stellung als wichtigſter 


Ein⸗ und Ausfuhrhafen für ganz Spanien und dementſprechend 


Ausgangspunkt der wichtigſten nach Überſee führenden Dampfer⸗ 
linien. An vierter Stelle (früher der dritten) rangierte bis 1914 
Almeria in Südſpanien, über das die meiſten der ſüdoſtſpaniſchen 
Auswanderer ihre Heimat verließen. Im Verlaufe des Krieges hat 

Almeria ſeine führende Stellung als Auswanderungshafen für Süd⸗ 


. oſtſpanien an Mälaga! abtreten müſſen. Die übrigen Auswanderer⸗ 


häfen, wie Valencia, Palma, ſowie die Häfen der Kanariſchen Inſeln ! 
feien hier nur der Vollſtändigkeit halber erwähnt. , 
Da die ſpaniſche Handelsmarine bis zum Beginn des Krieges 


an Schiffszahl und Tonnengehalt noch gering war, ſo war die Be⸗ ! . 


teiligung fremder Dampfſchiffahrtsgeſellſchaften an der Auswanderer⸗ 


beförderung recht erheblich. Insgeſamt waren es 32 verſchiedene 


Geſellſchaften, die ihre Dampfer in ſpaniſchen Häfen anlaufen ließen. 


Im Jahre 1913 wurden von ihnen befördert nach Amerika, Aſien 
und Ozeanien: 


Kee ſpaniſcher Flagge . .. 27,43 %% der Auswanderer 
* deutſcheeeeeeeeeeeeeeee 26,16 %u = =. 
e endlidr = . 22200. 21,45% = a 
e  franzdfilcher - e, UD Din + ` 


öſterreichiſch⸗ungariſcher Flagge 3,43 % 
italieniſcher Flagge. . A 2,85 % - 
n Flagge 1,68 % „ 


un n 2 1 


1 Publicaciones del Cons. RER de Emigracion, I 1918, ©. ar 
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Der geringe Anteil, 12 die drei 1 Länder an der 


Beförderung ſpaniſcher Auswanderer haben, erklärt ſich einmal aus 


der relativ geringen Größe ihrer Handelsmarinen, anderſeits daraus, 


daß die italieniſchen Linien ebenſo wie die öſterreich⸗ungariſchen nur 


wenige der ſpaniſchen Mittelmeerhäfen anlaufen, aus denen die Aus⸗ 


wanderung ja an und für ſich ſchon Ge iſt als aus den nord» 


7 


und nordweſtſpaniſchen Häfen. 

Neben den ſpaniſchen Häfen ſind für die Auswütherüng auch 
die Häfen der Nachbarländer von Bedeutung, über die eine zum 
Teil recht ſtarke Auswanderung erfolgt, für die aber, da ſie un— 


erlaubt iſt, nur ſchwer zuverläſſige Zahlenangaben zu ermitteln ſind. 
»Dieſe fremden Häfen find vor allem Liſſabon und, Leirdes in Bor: 
tugal; 


Gibraltar; 

und Marſeille !: 
Die zweite ee deren b uns beim Studium der 

ſpaniſchen Auswanderung beſonders wichtig iſt, iſt die nach den 


in Frankreich . La Rochelle, Le Havre 


Ländern, die von den ſpaniſchen Auswanderern aufgeſucht werden. 


N man dieſe nach Erdteilen, ſo ergibt 1 folgendes Bild: 


Auswanderung nach Erdteilen 1901— 1916 


| ` Wien und 
r Europa Amerika 
Jah E | nn Ozeanien SE 
1890/1900 3 850 4070 18.092 56 944 
1901 3 602 928 16 894 35 482 
1902 3064 1069 22 597 24 863 
1903 3 601 838 18 805 34 017 
1904 3 782 806 23 462 59 241 
1905 4026 515 28 878 92 648 
1906 3558 371 24 637 98 005 
1907 4125 2886 22 165 101 464 
1908 3 567 432 26 966 128 172 
1909 4334 816 20 154 117413 
1910 5 653 513 28 398 157 197 
1911 4441 704 27 342 143 080 
1912 12 045 163 34 726 209 730 
1913 10 691 612 37111 171 985 
1914 11871 502. 28010 89 193 
1915 8889 538 20 487 66 510 
1916 7860 657 13 445 78374 


1 Auf eine ganze Reihe von Elfe die mit den Auswanderungs⸗ 
häfen, den Schiffahrtslinien uſw. zuſammenhängen, gehe ich in meiner größeren 


Arbeit über die ſpaniſch⸗portugieſiſche Auswanderung ein. 


- 
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Die der „Estadistica de Emigraciön & Inmigraciön* von 


- 19011911 und dem „Anuario Estadistico“, Tomo III für 
1912—1916 entnommenen Ziffern laſſen erkennen, daß 


1. mit Ausnahme von Aſien und Ozeanien die ne 
ſeit 1901 ſtark angeſtiegen iſt; 

2. daß Amerika den größten Teil der Auswanderer aufnimmt; 

3. daß ſeit Beginn des Weltkriegs die Auswanderung nach 
Afrika und Amerika ſtark zurückgegangen iſt. 


1. Die Auswanderung nach Amerika. Vergleicht man die 
Statiſtik der Auswanderung nach den Einzelſtaaten des nördlichen, 
mittleren und ſüdlichen Amerika, ſo ſieht man ſofort, daß hier von 
Anfang an nur einige wenige Staaten als eee 


gebiete in Frage kommen: 


Auswanderung nach Amerika 1912-1916 (in Prozent) 


Argentiniens 58,82 
Buba:.; 21.2.3, 3 ³»ü » 27,82 
Braſilliiee nene nen. 5,14 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. 2,58 
Mexiko r „1,93 
Urugue ggg a OR. 
Puerto Riſſoo. . . 0,68 
Chille SE SC ER 0,27 
Panama `... wir a 25 
ee „CCC gr ee ar 0,19 
Solumbia...s Si aaa end 0, 16 
Coſta Rica e 0, 14 
übriges Amerika 0,16 


Zuſammen 100,00 % 
In runder Summe ſind alſo von 1912—1916 geg 98 % 


! 


| aller nach Geſamtamerika ausgewanderten Spanier nach Mittel⸗ 


und Südamerika ausgewandert, d. h. nach den einſtigen ſpaniſchen 
‚Kolonien in Amerika. Obenan hat immer Argentinien und an 
zweiter Stelle Cuba als Auswanderungsgebiet geſtanden. 
Betrachten wir zunächſt das Einwanderungsland Argentinien, 
ſo läßt ſich die Geſamtzahl der hier eingewanderten Spanier nicht 
genau ermitteln, da die ſpaniſche wie argentiniſche Statiſtik zus große 


Differenzen untereinander aufweiſen. Hiller gibt an!, daß von 


1867—1910 rund 1 Million Spanier in Argentinien eingewandert 


1 Einwanderung und Kolonifation in Argentinien, I. Berlin 1912, S. 96. 
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find. Si kämen So ber ſpaniſchen Statiſtik für 19111916 
noch weitere 457000, ſo daß von 1867—1916 rund 1,5 Millionen 
Spanier nach Argentinien ausgewandert find. Wie groß die Unter⸗ 
ſchiede in den Zahlenangaben ſind, mag folgendes Beiſpiel zeigen. 
Nach der ſpaniſchen Statiſtik wanderten 1901—1909 360 815 Per⸗ 
ſonen nach Argentinien aus; nach der argentiniſchen Einwanderungs⸗ 
ſtatiſtik kamen im gleichen Zeitraum aber 519963 Spanier ins Land! 
Dieſe Differenzen ſind in erſter Linie auf die nicht unerhebliche 
ſpaniſche Auswanderung über nichtſpaniſche Hafen zurückzuführen 
ſowie auf die ſtarke heimliche Auswanderung. 

Sucht man die nach Argentinien gehenden Auswanderer nach 
ihrer beruflichen Gliederung zu ermitteln, ſo ergibt ſich hier das 
gleiche Bild wie bei der Geſamtauswanderung aus Spanien. Mehr 
als die Hälfte ſind in den verſchiedenen Zweigen der Landwirtſchaft 
tätig; etwa 20—25 % entfallen auf die Gruppe der Berufsloſen, 
der Reſt verteilt ſich auf andere Erwerbszweige. 

Nach den Angaben von Hiller !, der die Urſachen der ſpaniſchen 
Auswanderung nicht kannte, auch keine ſpaniſchen Veröffentlichungen 
verwertet hat, ſollen die Spanier im weſentlichen nicht als Land⸗ 
arbeiter nach Argentinien kommen; „ſie ſtellen zu den argentiniſchen 


. Landarbeitern nur ein ſehr geringes Kontingent“; ſie ſind nach ihm 


zumeiſt als Handarbeiter uſw. tätig. Dieſe Behauptungen ſtehen 


E mit den tatſächlichen Verhältniſſen im Widerſpruch. 


Einmal läßt die ſpaniſche Statiſtik ja erkennen, daß mehr als 
50 900 aller Auswanderer zur landwirtſchaftlichen Berufsgruppe ge⸗ 
hören. Ferner läßt die ſpaniſche wie argentiniſche Statiſtik erkennen, l 
daß das Maximum der ſpaniſchen Auswanderung nach Argentinien 
ſtets in den November, alſo in den Beginn der argentiniſchen Ernte 
fällt, ebenſo fällt das Minimum ſtets in die argentiniſchen Herbſt⸗ 
und Wintermonate. Das gleiche iſt aber auch bei den italieniſchen 
Einwanderern der Fall. Schließlich läßt die argentiniſche Statiſtik 
erkennen, daß die Hauptmaſſ e der ausgewanderten Spanier in die 
rein agrarischen Provinzen eingewandert iſt. Von den 442 875 Spa: 
niern, die von 1906—1915 ins Land kamen, gingen 295 663 in die 
drei Hauptackerbauprovinzen Buenos Aires, Santa FE und Cordoba; 
72 420 in die Weinbauprovinzen San Luis, San Juan und Men⸗ 
doza, etwa 20 000 in die Zuckerrohrprovinz Tucumän 2. 


1a. a. O. S. 111/112. 
2 Memoria de la Direccion General de Imigraciön 1914/15 Buenos 
Aires 1916, S. 72/78. f 
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Die Hauptmaſſe der ſpaniſchen Einwanderer arbeitet alſo 


in der argentiniſchen Landwirtſchaft, vor allem in den großen 


Getreidegebieten der um die La Platamündung herum liegenden | 
Provinzen. Die Einwanderer aus Südoſtſpanien bevorzugen die 


ihnen mehr zuſagenden trockenen Provinzen des Weſtens und Nord⸗ 


weſtens, wo fie in den Wein⸗ und Zuckerrohrpflanzungen tätig find. 
Ein namhafter Teil iſt endlich auch in den verſchiedenen Hand⸗ 


werken und häuslichen Dienſten aller Art beſchäftigt. In allgemeinen 


bewegt ſich die Einwanderung nach Argentinien in anſteigender 


Kurve, die nur 1912 einmal ſtärker ſich hebt, weil durch verſtärkte 


ſpaniſche Einwanderung der ſtarke Ausfall an italieniſchen Land⸗ 
arbeitern ausgeglichen werden mußte. 
Nach Argentinien iſt Cuba das wichtigſte Aer etch Ein⸗ 


wanderungsland. Im Mittel der Jahre 1912/16 nahm die Tropen⸗ 
Anel rund 28% aller nach Amerika gehenden Auswanderer auf. 
Das größe Kontingent ſtellte für Cuba das nordweſtliche Spanien, 


alſo obenan die galiciſchen Provinzen, dann auch die kanariſchen 
Inſeln. In den cubaniſchen Zuckerrohrplantagen und Zucker⸗ 
fabriken finden die meiſten der Einwanderer ſehr lohnende gut be⸗ 


Jahlte Arbeit, eine kleinere Zahl iſt in verſchiedenen Bergwerken | 


beſchäftigt. 
Die Auswanderung nach Braſilien, die ſich vor allem über 


Santos nach S. Paulo richtet, wird von der ſpaniſchen Aus⸗ 
wanderungsbehörde, obwohl fie ſeit 1912 ſtark zurückgegangen iſt, 
mit gemiſchten Gefühlen beurteilt; einmal find es vielfach ganze 


Familien, die nach Braſilien auswandern, dann gehen ſie meiſt über 
nichtſpaniſche Häfen nach Braſilien. In erſter Linie üben die Kaffee⸗ 


Ee pflanzungen von S. Paulo große Anziehungskraft auf die ſpaniſchen 


Einwanderer aus, die faſt alle auf ihnen Beſchäftigung finden. Die 


übrigen braſilianiſchen Staaten nehmen nur eine geringe Zahl von 
Auswanderern auf. 


Obwohl nicht bedeutend, Reg ſich die ſpaniſche Aus- 


| wanderung nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika in einer 


Beziehung weſentlich von der nach anderen amerikaniſchen Staaten. 
Während die Hauptmaſſe der Auswanderer nach dieſen Staaten 
als Landarbeiter hinübergehen, betätigen ſich die in die Union ein⸗ 
wandernden Spanier dort in erſter Linie als Handwerker, Kellner, 


Grubenarbeiter, Eiſenbahnarbeiter und ähnlichen Berufszweigen. 


Daß ihre Zahl ſo gering iſt, hängt vor allem mit dem Einwande⸗ 
rungsverbot für Analphabeten ee 
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Die übrigen amerikaniſchen Länder geben angeſichts der mini⸗ 
malen ſpaniſchen en keinen Anlaß, hier beſonders auf 
ſie einzugehen. | 

2. Die Auswanderung nach arog, Das Gebiet, das in Afrika 
ſpaniſche Auswanderer in SE Zahl aufnimmt, iſt räumlich recht 
beſchränkt: | | 


Auswanderung a Afrika 1912—1916 


Algier r . . 73,40 % 

Agypten ee 0,23 % 

% Maro, 2552 0 
Spaniſche Koloniien . . 0,49 0% 

Übriges Afrika . 0,36% 

100,00 „% 


Rund 99 % aller nach Afrika gehenden Auswanderer wenden 
ſich nach dem Spanien direkt gegenüber liegenden Algier und Marokko. 
Das hat ſeinen Grund einmal in der unmittelbaren Nähe des in 
wenigen Stunden zu erreichenden Landes, anderſeits weil die 
klimatiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe Algiers und Marokkos 
mit denen Süd⸗ und Südoſtſpaniens im weſentlichen übereinſtimmen. 
Aus dieſem Grunde ſtellen auch die ſüd⸗ und ſüdoſtſpaniſchen Pro— 
vinzen das Hauptkontingent der Einwanderer. Es ſind im Durch— 
ſchnitt ſtets an 75 8 Landarbeiter, die nach Algier und Marokko, 
gehen und dort bet der Halfagrasernte und vor allem der Weinleſe 
helfen; beides Beſchäftigungen, die' unmittelbar nach der jpanijchen. ` 
Ernte erſt beginnen und ferner auch gut bezahlt werden. Die 
geringe Auswanderung nach den ſpaniſchen Kolonien wird jeder 
verſtehen, der weiß, wie wenig entwickelt und als Auswanderungs—⸗ 
gebiet geeignet die dortigen Kolonien ſind. 

Die ganz belangloſe Auswanderung nach Aſien und Ozeanien 
außer acht laſſend, wenden wir uns zum Schluß zur Betrachtung der 
3. Auswanderung nach Europa 


Auswanderung nach den europäiſchen Ländern 1912-1916 


Deutſchlannnnu dd 2,17% 
Belgiie nas ö 0,05 % 
Frankreiekhihl h . 82190. 
Gibr alta 8,63 % 
En glad. 22,29 % 
alien. ara 10,40 % 
Portugall ee Aa 


Übriges Europa 3,04% 
| d 100,00 % 
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Von den 51356 EN der letzten ſechs Jahre gingen 


demnach 52,19% nach dem benachbarten Frankreich. Die Aus⸗ . 


wanderung Auch den verſchiedenen europäiſchen Ländern hat bis 


Kriegsbeginn wenig Beſonderheiten dargeboten. Erſt die mit Kriegs⸗ 


anfang ſtärker einſetzende Auswanderung nach Frankreich rief in 
weiteren Kreiſen Spaniens Beunruhigung hervor. Ob die amt⸗ 


licherſeits angegebenen Ziffern, die für 1916: 6100 Perſonen an⸗ 


gibt!“, richtig iſt, möchten wir bezweifeln. Spricht doch die fran⸗ 


zöſiſche Preſſe ſelbſt davon, daß in dieſem Jahre an 70000 Männer 
und Frauen aus Spanien eingewandert ſeien, die zum Teil in der 
Landwirtſchaft, zum Teil in den verſchiedenſten Induſtrien beſchäftigt 


werden. Die ſpaniſchen Auswanderer ſcheinen aber an Frankreich 
wenig Gefallen gefunden zu haben; die Klagen insbeſondere über 
den mangelnden Rechtsſchutz, nahmen kein Ende und beſchäftigen 


angelegentlich die ſpaniſche Preſſe 2. Ob ſeitdem die Abwanderung S 


nach Frankreich eine Verminderung erfahren hat, können wir, da 


für 1917 die amtlichen Ziffern noch fehlen, nicht feſtſtellen. 


Die Folgen der Auswanderung 


| Sucht man die volkswirtſchaftlichen Folgen der Auswanderung 
zu ermitteln, ſo iſt zunächſt die Feſtſtellung wichtig, ob die Aus⸗ 


wanderung eine definitive oder nur eine zeitliche Um. 


Aus der Statiſtik ergibt ſich, daß die ſpaniſche Auswanderung : 


nach allen Ländern, außer den mittel⸗ und ſüdamerikaniſchen, eine 


zeitlich begrenzte Auswanderung iſt. Die Geſamtmaſſe aller Aus⸗ 
wanderer, die nach europäiſchen Ländern, vor allem aber nach Nord⸗ 
afrika gehen, ſind typiſche Saiſonarbeiter, die zumeiſt nach der Ernte 
in jenen Ländern in die Heimat zurückkehren. Das Beiſpiel von 


Algier mag hier dieſe Verhältniſſe kennzeichnen: 
Auswanderung nach Algier Rückwanderung von Algier 


1912 20O 928 N 26 338 
1918 2208269 29 184 * 
1914 19381 5 34386 
1915 — 13052 12328 
1916 75644 1891 
98 194 110127 


Es iſt alſo nur ein kleiner Bruchteil der nach mie Aus⸗ 


gewanderten dort verblieben; das ſind aber, und das trifft für alle 


1 Auna ri0 Estadistico de Espaßs, III. Madrid 1917, ©. 55. 
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Auswanderungsgebiete zu, meiſt ſolche Perſdnen, die ihre Familie 


mitgenommen haben, wobei fie von vornherein nicht an eine Rück⸗ 


kehr ins Mutterland gedacht haben. 
Den anderen Auswanderungstypus können uns Argentinien 
und Cuba veranſchaulichen, die ja die größte Mate aller ſpaniſchen 


Auswanderer aufnehmen. 


Auswanderung Rückwanderung Auswanderung Rückwanderung 


Jahr nach von nach | von 
. | Argentinien Argentinien Cuba | Cuba 
= , | 

1912 154 726 37811 34 485 | 20 972 
1913 110 912 51484 37544 20152 
1914 48 343 67639 24 572 | 23 460 
1915 25313 | 43 539 32 137 | 20 051 
1916 - 22 894 | 36 083 42 599 | 20 463 
| 362188 | 236552 | 171337 | 105 098 


| Von den Auswanderern nach Argentinien dieſer fünf Jahre find 
alſo 34,7% nicht wieder nach Spanien zurückgekehrt, von den nach 


Cuba ausgewanderten ſogar 38,9%! 


Während im großen und ganzen der dauernde Menſchenverluſt, 


7 den Spanien durch die Auswanderung erfährt, hauptſächlich auf 
den hohen Prozentſatz der in Argentinien und Cuba verbleibenden Aus— 


wanderern beruht, iſt von weit tiefer greifendem Einfluß der Umſtand, 


daß gerade die jüngeren kräftigſten Perſonen dem ſpaniſchen Wirtſchafts— 


leben zeitweiſe oder dauernd entzogen werden. Das macht ſich vor 
allem in der Landwirtſchaft bemerkbar. So ſind die Klagen über 
den Mangel an männlichen Arbeitskräften in Nordweſtſpanien ganz 
allgemein, und die Frauen- und Kinderarbeit iſt hier für die fehlenden 


| Miännerarme ein nur dürftiger Erſatz. Die gleiche Beobachtung kann 
man aber auch in Südoſtſpanien machen, wo zum Beiſpiel im Herbſt 


in den Weinpflanzungen außer älteren männlichen Perſonen faſt nur 


Frauen und Kinder bei der Ernte zu ſehen ſind. 


Auch in hygieniſcher Hinſicht iſt dieſe Auswanderung von großem 
Nachteil. So wird uns berichtet, daß zum Beiſpiel in den galiciſchen 


Provinzen die Zahl der an Lepra und Tuberkuloſe erkrankten Perſonen. 


infolge der Einſchleppung dieſer Krankheit durch Rückwanderer in 


neuerer Zeit erheblich zugenommen hat. Aus dieſem Grunde hat 
man auch zeitweiſe die Auswanderung nach einzelnen Staaten Süd⸗ 


und Mittelamerikas vorübergehend verboten. 
Dieſen ſchweren nachteiligen Folgen der Ausrbauderülng, die ſich 
leicht noch durch weitere Beiſpiele vermehren ließen, ſtehen anderer⸗ 
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ſeits auch ſegensreiche Folgen gegenüber. So iſt zweifellos, daß 


viele der Auswanderer in den jungen Agrarländern der Neuen Welt 
einen weiteren Blick bekommen als in den konſervativ⸗agrariſchen 


Diſtrikten ihrer Heimat. Sie haben drüben Schulen und andere 
Bildungsſtätten, beſſere landwirtſchaftliche Methoden, moderne Ver⸗ en 
kehrsmittel kennen gelernt. Kehren dann die Auswanderer von 


drüben zurück, ſo verſuchen ſie, dieſe oder jene Neuerung in Spa⸗ 


nien einzuführen. Mit dem erſten Gelde kaufen ſie vielfach ſchon 


kleine * und machen ſich ſelbſtändig. Dieſe Folgen auf 


ſozialem Gebiete machen ſich in manchen Teilen mon deutlich be⸗ 
merkbar. 


Außerordentlich groß iſt der Einfluß der fan cen Auswande⸗ 
rung aber auf die Belebung der Handelsbeziehungen zwiſchen Spanien 


und den mittel⸗ und ſüdamerikaniſchen Staaten geworden. „Die 


nach den ſpaniſch⸗amerikaniſchen Republiken gehenden ſpaniſchen Aus⸗ 
wanderer, ſchreibt R. de Dlafcvaga !, deren Zahl eine Million über⸗ 


ſchreitet, ſind die wertvollſten Hilfstruppen für unſern Import.“ 


Die Wahrheit dieſes Satzes beſtätigt uns die ſpaniſche Handels⸗ 
ſtatiſtik! Da ſtiegen infolge der zunehmenden Auswanderung nach 
Argentinien die Ziffern für den Geſamthandel mit Argentinien ganz 
erheblich. Im Mittel der Jahre 1906 — 1910 betrug der Geſamt⸗ 


handel 82 189 270 Peſetas, im Mittel der Jahre 1911-1915 aber 


124380670 Peſetas. Eine ähnliche ſtarke Zunahme des Handels 
zeigt ſich auch bei Algier, während ſie bei den übrigen Ländern 
etwas geringer iſt. Auch der ſteigende Geſchäftsverkehr der großen 
ſpaniſchen Überſeebanken, die Gründung ſpaniſcher Handels⸗ 
kammern und die Herſtellung beſſerer Verbindungen mit den Haupt⸗ 


aus wanderungsländern läßt deutlich den ſegensreichen Einfluß dieſer 


Auswanderung auf die Entwicklung des Wangen Außenhandel 


erkennen. 


Nur angedeutet kann hier werden, daß fließt auch die kultu⸗ | 


rellen Beziehungen zwiſchen Spanien und den ſüd⸗ und mittel⸗ ) 


amerikaniſchen Staaten in der Neuzeit zweifellos unter dem Einfluß 


a biefer ſtarken Auswanderung einen überaus erfreulichen Aufihwung . 
genommen und den erer Gedanken eine feſtere Grund⸗ 


\ 


lage gegeben haben. a 


1 Relaciones comerciales hispano-americanas. . Bilbao 1908, S. 71/72. 
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Liegt über die ſpaniſchen Auswanderung heute ſchon eine faſt 
kaum noch überſehbare Literatur in ſpaniſcher Sprache vor, ſo läßt 
ſich gleiches von der portugieſiſchen Auswanderung nicht ſagen. Zwar 
fehlt auch für Portugal eine amtliche Statiſtik der Auswanderung 
nicht!, aber ihre endloſen Zahlenreihen geben uns keinen völligen —. 
Aufſchluß über die Beweggründe der Auswanderung und ihre wirt⸗ | 
) 


ſchaftlichen Folgen. 


deutſchen Bibliotheken ſo kümmerlich vertreten, daß wir uns bei 
unſeren Ausführungen ge die allgemeinen großen Geſichtspunkte 


bei chränken müſſen. 


Wir geben zunächſt eine Überficht über die porfigtefife Aus⸗ 
wanderung auf Grund der amtlichen Veröffentlichungen für die Zeit 
von 1873—1910; für die neuere Zeit waren die amtlichen Ver⸗ 
öffentlichungen uns nicht zugänglich. 


d 
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Auswanderung aus Portugal und den portugieſiſ chen Inf eln 1873. 1910 ? 


1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
19044 
1905 
19060 
1907 
1908 
1909 


1873. . 12989 
1874. 14835 
1875. 15 440 
1876. 11 035 
1877. 11 057 
1878... 9926 

1879. . 13211 
1880. . 12597 
1881. 14 637 
1882 18272 
1883. . 19 251 

1884. 17518 
15 004 


13885 


95 In den 38 Jahren von 18731910 wanderten alſo insgeſamt aus 
dem feſtländiſchen Portugal, Madeira und den Azoren 887973 Perſonen 
aus. Ob dieſe Zahlen, die die amtliche Statiſtik bringt, richtig ſind, 
Die hier gegebenen Zahlen weichen von 
anderen, die wir gefunden haben, zum Teil recht erheblich ab. Die 
bei Hauſer? 3 find nigbriger al3 die der A Statiſtik, 


möchten wir bezweifeln. 


K Movimento da ‚Populagäo: Estado Civil-Emigracäo, I, 1887 ff.; ſeit 
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Andererſeits iſt die portugieſiſche Literatur in 


1888 
18877 
1888 
1889 

1890 
18911 
1892 
1893 
1894 
1895 
1898. 
1897 
1899. 


13 9988 
16 932 
23 981 

. . 20 614 
29 421 

. 33 585 
21074 


? 


. 29 261 
44746 
27 980 


> . . 21344 


23 604 


30 383 


1910 


[8731900 887 978 


1900 unter dem Titel: ‚Emigracäo Portuguesa. Lisboa. 


. médica 


Tomo II, S. 72. 


de 


la Peninsula Ibé Erica. 


. 17 774 
. 21 235 
20 646 
. 24 170 
21 611 
28 304 
. 33 610 
38 093 
. 41 950 
. 40 145 
, 38 223 

. 389515 


Madrid 1913. 
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während braſilianiſche Quellen wieder BE Einwanderer als ge 
portugieſiſche Statiſtik verzeichnen. \ Ä | 

Wie in Spanien fo zeigt ih auch in Portugal in der. Neuzeit 
eine ſtarke Zunahme der Auswanderung, die am deutlichſten Mittel⸗ 
zahlen veranſchaulichen. Es wanderten aus im Jahresmittel 1876 
bis 1880: 11,565, 1886—1890: 20,989, 1896-1900: 22,387 und 
1906-1910: 39 585 Perſonen. Am ſtärkſten iſt die Zunahme ſeit 
1904—1905; vorher wurde nur in den er Jahren die 30000 
überſchritten. 

Einen tiefen Einblick in die Urſachen der portugiesischen Aus⸗ 
wanderung gewinnt man ſchon bei einer vergleichenden Überſicht über 
die Auswanderung aus den einzelnen portugieſiſchen Diſtrikten: 


ee aus den E 1 19061910 


1906 Ten | mer | mm | 00 | mn. 1907 1908 1909 1910 


dE 
Feſtland: | | | 
Miro 2222. 3444 3991 $ 3900 3626 4329 
A 40 46 137 82 47 
Bun; gaga 2287 2350 2603 2326 2093 
Wen a 835 1294 3048 1529 1292 
Caſtello Branca. 100 83 82 81 159 
Coimbra . 2557 3839 3909 | 3186 3446 
Sir Sg 8 13 7 8 SE 
SEN AN a 318 206 337. 379 682 
Guarda 1689 2232 2490 2135 2488 
o 82¹ 1109 1594 1365 1495 
r 1865 1076 997 906 978 
Portaleg re 8 | 9 8 6 3 
P 5115 5899 5659 5230 5277 
Santa rem 2 118 130 193 140 165 
Viana do Caſtelo . 1436 1523 1515 1561 1721 
le Niall 1993 25944 3831 3152 2746 
Biſe kk 4576 4854 5385 4555 4914 
Inſeln: | 
Angra do Heroismo 1533 2160 777 1636 2160 
DEN ea re 915 1004 518 697 1083. 
Ponta Delgada. . | 5242 4854 1803 3125 2758 
Funchal 3193 | 2684 1352 2498 2147 


Dieſe Tabelle iſt ſehr lehrreich; ſie läßt ſofort erkennen, daß 
die Auswanderung aus den nördlichen Diſtrikten am ſtärkſten iſt und 
nach Süden hin raſch abnimmt. Die nördlichen Diſtrikte Viana do 
Caſtello, Braga, Villa Rial, Braganza, Parto, Aveiro, Viſeu und 
Guarda ſtellten 1910 63,3 aller Auswanderer; am geringſten iſt 
ſie in den ſüdlichen Diſtrikten Faro und Beja, ſowie den öſtlichen 
Diſtrikten Evora und Portalegre. Vergleicht man die Auswanderungs⸗ 


18 0. guele 8 1800 


ziffern mit der Volksdichte, jo ergibt ſich, daß je größer die Volks- 
dichte, um ſo ſtärker die Auswanderung iſt. So kommen, ſieht man 
vom Bezirk Liſſabon ab, in den Norddiſtrikten Viana do Caſtello, 
Braga, Porto, Aveiro, Viſeu über 75, bzw. über 200 Einwohner 
auf 1 qkm und aus dieſen Distrikten iſt die Auswanderung am 


ſtärkſten; Beja, Evora und Portalegre haben die geringſte Volksdichte 


— unter 25 Einwohner auf 1 qkm — und die niedrigſte Aus⸗ 
wanderungsziffer! 1 

Daß die Auswanderung. aus den nördlichen ſehr dicht bevölkerten 
Diſtrikten ſo ſtark iſt, hängt ferner damit zuſammen, daß auch hier. 
ebenſo wie in den ſpaniſchen Nachbarprovinzen die Bodenzerſplitterung 


ſoweit getrieben iſt, daß hier der Ackerbau auf den kleinen winzigen 


Parzellen kaum noch lohnt, alſo die Bevölkerung zur Auswanderung e 


gezwungen wird. Zu dieſer Bodenzerſplitterung geſellt ſich ein weiteres 
Übel: die ganz außerordentlich hohen Laſten, die Pächter und Be⸗ 
ſitzer zu tragen haben. A. Marvaud ſagt in ſeinem inhaltreichen 
Buche“, „certains impöts, tels que ceux sur les céréales, le 
Poisson, etc., qui affectent des produits de premiere nécessité, 
sont profond&ment immoraux.“ Auch die erſtaunliche Unbildung 
gerade der Landbewohner, die allen Neuerungen unzugänglich iſt, 


wird faſt übereinſtimmend als wichtiger Auswanderungsgrund an⸗ 


gegeben, und die Auswanderungsſtatiſtik hat ſogar eine Sonderſtatiſtik 
über die Zahl der Analphabeten, die das Land verlaſſen. Mit er⸗ 
greifender Deutlichkeit hat der portugieſiſche Abgeordnete Joſé Barboſa 
1912 im Liſſaboner „Seculo“ die Haupturſachen der Auswanderung 


Proletariats und vor allem der Landarbeiter müſſen verbeſſert werden. 
Sie beſitzen nichts, ſie wiſſen nichts, ſie kommen zu nichts. Ihre 
Exiſtenz iſt ein ſteter Kampf, nicht um ihre Lage zu heben, ſondern 
um nicht noch tiefer zu ſinken. Die Auswanderung war ein not⸗ 
wendiges Übel, aber heute bedeutet ſie die ſchwerſte Gefahr, die uns 
Tauſende von Arbeitskräften raubt, ohne daß als Gegenwert die 
Tauſende von Kontos einträfen, die fie ehedem aus Braſilien ſchickten.“ 
Auch um ſich dem Militärdienſt zu entziehen, wandern alljährlich 
Tauſende von Perſonen aus. 

Wie von den Kanariſchen Inſeln, ſo if auch von den im 
| Atlantiſchen Ozean liegenden Inſeln, den Azoren und Madeira, die 
3 ſehr. dee Rund 110 Einwohner wohnen auf den 


1 Le Portugal et ses Colonies, S. 77. 


ſieiner Landsleute dargelegt: „Die Lebensbedingungen des ſtädtiſchen 
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Azoren auf 1 qkm, und dieſe hohe Volksdichte iſt viel zu groß für 
die Nährkraft des Bodens. Dazu kommt!, daß der Boden hier in 
den Händen weniger Großgrundbeſitzer iſt, die in Portugal leben 
und ihre Beſitzungen in kleinen Parzellen verpachten. Ferner hat 5 


Portugal für dieſe Inſeln wenig oder faſt nichts getan, was zu 


einer Kräftigung der politiſchen, kulturellen und wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Inſeln und dem Mutterlande hätte führen 
können, ſo daß auch aus dieſen Gründen das Intereſſe und die 


Zuneigung der Inſelbewohner zum Mutterland nur recht gering iſt. 


Genau die gleichen Zuſtaͤnde treffen wir auf Madeira an; auch 
hier ſehr hohe Volksdichte und außerordentlich ſtarke Bodenzerſplitterung, 
die die Bevölkerung zwingt, auszuwandern, während die Zurück⸗ 
bleibenden, ſoweit ſie keinen auskömmlichen n haben, ſich 
der Hausinduſtrie widmen. 

Wie in Spanien jo find in Portugal und ſeinen Inſeln die | 
größte Zahl aller Auswanderer Landarbeiter, die dann meiſt als 
Grund zur Auswanderung angeben: „Um unſere Lage zu verbeſſern“. 
Nach den politiſchen Unruhen der Jahre 1908 und 1910 ſcheint die 
Lage gerade der Landwirtſchaft noch trüber geworden zu ſein, ſollen 
doch 1911 und 1912 je 70000 Perſonen, zumeiſt der landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsgruppe angehörig, ihr Vaterland verlaſſen haben! 

Die Ziele der portugieſiſchen Auswanderung ſind weſentlich von 
denen der ſpaniſchen verſchieden. Gruppiert man die Auswänderungs⸗ 
länder nach Erdräumen, ſo zeigt ſich folgendes Bild: 


Portugieſiſche Auswanderung 1906-1910 nach Beſtimmungsländern 


| 1907 | 1908: | 1909 | 1910 
Europe 369 106 83 67 48 
Aſien Seck 13 — 1 0 
Afrikka. [ 2287 636 5 9 29 
Braſilien .| 26147 31482 36362 30 580 31 289 
Übriges Amerika. 794 | 8670 | 3684 1 6715 8070 
Oieanien | 1336 | 1043 851 79 


3809341 950 | 40145 | 38223 | 39515 


Die portugieſiſche Auswanderung iſt alſo, wie unſere Zuſ ammen⸗ 
ſtellung erkennen läßt, ſehr einſeitig. Zu rund 75% richtet ſie ſich 


5. Meyer, Das portugieifie Roloniakei der eee Berlin 
1918, S. 11. 
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faſt ſtets nach dem einſtigen Kolonialland Braſilien. Außer in die 
Landwirtſchaft gehen die nach Braſilien Auswandernden hier zumeiſt 
in die Küſtenſtädte “, wo der Lokalhandel und die Induſtrie meiſt in 
den Händen von Portugieſen liegen. Von allen übrigen amerikaniſchen 
Gebieten hat nur noch die Union Bedeutung, da ſie infolge der Nähe 
zu der Azorengruppe den größten Teil der Auswanderer aus dieſer 
Inſelgruppe aufnimmt. Die Auswanderer von den Azoren wenden 
ſich zumeiſt nach Kalifornien, wo ſie in den dortigen Obſt- und 
Südfruchtpflanzungen als Arbeiter recht geſchätzt ſind. Alle anderen 
Länder, auch die großen afrikaniſchen Kolonien Portugals, nehmen 
neuerdings nur eine geringe Zahl von Auswanderern auf. 

Welche Folgen hat nun dieſe ſtarke Auswanderung für das 
Mutterland? Da iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß uns die Statiſtik 
keine Auskunft gibt, wie viele von den Auswanderern wieder in die 
Heimat zurückkehren. Während noch in den neumjger Jahren etwa ` 
die Hälfte aller Auswanderer nach Braſilien wieder in die Heimat 
zurückkehrten und hier, „Braſileiros“ genannt, ſich eines gewiſſen 
Wohlſtandes erfreuten, hat neuerdings dieſe Rückwanderung ſtark 
nachgelaſſen. Die Folge macht ſich in einem außerordentlichen 
Arbeitermangel bemerkbar, unter dem namentlich die Landwirtſchaft 
ſehr zu leiden hat. Da 1911 und 1912 die Auswanderung gerade 
nach Braſilien in verſtärktem Maße einſetzte, ſo erklärte Portugal 
die ſeinen Auswanderern bis dahin erteilten kollektiven Familienpäſſe 
nach Braſilien für ungültig ?. Allein trotz dieſer Maßnahme erfolgte 
kein Rückgang der Auswanderung; im Gegenteil nahm gerade die 
heimliche Auswanderung, vor allem über ſpaniſche Häfen, ſeitdem 
ſtark zu. 

Die ſtarke Auswanderung aus den Azoren nach den Vereinigten 

Staaten hat während des Krieges dazu geführt, daß infolge der 
dadurch hervorgerufenen engeren wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
beiden Gebieten die Union dieſe Inſelgruppe beſetzt hat“, ohne daß 
es den Anſchein hat, als ob Portugal dieſes cgenſchneze Ereignis 
irgendwie gehindert hätte. 

Ohne hier ein völlig erſchöpfendes Bild geben zu wollen, muß 
aber auf eine weitere wichtige Folgeerſcheinung der Auswanderung 
hier noch „ werden: Es ſind die namhaften Geldſummen, 


The Times South American Supplement, 31. ane 1911. 
2 Süd⸗ und Mittelamerika, 1913, Nr. 4. 
s Wirtſchaftsdienſt, 1918, S. 935 —937. 
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die die Auswanderer früher regelmäßig in das Mutterland zurück⸗ 
ſandten. Treffend wird die Bedeutung dieſer namhaften Geld⸗ 
ſendungen für das portugieſiſche Wirtſchaftsleben in einem Bericht 
über Portugals Handel und Schiffahrt im Jahre 1904 gewürdigt, 
in dem es heißt?: „Einen weit erheblicheren Beitrag zur Deckung 
des Fehlbetrages der Handelsbilanz als die Kolonien liefert aber 
das Wiederanſchwellen des ſeit Jahren faſt verſiegten Goldſtromes 
aus Braſilien, der ſich bis Ende der achtziger Jahre über Portugal 
zu ergießen pflegte und damals weſentlich dazu beigetragen hatte, 
das Mißverhältnis zwiſchen Einfuhr und Ausfuhr in erträglichen 
Grenzen zu halten. Seine Speiſung erfolgte durch die Erträge des 
in Braſilien arbeitenden portugieſiſchen Kapitales und der Heim⸗ 
ſendung der Erſparniſſe zahlloſer portugiefiſcher Auswanderer. Nach. 
dem Eintritt der Entwertung der portugieſiſchen Valuta, welche die 
Überführung nach Portugal verbot, war dieſe Quelle jahrelang ver⸗ 
ſtopft geblieben; das in Braſilien verbliebene ſehr erhebliche portugieſiſche 
Kapital aber, das, zu den dort marktgängigen ſehr hohen Zinſen 
angelegt, ſich ſehr bedeutend vermehrt haben muß, hat die inzwiſchen 
eingetretene Beſſerung des Wechſelkurſes benutzt, um ſeit Anfang 1904 
die Rückwanderung in die Heimat wieder anzutreten. Die Höhe 
dieſes Goldzufluſſes, der zahlloſe Kanäle benutzt, mit annähernder 
Sicherheit anzugeben, iſt unmöglich. Der Eingang von etwa 6000 Kontos 
durch die Banken in Liſſabon läßt ſich allerdings nachweiſen; jedoch 
iſt der Geſamtbetrag wahrſcheinlich ein viel höherer, ſo daß die 
Schätzung auf 10000 Kontos kaum übertrieben ſein dürfte.“ In 
der Neuzeit ſcheinen aber dieſe erheblichen Geldrückſendungen — nach 
GE zu urteilen — ſtark nachgelaſſen zu haben. 


Wie wird ſich nun die Auswanderung aus Spanien und Portugal 
in den nächſten Jahren geſtalten? Für die Beantwortung dieſer 
Frage iſt ‚eine Tatſache von größter Bedeutung. Während der letzten 
Jahre iſt' weder in Spanien noch in Portugal in den wichtigſten 
Urſachen, die die Auswanderung vor dem Kriege bedingt haben, 
eine Anderung eingetreten. Die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe 
beider Länder ſind im weſentlichen in den Hauptauswanderungs⸗ 
gebieten ſtabil geblieben. Die Bodenzerſplitterung, die ungenügende 
Anbautechnik, die allgemeine Unbildung hat ſich nicht gebeſſert. 
Hinzugekommen iſt dafür eine ganz erhebliche Steigerung aller Preiſe 


4 Deutſches Handelsarchiv, Oktoberheft 1905. 


* 


172 O. Quelle: Die pauiſch⸗porkagiefſche Auswanderung 804 2 


für Sie notwendigſten Nahrungsmittel und Bekleidung. Hinzukommen 


wird ferner, daß manche Induſtriezweige in Spanien, die in den 
Kriegsjahren für das Ausland reichliche Aufträge hatten, ihren Be⸗ 


| trieb einſtellen werden, wodurch die Zahl der Auswanderer ebenfalls 


noch geſteigert wird. Da ſchließlich auch in der nächſten Zeit 
Argentinien für die Brotſtoffverſorgung der Welt eine noch größere 
Rolle ſpielen wird als bisher, ſo glauben wir mit Sicherheit an⸗ 
nehmen zu dürfen, daß die Maſſenzuwanderung ſpaniſcher Land- 
arbeiter in dieſes zukunftreiche Land einen außerordentlichen Auf- 
ſchwung nehmen wird. Auch nach anderen ſüd⸗ und mittelamerikaniſchen 
Ländern werden wir mit einer verſtärkten ſpaniſch⸗portugieſiſchen 
. au be haben. — 


Zur Vorgeschichte des Pfandbriefs e 


Von Eduard Wegener⸗ - Berlin 
Archivar der Preußiſchen Central Bodenkredit- Aktiengeſellſchaft 


Inhaltsverzeichnis: Bührings Plan S. 173. — Seine holländiſchen Vor⸗ 
bilder S. 175. — Hugh Chamberlain und John Law S. 178. — Reichs⸗ 
ſtändiſche Bank in Stockholm S. 181. — Marpergers Landſchaftskaſſen 
S. 187. — Oſtpreußiſche Landeskreditkaſſe von 1729 S. 188. — Sir James 
Stewart S. 188. — Herzogliches Leihhaus und ee in Braun⸗ 
GE S. 189. — Ergebnis ©. 198. | 


nter einem gr andbrief verſtand man in der älteren deutſchen 
Rechtsſprache eine Urkunde über ein dem Gläubiger 
zur Sicherung ſeiner Schuldforderung angewieſenes 


unbewegliches Gut, eine Pfandverſchreibung oder Hy⸗ 


pothek !. In einigen Kantonen der Schweiz wird das Wort noch 
heute in dieſem Sinne angewendet?, und im heutigen Holland findet 
es gelegentlich ſelbſt für Lombardſcheine Anwendung?. In der 
Regel aber bezeichnet man heute als Pfandbrief eine von einem 


landſchaftlichen Kreditverein oder einer Hypotheken⸗ 
bank in Teilabſchnitten ausgefertigte, im Druck hergeſtellte, ver⸗ 


zinsliche Obligation oder Schuldverſchreibung, die 
gewöhnlich auf den Inhaber lautet, und deren Wert 
durch hypothekariſche Verpfändung von Grund beſitz 


| ſichergeſtellt iſt. 


er erſte, der Wertpapieren dieſer Art die Bezeichnung Pfand⸗ 
brief gegeben hat, ſcheint der Kaufmann Diederich Ernſt Büh⸗ 


ring geweſen zu ſein. Er ſtammte aus Bremen, hatte längere 


Jahre als Wechſelkommiſſionär in Amſterdam gelebt und war im Jahre 


1765 nach Berlin gekommen, um ſich dort als Kaufmann und 


Fabrikant dauernd n Am 23. Februar 1767 ZE er 


= Deutſches Wörterbuch von Jacob und Wilhelm Grimm. 7. ap | 
Leipzig 1889, S. 1607. 

2 Eduard Wegener, Die ſchweizeriſchen Bodenkreditinſtitute 1846 bis 
1912. München und Leipzig 1915, S. 7, 11, 47, 48, 53, 183, 310. 

7 C. W. Star Busmann, Toonder- en Legitimatiepapier. Rechts- 
geleert Magazijn. 25. Jahrgang. Haarlem 1906, S. 337/338. De Lombard- 
briefjes zijn bewijzen eener geldleening tegen onderpand en de pandgever 
kan na terugbetaling van het geleende geld het in het e 
omscherven goed ene ö | 
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an Friedrich den Großen die Bitte um Gewährung einer ` 


Audienz gerichtet, um dem Könige einen „Entwurf von Wichtigkeit“ 
vorzulegen. Friedrich hatte dieſes Geſuch abgelehnt und den Bitt⸗ 
ſteller an den Miniſter von Hagen gewieſen. Bühring hatte dieſer 
Weiſung ſofort Folge geleiſtet, ſeinen Entwurf am 25. Februar dem 
Miniſter eingereicht und von dieſem nach nicht ganz fünf Wochen, 
am 31. März 1767, unter Hinweis auf die Schwierigkeit der Aus— 
führung des Projekts, einen ablehnenden Beſcheid erhalten 1. Wir 
kennen die Gründe nicht, die den Minifter im einzelnen zu dieſer⸗ 
Entſcheidung geführt haben. Akten über die Verhandlungen, Bes 
ratungen und Beſchlüſſe, wie ſie nach Mitteilungen von Buchholz? 
dem ablehnenden Beſcheide vorangegangen find, haben ſich bisher in 
den ſtaatlichen, ſtändiſchen und landſchaftlichen Archiven nicht auf- 
finden laſſen. Zum Teil dürften fie, wie beiſpielsweiſe die Kabinetts— 
akten der betreffenden Zeit, vernichtet ſein, zum Teil ſind ſie viel— 
leicht in andere Archive oder Akten verſchleppt worden, in denen 
ſie heute nicht vermutet werden können. Wie dem auch ſei, die 
Schwierigkeiten, die einer Verwirklichung des Bühringſchen Planes 
damals entgegenſtanden, waren in der Tat groß. Ein ſo allgemein 
angelegtes Inſtitut, wie Bühring es vorſchlug, war bei den großen 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Verſchiedenheiten der Verhältniſſe des 


Grundbeſitzes, vollends des adligen, in damaliger Zeit faſt eine 


Unmöglichkeit. Wenn trotzdem wenige Jahre ſpäter unter Anlehnung. 
an den Bühringſchen Vorſchlag die Gründung der Schleſiſchen 


Landſchaft zuſtande gekommen iſt, ſo war dies nur dadurch möglich 


geworden, daß man Bührings Projekt den Verhältniſſen des preußi⸗ 
ſchen Staates, insbeſondere Schleſiens, angepaßt hatte. Dieſe An⸗ 


paſſung unter geſchickterr Anknüpfung an altſchleſiſche Einrichtungen 
vollzogen zu haben, war das Verdienſt des damaligen ſchleſiſchen 


Miniſters von Carmer und GEES Gehilfen, des Pupillenrats 
Spvarez. ö 

Betrachtet man Bührings klaren een ſcharf durchdachten Plan? 
mit. den Augen der Jetztzeit, jo erkennt man leicht, daß er in feiner 


univerſellen. ige aber auch in ſeinen Deche die Grundzüge 


2 Edu rd N Diederich Ernſt Bühring und ſein Plan einer 
Generallandſchaftskaſſe. Berlin 1918. ö 
2Friedrich Buchholz, Zur Geſchichte von Berlin und Potsdam unter 
der Regierung Friedrichs des Zweiten. Berliner Kalender auf das Gemeinjahr 
1827 herausg. von ber Kgl. Preuß. Kalenderdeputation, S. 74. 
® Abgedruckt bei Wegener, a. a. O. S. 56 ff. i 
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für die moderne Entwicklung des Immobiliarkredits geſchaffen hat. Die 
darin vorgeſchlagene Generallandſchafts⸗ oder Hypothekenkaſſe war eine 
planmäßig, d. h. mit dem Ziele größter Zweckmäßigkeit organiſierte 
Immobiliarkreditbank. Sie war eine wirkliche Bank im 
heutigen Sinne; ſie ſollte in durchaus bankmäßiger Form die Ver⸗ 
mittlung zwiſchen dem kreditbedürftigen Grundbeſitzer und dem anlage⸗ 
ſuchenden Geldgeber übernehmen. Die banktechniſche Teilung und 
Abgrenzung ihrer Geſchäfte war von Bühring -mit ſtrenger Folge— 
richtigkeit durchgeführt worden. Aktiv- und Paſſivgeſchäfte zeichneten 
ſich klar voneinander ab. Das Bindeglied zwiſchen beiden und den 
Mittelpunkt des ganzen Syſtems bildete eine von Bühring als 
Hypothekencoupon oder Pfandbrief bezeichnete verzinsliche 
Partialobligation. Sie ſollte von der Kaſſe in Beträgen von 
500-1000 Rthlr. zur Ausgabe gebracht und durch die von den 
Grundbeſitzern ausgeſtellten Hypotheken ſichergeſtellt werden. Die 
Grundbeſitzer ſollten an die Kaſſe eine jährliche Verzinſung von 
4½ —5 % leiſten, die Pfandbriefinhaber erhielten von der Kaffe 
jährlich eine ſolche von 4% . Der Ya—1 „oige Unterſchied zwiſchen 
Hypotheken- und Pfandbriefzinſen ſollte zur Deckung der Unkoſten 
und zur Bildung eines Notfonds zugunſten der Grundbefiger ver⸗ 


wendet werden. Die Pfandbriefe ſollten auf den Inhaber lauten, 


und für die Sicherheit des einzelnen Pfandbriefes ſollte die Hypo⸗ 


thekenkaſſe auf Grund der ihr verpfändeten Hypotheken haften. 


Bühring ſchloß die Nennung eines beſtimmten Schuldners oder 


Gutes auf dem einzelnen Pfandbriefe als überflüſſig ausdrücklich 


aus, ebenſo eine Garantie der Geſamtheit der Hypothekenſchuldner. 
Die 1 Bührings war einerſeits Gläubigerin 
der Hypothekenſchuldnet und anderſeits Schuldnerin der Pfanpbrief- 
inhaber. Das Verhältnis zwiſchen dem Geldgeber und dem Kredit⸗ 
ſuchenden war jeder perſönlichen Beziehung entkleidet, die Bodenwerte 
waren beweglich gemacht und der durch die Kaſſe zu gewährende 
Immobiliarkredit damit völlig mechaniſiert und verſachlicht. 
Bühring hat bei Aufſtellung ſeines Planes zweifellos ältere 
Vorbilder vor Augen gehabt. Einer Anregung Sombarts! nad: 
gehend, habe ich in meiner oben angezogenen Schrift über Bühring 
nachzuweiſen geſucht, daß dieſem gewiſſe holländiſche Einrichtungen 
bekannt geweſen find, die das von ihm vorgeſchlagene Syſtem in 


I Werner Sombart, Die Juden und das Wirtſchaftsleben, 1913, 
S. 74— 76. | N 
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feinen weſentlichſten Punkten bereits enthielten. Es iſt über dieſe 
Einrichtungen folgendes zu ſagen; Der holländiſche Advokat Elias 
Luzac berichtet in feinem Buche über „Hollands Reichtum“ !, 
daß ſich ungefähr ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts in Holland 
private Unternehmungen — negotiatien oder correspon- 
dentien — gebildet hatten, die den Pflanzern in den holländiſchen 
Kolonien, namentlich in Surinam, gegen hypothekariſche Verpfändung 
ihrer Pflanzungen Kredit gewährten. Luzac ſchildert die Einzelheiten 
dieſer Kreditgewährung ziemlich genau. Danach nahmen die be— 
treffenden Unternehmungen, um ihre Geſchäfte betreiben zu können, 
durch einen Geſchäftsführer oder Direktor gegen verzinsliche Schuld- 
briefe oder Obligationen Geld auf. Die Kapitaliſten, auch 


diejenigen, die von Beruf nicht Kaufleute geweſen ſeien, ſo meldet 


Luzac, hätten dadurch eine neue Gelegenheit, ihr Geld anzulegen, 
erhalten. Die Schuldbriefe lauteten — wie ſeit dem 17. Jahr⸗ 


hundert in den Niederlanden alle derartigen Papiere — auf den 


Inhaber und wurden dieſem mit 5 bis 6 jährlich verzinſt. Sie 
waren im übrigen ganz nach der Art wie die großen Anleihen der 
Staaten, Fürſten und Städte in kleinere Einzelabſchnitte zerlegt und 
wurden ebenſo wie dieſe an der Börſe gehandelt. Wie alle Börſen⸗ 
werte, hatten ſie ihren Kurs, deſſen Stand ſich nach der Genauigkeit 
richtete, mit der die Zinſen bezahlt wurden, ſowie nach dem all— 
gemeinen Anſehen, das die betreffende Unternehmung oder die Ge⸗ 
ſchäftsführer genoſſen. Zwei oder drei angeſehene Perſönlichkeiten, 
die als Sachverwalter der Schuldbriefinhaber galten, führten die 
Aufſicht über den geſchäftsführenden Direktor. Dieſer hatte ihnen 
alljährlich über ſeine Verwaltung und den Stand der Geſchäfte 
Rechenſchaft abzulegen. Mit Hilfe der aus dem Verkauf der Schuld⸗ 
briefe erlöſten Kapitalien wurden dann neue koloniale Pflanzungen 
angelegt oder bereits beſtehende ausgebaut und die Pflanzungen für 
die Sicherheit der aufgenommenen Gelder hypothekariſch verpfändet. 

icht ganz klar iſt es, in welcher Weiſe die Pflanzer die ihnen ge⸗ 
liehenen Kapitalien verzinſten. Es hat beinahe den Anſchein, als 
ob ſie ihre kolonialen Erzeugniſſe — in Surinam beſonders Zucker, 
Kaffee, Kakao und Kattun — den Geſchäftsführern ihrer „negotiatien“ 


1 Elias Luzac, La Richesse de la Hollande, 1778, Tome 1, S. 273 
und 366 ff., Tome 2, S. 150/01. 1771 erſchien eine Ausgabe dieſes Buches in 
holländiſcher Sprache unter dem Titel: Hollands Rijkdoem. In dieſer Aus⸗ 
gabe find die Ausführungen Luzacs zum Teil noch etwas eingehender. Siehe 
dort Teil 2, namentlich S. 307 ff. und 318320. 
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lieferten, welche die Produkte dann verkauften, die Schuldbriefzinſen 
davon bezahlten und den Überſchuß zugunſten der Koloniſten ver⸗ 


rechneten oder dieſen dafür auch andere Güter ſandten, deren ſie 


bedurften . Wenn dem fo wäre, fo würde ſich daraus eine gewiſſe 


Verknüpfung dieſer Kreditgeſchäfte mit dem kolonialen Warenhandel 


Hollands vermuten laſſen, und es iſt in dieſer Hinſicht vielleicht be⸗ 


zeichnend, daß Luzac in feinem Buche immer wieder darauf hinweiſt, 
welche großen Vorteile der holländiſche Handel von dieſen Unter⸗ 


nehmungen gehabt habe. Luzac meldet uns noch, daß die auf 


Grund ſolcher Kreditgeſchäfte ausgegebenen Schuldbriefe oder Obli⸗ 


gationen den hohen Betrag von 100 Millionen Gulden erreicht 


hätten, daß der ganze Geſchäftszweig aber teils infolge zu hoher 


Beleihungen, teils, wie es ſcheint, durch verfehlte Spekulationen der 
Geſchäftsführer mit nicht in den Verkehr gekommenen Obligationen, 
ſchon in den ſiebziger Jahren in SE) und ſelbſt in Verruf ge⸗ 


raten fei. > 


Wir erkennen in diefen holländischen Kolonialunternehmungen | 
in der Tat eine dem Bühringſchen Plane ſehr ähnliche Einrichtung. 
Die Bankmäßigkeit der betreffenden Unternehmungen iſt nicht zu be⸗ 


zweifeln. Die Aktivgeſchäfte, klar als hypothekariſche Kreditgewährung 


an überſeeiſche Koloniſten erkennbar, werden ermöglicht durch Paſſiv⸗ 
geſchäfte, die im Wege der Obligationenausgabe die für die Aktiv⸗ 
geſchäfte erforderlichen Gelder beſchaffen. Bühring hat dieſe hol⸗ 


ländiſchen Einrichtungen als Amſterdamer Kaufmann zweifellos 


— 


kennen gelernt. Er hat das ihnen zugrunde liegende Syſtem da⸗ 
durch weiter ausgeſtaltet, daß er ſeine allgemeine Anwendung im 


Inlande ſowohl für landwirtſchaftliche Grundſtücke wie für die 
ſtädtiſchen Häuſer in Vorſchlag brachte und zur Durchführung der 
Sache die Errichtung einer allgemeinen, unter Billigung und Autorität ` 


des Staates ſtehenden Hypothekenbank empfahl. Bühring hatte da⸗ 


mit etwas vollkommen Neues geſchaffen. 
Was wir, a von den durch Luzac beſchriebenen bel 


1 Luzac fagt in ber französischen Ausgabe ſeines Buches, Bd. 2, S. 150, 


der Geſchäftsführer ſei beauftragt geweſen, „de recevoir les produits des 


plantages, que les Colons s’engageaient de lui envoyer; et de fournir 
à leurs besoins“. In der holländiſchen Ausgabe heißt es an einer anderen 
Stelle noch deutlicher: „de planters, door t'een of t'ander toeval buiten 


staat raakende, om e tot EES der nn te 
leeveren uſw., a. a. O. Teil 2, ©. Ss 
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ländiſchen Kolonialbanken, von älteren Einrichtungen und Projekten E 


kennen, reicht bei weitem nicht an Bührings Plan heran. Lange vor 
Bühring hat man allerdings bereits die Frage erörtert, wie man 


f die Bodenwerte eines Landes durch Ausgabe unverzinslicher 


Banknoten flüſſig und für Kreditzwecke nutzbar machen könnte. 
Dieſer Gedanke hat insbeſondere einige Projekte beherrſcht, die in 


England und Schottland unter der Regierung Wilhelms III. um 
die Wende zum 18. Jahrhundert ſich geltend zu machen ſuchten. 


Das eine dieſer Projekte war der in Deutſchland im allgemeinen 


noch wenig bekannte Plan einer engliſchen National-Land⸗ 


Bank. Urheber dieſes Planes war der Londoner Arzt Dr. Hugh 


Chamberlain. Dieſer glaubte ein Mittel gefunden zu haben, 


um der infolge des Krieges mit Frankreich herrſchenden Finanznot 
König Wilhelms ein Ende zu machen. Er ſah dieſes Mittel in 
einer nationalen Landbank, die auf je 150 Jahresertrag der 
ländlichen Freigüter, der auf 150 Jahre hinaus verpfändet werden 
ſollte, eine Notenausgabe von 8000 & bewirken ſollte, wovon 
6000 £ die Beſitzer der Freigüter erhalten, die reſtlichen 2000 £ 


dem Parlament für die Kriegsfinanzierung zur Verfügung geſtellt 


werden ſollten. Die Bank ſollte jährlich mindeſtens eine halbe 
Million auf Hypotheken ausleihen, und zwar bei vierteljährlicher 


| Zinszahlung zum Zinsſatz von SU %, bei halbjährlicher Zins— 


zahlung zu 4%, während! der übliche Zins für beſte Hypotheken 


damals volle 6% betrug. Chamberlain hatte einen dahingehenden 


Entwurf im Dezember 1693 dem britiſchen Parlament eingereicht, 


und die Landedelleute beſtanden darauf, daß er einem Ausſchuſſe 
überwieſen wurde. Der Ausfchuß berichtete im Februar 1694, daß 


der Plan ausführbar und nützlich ſei, der Bericht blieb aber trotz— 
dem unbeachtet. Bald nach Begründung der Bank von England 


brachte Chamberlain ſeinen Plan aber von neuem ein. Die Partei der 


Tories hatte ſich desſelben bemächtigt, um ein Konkurrenzinſtitut 
gegen die von den Whigs errichtete Bank von England zu 
ſchaffen. Das im Wege der Subſkription aufzubringende Betriebs— 
kapital der Landbank ſollte Réi auf 2564000 £ belaufen, alſo mehr 


als noch einmal ſo viel, als das der Bank von England betragen. Wie 
das Kapital der letzteren, ſollte auch das der Landbank als Gegen— 


leiſtung für die Gewährung des Notenprivilegs dem Parlament für 
Kriegszwecke überlaſſen werden, der Staat ſollte es der Bank mit 
7% verzinſen. Das Projekt erhielt gegen die Stimmen der Whigs 


im April 1696 die Zuſtimmung des Parlaments, ſcheiterte aber an 


* 
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dem völlig unzureichenden Ergebnis der Subſkription, die nich mehr 
als 7100 £ aufzubringen vermocht hatte !. | 
Als um das Jahr 1700 die 1696 gegründete Bank von 
Schottland infolge der damals in Schottland herrſchenden Not 
an Zahlungsmitteln vor die Notwendigkeit geſtellt war, ihre Zah⸗ 
lungen einzuſtellen, tauchten gleichfalls Projekte auf, die eine Flüſſig⸗ 


machung der Bodenwerte durch Ausgabe unverzinslicher Noten er- 


ſtrebten. Das wichtigſte dieſer Projekte rührte von John Law 


her, dem durch ſeine mißglückten Papiergeldoperationen in Frankreich 


ſpäter ſo unrühmlich bekannt gewordenen ſchottiſchen Finanzmann. 


In ſeiner dem Parlament von Schottland eingereichten umfang . 
reichen Denkſchrift: „Money and trade considered with 
a propos al for supplying the nation with money 


ſtellte er dem Parlament zur Ausführung der von ihm vorgeſchlagenen 
Papiergeldemiſſion, insbeſondere zur Inumlaufſetzung der Noten drei 
Wege zur Auswahl. Eine Parlamentskommiſſion ſollte entweder 
erſtens mit den zu ſchaffenden Papiernoten zu dem üblichen Zins⸗ 


fuße Hypotheken auf ländlichen Grundbeſitz gewähren, oder ſie ſolle 
zweitens gegen Inbeſitznahme der Grundſtücke den Eigentümern 
derſelben den vollen Grundſtückswert nach Maßgabe des zwanzig⸗ 
jährigen Ertrages in Noten auszahlen, ihnen dabei für eine Reihe 


von Jahren ein Rückkaufsrecht auf die Grundſtücke belaſſend, oder 


drittens gegen freihändigen Verkauf und Übergabe der Grund⸗ 
ſtücke deren vollen Preis in den Noten an die Eigentümer ent⸗ 


richten, hierbei aber jeden Rückkauf ausſchließen. Schottland habe 


in ſeinen Kataſtereinrichtungen ein vorzügliches Mittel, A Maß⸗ 
nahmen durchzuführen?. 

Law wendet ſich in der erwähnten Denkſchrift gegen den Ver⸗ 
faſſer eines anderen dem ſchottiſchen Parlament damals vorliegenden 
Entwurfs, den er als „Dr. H. C.“ bezeichnet, und in dem wir un⸗ 


über Chamberlains Plan vgl. James E. Thorold Rogers, 


Ihe first nine years of the Bank of England. Oxford 1887, S. 50—88. 


Ferner: Thomas Babington Macaulay, The History of England from | 
the Accession of James the Second. London 1009; Vol. IV, ©. 494, 


496/7, 690 ff. 


` Franzöſiſche Ausgabe: VM, sur le num6raire — 


et le commerce en 1700 presentes au Parlement d'Eeosge, Econo- 


mistes finalciers du XVIIIe siècle. Collection des principaux 


Economistes. Tome I, S. 433 ff. Paris 1843. 


e Ebenda S. 528 ff. u | N 
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ſchwer den ſchon genannten Dr. Hugh Chamberlain mieder- 
erkennen. Chamberlain ſcheint dabei nach den Mitteilungen, die 
uns Law darüber gemacht hat, von ähnlichen Grundſätzen aus— 
gegangen zu ſein wie bei ſeinem zehn Jahre früher dem engliſchen 
Parlament gemachten Vorſchlägen und auch hier die Errichtung 
einer Art von Landbank im Sinne gehabt zu haben. Law berichtet, 
der Kernpunkt des Chamberlainſchen Projektes ſei geweſen, dem länd— 
lichen Grundbeſitz den Wert ſeines fünfzig⸗ oder hundertjährigen 
Ertrages unterzulegen,. jo daß 100 & Ertragswert in 50 oder 


100 Jahren einen einwandfreien Gegenwartswert von 5000 und 


10 000 erhielten und deshalb eine Notenausgabe bis zu dieſer Höhe 
rechtfertigten !. 

Die genannten Projekte, die beiden Entwürfe Chamberlains 
ſowohl wie der Lawſche, bedeuteten ohne Zweifel eine gewiſſe Me: 
chaniſierung des Immobiliarkredits; ſie erſtrebten dies aber nur als 
Mittel zum Zwecke einer Stützung der ſtaatlichen Finanzen bzw. 
einer Reform und Vermehrung der Zahlungsmittel. Sie unter— 
ſchieden ſich hierin ſowie in dem techniſchen Aufbau des Syſtems 
auf unverzinsliche Banknoten ſehr weſentlich von Bührings Plan 
und beruhten im übrigen, wie leicht zu erſehen iſt, auf grund— 
legenden Irrtümern. Chamberlain war von der gänzlich irrigen 
und gefährlichen Vorſtellung beherrſcht, daß es möglich ſei, zukünftige 


Erträge durch Antezipation für den Kredit der Gegenwart nutzbar 


zu machen. Laws Vorſchlag ging von der nicht weniger falſchen 
Annahme einer kapitalſchaffenden Kraft des Kredits aus. Es ſpricht 
für den gefunden und praktiſchen Sinn des ſchottiſchen Parlaments, 
daß es dieſe etwas abenteuerlichen Pläne ablehnte. Die Bank von 


Schottland gewährte übrigens ſchon ſeit ihrer Begründung neben ` 


Darlehen auf Waren und gegen Bürgſchaft mit Vorliebe Hypo— 
thekendarlehen, die ſie in ihren unverzinslichen Noten zur Aus— 


zahlung brachte ?. Auch die ſpäter errichteten ſchottiſchen Banken, 


namentlich die im Jahre 1727 gegründete Königliche Bank von 
Schottland, haben dieſe Art von Geſchäften bevorzugt. Die von der 
letzteren zuerſt eingeführten ſogenannten „cash credits“ oder „cash 
accounts“ waren den von der Bank von Schottland bisher be— 
triebenen Darlehensgeſchäften außerordentlich ähnlich. Soweit die 


Considérations sur le numéraire, a. a. O. S. 519 ff. 
2 André ⸗E. Sayons, De origine des „Cash-Credits“ des banques 
écossaises. Journal des Economistes. 58e Année. Be Serie. 15. November 
1899, D 164. 
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Darlehen nicht durch Waren oder Hypotheken gedeckt waren, wurde 


Bürgſchaftsſtellung verlangt, und es wurde in der Regel darauf 
gehalten, daß der Bürge Grundbeſitzer war. Schottland beſaß, wor⸗ 
auf ſchon Law in ſeiner oben erwähnten Denkſchrift hingewieſen 
hat, ein vorzügliches Grundkataſter. In Edinburg befand ſich das 
„Regiſterhaus“, in welchem jedermann die Belaſtung des ſchottiſchen 
Grundbeſitzes einſehen konnte . Diefer Umſtand war natürlich oe: 


wei 


eignet, den Abſchluß von Hypothekengeſchäften nach jeder Richtung 


hin zu fördern. 


Ein in der Geſchichte des Immobiliarkreditweſens ſehr be⸗ 


merkenswertes Inſtitut war im gleichen Zeitalter die Reichs⸗ 


ſtändiſche Bank in Stockholm?, die heutige ſchwediſche 
Reichsbank. 


Karl X. Guſtaf hatte ſchon am 30. November 1656 dem Liv⸗ 


länder Johan Palmſtruch die Genehmigung zur Gründung einer 


Bankgeſellſchaft erteilt, die in eine Leih⸗ und eine Wechſelbank zer: 


fiel. Erſtere lieh auf Waren und Grundſtücke; die Wechſelbank 
nahm Depoſiten, namentlich ſolche in Kupfer, an, um deren Ein⸗ 


legern als Girobank zu dienen. Sie hatte ihren Namen von dem 


Münz⸗ und Geldwechſelgeſchäft, das ſie als Hauptgeſchäft betrieb, 


und ſcheint zeitweilig eine Art von Banknoten ausgegeben zu haben. 
Die Grundſtücksbeleihungen der Leihbank ſollten zwei Drittel des 


Wertes der Grundſtücke nicht überſteigen; der Zins betrug 6% für 


Darlehen von mindeſtens 400 Thaler Kupfermünze; für geringere 


Beträge wurde er höher bemeſſen, und zwar bis zu 10%. Die Dar⸗ 


ſie im allgemeinen bei pünktlicher Zinszahlung nicht zurückgefordert 


werden. Die Mittel für dieſe Darlehensgewährung wurden o: 
ſcheinend den eingehenden Depoſitengeldern und dem Banknotenerlös 


— 


lehen wurden auf ein Jahr und ſechs Wochen gewährt, doch ſollten 


entnommen. Die ihrem ganzen Aufbau nach verfehlte Unternehmung 


geriet — zumal unter dem Einfluß einer verkehrten Münzpolitik. — 


| 1 Karl Mamroth, Die TC Banken. Jahrbücher für National- 5 
ökonomie und Statiſtik. III. Folge, 24. Bd. Jena 1902, S. 5, 34. * 


2 Der folgenden Darſtellung liegen zugrunde: Ludwig has, 
Geſchichte Schwedens 1718—1792. Gotha 1908. Otto Hübner, Die Banken. 


Leipzig 1854, Bd. 2, S. 422 f. Sveriges Allmänna Hypoteksbank 18611911. 


bald in F und wurde m ihrer Sans | 


Stockholm 1911. Mémoire sur la. Banque de Stockholm im „Magazin | 


für die neue Hiftorie und Geographie“ angelegt von D. Anton Friedrich 
Büſching. N Teil. Hamburg 1771, S.. 449/456. 
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am 17. September 1668 unter die Verwaltung der Reichsſtände ge— 


R ſtellt. Die Leihbank wurde nun ermächtigt, auch ihrerſeits GC 


aufzunehmen, und zwar mit ſechsmonatlicher Kündigungsfriſt; 
neben wurde ihr durch eine geheime Anweiſung aber auch we 
ſich „in beſcheidenem Maße“ der Mittel der Wechſelbank zu bedienen. 
Für das Hypothekengeſchäft erhielt die Bank das Recht, ſtädtiſche 
Grundſtücke bis zur Hälfte des Wertes zu beleihen. Wenn ein 
größerer Geldzufluß es zulaſſe, ſollten ſpäter auch ländliche Grund— 


ſtücke beliehen werden, mit ſolchen Ausleihungen wurde aber erſt im 


Jahre 1675 begonnen. Der Zinsſatz betrug anfangs 8 / für Dar- 
lehen von 400 Thalern Kupfermünze und darüber, wurde aber im 
Jahre 1687 auf 6% ermäßigt. Die Darlehensgewährung erfolgte 


flür ein ganzes oder ein halbes Jahr, die Verlängerung ſollte aber 


nicht verweigert werden, ſolange die Verhältniſſe des Inſtituts eine 
Weiterbelaſſung ermöglichten. Die Gewährung von Hypothekarkredit 
erfolgte übrigens zunächſt nur in ſehr beſchränktem Umfange. Die 
dazu nötigen Mittel entnahm die Leihbank zum Teil der Giro- und 


Wechſelbank, zum Teil deckte fie den Bedarf aus den ihr ſelbſt zu- 


fließenden Depoſitengeldern. Trotz ihrer organiſatoriſchen Mängel 
hatte ſich die Bank in den nächſten Jahrzehnten einer ruhigeren Ent— 
wicklung zu erfreuen. Die kriegeriſchen Zeitläufte Karls XII. 
brachten ſie aber wieder in ſchwere Bedrängnis. Schon ein Erlaß 
Karls vom 31. März 1700 befagte, daß die Bank durch die zahl— 
reichen Darlehensgeſuche auf der einen, den ſtarken Rückzug von 
Kapitalien auf der anderen Seite aufs äußerſte gefährdet ſei, und 
daß gute Untertanen deshalb jede geſchäftliche Betätigung dieſer Art 
zu unterlaſſen hätten. Um der damaligen Schwierigkeiten Herr zu 
werden, erhielt die Bank im Jahre 1701 das Recht, Banknoten, ſo— 
genannte Transportzedlar auszugeben. Es waren Einzahlungs— 
N beſcheinigungen, die man durch Namensaufſchrift auf eine andere 
Perſon übertragen konnte. Die mit den zahlreichen Feldzügen Karls 
ſtändig wachſende Inanſpruchnahme der Mittel der Bank durch die 
Regierung führte ſchnell zu einer übermäßigen, | chließlich jeder Hinter⸗ 
lage ermangelnden Ausgabe ſolcher Zettel. Nach Karls Tode (1718) 
und Wiederkehr des Friedens brachte die Ara Arvid Horn 
(1727—1739) zwar wieder einige Ordnung in die Verhältniſſe der Bank, 
einer zeitgemäßen Entwicklung des Bankverkehrs, beſonders auch 
einer Ausgeſtaltung der Darlehensgewährung auf Grundbeſitz war 
fie dagegen weniger günſtig. Erſt die darauf folgende Zeit der parla- 
mentariſchen Herrſchaft der „Hüte“ kam einer ſolchen Entwicklung 
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mehr entgegen. Als die Hüteregierung im Jahre 1739 ans Ruder 
kam, ließ ſie es eine ihrer erſten Sorgen ſein, die Bank zu einer 
billigen einheimiſchen Kreditquelle für Gewerbe und Landwirtſchaft 
zu machen. Die bis dahin beſtehenden, ſtark hemmenden Förmlich⸗ 
keiten bei Aufnahme der Darlehen wurden alsbald erleichtert, die 
Anſprüche an die Sicherheit der Darlehen gemildert und die Zinſen 
herabgeſetzt. Die geſamte Organiſation des Inſtituts erhielt damals 
nach den Plänen Thengners, des Vizepräſidenten der Oberrechnungs⸗ 
kammer, eine neue zweckmäßigere Form. Das hypothekariſche Dar⸗ 
lehensgeſchäft nahm nunmehr einen größeren Umfang an, wie fol⸗ 
gende Zahlen erkennen laſſen. Der Hypothekenbeſtand der Bank be⸗ 
trug 1747: 2826334, 1753: 11977967, 1756: 19 554 361 und 
1761: 30136062 Thaler Silber !. Die Grundlage für die Dar- 
lehensgewährung bildeten in erſter Linie die von der Wechſelbank 
ausgegebenen unverzinslichen Noten, nur zu einem kleineren Teile 


lagen ihr die Depoſiten der Leihbank zugrunde, denen gegenüber un⸗ 


verzinsliche und verzinsliche Obligationen — die ſogenannten Lehn⸗ 
Banco Zedlar — ausgegeben waren. 

Da die Hüteregierung ſelbſt jederzeit mit ſtarken Anleihe⸗ 
anſprüchen an die Bank herantrat, ergab ſich als Folgeerſcheinung 


dieſer freigebigen Darlehensgewährung allerdings eine umfangreiche 


Neuausgabe von Banknoten, die ſich bald wieder zu einem ſchlimmen 
Mißſtande herauswuchs. Denn als zu Beginn der vierziger Jahre 
infolge der übermäßigen Banknotenerzeugung ein erhebliches Zurück⸗ 
ſtrömen von Noten in die Erſcheinung trat, war die Bank nicht mehr 
in der Lage, die Noten einzulöſen. Es war zunächſt wohl noch immer 


eine hinreichende Deckung für die Noten vorhanden, fie beſtand aber 


© mn — nun; 


in der Hauptſache aus Werten, deren Nealifierung, wie bei Hypo⸗ 
theken, längere Zeit beanſpruchte. Die Regierung ſah ſich deshalb 
am 23. Oktober 1745 genötigt, die Bank bis auf weiteres von der 
Einlöſung ihrer Noten zu entbinden. Dagegen blieb die Leihbank 
verpflichtet, die Depoſiten bei Fälligkeit in den einbezahlten. Sorten 
zurückzuerſtatten. Um dem Inſtitut im übrigen eine größere Menge 
flüſſiger Geldmittel zuzuführen, kündete ein königliches Patent vom 
28. Oktober 1745 an, daß die Leihbank während ſechs Monaten zur 
Annahme von Kapitalien in Kupfermünze geöffnet ſein ſolle. Eine 
weitere Erhöhung der Geldflüſſigkeit des Inſtituts erhoffte man 
dann davon, daß die Hypothekenſchuldner zu Kapitalsabzahlungen 


Hübner, a. a. O. Bd. 2, S. 426. 
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angehalten würden. Es beſtand bei dieſen bie begreifliche Neigung, 
ihre Schulden ſo weit als möglich in feſtſtehende Darlehen umzu⸗ 
wandeln, und die Bankleitung war dieſer Neigung, wie erwähnt, in 
gewiſſen Grenzen bisher entgegengekommen. Der Geheime Ausſchuß 
beſchloß nun im Jahre 1752, daß, wenn ein ſolches Darlehen be— 
reits 10 Jahre beſtehe, jährlich 5% auf das Kapital abzuzahlen 
ſeien, und zwar bis zu dem Zeitpunkte, an dem die Reſtſchuld bis 
auf ein Viertel getilgt ſei. Im Zuſammenhang mit einer Zins⸗ 


herabſetzung auf 4 %, die den Hypothekenſchuldnern bewilligt wurde, 


und von der ein ſtarkes Begehren nach ſolchen Darlehen zu be— 
fürchten war, beſtimmte der Ausſchuß im Jahre 1756, daß die 
Darlehensnehmer in den erſten beiden Jahren nach Aufnahme des 
Darlehens nur Zins zahlen, dann aber während eines Zeitraums 
von 5 Jahren jährlich 19% und nach Ablauf dieſer Zeit weitere 
7 Jahre lang jährlich 2 /p auf das Kapital abzahlen ſollten jo lange, 
bis das Kapital bis auf die Hälfte ſeines Betrages getilgt ſei. 
Dann ſollte es dem Schuldner freiſtehen, nur noch Zins zu zahlen. 
Dieſe Maßnahmen waren auf die Oppoſition zurückzuführen, welche 
die allmählich emporkommende junge „Mützen“⸗Partei dem Sangui⸗ 
nismus und der wirtſchaftlichen Leichtfertigkeit entgegenſetzte, die 
für das Hüteregiment kennzeichnend waren. Unter dem Einfluß 
dieſer Oppoſition ſah ſich der Bankausſchuß am 23. September 1761 
zu der Erklärung veranlaßt, daß die Leihbank, anſtatt zur Abtragung 
von Schulden und Verbeſſerung der Kultur benutzt zu werden, ein 
Mittel zum Betriebe des Güterhandels geworden ſei, daß durch die 
Zettelausgabe und dieſen Handel die Güterpreiſe geſtiegen, die 
Nahrungsmittel und Waren verteuert, das bare Geld immer ſeltener 
geworden ſei. Es wurde daraufhin beſchloſſen: 1. daß künftig von 
der Leihbank auf Liegenſchaften nicht mehr als die Hälfte, auf Häuſer 
und ſtädtiſche Grundſtücke nur ein Drittel, des Wertes geliehen wer— 
den ſollte, Fabriken und Magazine aus Stein und gegen Feuersgefahr 
verfichert, ausgenommen, die bis zur Hälfte beliehen werden dürften; 
2. daß von 1762 an bei ländlichen Grundſtücken eine jährliche Ab- 
zahlung von 3 %, bei ſtädtiſchen und bei Fabriken eine ſolche von 
5% verlangt werden ſolle; 3. daß beim Verkauf von Grundſtücken 
ein Viertel des Darlehens zurückzuzahlen ſei. Eine Bekanntmachung 
vom 16. Februar 1762 kündigte an, daß alle weiteren Beleihungen 
auf jede Art von Eigentum, außer den Bankſcheinen, aufhören ſollten. 
Eine Verordnung vom 11. November 1762 ſetzte die Kapitalabzahlung 
bei ländlichen Grundſtücken auf halbjährlich 2% feſt. 


H 
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Der am 15. Januar 1765 zuſammentretende Reichstag befiegelte 
den Sturz der Hüteregierung, und die nun zur unbeſchränkten Herr⸗ 
ſchaft kommenden „Mützen“ beeilten ſich, mit den unter der Hutherr⸗ 
ſchaft eingeriſſenen Mißſtänden ſo gründlich als möglich aufzuräumen. 
Es erfolgte nun ein allgemeiner ſchwerer Rückſchlag. Auf dem Ge⸗ 


biete des Bankweſens wurden von den „Mützen“ eine weitere energiſche 


Verminderung des Notenumlaufs und als deren Vorbedingung 
möglichſt umfangreiche Abzahlungen auf die Darlehensforderungen 
der Bank angeſtrebt. Ein Königlicher Erlaß vom Jahre 1765 ſetzte 
für die Bankdarlehen ganz allgemein eine Verzinſung von 4% und 
eine Abzahlung von 4%, alſo eine Gefamtjahresleiftung von 8 % 
feſt. Auf den Grundbeſitz mußten dieſe hohen Abzahlungen freilich 
äußerſt drückend einwirken, und namentlich die Landwirtſchaft hatte 
darunter ſchwer zu leiden. Güter und Grundſtücke kamen in großen 
Maſſen zur Verſteigerung und gingen zu Schleuderpreiſen in anderen 
Beſitz über. Um hier Erleichterungen zu ſchaffen, wurde durch Ver⸗ 
ordnung vom 5. Oktober 1769 geſtattet, daß den Käufern von ſub⸗ 
haſtierten Grundſtücken das darauf am Verſteigerungstage befindliche 
Bankdarlehen ſtehen bleiben ſolle. Eine Verordnung vom 21. Januar 

1770 ſetzte dann die Kapitalsabzahlungen auf die Bankdarlehen bis, 

zum nächſten Reichstage überhaupt gänzlich aus. Immerhin war 
es innerhalb von ſieben Jahren gelungen, die Menge der umlaufenden 
Noten um 17 Mill. Tlr. Silbermünze und den Hyppothekenſtand 
um beinahe Gils Mill. Tlr. zu vermindern, wie Dä aus folgenden 
von Hübner! mitgeteilten Zahlen deutlich erſehen läßt. 

Es betrugen in Talern Silbermünze die: 


Leihbank⸗ Wechſelbankſchuld Darlehen auf 


ſchuld (Banknoten) loſes Pfand Hypo theken 
1762 16 756 000 51 976 773 3 074 530 29 421 536 
1765 9 454 829 42 443 250 3066 975 26 049 975 
1769 7 707 085 35 043 310 2 975 356 22 881 545 


Dieſe Zahlen geben im übrigen auch einen lehrreichen Einblick 


in den Aufbau des Hypothekengeſchäfts der Bank. 


Wenn man die Bedeutung des Stockholmer Inſtituts, die es 
um dieſe Zeit für den ſchwediſchen Bodenkredit hatte, im Zuſammen⸗ 
hange überblickt, ſo ergibt ſich, daß dieſe Einrichtung keinesfalls, 
wie es neuerdings vermutet worden iſt?, ein Vorbild für Bühring 


1 Hübner, a. a. O. Bd. 2, S. 428. 
2 Schulte, Die Hypothekenbanken, 1918, S. 33/4. 
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abgegeben haben kann. Das Inſtitut war vielmehr, wie die meiften 
ſtändiſchen und staatlichen Kaſſen dieſer Art, in erſter Linie eine 
Einrichtung, die dem ſtändiſchen und weiterhin dem ſtaatlichen 
Kredit des Landes ſowie deſſen Münzweſen Dienſte leiſten ſollte. 
Die Gewährung von Hypotheken hatte bis in die Zeiten Arvid 
Horns (bis 1739) im Geſchäftsbetriebe der Bank nur eine ziemlich 
untergeordnete Rolle geſpielt, und erſt unter der Hüteregierung nahm 
dieſer Geſchäftszweig einige Bedeutung an. Die Geldbeſchaffung 
für die Darlehensgewährung geſchah überwiegend durch Ausgabe un— 
verzinslicher Banknoten. Die Annahme von Depoſitengeldern, 
die, wie überall in damaliger Zeit, teils gegen Zins, teils un- 
verzinslich! erfolgte, fiel neben der Geldbeſchaffung durch Noten nur 
verhältnismäßig wenig ins Gewicht. Die Obligationen, die das Sn: 


ſtitut gegen ſolche Depoſitengelder ausſtellte, hatten auch keineswegs 


bereits den Typus der in kleine Stücke aufgelöſten Teilobligationen; 
fie hatten vielmehr noch ganz den Charakter der alten Individual— 
obligationen, die auf jeden beliebigen, der Bank im Einzelfalle zur 
Verfügung geſtellten Betrag lauteten. Nur darin zeigten ſie bereits 
ein etwas moderneres Antlitz, daß fie zumeiſt auf den Inhaber aus: 
geſtellt wurden. In einem um 1750 verfaßten Aufſatz wird uns 
berichtet, daß eine ſolche Obligation, die ſehr bezeichnenderweiſe auf 
den hohen Betrag von 150 000 Dukaten lautete, von der Bank an 
den Vorzeiger auf einem Brett ohne weitere Prüfung ſeiner Ze, 


| rechtigung ausgezahlt wurde?. Der Betrieb des Hypothekar⸗ 


geſchäfts war auch nicht Selbſtzweck, wie in Bührings Entwurf, 
und eine Zurückſtellung beſtimmter Teile der Geldquellen des In— 
ſtituts für die beſonderen Zwecke des Bodenkredits war nicht vor- 
geſehen. Die Verwendung der gegen Banknoten und Obligationen 
eingehenden Gelder in den verſchiedenen Geſchäftszweigen der Bank 
erfolgte vielmehr augenſcheinlich von Fall zu Fall und ganz nach 
dem gerade vorliegenden Bedürfnis, in ähnlicher Weiſe, wie wir 
dies noch heute im ſchweizeriſchen Bodenkreditweſen ſehen können?. 

In einem Punkte allerdings erinnern die Grundſätze, nach denen die 
Bank das Hypothekargeſchäft betrieb, ſchon etwas an die Bodenkredit— 
einrichtungen der Neuzeit; es iſt dies der Fall hinſichtlich der 
Forderung einer regelmäßigen Kapitalsabzahlung auf die gewährten 


1 Mémoire sur la Banque de ee a. a. O. S. 449. 
2 Ebenda. 
3 Wegener, Die eee Vodenkreditinſtitute. a. a. O. S. 27. 
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nicht um eine wirklich planmäßige Tilgungsmaßnahme, wie die 
moderne Hypothekenamortiſation es iſt, gehandelt hat. Während es 
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Hypotheken. Dabei iſt nun aber zu berückſichtigen, daß es ſich hier 


bei dieſer in der Hauptſache darauf ankommt, die Hypothekenſchuldner 


bzw. die beliehenen Grundſtücke durch mäßige jährliche Tilgungs⸗ 


raten von den Schulden nach Möglichkeit wieder zu befreien, war 


der eigentliche Zweck der von dem Stockholmer Inſtitut geforderten 
Abzahlungen, wie wir geſehen haben, nicht die Entſchuldung der 


Grundbeſitzer, ſondern die notwendig gewordene Entlaſtung der 


Bank in ihren leichtſinnig überſpannten Paſſivgeſchäften. Übrigens 
waren die geſchäftlichen Verhältniſſe der Bank, wie aus vorſtehender 
Darſtellung zu erſehen iſt, gerade zu Bührings Zeit nicht von der 


Art, eine Nachahmung ihrer Einrichtungen empfehlenswert erſcheinen 


zu laſſen. 
Cbenſowenig wie die Reichsſtändiſche Bank in Stockholm dem 
Bühringſchen Plane als Vorbild gedient haben kann, iſt dies bei 


dem von Marperger! mehrfach erwähnten „General⸗Land⸗ 


Banken“ oder „Landſchaftskaſſen“ der Fall geweſen. Dieſe 


Inſtitute ſcheinen den italieniſchen Anleihe-Montes nach Art der 
JCiaaſa di S. Giorgio in Genua verwandt geweſen zu fein und waren 
ihnen vielleicht nachgebildet. Ihre Hauptaufgabe war die Auf⸗ j 
nahme, Verzinſung und Tilgung von Staats- und Landes⸗(Land⸗ 


ſchafts⸗)ſchulden. Sie nahmen für dieſe Zwecke auch Kapitalien 


zur Verzinſung von Privatperſonen an. Was das Ausleihen auf 
Hypothek. anlangt, ſo hebt Marperger ſelbſt hervor, daß hierfür nur 


die überflüſſigen Gelder in Betracht kamen ?. Ein typifches Beiſpiel 
für dieſe Art von Inſtituten war die 1703 errichtete Wiener 


Stadtbanks. Auch das alte „ſtändiſche Kreditwerk“ der 


Kurmark, die „Churmärkiſche Landſchaft“ war beiſpielsweiſe 

ein ſolches Inſtitut. Die von Marperger ferner erwähnten Lehn⸗ 
oder Leihbanken — augenſcheinlich eine Nachahmung der italieni⸗ 
ſchen montes pietatis nahmen verzinsliche Depoſiten an, um ſie 


auf Fauſtpfand, bei mangelnder Gelegenheit zu ſolchen Darlehen 
auch auf Hypothek auszuleihen. Nach Art dieſer Inſtitute hat z. B. 
die Fig Preußiſche Bank ſeit ihrer Gründung im Jahre 


1 Paul Jacob Marperger, Beschreibung der ä Halle und 


Leipzig 1717, S. 21 ff. und 370 ff. 


— 2 Ebenda S. 370. 


t 


E Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 3. DÉI 2. Bd. Jena 1909, 
| ©. 368. 
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| 1765 bis zum Jahre 1806 einen großen Teil ihrer Mittel in Hypo⸗ 


theken angelegt. Die geringe Vergleichbarkeit aller dieſer Ein⸗ 


richtungen mit dem Bühringſchen Syſtem liegt auf der Hand. 

Ein in mancher Beziehung ſehr denkwürdiges Projekt zur 
beſſeren Regelung des ländlichen Immobiliarkredits war der Plan 
König Friedrich Wilhelms I. von Preußen, für die oſtpreußiſchen 
Grundbeſitzer eine Landeskreditkaſſe zu errichten. Mauer, 
der die Akten über dieſen Plan vor einigen Jahren im Geheimen 
Staatsarchiv zu Berlin auffand, hat darüber ziemlich eingehend 
berichtet!. Danach hatte, der König am 28. Mai 1729 an die 
preußiſche Regierung einen Erlaß gerichtet, der die Grundzüge des 
geplanten Kreditinſtitutes vorzeichnete und von der Regierung die 
weitere Ausarbeitung des Planes verlangte. Die Kaſſe war als 
Staatsinſtitut gedacht, deſſen Wirkſamkeit ſich allerdings nur auf 


die adligen und köllmiſchen Güter im Werte von mindeſtens 


12 000 Talern erſtrecken ſollte. Alle anderen ländlichen Beſitzungen 
ſowie Häuſer waren ausdrücklich ausgeſchloſſen. Vorzugsweiſe ſollten 


ſolche Güter beliehen werden, die im Konkurs ſtanden und dadurch 


gerettet werden konnten. Der König wollte der Kaſſe ein Kapital 
von 200000 Talern zur Verfügung ſtellen. Die Verwaltung ſollte 
durch ein beſonderes Kollegium oder Landeskreditkaſſendirektorium 
geführt werden, deſſen Mitglieder bereits im Staatsdienſt ſtanden 


N 


und die nötigen Geſchäfte deshalb nebenamtlich und unentgeltlich 


erledigen ſollten. Für die Landeskreditkaſſe ſollte die Gewährung 


von Immobiliarkredit mithin, wie bei Bühring, Selbſtzweck fein. ` 


Ihre Einrichtungen unterſchieden ſich aber dadurch ſehr weſentlich 
von dem Bühringſchen Syſtem, daß eine bankmäßige Aufbringung 
der Gelder durch Ausgabe von Obligationen oder Pfandbriefen nicht 


vorgeſehen war, die Kapitalbeſchaffung vielmehr durch einen vom 


Könige herzugebenden Fonds bewirkt werden ſollte. Das Projekt 


kam nicht zur Ausführung, weil es dem Könige in den folgenden 
Jahren an den nötigen Mitteln fehlte, die Kaſſe mit einem ent⸗ 
ſprechenden Kapital auszuſtatten. 

Ein hervorragender ſchottiſcher. Volkswirt, Sir James 
Steuart hat etwa gleichzeitig mit Bühring in ſeinem Buche „An 
Inquiry into the Principles of Political Economy, 


1 Hermann Mauer, Das Landeskreditkaſſen⸗Projekt König Friedrich 


Wilhelms J. Forſchungen zur ee Zonge Geſchichte, 1908, 
©. 221—224. 
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being an Essay on the Science of Domestic Policy in Free 
Nations, in which are particularly considered Population, Agri- 
culture, Trade, Industry, Money, Coin, Interest, Circulation, 
Banks, Exchange, Public-Credit and Taxes London 1767“ eine 
Anregung gegeben, die den Bühringſchen Vorſchlägen ſchon etwas 


näherkommt. Er beſpricht dort mehrfach die oben ſchon erwähnte 


Geſchäftsübung der ſchottiſchen Banken, Hypothekarkredit durch Hin⸗ 
gabe von unverzinslichen Banknoten zu gewähren, wobei der Profit 
der Banken darin beſtehe, daß ſie für das, was ſie ausleihen, Zinſen 
empfangen, dagegen für das, was ſie ſelbſt ſchulden, keine Zinſen 


zu geben brauchten. Würden die Banken, die auf Hypothek leihen, 
ſo etwa ſagt er an einer anderen Stelle, es ſich zur Regel machen, 


alles ihnen angebotene Geld zu einem nur wenig geringeren Zins⸗ 
fuße als dem allgemein üblichen zu verzinſen, ſo würden ſie Mittel⸗ 
punkt alles Borgens und Leihens werden. Die Empfänger oder 
Inhaber der Banknoten insbeſondere ſollten die Wahl haben, ob ſie 
eine Verzinſung wünſchen oder nicht. Er wolle in dieſer Beziehung 
keinen eigentlichen Plan vorlegen, ſondern ſich auf dieſe grundſätz⸗ 
liche Bemerkung beſchränken. 

Im Zuſammenhang mit allen dieſen aus der Vorgeſchichte des 
Pfandbriefs und des heutigen Immobiliarkreditweſens mitgeteilten 
Tatſachen möchte ich auf den Inhalt einiger Aktenſtücke aufmerkſam 
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machen, die ich vor einiger Zeit im Braunſchweigiſchen Landeshaupt⸗ 


archiv zu Wolfenbüttel aufgefunden habe. Die Akten ſtammen aus 
der Regierungszeit des Herzogs Karl JI. von Braunſchweig 
(1735 —1780) und beziehen bé teils auf die Gründung eines 


Leihhauſes, teils auf die Einführung von Handfeſten 


nach Bremer Art. Sie gehen bis in die vierziger Jahre des 
18. Jahrhunderts zurück und bilden den Niederſchlag von Be⸗ 
ſtrebungen, die neben einer beſſeren Organiſation des Mobiliar⸗ 
pfandleihweſens auch eine Verbeſſerung der Einrichtungen des Im⸗ 
mobiliarkredits ins Auge faßten. Herzog Karl, der Schwager Fried⸗ 
richs des Großen, war ein etwas verſchwenderiſcher Fürſt. Er iſt 


& 


aber andererſeits unter dem Einfluß feines Geheimrats und Mi- 


niſters Schrader von Schlieſtedt! während ſeiner ganzen 


— . — 


1 Heinrich Bernhard Schrader von Schlieſtedt, geboren am 


3. Oktober 1706, geſtorben am 19. Auguſt 1773. Leſſing nennt ihn „den 
einzigen Mann in Braunſchweig, durch den alles und jedes, was geſchehen ſollte, 


geſchah“. Vgl. über ihn Paul Zimmermann in der Allg. Deutſchen Biographie, 


Artikel Schrader von Schlieſtedt, 32. Bd., Leipzig 1891, S. 435—438. ` 
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Regierungszeit mit allen Kräften auf eine wirtſchaftliche Hebung 
ſeines Landes und feiner Untertanen bedacht geweſen und war ſchon 
im erſten Jahrzehnt ſeiner Regierung mit der Abſicht umgegangen, 
in Braunſchweig ein Leihhaus zu errichten, das geeignetenfalls auch 
Gelder auf Hypotheken ausleihen ſollte. Aus dem Jahre 1743 ift 
ein Aktenſtück! datiert, das eine Sammlung von Satzungen anderer 
deutſcher Leihhäuſer und Leihbanken enthält, die offenbar zu dem 
Z3Zbwecke zuſammengeſtellt war, für ein in Braunſchweig neuzuſchaffendes 
Inſtitut dieſer Art nach Vorbildern zu ſuchen. tan findet in 
dieſen Akten unter anderen die „Ordnung der zu Leipzig aufgerichteten 
Banco di depositi“ vom 10./20. Mai 1699, das Privileg des Land- | 
grafs Carl von Heſſen dd. Schmalkalden, 19. April 1721, betreffend ` | 
„Etablierung eines Lombards“, und die „Pfand und Leyh-Amts ` 
Ordnung der Königlichen Haupt⸗Stadt Breßlau“, d. d. 1. Januar 1744. | 
Ein anderes Aktenſtück enthält eine große Anzahl von Projekten über 
die Anlegung eines Braunſchweigiſchen Leihhauſes?. Dieſe or, | 
ſchläge, die ſich auf den Zeitraum von 1746—1763 erſtrecken, | 
wünſchten zum Teil die Tätigkeit eines ſolchen Leihhauſes auf das :! 
Ausleihen von Mobiliarpfändern zu beſchränken; teilweiſe betonten 
ſie aber auch ſtark dig Notwendigkeit der Ausleihung auf Hypothek. 
Unter den letzteren Projekten beanſpruchen unſer Hauptintereſſe die 
Vorſchläge des Wolfenbütteler Schutzjuden Samſon Gumpel 
vom 25. März 1756. Gumpel hat ſein Projekt, wie ſich aus dem 
Akten erſehen läßt, am gleichen Tage dem Miniſter von Schlieſtedt 
e mündlich vorgetragen, deſſen weitgehendes perſönliches Intereſſe 
an der Sache dadurch bekundet wird. Man kann dieſes Intereſſe 
Schlieſtedts verſtehen; denn Gumpels Plan entbehrte nicht einer 
gewiſſen Großzügigkeit und Originalität. Gumpel ſelbſt ſagt an 
einer Stelle mit Recht, das Leihhaus, wie er es vorſchlage, bleibe 
nicht „in den Schranken der hier in Teutſchland gebräuchlichen 
Leihhäuſer“. Er verlangt für dasſelbe ein Kapital von „ein paar 
Millionen Thaler“. Dieſes ſollte zum Teil dadurch aufgebracht 
werden, daß alle Depoſitengelder des Landes dem Leihhauſe zu⸗ 
floſſen. Zu dieſem Zwecke ſollten ſelbſt die fürſtlichen Kaſſen dar⸗ 
auf verzichten, ihrerſeits Gelder zur Verzinſung anzunehmen. Das 


1 Landeshauptarchiv. Wolfenbüttel. Akten Leih-Häuſer, 
auswärtige betr. 1743. Geh. Rats⸗Reg. Suppl. VIII, 142. P. 556. | 
2 Ebenda. Acta mancherley Projekte und Vorſchläge zur An- 
legung eines Leyhauſes in Braunſchweig betr. von 1752 bis 1763. 
Geh. Rats⸗Reg. Suppl. VIII. 140. P. 556. | 
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Leihhaus ſollte auch ſonſt auf alle Art die Heranziehung verzinslicher | 


Gelder betreiben. Neben dem Warenlombard ſollte fih das von 
Gumpel projektierte Leihhaus in größerem Umfange dem Immobiliar⸗ 
kredit widmen. Für die Immobiliarkreditgeſchäfte ſchlägt Gumpel 


die Einführung einer Art von Zetteln oder Noten vor und geht da⸗ 
bei augenſcheinlich von ganz ähnlichen Vorſtellungen aus, wie ſie 
ſpäter bei Bühring Bussen wenn es ihm auch nicht gelungen 
iſt, den Gedanken einer Hypothekenobligation oder eines Pfandbriefes 


ſo klar herauszuarbeiten, wie Bühring es getan hat. Gumpel ſpricht 


ſich in der Niederſchrift ſeines Projektes über die Hypothekengeſchäfte 
des zu errichtenden Leihhauſes folgendermaßen aus: „Wer ein Im⸗ 
mobile von etwa 10 000 thlr. hat, iſt es ein Haus, ſo muß ſolches 


in der Brand⸗Aſſecurations⸗Caſſe ſtehn, der kann wenigſtens den halben 


Werth desſelben als baares Capital nutzen. Wer ein ſolches Im⸗ 
mobile etwa vor 10 m thlr. kauft, der kann darauf wenigſtens 


Am br Zahlungszettel bei dem Leihhauſe nehmen. Vor 


ein ſolches Zettel werden 1% bezahlt, wenn es gelöſt wird. Das 
Leyhaus oder der rechtmäßige Inhaber gehet mit den Zinſen allen 
creditoribus vor. Brauchet derjenige, der die Zahlungszettel gelöſet 
hat, kein Geld, ſo läſſet er ſie 10, 20, 30 und mehr Jahre liegen, 
er giebt keinen Pfennig Zinſen. Brauchet er Geld, ſo iſt ein ſolches 
Zettel fo gut als baares Geld, denn bei dem Leyhauſd wird ohne 
alle Weitläufigkeit die darauf befindliche Summe dem In haber 


des Zettels ausgezahlet und von der Zeit allererſt fangen die 
Zinſen an zu laufen. Ein ſolches Zettel kann ein ganzes Jahr und 


noch wohl länger in Handel und Wandel laufen, ehe es dem Ley⸗ 


hauſe präſentirt wird, der debitor bezahlet doch keine Zinfen. Von 


einem ſolchen Grundſtücke kann ſich einer verſchiedene Zahlungs⸗ 
Zettel von 50, 100, 200, 300, 500, 1000 und 2000 rthlr. geben 
laſſen. Es koſtet ihn ein mehreres nicht als 1%, mithin hat er 
vor 50 rthlr. ein allzeit fertig liegendes Capital von 5000 rthlr. 
in caſſa“. Die Leihhauszettel ſollten auf zweierlei Art ausgeſtellt 
werden; bei der Begebung der einen Sorte ſollte eine förmliche 
Zeſſion erforderlich ſein, die andere Sorte — „laufende Zettel“ — 

ſollte ohne jede Formalität dem Vorzeiger ausgezahlt werden. Dem⸗ 
jenigen Schuldner, der länger als zwei Jahre, nachdem er gegen 
Leihzettel das Geld vom Leihhauſe empfangen habe, mit den Zinſen 
im Rückſtand bleibe, ſollte ſofort die Hypothek angeſchlagen und mit 
vierzehntägiger Friſt auf dem Leihhauſe öffentlich verkauft werden. 
Die ganze een dieſes Projektes iſt u etwas unreif und 


V 
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dunkel, aber ſoviel ift doch klar, daß die Ausgabe der Zettel in 


Deilabſchnitten von 50 Thaler an aufwärts und gegen hypothe— 


kariſche Verpfändung der Grundſtücke bis zur Hälfte ihres Werts 
geſchehen, daß ferner das Leihhaus oder der rechtmäßige Inhaber 
des Zettels mit ihren Zinsanſprüchen allen übrigen Gläubigern vor— 
angehen, und daß beim Auflaufen eines zweijährigen Zinsrückſtandes 
die Befriedigung für Kapital und Zinſen aus dem Grundſtücke er⸗ 
folgen ſollte. Es war alſo eine gewiſſe Mechaniſierung des Im— 
mobiliarkredits durch Ausgabe von Pfandzetteln beabſichtigt. Ein 
Randvermerk, anſcheinend von der Hand des Hofrats Iſenbart 
beſagte: „Dieſes wird gut befunden, wenn erſt die Handveſten 


- eingeführt ſein werden.“ Damit hatte es folgende Bewandtnis: 


Man beſchäftigte ſich nämlich damals in Braunſchweig auch 
mit dem Gedanken der Einführung von Handfeſten nach Art 
der ſeit Jahrhunderten in Bremen üblichen. In einem be— 
ſonderen Aktenſtück, das ſich ausſchließlich mit dieſem Gegenſtande 
beſchäftigt “, findet ſich der „Extract eines Briefes wegen der 
Bremiſchen Handveſten. Bremen d. 11. April 1756 von dem 
Herrn Sindicus von Schöne“, worin dieſe Urkunden als eine Art 
öffentlicher und gerichtlicher „Verpfändungen Bürgerlicher Häuſer“ 
bezeichnet werden, „kraft welcher den Gläubigern vor das angeliehene 
(Capital Sicherheit verſchafft wird, und die jährlichen Zinſen aus 


der Miethe der verpfändeten Häuſer angewieſen werden“. „Der 


en 


vorzüglichſte effect einer Handveſte ift dieſer, daß bey deren produ⸗ | 


cirung im Gerichte ſogleich die Exekution erkannt und dem creditori 
die erlaubnis gegeben wird, das verpfändete Haus verkaufen zu 


laſſen, um ſich daraus bezahlt zu machen.“ Außerdem ſtehe dem 


creditor handfestarius im Konkurſe mit Kapital und halbjährlichen 
Zinſen vor allen anderen, wenngleich älteren Obligationen der Vor⸗ 
rang zu. Die Handfeſten ſeien keineswegs, wie von anderer Seite 
behauptet geweſen zu ſein ſcheint, aus der Mode gekommen, würden 
vielmehr mit vielem Nutzen angewendet. Der Briefſchreiber zweifelt 
nicht daran, daß ſie auch in Braunſchweig günſtig wirken würden. 
Wir wiſſen aus anderen Quellen?, daß die Bremer Handfeſten ſich 


aus einer Reallaſt, dem alten deutſchen Rentenkauf entwickelt hatten. 


Sie erhielten ziemlich früh den Charakter des modernen verzinslichen 


1 Landes hauptarchiv Wolfenbüttel. Geh. Rats⸗Reg. Suppl. VIII, 153. 
P. 557. Die Einführung der Handfeſten betr. 
2 Joh. Höpken, Das Bremiſche Pfandrecht am liegenden Gut. 
Bremiſches Jahrbuch, VII. Bd., Bremen 1874, S. 68 ff. 
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| Hypothekardarlehns, und zwar nicht, wie es anderswo zumeiſt ge⸗ 


ſchah, durch Einführung des gegenſeitigen Kündigungsrechts, ſondern 
hauptſächlich durch den allmählich aufkommenden Brauch, die Hand⸗ 
feſten zu verſetzen und zu verpfänden. Sie konnten in beliebiger 


Zahl und in beliebigen Teilbeträgen zu künftigem, unbeſtimmtem 


Gebrauch auf ein Grundſtück ausgefertigt werden, ſo daß durch ihre 
Einführung, zumal ſie für jeden Inhaber galten, in der Tat ein 
ſehr bedeutſamer Fortſchritt auf dam Wege zur Mobiliſierung und 
dechaniſierung des Immobiliarkredits zu erreichen war. Die oben⸗ 
erwähnte Randbemerkung zeigt uns, wie ernſthaft man ſich ſchon 
damals mit der Einführung dieſer Einrichtung befaßt hatte. 

Der Plan Samſon Gumpels kam nicht zur Ausführung, und 
auch die Verhandlungen über die Zweckmäßigkeit der Einführung 
von Handfeſten gerieten ins Stocken. Die Akten über die Handfeſten⸗ 
projekte! enthalten aus dieſer Zeit nur noch ein undatiertes Schrift⸗ 
ſtück mit dem Titel: „Gedancken von den Handfeſten“.“ 


Verfaſſer dieſes Schriftſtücks ſcheint eine dem Magiſtrat der Stadt | 


Braunſchweig naheſtehende Perſönlichkeit geweſen zu ſein, die fich 
dahin ausſpricht, daß Handfeſten nur für einen Teil der Bevölkerung, 
Brauer, Schuſter, Schneider und andere Handwerker, von gewiſſem 
Vorteil ſeien. Für Kaufleute ſeien ſie dagegen nicht zweckmäßig, da 
dieſe auf Wechſel dreimal ſoviel bares Geld bekommen könnten, als 
der Wert ihres Hauſes betrage. „Bey hieſiger Verfaſſung“, ſo faßt 
die Denkſchrift ihre Meinung zuſammen, „würden Handfeſten dem 


Publikum mehr ſchädlich als nützlich ſein.“ 


Der Siebenjährige Krieg, durch den auch die braunſchweigiſchen 
Lande zeitweiſe ſtark in Mitleidenſchaft gezogen wurden, ließ die 
Handfeſtenangelegenheit auf Jahre hinaus ganz in den Hintergrund 


treten. Erſt nach Begründung des Herzoglichen Leihhauſes, die 


durch Verordnung vom 9. März 1765? erfolgte, wandte man der 


Frage wieder größeres Intereſſe zu. Der Artikel 16 der Leihhaus⸗ 


ordnung gewährte dem Inſtitute nämlich die Möglichkeit, auch auf 
Hypothek auszuleihen, die Verwaltung hatte aber von dieſem Rechte 
zunächſt keinen Gebrauch gemacht. Es geht dies aus dem bei den 
Akten befindlichen Vorſchlage eines pſeudonymen Verfaſſers (Sem⸗ 
pronius) hervor, der darauf hinweiſt, daß das Leihhaus nur auf 


1 Landeshauptarchiv Wolfenbüttel. Geh. Rats. Reg Supp. VIII, 153. 
P. 557 
1 Braunſchweigiſche Anzeigen, 21. Jahraang 1765. Hinter Stück 84. 
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loſe Pfänder leihe und deshalb die Bildung einer beſonderen Hypo⸗ 
thekarabteilung des Leihhauſes, eines „zweiten Leihhauſes“, 


in Anregung bringt. Auch ein „Unterthänigſtes Promemoria 
wegen Verpfändung der liegenden Gründe“, d. d. Braun⸗ 
ſchweig, den 25. Januar 1776, beſchäftigte ſich mit den Mängeln 
des braunſchweigiſchen Hypothekarkredits. Als Verfaſſer dieſes Pro— 
memoria nannte ſich ein gewiſſer Chriſtian Gottlieb Förſter; 


ſeine Vorſchläge gipfelten in der Forderung, zur leichteren Hand⸗ 


habung des Immobiliarkredits eine Art von Handfeſten, die er 
„Hauß⸗, Land: und Garten⸗Brieffe“ nennt, einzuführen. 
Das in 14 Artikel zerlegte Projekt betonte ausdrücklich, daß dem 
Leihhauſe dadurch Gelegenheit gegeben werde, ohne weitere Umſtände 
auf liegende Gründe Geld zu geben. Dieſe Briefe ſollen den dritten 
Teil oder, wo die Wertverhältniſſe ganz ſicher ſeien, die Hälfte des 
Grundſtückswerts nicht überſteigen. Die Briefe ſollten je nach Bedarf 


in verſchiedenen Summen ausgefertigt werden. „Es hätte einer 


zum Beyſpiel ein Grundſtück, das zu 9000 Thlr. taxiret wäre, hierauf 
würden ihm 3000 Thlr. verwilliget. Die Brieffe hierüber könnten 
auf verſchiedene kleinere Summen, die zuſammen 3000 Thlr. aus: 
machten, geſtellet werden, damit, wenn er nicht die gantze Summe 


gebrauchte, er ſo viel, als er nöthig hätte, davon verſetzen und die 


übrigen zu etwa fernerem Gebrauch in Händen behalten könne.“ 
Dieſer Vorſchlag Förſters ſcheint für die Landesregierung eine An⸗ 
regung geweſen zu ſein, der Frage der Einführung von Hand: 
feſten von neuem näherzutreten. Wieder war es der Minifter ` 
von Schlieſtedt, der ſich der Sache tatkräftig annahm. Er ver⸗ 
anlaßte einen Befehl des Herzogs an den Magiſtrat zu Braunſchweig 


d. d. 6. Februar 1766, in dem auf frühere Verhandlungen über 


dieſen Gegenſtand Bezug genommen und abermalige Prüfung der 


| Sache verlangt wurde. Dieſer Herzogliche Erlaß blieb beim Magi⸗ 


Brot länger als zwei Jahre unerledigt liegen, jo daß ein Erinnerungs- 
ſchreiben vom 11. Juli 1768 Erledigung binnen 14 Tagen forderte. 
Nun endlich bequemte ſich der Magiſtrat zur Erſtattung eines Be⸗ 
richts, indem er unterm 2. Auguſt 1768 dem Herzog „Weitere 
Gedancken über die Handfeſten“ einreichte. Der Magiſtrat 
nimmt in dieſem Schriftſtück den Handfeſten gegenüber eine durch⸗ 


1 Einen Beſtandteil dieſer — zum Teil wohl mündlich geführten — Ver⸗ 
handlungen ſcheint das weiter oben ſchon erwähnte Schriftſtück: „Gedancken von 
den Handfeſten“ gebildet zu haben. 
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aus ablehnende Haltung ein. Die braunſchweigiſchen Hypotheken. N 


einrichtungen ſeien vortrefflich, dagegen könne, man die Vorzüge der 


Handfeſten nicht recht finden. Über die damaligen Zuſtände des 
braunſchweigiſchen Grundbeſitzes und Immobiliarkredits macht der 
Magiſtrat eine Reihe bemerkenswerter Mitteilungen. So gibt er 
an, daß die in der Anlegung begriffenen Untergerichtsbücher über 
das Kreditweſen der Stadt ſchon jetzt erkennen ließen, daß nurn 
wenige Braunſchweiger Grundſtücke unverſchuldet wären. Die Bücher 
erſtreckten ſich dabei erſt über einen Zeitraum von 20 Jahren rück⸗ 


wärts, und es ſei ſehr wahrſcheinlich, daß nach Bearbeitung der ä 


weiter zurückliegenden Jahrgänge ſich herausſtellen werde, daß die 
Mehrzahl der Grundſtücke mit über zwei Drittel ihres Wertes ver⸗ 
ſchuldet ſeien, und daß die Hypotheken teilweiſe ſogar ſchon den 
vollen Wert der Grundſtücke überſchritten hätten. Das ſei übrigens 
auch kein Wunder, da die ſtädtiſchen Häuſer zum Handelsobjekt ge⸗ 
worden ſeien und in einem Jahre oft dreimal mit Vorteil verkauft 
würden, ſo daß unvorſichtige Gläubiger in der Hoffnung, daß die 

hohen Hauspreiſe andauern würden, ihre Gelder übermäßig hoch 


darauf ausgeliehen hätten. Der Magiſtrat wollte mit dieſen An⸗ 


gaben offenbar beweiſen, daß eine Erleichterung der Möglichkeit | 


Kredit zu erlangen, ganz unangebracht ſei; indeſſen lauten die oben | 


ſchon erwähnten Mitteilungen des als „Sempronius“ zeichnenden 
pſeudonymen Berichterſtatters doch weſentlich anders. Danach konnten 


viele Bürger in ihrer großen Kreditnot nirgends Geld auf ihre 
Häuſer bekommen, und ſelbſt ſolche Hauswirte, die Geld zum Bauen 


oder „Schorſteinmachen“ . e EA wo fie ſolches 
hernehmen ſollten. | 
In feinen Bemerkungen zu 98 Magiſtratsbericht ſagt Schlie⸗ u 
ſtedt, die Bedenklichkeiten des Magiſtrats ſeien darauf zurückzuführen, 
daß dieſer ſich ganz falſche Vorſtellungen von den Abſichten der 
Regierung mache. Um die Intentionen der Regierung völlig klar⸗ 
zulegen, erging deshalb unterm 15. Auguſt 1768 ein neuer Erlaß 
an den Magiſtrat, dem der vollſtändige Entwurf einer herzoglichen 
„Verordnung, die Einführung öffentlicher Credit⸗ 
Scheine betreffend“ beigefügt war. Die Verordnung wollte an 
Stelle des bisherigen Verfahrens bei gerichtlicher Verhypothezierung 


von Grundſtücken, das in Gegenwart beider Kontrahenten ſtattfand, 


eine weniger weitläufige Art bei gleicher Sicherheit ermöglichen. 

Die gerichtliche Hypothezierung ſollte für diejenigen, die es aus⸗ 

drücklich wünſchten, ſowie für ſolche Geſchäfte, bei denen Minder⸗ 
| 13 * 
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äährige ober 1 Perſonen, die unter besonder Aufſicht der 
Obrigkeit ſtehen, beibehalten werden. In allen anderen Fällen aber 


ſollte das Gericht dem Grundeigentümer auf ſein Anſuchen hand— 


feſtenartige „Credit⸗Scheine“ erteilen. Dieſe ſollten dieſelbe 


= 


rechtliche Wirkung haben wie die auf gewöhnliche Art im Gericht 
ausgefertigten hypothekariſchen Obligationen und ihnen gegenüber 


keine anderen Einwendungen Platz greifen als diejenigen, die auch 
gegen eine förmliche gerichtlich konfirmierte hypothekariſche Obligation 
möglich wären. Jeder, der von ſolchen Kreditſcheinen Gebrauch zu 


machen gedenke, werde gut tun, ſich damit im voraus zu verſehen. 


Es ſtehe ihm auch frei, auf einen ſolchen Schein die ganze verſicherte 


Summe oder nur einen Teil davon gegen deſſen Auslieferung und 


Verpfändung an ſeinen Gläubiger zu erborgen, oder ihn gänzlich 
zu zedieren. Zur leichteren Orientierung der Gläubiger war beab- 
ſichtigt, den Grundſtückswert auf dem Kreditſchein zu vermerken. 
Die Gerichte ſollten im übrigen angewieſen werden, den Geſuchen 
auf Erteilung von Kreditſcheinen ſtets binnen drei Tagen nach— 


zukommen. Das dem Verordnungsentwurf angehängte Formular 
eines ſolchen Kreditſcheines lautete wie folgt: 
„Demnach das Haus Nr. dem. 


WS ) „gerichtlich verlaſſen, mit keinem anderen, als folgende Erbenzinſen 
oder dergleichen Abgiften behaftet iſt, nehmlich: 


* Li 0 7 


„auch nicht mehr als ) . tthle. Capital darauf ſtehen, derſelbe 


„aber dato vor Gericht declariret hat, daß er auf ſothanes Haus 
„ein Geld⸗Anlehn aufnehmen und zu dem Ende um einen Credit— 


„Schein auf .. „ vrthlr. angeſucht haben wolle, So wird ihm 


„ſolches hierdurch ertheilet, mit der Verſicherung, daß dieſe Summe 


„ins Gerichtsbuch eingetragen, und auf erwehntes Haus ge— 
„ſchrieben worden, welches nunmehr demjenigen, der 


„auf dieſen Schein Geld leyhet für die ausgeliehene 
„Summe auf gleiche Weiſe haftet, als ob beyde Theile 


„im Gericht erſchienen und die Verſchreibung hier— 


„ſelbſt geſchehen wäre. Im Fall jedoch minderjährige oder 
„andere Perſonen, die unter der Obrigkeit beſonderer Aufſicht ſtehen, 
„bey dieſem Geſchäfte intereſſiret ſeyn ſolten, iſt dieſer Schein ohne 
„vorgängiger Decreto Magistratus als eine gerichtlich Hypothec— 
„Verſchreibung nicht gültig, ſondern ſothane Hypothec im Gerichte 


dp beſtellen. Aus muß dieſer Schein nach Ablauf fünf Jahre à dato 
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„erneuert werden, widrigenfalls die darin verſchriebene Hypothec 


„von keiner weiteren Gültigkeit iſt. EE 
„Braunſchweig 


Es iſt klar, daß wir es hier mit der vereinfachten Form eines | 
Hypothekartitels zu tun haben, der, wenn feine Einführung gelungen Es 


wäre, bereits eine Art von übergangsform zwiſchen Hypo⸗ 


thek und Pfandbrief dargeſtellt hätte, da man mit ſeiner Hilfe 
die ſchwerfällige alte Hypothekarobligation zweifellos bis zu einem 


gewiſſen Grade beweglich gemacht und verſachlicht hätte. 
Auf den damaligen Magiſtrat zu Braunſchweig freilich machte 


das Projekt keinen überzeugenden Eindruck; er ließ wieder nahezu a 


zwei volle Jahre vergehen, ehe er ſich, einer dringenden Erinnerung 


der Regierung vom 17. Mai 1770 Folge gebend, über die Sache 
a, 


äußerte. Seine Antwort vom 12. Juni 1770 war abermals eine 
ablehnende. Seine Argumente erhoben ſich nicht über die früher 


vorgebrachten. Im Mittelpunkte derſelben ſtand wieder die Be⸗ 


fürchtung, daß mit der neuen Einrichtung ein ſtarker Anreiz zu 


weiterer Verſchuldung gegeben ſei, daß die Häuſerwerte ſchwer feſt⸗ 
zuſtellen ſeien und andauernd ſchwankten, daß die Gerichtsbücher 
noch nicht in einem Zuſtande ſeien, der es ermögliche, das ganze 
Kreditweſen eines Grundſtückes mit einem Blick zu überſehen uſw. 


Ein beigelegtes Gutachten der Victual⸗Amts⸗Alteſten und der Kramer⸗ 
Gilde⸗Alteſten enthielt ſchon eine etwas beſſere Beweisführung. Die 


Veertreter der Braunſchweiger Kalifmannſchaft hielten die Einführung. 
der Handfeſten zwar gleichfalls für untunlich, die Gründe, die ſie 


zugunſten dieſer Anſicht anführten, waren aber durchſchlagender. 
Sie weiſen darauf hin, daß es in Braunſchweig nicht fo viele Ka⸗ 
pitaliſten wie in Bremen und Hamburg gebe, die aus Mangel an 
anderweitiger Anlagegelegenheit ihre Kapitalien gern, ſelbſt zu 3.00, 
auf eine Handfeſte hergäben, während man in Braunſchweig ſeine 
Kapitalien zu 5% bei der Fürſtlichen Landſchaft und auch ſonſt 


ſicher anlegen könnte. Die Einführung von Handfeſten würde über⸗ 


dies dem kaufmänniſchen Wechſelkredit großen Schaden zufügen. 
Die Herzogliche Regierung ſcheint dieſen Anſichten der Kauf⸗ 


mannſchaft größeres Gewicht beigelegt zu haben als denen des 


Magiſtrats. Ein Aktenvermerk des Hofraths Unger, der als Fürſt⸗ | 


licher Kommiſſar des Leihhauſes waltete, d. d. 5. Juli 1770, tritt 
den Außerungen des Magiſtrats zwar ſcharf entgegen, ſchenkt aber 


dem Gutachten der Kaufmannſchaft. gebührende Beachtung und kommt 
zu dem Schluß, daß vor weiterem Vorgehen in der Sache eine Reihe 5 
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ſtatiſtiſcher Feſtſtellungen nötig ſei, und zwar Pen: darüber, 


was für Geldſummen überhaupt im Braunſchweiger Handel roulierten, 


wieviel davon an den einzelnen Terminen anzuleihen nötig ſei, auf 
wie lange die Gelder bei dem Schuldner ſtehenblieben, oder wie 
bald ſie wieder abgelöſt würden, ob das Fürſtliche Leihhaus imſtande 
ſei, ſolche Gelder jedesmal höchſtens zu 5 % zu beſchaffen uſw. 
Hierüber ſeien unter der Hand Erkundigungen einzuziehen, dann erſt 
könnte die Sache, und zwar „ohne Zuziehung des Magiſtrats“ mit 
den vernünftigſten Kaufleuten beraten werden. Mit dieſem Akten⸗ 
vermerk ſchließen die Akten, betreffend Handfeſten, ab, und die ganze 


Sache geriet allmählich in Vergeſſenheit. 


Wenn wir das Ergebnis der vorſtehenden Unter ſuc ungen zu⸗ 
ſammenfaſſen, müſſen wir uns vergegenwärtigen, daß in der Ent⸗ 
J wicklungsgeſchichte des Immobiliarkreditweſens erſt der Pfandbrief 
Träger einer wirklich zweck⸗ und planmäßigen Organiſation des 
Immobiliarkredits geworden iſt. Dieſe Organiſation ſetzt eine bont: 


mäßige Gliederung voraus, die auf der einen Seite Aktivgeſchäfte 
vorſieht, die in der Gewährung von Immobiliarkredit beſtehen, auf 


der anderen Seite Paſſivgeſchäfte, deren Weſen darin liegt, daß 
durch Ausgabe verzinslicher, in Teilabſchnitte zerlegter und durch 
die gewährten Hypotheken ſichergeſtellter Obligationen — Pfand⸗ 
, briefe e — die Mittel zum Betriebe der Aktivgeſchäfte herangeſchafft 
werden. Vorausſetzung iſt dabei ferner eine ſtrenge techniſche Ab- 
ſonderung der Aftiv- und Paſſibgeſchäfte des Immobiliarkredits 


von allen Geſchäften anderer Art. Der Pfandbrief iſt es, der das 


bankmäßige Vermittlungsglied zwiſchen dem geldbedürftigen Grund— 
„beſitzer und dem anlagebedürftigen Publikum bildet. Erſt durch 
Einführung des Pfandbriefs erreichte der Immobiliarkredit jenen 
hohen Grad der Verſachlichung, der dem heutigen fein mechaniſierten 
Wirrtſchaftsverkehr entſpricht. 
| Die erſten Anſätze einer ſich auf dieſes Ziel hin bewegenden 
Entwicklung haben ſich kaum früher als im 18. Jahrhundert gezeigt. 
Schon ſeit dem Altertum zwar gab es einen Immobiliarkredit, und 
es gab auch ſchon immer Bankiers, Banken und bankartige Ein⸗ 
richtungen, die ſich mit Immobiliarkredit befaßten. Dieſe Geſchäfte 


trugen aber noch nicht den vorftehend gekennzeichneten bankmäßigen 


Charakter. Die Immobiliarkreditgeſchäfte wurden in dieſen älteren 


Zeiten nicht planmäßig, ſozuſagen als Selbſtzweck, betrieben; 


ihr Zweck war nur der einer Vermögensanlage, einer mp: 
baren Verwendung von Geldüberſchüſſen, die Hä gelegentlich 
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oder auch mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit aus anderweitigen Ge⸗ 
ſchäften ergaben. Solcher Art waren in neuerer Zeit unter anderem 
auch die hypothekariſchen Beleihungen der vielfach als Land⸗ oder 
Landſchafts banken bezeichneten ſtaatlichen oder ſtändiſchen 
Kreditinſtitute, die zur Befriedigung ihrer finanziellen Bedürfniſſe 
unverzinsliche oder verzinsliche Depoſiten an ſich zogen. Die Grün⸗ 
dung der erſten wirklichen Banken — Bank von England 1694, 
Bank von Schottland 1696 — gab auch die erſten Anregungen 
zu einer mehr bankmäßigen Geſtaltung des Immobiliarkredits. Wir 
haben geſehen, daß "éen Hugh Chamberlain und John Law 
den Gedanken gehabt haben, die ſchwer flüſſig zu machenden Werte 
des Grund und Bodens durch Ausgabe unverzinslicher Bank⸗ 
noten beweglich und damit für Kreditzwecke nutzbar zu machen. 
Der Immobiliarkredit war ihnen dabei allerdings nicht Selbſtzweck, 
denn ſie erſtrebten mit ſeiner Hilfe in der Hauptſache nur eine 
Stützung der Staatsfinanzen. Ihre Vorſchläge gingen aber doch 
bis zu einem gewiſſen Grade auch ſchon darauf aus, den Immobiliar⸗ 
kredit zu fördern und ſeiner Verſachlichung näher zu bringen. Die 
Rolle, die ſeit Bühring in zweck⸗ und planmäßigerer Form dem 
verzinslichen Pfandbriefe vorbehalten war, fiel in dieſen unvoll⸗ 
kommenen und unreifen Projekten der unverzinslichen Banknote zu, 
und tatſächlich haben die ſchottiſchen Banken damals und ſpäter in 
großem Umfange hypothekariſche Darlehen in ihren unverzinslichen 
Banknoten zur Auszahlung gebracht. In ähnlicher Weiſe hat auch 


die Reichsſtändiſche Bank in Stockholm die Mittel zur 


Gewährung von Hypothekarkredit durch Banknoten aufzubringen und 
damit die Bodenwerte beweglich zu machen geſucht. Dagegen ließ 
die im Jahre 1729 in Preußen geplante Landeskreditkaſſe — wie 
übrigens vorher und ſpäter noch viele Unternehmungen und Projekte 
dieſer Art — die bankmäßigen Notwendigkeiten eines geordneten 
Immobiliarkredits noch ganz und gar vermiſſen. Die Kredit⸗ 
gewährung ſollte hier nicht durch Ausgabe von Noten oder Zetteln, 
ſondern aus einem vom Könige herzugebenden Fonds ermöglicht 
werden, und die Gründung des Unternehmens ſcheiterte, weil die 
erforderlichen Mittel nicht aufzubringen waren. Sehr beachtenswert 
ſind die Bemühungen, die man im Herzogtum Braunſchweig ſeit den 
vierziger Jahren des 18. Jahrhunderts zur Anbahnung einer beſſeren 
Organiſation des Immobiliarkredits gemacht hatte. Man hoffte dort 
durch Einführung handfeſtenartiger Hypothekartitel eine gewiſſe 
Verſachlichung des Immobiliarkredits zu erreichen. Dabei wurde 
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das Hauptgewicht darauf gelegt, die alte ſchwerfällige hypothekariſche 
Schuldverſchreibung durch eine ſchnell und ohne große Umſtände zu 
errichtende, leicht begebbare Schuldurkunde zu erſetzen. Die zu 


dieſem Zwecke vorgeſchlagenen, in Teilbeträgen auszufertigenden 
„Zettel“, „Haus⸗, Land: und Gartenbriefe“ oder 


„Credit⸗ Scheine“, die, ganz wie die Hypotheken ſelbſt, dem 
Inhaber für Kapital und Zinſen haften ſollten, ſtellten, wie oben 
ſchon erwähnt worden ift, Übergangsformen. dar, die auf dem Wege 


zur Verſachlichung des Immobiliarkredits zu dem Bühringſchen 


Pfandbriefe hinüberleiteten. 


Gleichzeitig mit Bühring hat der ſchottiſche Volkswirt James 


Steuart unter Hinweis auf die Geſchäſtsübung der ſchottiſchen 
Banken empfohlen, die Beſchaffung von Geldmitteln für den Im⸗ 


mobiliarkredit durch Ausgabe verzinslicher Bankſcheine zu be⸗ 


wirken, hat es aber unterlaſſen, nach dieſer Richtung hin einen 
ausführlichen Vorſchlag zu machen. Bühring ſelbſt hat bei ſeinem 
Plan unzweifelhaft in erſter Linie die ihm genau bekannten hollän⸗ 


diſchen Einrichtungen vor Augen gehabt, die wir nach den Berichten 


Luzacs als eine Art kolonialer Warenbanken anſprechen müſſen, die 


auf Grund einer Verpfändung kolonialer Ländereien durch Ausgabe 


hypothekariſcher Teilobligationen die Mittel zur Anlegung, zum 
Betriebe und zur Ausnutzung kolonialer Pflanzungen gewannen. 
Daneben mögen auf Bühring aber auch die Bremer Handfeſten 
eingewirkt haben. Sie ſtellten unzweifelhaft einen durch leichte 
Begsobbarkeit ſowohl wie durch ihre Zerlegbarkeit in Teilabſchnitte 
weſentlich verſachlichten Hypothekartitel dar. Ihre Bedeutung kann 
Bühring unmöglich unbekannt geblieben ſein, da er in Bremen ge- 


boren war und ſich zu jeder Zeit ſeines Lebens im Verkehr mit 


ſeiner eigenen Familie ſowohl wie mit der ſeiner Frau — oft ſogar 
monatelang — in Bremen aufgehalten hat!. 

Bührings Plan, der in ſeinen allgemeinen Grundzügen ſo gut 
wie reſtlos den heutigen banktechniſchen Anforderungen entſpricht, 
hat das Vorbild für die Schleſiſche Landſchaft abgegeben, ohne 
daß freilich Bührings Gedanken in dieſem Inſtitute bereits ihre 

volle Verwirklichung gefunden hätten. Bührings Pfandbrief ging 
in feiner kaufmänniſch⸗bankmäßigen Form ein gutes Teil über das 


hinaus, was im Schleſiſchen Pfandbriefe verwirklicht wurde. So | 


1 Ich möchte dies gegenüber dem Einwand Mauers (in dieſem Jahrbuch 
1918, S. 804) aufrechterhalten. 
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verzichtete Bühring darauf, den Schuldner oder das verpfändete 
Grundſtück auf ſeinem Pfandbriefe zu benennen. Sein Pfandbrief 
war völlig jeder perſönlichen und örtlichen Beziehung entkleidet; 
die Gründer der Schleſiſchen Landſchaft hielten dagegen an einer 
ſpeziellen dinglichen Haftung des einzelnen Grundſtücks für beſtimmte 
Pfandbriefe feſt und ließen ſomit einen Teil der alten direkten und 
individuellen Beziehungen zwiſchen Geldgeber und Grundbeſitz be⸗ 


ſtehen. Aber auch alle vor Bühring gemachten Vorſchläge, die eine 


Verſachlichung des Immobiliarkredits anſtrebten, zeigten mit Aus⸗ 
nahme vielleicht der holländiſchen Kolonialbanken, deren Geſchäfts⸗ 
gebarung noch in mancher Beziehung einer näheren Aufklärung be⸗ 
darf, ein bedeutend geringeres Maß einer ſolchen Verſachlichung. 
Wir müſſen deshalb nach wie vor Bühring als denjenigen anſehen, 
der zum erſten Male den Entwurf eines einheitlichen, ſtraff bankmäßig 
geordneten Immobiliarkreditinſtituts aufgeſtellt und dabei die moderne 
kollektive ee in ihrer Eer Form in Vorſchlag ge⸗ 
a hat. 
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Die Wohnungswirtſchaft nach 1 
Kriege 
Von Dr. Gerhard Albrecht ⸗ Berlin] anti 


Inhaltsverzeichnis: I. Die Wohnungspolitik der Reichsregierung 
S. 203 — 221. Verſäumniſſe während der Kriegszeit S. 203. Schwierigkeiten 
der übergangswirtſchaft S. 205. Mieterſchutz S. 206. Organiſation des 
Siedlungsweſens S. 207. Wohnungspolitik der Regierung S. 210. Be⸗ 
hördenorganiſation S. 211. Erfaſſung des vorhandenen Wohnraumes S. 212. 
Mieterſchutz S. 218. Belebung der Neubautätigkeit S. 215. — II. Vor⸗ 
ſchläge zur Reform der Wohnungswirtſchaft S. 222—248. 
Die Wohnungswirtſchaft der Vorkriegszeit S. 222. Neuaufbau der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft S. 223. Das Rentabilitätsproblem S. 224. Wohnungsverwaltung 
S. 226. Vorſchläge von Kampffmeyer und Heyer S. 227. Wohnungs⸗ 
neuproduktion S. 232. Bodenfrage S. 232. Träger der Wohnungsproduktion 

S. 233. Finanzierungsfrage S. 235. Überteuerungszuſchüſſe S. 236. Miet⸗ 
ſteuer S. 237. Beſchlagnahme des erhöhten Realwertes S. 238. Produktions- 
Vë Arbeit, Bauſtoffwirtſchaft und Baubetrieb S. 241. 


L Die Wohnungspolitik d der Reichsregierung 


as Wohnungsweſen, dem bisher vornehmlich als Problem der 
Sozialpolitik und der Wohlfahrtspflege, unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Wohnungsfürſorge für die Minderbemittelten und die 
Bekämpfung hygieniſcher Mißſtände, eine mit Recht ſo große Be⸗ 
achtung geſchenkt wurde, ſteht heute als ernſtes Wirtſchaftsproblem 
vor uns. Die wenn auch nicht gerade ideal, ſo doch verhältnis⸗ 


mäßig reibungslos und ſtetig den Bedarf deckende Wohnungs⸗ 


produktion der Vorkriegszeit iſt ſchon früh im Verlaufe des Krieges 
zum Stillſtande gekommen und konnte auch nach Kriegsende nicht 
entfernt dem Wohnungsbedarf entſprechend in Gang gebracht 
werden. Die Folge iſt ernſteſter Mangel an Wohnraum, faſt un⸗ 
überwindliche Schwierigkeit, die Obdachſuchenden unterzubringen. 
Von einem Wohnungsmarkt kann ſchon ſeit langem nicht iR die 
Rede ſein. 

Während des Krieges waren es kriegswirtſchaftliche Gründe, 
die die Wohnungsproduktion zum Verſiegen brachten; es konnte das 
nur deshalb bis zu dem Grade der Fall ſein, wie wir es erlebt 
haben, weil es ſich bei der Wohnung um ein Dauergut von un⸗ 
gewöhnlich langer Lebensfähigkeit handelt und der tatſächliche Ver⸗ 
ſchleiß nicht entfernt in dem Grade deutlich wird, wie es bei faſt 
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allen anderen Gütern bis hinauf zu ber ſtandfeſten Maſchine der 
Fall iſt; zudem war die Nachfrage durch die Abweſenheit unzähliger 
Familienvorſtände und durch eine durch die Kriegsmaterialien— 
produktion verurſachte Bevölkerungsverſchiebung, die zu beſonderen 
Unterbringungsmaßnahmen Veranlaſſung gab, für den Augenblick 
ſtark eingeſchränkt. Aber auch die Befriedigung des dennoch ver- 
bleibenden Bedarfs und eine von weiten Kreiſen ſchon frühzeitig 
als notwendig erkannte Vorſorge für die Zukunft konnte nicht ver⸗ 
wirklicht werden, weil die hierfür beſtehenden Produktionsverhältniſſe 
nicht erfüllt waren: es waren keine Arbeitskräfte und keine Rohſtoffe 

für dieſen nicht unmittelbar der Kriegsrüſtung dienenden Zweck 
verfügbar: ſoweit fie verfügbar waren, traten fie in den Dienft den 
Kriegsrüſtung, d. h. fie wurden zum Bau von Induſtrieanlagen, | 
zum Teil größten Stils, und für Arbeiterkolonien für die zum Teil | 
fern von größeren Menſchenniederlaſſungen aus dem Boden ge: 


E wachſenen Induſtriezentren verwandt. Blieb ſo für den Bau von 


Wirtſchaftspolitit ſchwere Gefahren in ſich barg, kann nicht zweifel⸗ 


Klein⸗ und Mittelwohnungen an Arbeitskräften und Bauſtoffen zur | 
Befriedigung des gewöhnlichen Bedarfs nichts übrig, jo ſorgten | 
überdies die militäriſchen Bauverbote dafür, daß jede nicht kriegs⸗ | 
wichtige Wohnungsproduktion ſtillgelegt wurde. | 
Daß eine jo ganz und allein auf die Kriegsrüſtung eingeſtellte 


haft ſein, aber vielleicht konnte in der Lage, in der ſich Deutſchland 
befand, nicht anders gehandelt werden. Nicht zu verſtehen iſt das 
gegen, daß man es auch an jeder planmäßigen Vorſorge für die 
Zukunft fehlen ließ. Denn wie ſich die Dinge entwickeln mußten, 
iſt von ſachverſtändiger Seite frühzeitig und eindringlich voraus⸗ 
geſagt worden. Ein Zugreifen wurde abgelehnt und unterlaſſen, 
oft mit der Begründung, daß es durchaus nicht ſicher ſei, ob man 
überhaupt mit einem erheblichen Wohnungsmangel zu rechnen hätte; 
die Statiſtiker, die der ſtarken Bevölkerungsabnahme durch Kriegs⸗ 
verluſte, Grippe, mangelhafte Ernährung und durch Geburten- 
rückgang die mit Sicherheit zu erwartende Haushaltsvermehrung 
entgegenhielten, behielten aber recht. So wurde verabſäumt, zu 
tun, was durchaus im Bereiche der Möglichkeit lag, nämlich durch 
rechtzeitigen Holzeinſchlag und durch Ingangſetzung der Ziegeleien 
eine Vermehrung des Angebots an Baumaterialien herbeizuführen, 
eine Organiſation der Materialienhergabe aus Heeresbeſtänden vor⸗ 
zubereiten und alles das in Angriff zu nehmen, was in Schriften 
und Eingaben von allen Seiten gefordert worden war. Freilich 
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iſt manches — aber nicht alles — von dieſen Plänen hernach durch 
die revolutionäre Desorganiſation Deutſchlands illuſoriſch geworden. 

Und nach dem Kriege, nach der furchtbaren Erſchütterung aller 
Wirtſchaftsverhältniſſe und der nicht minder furchtbaren Erſchütterung 
unſerer ſozialen und Arbeiterverhältniſſe entſchied zunächſt der Bau⸗ 


ſtoffmangel und die Unmöglichkeit, dieſem wirkſam zu begegnen, 


letzten Endes der Kohlenmangel, über die Zukunft der Wohnungs⸗ 
produktion. In größerem Maßſtabe wurden allerdings, wenn auch 
nicht vollwertige, jo doch immerhin verwendbare Erſatzſtoffe, zu deren 
Herſtellung keine oder nur wenig Kohle gebraucht wurde, und ent⸗ 
ſprechende Bauverfahren ausgearbeitet; insbeſondere wurde auf den 
Lehm, auf Schlackenſteine und auf Holz verwieſen und zurück⸗ 
gegriffen. Aber überall erwies es ſich, daß ſich der landesübliche 
Hauptbauſtoff nicht ſo ohne weiteres durch unbekannte oder unge⸗ 
wohnte und nicht genügend bewährte Erſatzſtoffe erſetzen läßt, und 
dann wurde offenbar, daß das Bauen auch mit ſogenannten ſpar⸗ 
` ſamen Baumethoden und Bauſtoffen fo teuer geworden war, daß 
an eine wirtſchaftliche, d. h. den Aufwand herausholende, rentierende 
Produktion nicht zu denken war. 

Auch dieſe finanzielle Seite der Wohnungsproduktion i in. der 
Nachkriegszeit war von ſachverſtändiger Seite vorbedacht worden; 
man hatte hier aber mehr an die Schwierigkeit, überhaupt Leih⸗ 
kapitalien für die Wohnungsproduktion oder doch ſolche zu“ erträg⸗ 
lichen Zinsſätzen flüſſig zu machen, als an eine ſo gewaltige Ver⸗ 
teuerung des Bauens gedacht, wie fie ſich hernach ergab. Und fo. 
iſt die ſchließlich allſeitig gutgeheißene Forderung zuſtande gekommen, 
daß das Reich etwa in der gleichen Weiſe, wie es für den Wieder⸗ 
aufbau der deutſchen Handelsflotte eine Milliardenſumme bewilligt 
hatte, eine größere verlorene, d. h. nicht zu verzinſende und nicht 
rückzahlbare, als Zuſchnß zur Wiederingangſetzung der Bautätigkeit 
gedachte Summe zur Verfügung ſtellen möchte. Die Gerechtigkeit 
erfordert, hervorzuheben, daß dieſe Forderung ferner unter der 
Vorausſetzung eines glücklichen Kriegsausganges und einer nur unter 
dieſer Bedingung möglichen ſchnellen Wiederanpaſſung der Wohnungs⸗ 
produktion an wirtſchaftliche Grundſätze, der Wiederherſtellung eines 
vernünftigen Verhältniſſes zwiſchen Produktionskoſten und Ertrag 
(Mieten) erhoben worden war. Die auf dieſe Weiſe finanzierte 
Neuproduktion an Wohnungen würde, ſo meinte man — natürlich | 
unter Berückſichtigung der allgemeinen Verteuerung —, das Angebot 
ſo vermehren, daß ſich allmählich vernünftige Preisverhältniſſe 
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herausbilden würden, und daß die Preiſe ſich auf einer der Leiſtungs⸗ 


fähigkeit der Wohnungskonſumenten entſprechenden Höhe allmählich 


feſtigen würden, ſo daß eine künſtliche Niederhaltung der Mieten 
durch die Mieteinigungsämter überflüſſig würde. 


Dieſe hatten ja in der Kriegszeit die durchaus notwendige und 


auch erfolgreich gelöſte Aufgabe, eine ſpekulative Ausbeutung des zu 


geringen Wohnungsangebots und ſchließlich auch eine Anpaſſung der 


Mieten an das Preisniveau, die Geldentwertung zu verhindern. 
Auch das letzte iſt bis zu einem gewiſſen Grade gerechtfertigt. Denn 
einmal kann der Hausbeſitz nicht allgemein als übliche Anlage für 


ef 


Rentner angeſehen werden, die für den Reſt ihres Lebens von ihren 
in rententragenden Werten angelegten Erſparniſſen leben; dafür 


erfordert der Hausbeſitz doch noch zu viel Mühewaltung an Ver— 
waltungsarbeit u. dgl.; vielmehr kann der Hausbeſitz im allgemeinen 
als beſonderer Beruf, und dann meiſt auf breiter kapitaliſtiſcher 
Grundlage ruhend, oder als willkommene Nebenbeſchäftigung zahl— 


reicher Mittelſtandsexiſtenzen angeſehen werden, die aus ſolcher ` 


Nebenbeſchäftigung eine Ergänzung ihres Einnahmebudgets ziehen, 
das ſich im übrigen auf andere Arbeitsquellen ſtützt. Es kommt 
aber hinzu, daß bei der bekannten, ſelbſt hei ſoliden Objekten bis zu 
90 6 des Geſamtwertes gehenden Beleihung der Grund- und 
Hauswerte nur ein verſchwindender Prozentſatz als eigenes Anlage— 


kapital bleibt; der Verzinſung des großen Reſtes ſtehen Hypotheken- 


verpflichtungen gegenüber, deren Kapitalwert und deren Verrentung 


auch nicht erhöht worden iſt; eine Berückſichtigung der Geldwert— 
minderung wäre, wenn feſtverzinsliche Papiere ſonſt — was nicht 


der Fall iſt — im Werte geſtiegen wären, nur für den Anteil des 


Eigenkapitals begründet. Muß danach alſo zugeſtanden werden, 
daß die im Laufe des Krieges entwickelte Mietseinigungspraxis mit 


Recht eine Steigerung der Mieten aus Anlaß der Geldentwertung - 


zugunſten der Hausbeſitzer verhinderte, ſo kann auf der anderen 
Seite nicht geleugnet werden, daß hierin ein einſeitiger Schutz der 
Mieter lag und daß es bei der Handhabung der den Mietseinigungs⸗ 
ämtern übertragenen Aufgaben vielfach verabſäumt wurde, die Ver⸗ 
teuerung aller Inſtandhaltungs⸗ und Reparaturkoſten, die Ausfälle 
an Mieten durch ſäumige Zahler und durch Mietnachläſſe für 
Kriegsteilnehmer ſowie die erforderliche Höherbewertung der Unter⸗ 
nehmertätigkeit des Hausbeſitzers in entſprechendem Maße zu berück⸗ 
ſichtigen. Daß auf dieſe Weiſe eine erhebliche Notlage gerade des 
ſoliden Hausbeſitzes herbeigeführt worden iſt, die bei dem Tempo 
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der Geldentwertung in den Kriegsjahren gegenüber demjenigen in 
der Nachkriegszeit vor Friedensſchluß noch nicht ſo ſchwer ins Ge⸗ 
wicht fiel, wie nachher, iſt unverkennbar und muß für die ſpäteren 
Betrachtungen im Auge behalten werden. u 

Alle Entwicklungstendenzen nun, die in ihren wichtigſten Grunde 
lagen, beſonders hinſichtlich des Grundſtückshandels und des berufs⸗ 
mäßigen, zum Teil ſtark ſpekulativen Hausbeſitzes weit bis in die 
Vorkriegszeit hinabreichen, hatten ſchon während des Krieges, weiten 
Kreiſen deutlich erkennbar, dahin gedeutet, daß eine klare und ziel⸗ 
bewußte Organiſation des geſamten Siedlungsweſens 
allein imſtande ſei, die für die Nachkriegszeit bevorſtehenden Aufgaben 
zu löſen. In Anknüpfung an den Art. 8 des Preußiſchen Wohnungs⸗ 
geſetzes vom 28. März 1918 und in der Auffaſſung, daß allein der 
gemeinnützige Wohnungsbau künftig noch imſtande ſei, den großen 
und ſchweren Aufgaben der Wohnungsbeſchaffung gerecht zu werden, 
gingen die Beſtrebungen dahin, behördlich geförderte Unterſtützungs⸗ 
organe für den gemeinnützigen Wohnungsbau zu ſchaffen. Man 
kann dieſer Grundauffaſſung beipflichten und hätte wohl wünſchen 
mögen, daß dieſer Zweck erreicht worden wäre. Leider muß man 
aber hinſichtlich der Durchführung dieſes Grundgedankens einen 
geradezu kataſtrophalen Mißerfolg feſtſtellen. Es wurde hier nämlich 
der Grundfehler ſo vieler wirtſchaftlicher Organiſationsbeſtrebungen 
gemacht, daß man von oben anfing, ſtatt von unten, daß man den 
Unterbau, nämlich die gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften und andere 
Bauvereinigungen nicht nur vernachläſſigte, ſondern in der folgenden, 
noch des Näheren zu kennzeichnenden Verordnungswirtſchaft in geradezu 
unfaßbarer Kurzſichtigkeit dem Ruin auslieferte oder doch nahe⸗ 
brachte, daß man mit einſeitig ſachlicher ſtatt mit perſönlicher Ein⸗ 
ſtellung und im luftleeren Raum organiſierte. Im Verfolg dieſer 


Politik wurden — entſprechend in den außerpreußiſchen Ländern, 


hier zum Teil mit beſſerem Erfolg — gemeinnützige Siedlungs⸗ 
oder Wohnungsfürſorgegeſellſchaften für die einzelnen Provinzen 
mit erheblicher ſtaatlicher Beteiligung anderer öffentlicher Körper⸗ 
ſchaften — Provinzen, Kreiſe, Gemeinden, Landesverſicherungs⸗ 
anſtalten — am Betriebskapital gegründet; ſie ſtellen das organi⸗ 
ſatoriſche Gegenſtück der ländlichen Siedlungsgeſellſchaften dar. Als 
ihre Aufgabe war von vornherein ins Auge gefaßt worden, den 
gemeinnützigen Siedlungs⸗ und Wohnungsvereinigungen durch 
Materialienbeſchaffung, Baulandbeſchaffung, Hypothekenvermittlung 
und Baufinanzierung hilfreich an die Hand zu gehen und dort, wo 
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ſie fehlten, arbeitsfähige gemeinnützige Bauvereinigungen ins Leben 
zu rufen. Wäre ihre Tätigkeit auf dieſe Aufgaben beſchränkt ge: 
blieben und wäre ihr ganzes Beſtreben dahin gegangen, die be⸗ 
ſtehenden und etwa neu zu begründenden gemeinnützigen Bau: 
vereinigungen zu ſtützen und zu ſtärken, ohne ſie in ihrem ſo ſtark 
und mit Recht und ihrem Weſen nach ſo ſtark ausgeprägten Eigen: 
daſein und Eigenſtreben anzutaſten, dann hätten ſie ſicher eine 
ſegensreiche Wirkung auszuüben vermocht. Leider iſt dies aber nur 
bei einem Teil von ihnen der Fall geweſen, im übrigen ſahen ſie 
es vielfach als ihre Aufgabe an, ſelbſt zu bauen oder durch ſtark 
beeinflußte, eines inneren, aus lebendigen Quellen ſchöpfenden Eigen: 
lebens entbehrende Siedlungsgeſellſchaften bauen zu laſſen — leider 


ohne namhaften Erfolg —, oder ſchließlich die von ihnen unter⸗ 


ſtützten und geförderten Baugenoſſenſchaften in dem Maße in ihrem 
durchaus geſunden Eigenſtreben einzuengen, daß ſie nichts ſehnlicher 
wünſchten, als dem Einfluß der Siedlungsgeſellſchaften zu entrinnen 


und ihre „Förderung“ loszuwerden. Nur wer in praktiſcher Be . 


rührung mit dieſen Dingen ſteht, vermag zu ermeſſen, wie ſtark 
— wenigſtens in manchen Bezirken — die „Los⸗von⸗den⸗Siedlungs— 
geſellſchaften:⸗ Bewegung“ auf ſeiten der Baugenoſſenſchaften iſt. Die 
tatſächlichen Leiſtungen dieſer Geſellſchaften — mit ſtark „kapita⸗ 
liſtiſchen“ Allüren — find. Denn auch entſprechend gering, fie gleichen 
mehr Zwangsinſtituten als Förderungsanſtalten. Und heute kann 
man ſchon unbedenklich ausſprechen, daß, wenn die großen in ihnen 
angelegten Mittel ſtatt für die großen Gehälter, die Automobile 
und Verwaltungskoſten dieſer Siedlungsgeſellſchaften, die in keinem 
richtigen Verhältnis zu ihren Leiſtungen ſtehen, verwandt worden 
zu ſein, den örtlichen gemeinnützigen Bauvereinigungen unmittelbar 
zugefloſſen wären, und wenn man für eine wirkſame Organiſation 
zur Erfaſſung und Verteilung der Bauſtoffe geſorgt hätte, eine poſi⸗ 
tive Leiſtung in Geſtalt anſehnlicher fertiger Anſiedlungen zu ver— 


zeichnen geweſen wäre!. In Verbindung mit einer gerade bei der 


jetzigen Regierung ſchwer zu verſtehenden baugenoſſenſchaftsfeindlichen 
Regierungspolitik hat dieſer organiſatoriſche Mißerfolg dahin geführt, 
daß der heute mehr denn je fruchtbare (im Genoſſenſchaftsweſen 
verkörperte) Gedanke der Selbſthilfe in ſeiner Auswirkung auf dieſem 

1 Kürzlich wurde ein Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


gegründet; es beſteht berechtigte Ausficht, daB: der Verband auf Welling der 
angedeuteten Fehler hinarbeiten wird. 


\ 


— meer —. 


XS: 


Gebiete bis zum völligen Verſagen 1 iſt; ſtatt deſſen l 


wir in dieſen Tagen die waͤhrhafte Karikatur des genoſſenſchaft⸗ 


lichen Gedankens in Regierungserlaſſen wie dem badiſchen vom 


29. Dezember 1919, der durch Zwang genoſſenſchaftliches Leben 
wecken zu können vermeint; ein Schrei der Empörung ſeitens der 
berufenen Vertreter des Genoſſenſchaftsgedankens iſt die Antwort 
auf dieſen Erlaß geweſen, der die ſtaatliche Förderung der Bau⸗ 
genoſſenſchaften von der Zwangsvereinigung mit anderen, auch über 
ein beſtimmtes Ortsgebiet hinausragenden Bauvereinigungen und 
von der Aufnahme behördlicher Vertreter inden Aufſichtsrat u. a. 
abhängig macht und damit über diejenigen, die den wirklichen Ge⸗ 
noſſenſchafts⸗, den Solidaritätsgedanken aus lebendiger Überzeugung 
zu hoch hielten, um ihm um der Zuſage behördlicher Förderung 
willen untreu zu werden, den ſtaatlichen Boykott verhängte. 


Rückgang der Wohnungsproduktion, Finanzierungs⸗ und Bau⸗ 
ſtoffbeſchaffungsſchwierigkeiten, Verteuerung des Neubauens, Mieter⸗ 
und Hausbeſitzernöte, in unzweckmäßige Bahnen gelenkte Organi⸗ 


gemeinnützigen Wohnungsbau — das ſind einige der wichtigſten 
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— 


| ſations⸗ und behördliche Förderungsbeſtrebungeu gegenüber dm 


Kennzeichen für das Wohnungsproblem, wie es aus den Jahren des 
Krieges hervorging. Die Wirkungen aller dieſer Dinge ſteigerten 


ſich nach dem Zuſammenbruch und der revolutionären Desorgani⸗ 
ſation bis zur Kataſtrophe. Vor allem war die erſte und grund⸗ 


legende Vorausſetzung für die Produktion von Wohnungen, durch die 


wirtſchaftliche Baſis auf dem Wohnungsmarkt wiederhergeſtellt 


werden konnte, nämlich die Rentabilität der Wohnungsherſtellung, 
untergraben. Mehr und mehr wuchſen die Neubaukoſten in dem 


Grade, daß zu ihrer Verrentung Mieten aufzubringen geweſen wären, 
die ſelbſt angeſichts der immer mehr ſteigenden Löhne und Gehälter 
dem Volk nicht zugemutet werden konnten. Auf der anderen Seite 


wurden die Mieten durch die Mietseinigungsämter künſtlich ſo niedrig 


gehalten, daß ein immer tiefer ſinkender Anteil des Einkommens auf 
die Wohnungskoſten verwandt und der Abſtand zwiſchen Mietauf⸗ 
kommen und erforderlicher Verzinſung immer größer und. ſchwerer 


allein die Wohnungsnot wirkſam bekämpft und eine vernünftige 


überbrückbar wurde. Verhinderte ſo naturgemäß die immer mehr b 


dahinſchwindende Rentabilitätsmöglichkeit jede Vermehrung des 


Wohnungsangebots, ſo nahm mit der der überſtürzten Demobiliſation 


Schmollers hegt XLIV 3. . 14 
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bei Beendigung des Kriegszuſtandes folgenden Bevölkerungs⸗ 
verſchiebung, mit der zunehmenden Eheſchließungsziffer, mit der 
wachſenden Neubildung von Haushalten — viele Städte wieſen 
trotz erheblicher Bevölkerungsabnahme eine dieſe Ziffer erheblich, 
teilweiſe um ein Mehrfaches überſteigende Neuhaushaltsziffer auf — 
der Wohnungmangel, ja, die Wohnungsnot in erſchreckender Weiſe 
zu. Und als natürliche Folge ergab ſich daneben in wenigen 
Monaten der geradezu kataſtrophale Zuſammenbruch alles deſſen, 
was in jahre⸗ und jahrzehntelangen zielbewußten Bemühungen von 
der ſozialen Wohnungsfürſorge an Verbeſſerungen der Wohnungs: 
verhältniſſe der minderbemittelten Schichten aufgebaut worden war. 
Die endlich auch in Preußen durch das Wohnungsgeſetz vom 
28. März 1918 geſetzlich geregelte Wohnungsaufſicht und Wohnungs⸗ 
pflege mußte zwangsmäßig ihre Aufgaben, techniſche und hygieniſche 
Mängel der Wohnungen zu bekämpfen, die Belegungsſtärke der 
Wohnräume herabzumindern, die Wohnweiſe und Wohnkultur der 
Bevölkerung in geſunde Bahnen zu lenken, zurückſtellen vor der im 
Augenblick drängenderen Aufgabe, Wohnraum, und ſei es noch ſo 
dürftigen, zu ſchaffen, die Obdach ſuchenden Wecken, und ſei es 
noch ſo unzulänglich, unterzubringen. 

Das war, in knappen Strichen gezeichnet, das Bild, in dem 
ſich das Wohnungsproblem nach dem unglücklichen Ausgange des 
Krieges und nach Deutſchlands und des deutſchen Volkes beiſpiel⸗ 
loſem wirtſchaftlichen und moraliſchen Zuſammenbruch ergab. 

So wie die Dinge lagen, war an eine Beſſerung auf dem Wege 
der freien Auswirkung der wirtſchaftlichen Kräfte, der privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Wohnungsproduktion nicht zu denken. Die Wohnungs⸗ 
produktion wieder zu beleben, mußte aber die Hauptaufgabe aller 
ſtaatlichen Beſtrebungen ſein, deren tatkräftiges Eingreifen in die 
Wohnungsfrage unter den obwaltenden Verhältniſſen eine zwingende 
Notwendigkeit war. Denn in dieſer Erkenntnis herrſchte trotz wohl 
begründeter Erwägungen, daß Deutſchland unter dem Drucke der 
wirtſchaftlichen Not in den kommenden Jahren mit beträchtlichen 
Bevölkerungsabgängen im Sinne einer Entlaſtung der Großſtädte 
zu rechnen hatte, überall Einſtimmigkeit; nur durch Wohnungsneubau 
konnte durchgreifende Abhilfe gegen die beſtehenden Mißſtände ge- 
ſchaffen werden. Und dieſe Neubautätigkeit mußte, auch darin 
herrſchte, freilich bei weitblickenden Sachverſtändigen nicht in dem 
Sinne eines ſtarren Dogmas, weitgehende Übereinſtimmung, nach 
Möglichkeit in Bahnen gelenkt werden, die die Durchführung der 
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Forderungen einer modernen Siedlungspolitik in der Richtung der 
Dezentraliſation der Städte, der Förderung des Kleinhauſes mit 
Gartenbau, des Flachbaues, der Heimſtätte gewährleiſteten. Es 
mußte, ganz abgeſehen von dem guten Kern, der in dieſen Forderungen 
| ſteckte, in dieſer Hinſicht in weitgehendem Maße auf die in dieſen 
Zeiten ſo ſtark zu revolutionären Ausbrüchen neigende Volksſtimmung 
Rückſicht genommen werden, die, durch eine nicht durchweg glückliche 
Schlagwortpropaganda der Bodenreformer unter Damaſchkes Führung 
weſentlich beeinflußt, die Heimſtätte gebieteriſch forderte und in ihrer 
Vorenthaltung nichts anderes als ein Stück der allgemeinen Aus⸗ 
beutung ſah, der ſich das revolutionär e Volk nun einmal 
überall ausgeſetzt ſah. | 

Wirft man nun einen Rückblick auf die von der Bee ver⸗ 


ſchwierigen Lage und die von ihr zur Förderung der Wohnungs⸗ 
produktion eingeleiteten Maßnahmen, ſo laſſen ſich zunächſt eigene 
Richtlinien aufzeigen !: 

Zur Vereinheitlichung des behördlichen Wirkens, | 
die ſchon längſt eine dringende Notwendigkeit war, um dem unerträg⸗ 
lichen Zuſtande ein Ende zu machen, daß nicht nur dauernd Die Bum: 
Petenzen des Reiches und der Länder kollidierten, ſondern auch inner 
1 halb beider, beſonders in Preußen, die Zuſtändigkeiten unter den ver⸗ 
ſchiedenen Reſſorts in der komplizierteſten Weiſe geteilt waren, wurde 


kommiſſariat für das Wohnungsweſen geſchaffen, die beide in eine 
Hand gelegt wurden. Aber der hiermit unternommene Verſuch einer 
behördlichen Zuſammenfaſſung auf dieſem Gebiete hat die an ihn 
geknüpften Erwartungen nicht erfüllt: es verblieben Zuſtändigkeits⸗ 
reſte der anderen Behörde, und dieſe genügten, um die angeſtrebte 
Vereinheitlichung von vornherein zum Scheitern zu bringen; dazu 
kamen die vielen neu ins Leben gerufenen Behörden und Amtsſtellen, 
die die Zuſtändigkeitsfrage von neuem komplizierten. Das Preußiſche 
Staatskommiſſariat iſt dann ſpäter in das Volkswohlfahrtsminiſterium 
Preußens, das Reichskommiſſariat in das Reichsarbeitsminiſterium 
übergeleitet worden, ohne daß damit die geringſte Gewähr einer 
einheitlichen und hemmungsloſen e gegeben 


1 Es iſt im folgenden nicht beabſichtigt, die im Alen getroffenen Maß⸗ 
nahmen zu verfolgen und alle die unzähligen Geſetze und Verordnungen zu be⸗ 
ſprechen oder auch nur zu erwähnen, ſondern nur die Exundzüge der Geſamt⸗ 
politik mitzuteilen. | 
Gr E 14 * 


folgte Wohnungspolitik zur Überwindung der außerordentlich 


für Preußen das Staatskommiſſariat und für das 5 das Reichs⸗ Sr 
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wäre. Wie ſehr dieſe Mangelhaftigkeit der Behördenorganiſation 
auf dieſem Gebiete in der Praxis empfunden wird, geht daraus 


hervor, daß heute bereits der Ruf nach einem neuen Amte als Heim⸗ 
ſtätten⸗ oder Reichsſiedlungsamt, und zwar bereits in formulierten 


Parlamentsanträgen, erhoben wird. Freilich wird es in keiner Weiſe 
auf ein ſolches Amt, ſondern auf die Arbeit, die geleiſtet, die Politik, die 


verfolgt wird, ankommen. Daß für dieſe bisher keine praktiſche Erfolge 


ermöglichende Richtung gefunden wurde, dürfte letzten Endes allein 


die Erklärung für das Scheitern der bisherigen Beſtrebungen geben. 


Im Hinblick auf die bei Kriegsausgang beſtehende Wohnungs- 


not, auf die Schwierigkeiten, den Obdachſuchenden Unterkunft zu 


verſchaffen, auf die Unmöglichkeit, im Augenblick durch erhebliche 


Vermehrung des Angebotes von neuerbauten Wohnungen Abhilfe zu 
ſchaffen, gehörte es zu den vordringlichſten Aufgaben der Regierungs⸗ 


politik, die Rechtsgrundlage für weitgehende Erfaſſung alles nur 


irgend verfügbaren Wohnraumes zu ſchaffen. In dieſer 
Beziehung iſt mit Verordnungen und Geſetzen in Reich und Ländern 
bis an die Grenze des Erträglichen gegangen; die Regierung iſt hier 
— mit Recht — vor Eingriffen in das Privateigentum und ſogar 


in die Beſtimmungen der neuen Reichsverfaſſung hinſichtlich der 


— 


Freizügigkeit und der Unverletzlichkeit der Wohnung und des Eigen— 


tums nicht zurückgeſcheut. Durch dieſe in der Wohnungsmangel⸗ 
verordnung vom 23. September 1918] und ihrer ſpäteren Ergänzung 
und zeitlichen Verlängerung getroffenen Beſtimmungen iſt die Rechts⸗ 


grundlage zu allen den Maßnahmen gelegt worden, die es den 


Wohnungsämtern geſtatten, den vorhandenen Wohnraum zu „ſtrecken“, 


bis zur Grenze des Möglichen auszunutzen. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß mit dieſem Vorgehen 


der Regierung ein durchaus wirkungsvoller Weg zur reſtloſen Er⸗ 


faſſung alles nur irgend verfügbaren Wohnraumes und damit zur 
Verhütung einer kataſtrophalen Obdachloſigkeit mit ihren kaum zu 


ermeſſenden ſozialen Folgen beſchritten worden iſt. Nur mit der 


Wohnungsrationierung und Zwangseinquartierung, die rechtlich bes, 


denklich ſein mochten, aber angeſichts der herrſchenden Wohnungsnot 


nicht zu umgehen waren, mit dem Ausbau von Keller⸗ und Dach⸗ 


wohnungen, von Läden, Lokalen und Kaſernen, der hygieniſch zum 


Teil anfechtbar iſt, aber eher ertragen werden kann als Obdachloſig— 
keit, war die Schaffung des erforderlichen Wohnraumes überhaupt 
möglich. Die vielen und maßloſen Angriffe, die aus Anlaß dieſer 
Maßnahmen namentlich aus Hausbeſitzer⸗, aber auch aus Mieter⸗ 
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kreiſen gegen die Regierung erhoben worden ſind, ſind begreiflich, 
aber ſchließlich unberechtigt, es ſei denn, man könnte mit dieſen 
Vorwürfen mit Recht die Anklage verbinden, die Regierung hätte 
es an einer neben dieſen Maßnahmen unbedingt erforderlichen wirke 
ſamen Produktionspolitik zur Herſtellung neuer Wohnungen fehlen; 
laſſen. Aber ſelbſt wenn auch dieſe Anklage, wie ſpäter zu zeigen 
iſt, berechtigt iſt, war dieſe Gruppe von Regierungsmaßnahmen für 
eine Übergangszeit nicht zu entbehren; Hand in Hand mit ihnen 
hätten freilich Beſtrebungen zu ihrem möglichſt raſchen Abbau durch 
energiſche Förderung des Neubaues gehen müſſen. 

Eine zweite Gruppe von behördlichen Maßnahmen knüpfte an 
die ſchon während des Krieges verfolgte Politik zur Niedrighaltung 
der Mieten und zum Schutze der Mieter gegen Ausbeutung ſeitens 
der Hausbeſitzer an. Ihren wichtigſten Ausdruck hat dieſe Politik 

‚in der Mieterſchutzverordnung vom 23. September 1918 gefunden. 
Vor allem galt es, den Mieter in einer Zeit vor Kündigungen und f 
Ausweiſungen aus ſeiner Wohnung zu ſchützen, in der es ihm nicht 
oder nur unter ſehr erſchwerten Bedingungen möglich war, eine 
neue Unterkunft zu finden. Dieſer Schutz war ebenſo gerechtfertigt 
und durchaus notwendig, wie das Beſtreben, den Mieter nicht zum 
Vorteile des Hausbeſitzers mit erhöhten Mieten zu belaſten, wobei 
es im allgemeinen das richtige Bemühen der Mieteinigungsämter ge⸗ 
weſen iſt, den Vermietern eine mäßige, den geſtiegenen Unkoſten ent⸗ 
ſprechende Mehreinnahme aus dem Mietverhältnis zukommen zu 
laſſen. Aber wenn es während des Krieges und während einer Zeit 
einer immerhin noch verhältnismäßig geringen Geldentwertung, bei 
der noch ein Schimmer von Ausſicht auf einen ſpäteren Preisabbau 
und auf Beſſerung des Geldwertſtandes vorhanden ſein mochte, ge⸗ 
rechtfertigt war, die Mieten der allgemeinen Preisverſchiebung nicht 
folgen zu laſſen, ſo war doch die Sachlage von dem Augenblick an 
eine andere, als die Geldentwertung, die allgemeine Preisgeſtaltung 
eine ſolche wurde, daß jeder Zuſammenhang mit der früheren Zeit 
ein für allemal abgeſchnitten, an eine Wiederherſtellung früherer 
Preisverhältniſſe nicht mehr zu denken war, als vor allem die 
Produktionsbedingungen des Bauens (Löhne, Bauſtoffe aller Art) 
in vollem Umfange dem neuen Preisniveau unterworfen waren, ſo N 
daß die gezahlten Mieten weder in einem vernünftigen Verhältnis 
zu den Koſten der Wohnungsproduktion, noch in einem ſolchen zu 
den Einnahmen der Wohnungskonſumenten mehr ſtanden. Es iſt 
der ſchlagendſte Ausdruck D SE Au en . ) 
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niffe, daß es bald ſo weit kam, daß vom Haushaltungsbudget nur 
mehr 4—8 % auf die Wohnungsausgaben entfielen, wo ſie früher 
15-20% betrugen, daß ferner die Mieten in der überwiegenden 
Mehrzahl aller Fälle nur um 20—30 % geſtiegen ſind (nur in ver⸗ 
hältnismäßig wenigen Fällen finden ſich Verteuerungen bis zu 50% 
und darüber), während alle anderen Haushaltungsausgaben ſowohl 
wie die Haushaltungseinnahmen in einem ganz anderen Verhältnis 
erhöht und vervielfacht worden ſind. Dieſem Tatbeſtand gegenüber 
bedeutete es eine einſeitig gerichtete Konſumentenpolitik, wenn noch 
um die Wende 1919/20 in Preußen eine Höchſtmietverordnung die 
zuläſſige Mietpreiserhöhung auf ca. 20 gegenüber dem Mietpreis⸗ 
ſtande von 1914 feitfegte!. Allerdings ging dieſe Verordnung mit 
Erwägungen Hand in Hand, nach denen eine weitere Mietpreis— 
ſteigerung für die Allgemeinheit (durch eine Mietſteuer oder auf 


ähnlichem Wege) erfaßt und die zugelaſſene Steigerung nur auf, 
den Anteil begrenzt werden ſollte, der dem Hausbeſitzer zu über: 
llaſſen ſei. Wie früher ſchon ausgeführt, war das Beſtreben be: 


rechtigt, dem Hausbeſitzer nicht die volle, etwa durch den allmählichen 
Ausgleich der alten und der neuen Mieten beſtimmte Mietſteigerung 
zukommen zu laſſen; es muß aber bezweifelt werden, ob die zu— 
gelaſſene Mieterhöhung zu dieſem Zeitpunkt und ſpäterhin noch ge: 
nügte, um dem Hausbeſitzer auch nur die geſteigerten Unkoſten zu 
erſetzen?, und ob es berechtigt war, die Preisgrenze ſchematiſch und 
ſo feſtzuſetzen, daß in nicht wenigen Fällen bei Durchführung der 
Verordnung wieder eine Mietherabſezung nötig wurde. 


Wie wenig „ wirtſchaftlich“ und die Produktionsverhältniſſe be⸗ 


rückſichtigend die von der Regierung nach zum Teil richtigen, aber 
einſeitigen Geſichtspunkten verfolgte Mietpreis⸗ und Mieterſchutz⸗ 


politik geweſen iſt, geht daraus hervor, daß fie nicht oder nur zum ` 


Teil. ihre Ergänzung in denjenigen Maßnahmen gefunden hat, die 
die natürliche Ergänzung jener Politik hätte bilden müſſen: in einer 
Sperrung der hypothekariſchen Beleihung und des Umſatzes an 
Grundſtücken. Im Zuſammenhange beſonders mit dem allgemeinen 


1 Der vielzitierte § 10 der fraglichen Verordnung, der eine weitere Miet⸗ 
preiserhöhung unter Berückſichtigung der Steigerung der Reparaturkoſten uſw. 
zuläßt, war von vornherein zur Wirkungsloſigkeit verurteilt und ut in der Tat 
völlig wirkungslos geblieben. 

2 Die Mietpreiserhöhungen der Baugenoſſenſchaften betragen auf Grund 
von Sonderbeſtimmungen 50 — 80 , die allgemein notwendige Erhöhung wurde 
kürzlich für Eſſen mit ca. 75 %% angegeben, Lübeck beſchloß dieſer Tage die Zu⸗ 
„laſſung einer e um 100 %. 
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„Ausverkauf“ Deutſchlands wurde der Grundbeſitz — allerdings 
weniger der zu Zwecken der Wohnungs⸗, am wenigſten der Klein⸗ 
wohnungsproduktion als zu ſolchen, die dem Luxus⸗ und Ge 
ſchäftsbedarf „dienen, zu verwertende — ein beliebtes Anlageobjekt 
für ausländiſches Kapital; ein Sperrgeſetz zur Hintanhaltung dieſer 
Verſchleuderung deutſchen Bodens iſt von Reichs wegen geplant 
geweſen, jedoch nicht zur Durchführung gelangt. Aber auch in 
ländiſches Kapital ſucht im Boden, dieſem letzten beſtändigen und 
realen Wert unter den Scherben der deutſchen Wirtſchaft, Anlage; 
die Bodenumſätze mehren ſich daher in letzter Zeit und haben Preis⸗ 
ſteigerungen im Gefolge, die zur Sicherung ihrer Verwertung in 
keinem Verhältnis zu der Preispolitik der Mieteinigungsämter ſtehende 
Mieterhöhungen bedingen und neue Grundwertbelaſtungen nach ſich 
ziehen müſſen, die eine Verewigung dieſer Preiſe bedeuten würden. 
Die reale Grundlage dieſer Preiserhöhungen bilden allerdings die 
Bauwerke, und es kennzeichnet den weniger wirtſchaftlich als ein: 
ſeitig bodenpolitiſch gerichteten Standpunkt, von dem aus dieſe 
Dinge vielfach betrachtet werden, wenn man dieſe Erſcheinungen 
immer einſeitig im Hinblick auf die Bodenwerte bekämpft: das iſt 
nur berechtigt, ſo weit es ſich um unbebauten Boden handelt und 
in dieſem Boden — vor allem in Großſtädten — Erträge voraus⸗ 
gewertet werden, die ſich wegen der vorausſichtlichen Entwicklung — 
zunehmende Dezentraliſation, Abkehr vom Etagenhaus — wahr⸗ 
ſcheinlich nie realiſieren laſſen werden; ſo weit es ſich aber um be⸗ 
bauten Boden handelt, iſt feſtzuſtellen, daß der Bodenwert gegenüber 
dem Bauwerk jetzt und künftig nicht mehr entfernt die Rolle ſpielt, 
die ihm bisher zukam, und daß die durch die Umſätze erzielten 
Höherbewertungen ihre volle Deckung finden in den tatſächlich ge⸗ 
ſtiegenen Sachwerten, denen ſich ſchließlich doch auch einmal die 
Mieten anpaſſen müſſen. Wenn ich trotzdem ein Verſäumnis darin 
ſehe, daß nicht ſchon lange für das ganze Reich ein Sperrgeſetz er⸗ 
laſſen iſt, wie es Baden ſeit April 1919 beſitzt und jetzt auch von 
Sachſen beabſichtigt ſein ſoll, dann darum, weil ſolche Umſätze nicht 
im Einklang mit der ſonſt von der Regierung hinſichtlich der Miet⸗ 
preiſe verfolgten Politik ſtehen, weil ſie ferner ſpekulativen Charakter 
tragen und keinem volkswirtſchaftlichen Bedürfnis entſprechen, weil 
ſie angeſichts der wahrſcheinlichen Entwicklung unnötige Preis⸗ 
aufblähungen darſtellen, die die erforderliche Realkreditreform und 
Belaſtungsabbürdung und noch mehr die in einer gebeſſerten Zukunft 
anzuſtrebende Sanierung der Großſtädte nur erſchweren können. 
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Die dritte und am Ende entſcheidende Gruppe von Regierungs⸗ 


maßnahmen iſt endlich diejenige, die auf die Belebung der Neu⸗ 


bautätigkeit gerichtet iſt. Unerörtert kann eine weitere Gruppe 
von Geſetzesmaßnahmen bleiben, die ihr Entſtehen einer den jetzt allein 
wichtigen Problemen gegenüber weniger wichtigen und im Artikel 155 
der Reichsverfaſſung verankerten bodenreformeriſchen Propaganda 


verdankt. Ihr Hauptergebnis iſt das noch in letzter Stunde von 


der Nationalverſammlung im Hetztempo erledigte Heimſtättengeſetz, 


das, mit den drängenden wirtſchaftlichen Problemen in keinem Zu⸗ 


ſammenhange ſteht, aber eine neue an ſich ſehr begrüßenswerte und 


ſchöne, die bisherigen Rechtsverhältniſſe in zweckentſprechender Weiſe 


vereinfachende Rechtsform an Haus und Boden bringt, jedoch in 
keiner Weiſe eine Löſung für das Problem bringt, wie dem nach 


Wohnungen und einem Stückchen Land lechzenden Volke zu ſeinem 


a | Recht verholfen werden kann. Gewiß enthalten einige Sondergeſetze, 


wie das Reichsſiedlungsgeſetz für das flache Land, das Rayon⸗ 
enteignungsgeſetz für die Feſtungsſtädte und andere, recht erfreuliche 
Löſungen für die eine Seite der Frage, die Landbeſchaffung, die 
übrigens für ſtädtiſche Verhältniſſe überhaupt keine unüberwindlichen 


Schwierigkeiten mehr bietet. So wertvoll dieſe Geſetze, beſonders das 


Rayonenteignungsgeſetz, wegen ſeiner entſchloſſenen Entſchädigungs— 
beſtimmungen, wonach die Entſchädigung nach dem Werte zu De: 


meſſen iſt, den das Grundſtück am 1. Auguſt 1914 unter Berück⸗ 


ſichtigung des dauernden Beſtehens der Rayonbeſchränkungen hatte, 
und wegen anderer wichtiger Einzelbeſtimmungen auch ſein mögen, 
ſo vermögen ſie doch nichts an der Tatſache zu ändern, daß die 


Bauproduktion am Boden liegt. 


Von den auf eine Förderung der Wohnungsproduktion ab⸗ 


zielenden Regierungsmaßnahmen hat die Wohnungsnotverordnung 
vom 15. Januar 1919 (neugefaßt und weſentlich verſchärft am 


9. Dezember 1919) eine nachhaltige Wirkung im produktions⸗ 


fördernden Sinne nicht zu erzielen vermocht; durch ſie wurde für 


Bezirke mit einem dringenden Bedürfnis nach Klein- und Mittel⸗ 
wohnungen in der Übergangszeit nach dem Kriege die Einrichtung 


der Bezirkswohnungskommiſſare getroffen, die mit außerordentlich 


weitgehenden Befugniſſen in zwangswirtſchaftlicher Richtung aus⸗ 
geſtattet wurden, die Enteignungsgewalt zur Beſchaffung von Bau⸗ 


land und Bauſtoffen aller Art ſowie Vollmacht zur Gewährung 


weitgehender Bauexleichterungen erhielten. Ohne Zweifel hätte mit 
dieſen Befugniſſen viel erreicht werden können, wenn die zu ihrer 


r ee WE 


e? 


2 "eg ` ES ZZ Pe Fän Te eg "ew "ST "TT" 


— 


| 849] | Die Wohnungswirtſchaft nach dem Kriege f 217 


Ausübung berufenen Organe fach- und geſchäftskundig genug waren, 
um die Erforderniſſe des Augenblicks ſchnell und ſicher zu erfaſſen, 
und wenn alle ſonſtigen Vorausſetzungen für die Produktions⸗ 
belebung, insbeſondere die Rentabilität des Bauens, geſichert ge⸗ 
weſen wären. Es hat ſehr lange gedauert, bis man überhaupt von 
der Ausübung der hier gegebenen Ermächtigungen etwas gemerkt 
hat, und wo es dann allmählich zu einem Eingreifen kam, machte 
ſich zwar eine gewiſſe Beſſerung in der Beſchaffung der erforder⸗ 
lichen Bauſtoffe bemerkbar, auf der anderen Seite erwies es ſich 
aber immer klarer, daß die durch die Wohnungsnotverordnung er⸗ 
möglichte Erleichterung der Bauland⸗ und Bauſtoffbeſchaffung letzten 
Endes unwirkſam bleiben mußte, weil das ee einer rentablen 
Bauwirtſchaft ungelöſt geblieben war. 

Auch zu ſeiner Löſung hat das Reich einen Verſuch gemacht 
und zwar unter Anknüpfung an den weiter oben behandelten Ge⸗ 
danken, daß das Reich zur Überwindung der finanziellen Übergangs⸗ 
ſchwierigkeiten Geldmittel zur Deckung der Überteuerung des Bauens, 
d. h. des Unterſchiedes zwiſchen den vorkriegszeitlichen und den durch die 
vollſtändige Verſchiebung des Preisniveaus in und nach dem Kriege 
verurſachten nachkriegszeitlichen Baukoſten, zur Verfügung zu ſtellen 
hätte. Dieſer Gedanke fand für die Bauk ampagne 1919 durch die 


durch Bundesratsverordnung vom 31. Oktober 1918 erfolgende 
Regelung der Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen Verwirklichung. 


Zu dieſem Zwecke wurden aus Reichsmitteln zunächſt 500 Millionen 


Mark zur Verfügung geſtellt, durch die die Hälfte der zur Abbürdung 


der Baukoſtenüberteuerung erforderlichen Baukoſtenzuſchüſſe gedeckt 
werden ſollte, während die andere Hälfte durch die Bundesſtaaten 


Rund Gemeinden aufzubringen war. Später wurden noch weitere 


Mittel im Betrage von 150 Millionen Mark nachbewilligt, ſo daß für 
das Baujahr 1919 aus Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindemitteln — ohne 
die weiteren Zuſchüſſe ſeitens der Arbeitgeber für die ihren Arbeitern 
und Angeſtellten zugute kommenden Wohnungen, deren angemeſſene 


Beteiligung an der Aufbringung des Anteils der Gemeinden die 


Verordnung vorſieht, die aber wahrſcheinlich zum Teil über die 


Beteiligung hinausgegangen ſind — die Summe von 1300 Millionen 


Mark zur Verfügung geſtanden hat. Durch dieſe Baukoſtenzuſchüſſe 
ſollte den Bauherren Erſatz für den Teil des Bauaufwandes ge⸗ 
währt werden, der durch die infolge des Krieges herbeigeführte, in 
der, Verordnung ausdrücklich als vorübergehend angenommene Ver⸗ 


teuerung des Bauens verurſacht war. Der ſo zu deckende Teil des 
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Bauaufwandes ſollte nach dem Unterſchiede zwiſchen dem tatſäch— 
lichen Herſtellungspreis und entweder dem Bauaufwande für einen 
Neubau gleicher Art und Beſchaffenheit nach Eintritt dauernder 


Verhältniſſe oder dem dauernden Ertragswerte, der ſich durch Kapi⸗ 


taliſierung der für gleichartige Wohnungen in der betreffenden Ge- 


meinde vorausſichtlich zu erzielenden Mieten ergab, berechnet werden. 


Die Zuſchüſſe waren von vornherein als verloren, d. h. als weder 
verzinslich noch rückzahlbar gedacht. Der Erfolg dieſer großzügigen 
finanziellen Hilfeleiſtung war ein recht mäßiger; ſie genügte nach 
‚offizieller Schätzung zur Herſtellung von ca. 30000 Wohnungen bei 
einem Jahresbedarf, den zu beziffern bei der tatſächlichen Unmög— 
lichkeit, den wirklichen Bedarf zu decken, kaum Zweck hat, der aber 
ſicher ein Vielfaches dieſer Ziffer betragen hat. 

Ebenſo wie der ziffernmäßige Mißerfolg dieſer Bezuſchuſſung 


des Bauens für 1919, der zum Teil auch auf ein zu ſehr zentral, ` 


ſiertes und dabei häufig allzu engherziges Verfahren bei der Be⸗ 
— willigung im einzelnen und auf einen zu ſtarren, den Flachbau und 


die vorſtädtiſche Siedlung einſeitig auch in Fällen, in denen dieſen ! 


Beſtrebungen zur Zeit unüberwindliche Hinderniſſe im Wege ftanden, 
berückſichtigenden Doktrinarismus zurückzuführen iſt, mußte die Tat⸗ 
ſache ſtutzig machen, daß dieſe ſo große Mittel verſchlingende Hilfe— 
leiſtung in keiner Weiſe den Erfolg gehabt hat, die Wohnungs— 
herſtellung in wirtſchaftlich erträgliche Bahnen zu lenken. Im Gegen— 
teil iſt feſtzuſtellen, daß durch ſie die private Bautätigkeit nur in 
ganz geringem Maße angeregt worden iſt; den Hauptanteil an der 
Wohnungsproduktion dieſes Jahres hatte die gemeinnützige Bau— 
tätigkeit, deren Leiſtungsfähigkeit zwar im Steigen begriffen, die 
aber doch noch nicht ſtark genug iſt, um als alleinige Trägerin der 


Bautätigkeit auszureichen. Sie hat ihre opfervolle Aufgabe aber 


nicht auf wirtſchaftlich geſunder Grundlage, ſondern vielfach unter 
unmittelbarer Gefährdung ihrer eigenen Exiſtenz erfüllt. Unzählige 


im Jahre 1919 angefangene und bis heute nicht zu Ende geführte, 
als „Ruinen“ daliegende Bauten bezeugen die Schwierigkeiten, in 


die viele durch künſtliche, nicht wirtſchaftlich geſunde Antriebe zum 
Bauen veranlaßte gemeinnützige Unternehmungen geraten find. Typiſch 


für die Durchführung des Bauprogramms 1919 iſt die Tatſache, 


daß die für die einzelnen Bauvorhaben bewilligten Zuſchüſſe ſich 
bei der Inangriffnahme der Bauausführung und deren Fortſetzung 
faſt durchweg nur als für einen Teil, vielfach nur für einen Bruch— 
teil der urſprünglich geplanten Bauten ausreichend erwieſen. 
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Dieſe Erfahrungen mußten es allen, die der Entwicklung nicht 
mit geſchloſſenen Augen zuſahen, begreiflich machen, daß eine Zu⸗ 
ſchußwirtſchaft, die auf der Fiktion einer dauernden Mietpreis⸗ 
ſteigerung von nur 30—50 % aufgebaut war, wirtſchaftlich nicht 
veranwortet werden konnte. Die Zwangswirtſchaft auch auf anderen 
Gebieten hatte den unter normalen Verhältniſſen beſtehenden rela⸗ 
tiven Zuſammenhang aller Warenpreiſe zerriſſen; das zeigte ſich 
in verhängnisvoller Weiſe in tiefgreifenden Störungen der Pro⸗ 
duktion auch bei ſolchen Produkten, die vom Auslande gar nicht oder 
wenig abhängig waren; ein typiſches Beiſpiel iſt der Anbau von 
Zuckerrüben. Und trotz Zwangswirtſchaft wurde faſt überall, zuletzt 
bei der landwirtſchaftlichen Produktion in entſchloſſener Weiſe die 
Folgerung aus der Erkenntnis des Zuſammenhanges zwiſchen Preiſen 
und Produktionsbedingungen gezogen; man gab die nn Niedrig⸗ 
haltung der Preiſe auf. 

In der Wohnungswirtſchaft aber verblieb es E warnender 
Stimmen bei der gang des einfeitigen Konſumentenſchutzes — 
zum Schaden der Konſumenten ſelbſt; denn dieſe werden nicht durch 
niedrige Preiſe, ſondern durch Deckung des Bedarfs befriedigt; und 
der Bedarf kann auf die Dauer nicht gedeckt werden, wenn für die 
Produktion nicht wirtſchaftliche Grundlagen geſchaffen werden. Man 
wende nicht ein, daß auch eine Anpaſſung der Preiſe (Mieten) an 
die verteuerten Produktionsbedingungen nichts nütze, weil es an 


Bauſtoffen — die im Lande ſelbſt vorhanden und nicht auf Aus- 


landszufuhren angewieſen ſind — ſehlt. Schon jetzt liegen die 
Dinge ſo, daß viele Bauherren mit Bauſtoffen völlig eingedeckt ſind 
und nur aus Geldmangel und wegen fehlender Wirtſchaftlichkeit 
nicht bauen können; iſt dieſe vorhanden, dann werden bei der 
zwingenden Vordringlichkeit des Wohnungsbedarfs, wenn nötig 
zwangsweiſe, auch die Bauſtoffe der lohnenden Produktion zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Gewiß werden die notwendigen nicht unerheblichen 
Mietsſteigerungen nicht ohne Einfluß auf die Einkommensgeſtaltung 
bleiben, aber es iſt ſinnlos, dief e nun einmal notwendige Einkommens: 
verſchiebung durch künſtliche Niedrighaltung eines einzigen Konſum⸗ 
artikels, der Wohnungsausgaben, aufhalten zu wollen; die richtige 
Ausbalanzierung zwiſchen Einnahmen und Ausgaben wird zwangs⸗ 
läufig erſt dann durchgeführt ſein, wenn das durch die Bedarfsſkala 
beſtimmte Verhältnis der einzelnen Ausgabenpoſten des Haushaltungs⸗ 
budgets wieder ein natürliches und geſundes geworden iſt. 
Was iſt nun für das Baujahr 1920 geſchehen? Für die Her⸗ 


D 


Der großſtädtiſchen Wohnungsnot nach dieſem Verfahren auch dann 
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ftellung von desselben iſt auf die Kohlenpreiſe ein. 
Aufſchlag gelegt worden, aus deſſen auf ca. 600 Millionen Mark 
veranſchlagten Erlös Zuſchüſſe für die Herſtellung von Bergmanns⸗ 
wohnungen im Kohlen und nach einem kurz vor Auseinandergehen , 
der Nationalverſammlung gefaßten Beſchluſſe auch im Erz- und 
Kalibergbau gewährt werden ſollen. Für die übrige Wohnungs— | 
produktion ſollen an Stelle der bisherigen verlorenen Baukoſtenzuſchüſſe 
Darlehen aus Reichsmitteln gewährt werden (Beſtimmungen des 
Reichsrates vom 22. Januar 1920), zu denen die Gemeinden mindeſtens 
ein Drittel geen ben Da die Beleihung wieder einſeitig 
dem Flachbau zukommen ſoll und mit dieſem zur Zeit die Wohnungsnot 
der Großſtädte nicht zu beſeitigen iſt — Anfang 1920 ſtand in Berlin 
nach einer Veröffentlichung des Wohnungsamtsdirektors Dr. Laporte⸗ 
Berlin 32 000 wohnungsſuchenden Familien ein Angebot von 320 
Wohnungen gegenüber! —, wäre eine nur beſcheidene Linderung 


nicht möglich, wenn dieſes ſelbſt einigen Erfolg verſpräche. Aber 

auch davon kann keine Rede ſein, denn die Darlehen werden nur 
Jin beſtimmten Beträgen auf die Wohnflächeneinheit gewährt, Be⸗ 
trägen, die ſo niedrig ſind, daß ſie in keiner Weiſe das Bauen er⸗ 
möglichen. Daß die Differenz etwa von den Gemeinden getragen 
wird, tft kaum bei der Finanznot, in ber fie ſich befinden, zu er: 
warten. So wird dieſe Regelung von allen Sachverſtändigen ſchon 
heute als ein Schlag ins Waſſer angeſehen. Die Darlehen ſind 
zunächſt zinslos, ihre Tilgung ſoll einſetzen, wenn durch die von 
fünf zu fünf Jahren ſtattfindende Feſtſetzung des Mietwertes der 
erſtellten Wohnungen feſtgeſtellt wird, daß dieſer den bei Gewährung 
des Darlehns angenommenen Mehrwert überſchritten hat, und zwar 
zu ½ der ermittelten Mehreinnahmen. Nach 20 Jahren ſoll der | 
Wert endgültig feſtgeſtellt werden, und dann gilt der Unterſchied 
zwiſchen den Herſtellungskoſten und dem endgültig feſtgeſetzten Wert 
als verlorener Baukoſtenzuſchuß, während der Reſt mit 4% zu ver⸗ 
zinſen und mit 1% zuzüglich erſparter Zinſen zu tilgen iſt. — 
Endlich iſt der Betrag von 55 Millionen Mark! zur Fertigſtellung 
der 1919 begonnenen, aber infolge mangelnder Baugelder unvollendet 
gebliebenen Wohnungen bewilligt worden, während der Geldbedarf 
für dieſen Zweck allein von Sachverſtändigen mit 200 — 300 Millionen 

Mark beziffert wird. 


1 Später erhöht, fo daß vom Reich 650 Millionen Mark im ganzen zur 
Verfügung ſtehen. 
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In der Abſicht der Regierung hat es gelegen, für die 1920 
zu gewährenden Reichs- und Gemeindedarlehen — vom Reich ſind 
zunächſt 200 Millionen Mark! bewilligt worden — eine Deckung zu 
finden. Zu dieſem Zwecke hat ſie der Nationalverſammlung wenige 


Tage vor ihrem Auseinandergehen den Entwurf zu einem Miets⸗ 


ſteuergeſetz zugehen laſſen. Durch dieſe Mietsſteuer ſollten 15% ̃ł 
des Nutzungswertes aller alten gegenüber den jetzigen Baukoſten 
billig hergeſtellten Wohnungen und ſonſtiger Bauwerke erhoben und 
zur Deckung der Zuſchüſſe für die Neubauten verwandt werden. 
Die Einzelgeſtaltung dieſes auf dem allſeitig als richtig erkannten 
Grundgedanken beruhenden Entwurfes, daß die Inhaber der alten 
Wohnungen zu den hohen Neubaukoſten beizutragen hätten, war 
keine ſolche, daß fie zu einer wirtſchaftlichen Löſung des Wohnungs⸗ 
produktionsproblems hätte führen können, als vorläufige Maß⸗ 
regel — und dieſe Form wurde dem Entwurf vom Reichsrate, der 
die Regierungsvorlage — faſt einſtimmig! — ablehnte und durch eine | 
eigene Vorlage erſetzte, gegeben — wäre die Mietfteuer aber ſchon 


deshalb zu begrüßen geweſen, weil damit die kaum mehr zu ver⸗ 


antwortende reine Zuſchußwirtſchaft grundſätzlich fallen gelaſſen 


worden wäre. Die Nationalverſammlung bewies ihre Unfähigkeit 


zur Löſung wirtſchaftlicher Probleme erneut durch Nichterledigung . 
des Entwurfes, für die wahltaktiſche Gründe maßgebend waren, 
erfolgte, denn gewiß wäre die Mietſteuer im höchſten Grade un⸗ 


populär geweſen. Da dieſe eine Erhöhung der Gemeindezuſchüſſe 
über das Drittel der Reichsbeihilfen hinaus und ſomit die Flüſſig⸗ 
machung der unbedingt erforderlichen Baugelder ermöglicht hätte, 


bedeutet dieſe Nichterledigung der wahrlich nicht idealen Regierungs⸗ 


oder Reichsratsvorlage eine verhängnisvolle Verſäumnis, die die 


Kataſtrophe der Bauwirtſchaft und zugleich der von der Reichs⸗ 
regierung ſeit der Revolution verfolgten Politik beſiegelt. Ander⸗ 
ſeits iſt dieſes Ergebnis einer von Grund aus falſchen Verordnungs⸗ 
und Konſumentenſchutzwirtſchaft vielleicht dazu angetan, ihren doch 
einmal völligen Zuſammenbruch zu beſchleunigen, um den Weg für 


wirtſchaftliche Maßnahmen, an denen es bisher gemangelt hat, und | 


für die trotz ihrer unverkennbaren Schwierigkeiten Möglichkeiten in 
der Richtung einer gemeinwirtſchaftlichen Regelung der Baus und 
Wohnungswirtſchaft und der Nutzbarmachung eines geſteigerten Miet⸗ 


` wertes aus den alten Häufern auf nicht bürokratiſcher SE 


vorhanden ind, freizumachen. 


1 Siehe die Anmerkung auf der vorigen Seite. 
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| IL Vorſchläge zur Reform der Wohnungswirtſchaft 
Blickt man auf die Wohnungswirtſchaft der Vor⸗ 


kriegszeit zurück, ſo wird man ſagen können, daß die Verſorgung 


d 


des Wohnungsmarktes durch die private Bautätigkeit und die Ver⸗ 
waltung des Wohnungsbeſtandes durch den privaten Hausbeſitz eine 
nicht in dem Maße unzulängliche Leiſtung geweſen iſt, wie es häufig 
dargeſtellt wird. Keineswegs allerdings eine allen gerechten An- 


| forderungen genügende; aber auch keine ſolche, die man ſchlechthin 
als ein Verſagen dieſer Träger der Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft 


werten kann. Ihre Mängel find zu bekannt, als daß fie hier be⸗ 
handelt zu werden brauchten. Für ihre relative Leiſtungsfähigkeit 
ſpricht aber die Tatſache, daß dieſe private Wirtſchaft während des 


Krieges nicht nur den erforderlichen Wohnraum zu angemeſſenen 


Preiſen bereitgeſtellt, ſondern auch ganz erhebliche Mietausfälle zu 
tragen und ungezählten Kriegerfamilien beträchtliche Mietnachläſſe 


zu gewähren vermocht hat, dabei aber ſelbſt den beſtehenden Zins⸗ 


in einem Maße nachgekommen iſt, daß die noch vorhandenen Rück⸗ 


ſtände verſchwindend gering ſind. Sie hat es ferner vermocht, ihren 
volkswirtſchaftlichen Aufgaben bis heute zu Mietpreiſen gerecht zu 


werden, die außer jedem Verhältnis zu den Preiſen aller anderen 


H 


Güter und Leiftungen ftehen” Wenn dieſe Wirtſchaft auf der anderen 


Seite in der Richtung verſagt hat, daß fie dem Bedürfnis nach 


Kleinwohnungen und nach Wohnungen im Flachbau ſowie im ganzen 


verpflichtungen aus den auf den Grundſtücken laſtenden Hypotheken 


der Verſorgung mit geſundheitlich und kulturell auf der billigerweiſe | 


zu fordernden Höhe unferer Zeit eben ben Wohnungen, der Forderung 
nach Beſeitigung ungezählter menſchenunwürdiger Wohnungen und 


des großſtädtiſchen Mietkaſernentyps nicht gerecht geworden iſt, ſo 
wiegen dieſe Mängel natürlich alles das auf, was zugunſten der 


privaten Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft angeführt werden konnte. 
Beſſernd und neue Wege weiſend iſt hier die gemeinnützige Bau⸗ 
tätigkeit in allen ihren verſchiedenen Formen in die Breſche ge— 
ſprungen, ohne aber bis zur Stunde mehr vermocht zu haben, als 


den Anfang einer ſegensreichen Konkurrenz zu ſchaffen. Wenn man 


die genannten Mängel zugeben muß, jo kann damit jedoch Feines- 


wegs geſagt ſein, daß, dieſe der privatwirtſchaftlichen Form der 
Produktion und Verwaltung der Wohnungen zur Laſt zu legen ſind. 
Gegen dieſe Auffaſſung ſpricht ſchon die Tatſache, daß Deutſchland 
oder ein im weſentlichen auf den nördlichen und öſtlichen Teil ſeines 
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Geebietes beſchränkter Teil von Deutſchland dieſe Mängel allein 


oder doch in einem ſolchen Maße aufzuweiſen hat, wie kein anderes 
Land unſeres europäiſchen Ziviliſationskreiſes, daß ſie ſich nicht oder 
nicht in dem gleichen Maße in anderen Ländern, in denen die 
Wohnungswirtſchaft gleichfalls überwiegend auf privatwirtſchaftlicher 
Grundlage ruht, finden. Nicht die Privatwirtſchaft als ſolche, 
ſondern der Unterbau teils wirtſchaftlicher, teils rechtlicher und ver⸗ 
waltungsmäßiger Art, auf dem die private Wohnungswirtſchaft ſich 
aufbaut, hat dieſe entarten laſſen, hat Mißbräuche begünſtigt und 
ſchließlich diejenigen Folgeerſcheinungen gezeitigt, die wir in Berlin 
und in anderen nord- und oſtdeutſchen Großſtädten in fo erſchreckender 
Weiſe verkörpert ſehen. Eine der verhängnisvollſten Keime dieſer 
zur Entartung der privaten Wohnungswirtſchaft führenden Ent⸗ 
wicklung ſieht R. Gberſtadt mit Recht in der aus Paris im⸗ 
portierten großſtädtiſchen Monumentalbauweiſe, die in ihrer abwegigen 
Verallgemeinerung in Deutſchland den vorherrſchenden Typ der 
Mietskaſernen ſchuf. 

Dieſe wenigen e über die bisherige deutſche Bau⸗ 
und Wohnungswirtſchaft waren vorauszuſchicken, um bei der Be⸗ 
urteilung der Verhältniſſe, vor denen ée heute ſtehen, 
falſchen Schlußfolgerungen vorzubeugen. 

Tatſache iſt, daß die Aufgaben, die zur geit die Befriedigung 
des Bedarfs an Wohnungen an die Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft 


ſtellt, von Deier nicht erfüllt werden können. War es bis zu einem 


gewiſſen Grade ſchon immer ſo, daß die Wohnungsverwaltung zu 


einem erheblichen Teil Hypothekenverwaltung war, ſo iſt jene jetzt 


ausſchließlich auf eine Tätigkeit beſchränkt, die man kaum noch als 
eine wirtſchaftliche Hausverwaltung bezeichnen kann. Es dürfte vor 
allem heute, bald zwei Jahre, nachdem die Waffen njedergelegt ſind, 
kaum mehr einen anderen Zeig der deutſchen Wirtſchaft geben, 
auf dem noch immer jede pflegliche wirtſchaftliche Behandlung der 
vorhandenen Sachkapitalien in einem Maße ausgeſchaltet iſt, wie 
wir es bei dem Wohnungsbeſtande erlehen. Der wichtigſte, unan⸗ 
taſtbar gebliebene Teil des deutſchen Volksvermögens, der Vorrat 
an Bauwerken, iſt in ſeinem in Goldmark gemeſſenen Werte 
ſchwerſtens bedroht, weil die erforderlichen Reparaturen nicht aus⸗ 
geführt werden können. Der geſtiegene Bedarf an Wohnungen 
ferner kann nicht gedeckt werden, weil infolge der außerordentlichen 
Preiſe jede Bautätigkeit ruht. Soweit in den letzten Jahren über⸗ 
haupt noch gebaut worden iſt und noch gebaut wird, da ſind die 
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Träger dieſer Bautätigkeit gemeinnützige Unternehmungen und öffent⸗ 


lich⸗ rechtliche Körperſchaften, die aber auch hier in keiner Weiſe. 


auf der Grundlage wirtſchaftlicher Berechnungen, vielmehr auf der⸗ 
jenigen unwirtſchaftlicher Zuſchußgewährung arbeiten. 

AJſt nun in allen übrigen Zweigen des Wirtſchaftslebens das 
Beſtreben der behördlichen Wirtſchaftspolitik auch dort, wo an volle 
Wiederherſtellung der freien Wirtſchaft nicht zu denken war, un⸗ 
verkennbar in hier mehr, dort weniger hohem Maße erfolgreich ge: 
weſen, wieder einigermaßen tragfähige Grundlagen für die Wirtſchaft 
herzuſtellen, ſo hat die behördliche Wirtſchaftspolitik, ſoweit man 
überhaupt von einer ſolchen zu ſprechen berechtigt iſt, und in der 
behördlichen Wohnungspolitik nicht vielmehr lediglich Maßnahmen 
ſozialer Fürſorge zu erblicken hat, vollſtändig verſagt!. Die Gründe 
für dieſes Verſagen aufzuzeigen, war Aufgabe des erſten Teils 


dieſer Abhandlung. Als Ergebnis dieſer Politik, der der Name 


Wirtſchaftspolitik nur in ſehr beſchränktem Sinne zukommt, weil 
ſie ohne wirtſchaftliche Einſtellung betrieben wurde, kann man heute 
nur den Zuſammenbruch buchen. Die nun zu erhebende Frage 
muß daher logiſcherweiſe dahin lauten, wie die Bau⸗ und 
Wohnungswirtſchaft neu aufzubauen iſt. 

Bei Erörterung dieſer von den verſchiedenſten Seiten aufge⸗ 
worfenen Frage iſt zweckmäßigerweiſe an folgende Teilprobleme an⸗ 


zuknüpfen, wobei ſich Gelegenheit bieten wird, die wichtigſten hierzu 


vorliegenden Vorſchläge kennen zu lernen. 


1. Wie muß die Verwaltung und Verteilung des vorhandenen 


Wohnraums künftig erfolgen, damit eine weitere den Intereſſen 
der deutſchen Volkswirtſchaft entgegenlaufende Wertminderung 


des Beſtandes an Wohnungen verhütet wird und die Be⸗ 


dürfniſſe der Wohnungskonſumenten in möglichſt vollkommener 


Weiſe befriedigt werden? (Wohnungs⸗ und Miet⸗ 
wirtſchaft.) 

2. Welche Maßnahmen ſind geeignet, um eine Vermehrung des 

Wohnungsbeſtandes, alſo die Neuproduktion an Wohnungen, 

zu ermöglichen? Dieſes Pröduktionsproblem iſt unter: 
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zuteilen in die Fragen der Landbeſchaffung, der wirtſchaft⸗ 


lichen Nutzbarmachung des Produktionsfaktors Arbeit und der 
Bereitſtellung der erforderlichen Baukapitalien. | 


1 Rein verwaltungsmäßig betrachtet, macht ſich hier die auch auf anderen 
Gebieten höchſt ſtörende Trennung der Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik in der 
Zentralinſtanz des Reiches geltend. | 
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Den beiden Hauptproblemen liegt gemeinſam als entſcheidende 
Grundfrage die der Rentabilität zugrunde. Zur Löſung 
des Neuproduktionsproblems iſt der Verſuch gemacht worden, die 
Rentabilität durch Reichszuſchüſſe und ⸗darlehen herbeizuführen. 
Dieſe Bemühungen hätten aber nur dann den gewünſchten Erfolg 
haben können, wenn durch die Zuſchüſſe tatſächlich der geſamte 
nichtrentierliche Teil der Baukoſten garantiert worden wäre; daß 
dies nicht der Fall war, liegt einmal an der Unzulänglichkeit der 
für dieſe Zwecke bereitgeſtellten Mittel oder, um die Unhaltbarkeit 
dieſes Weges an dem entſcheidenden Punkte zu kennzeichnen, an der 
angeſichts der troſtloſen Finanzlage von Reich, Ländern und Ge⸗ 
meinden durchaus begreiflichen Unmöglichkeit, dieſen Teil der Bau⸗ 
koſten, der pro Kleinwohnung auf 60 000 —70 000 Mark und darüber 
angewachſen iſt, aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten; es liegt 
ſodann an den wenigſtens für die Reichsdarlehen getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen, die die Höhe der Zuſchüſſe pro Raumeinheit auf einen 
beſtimmten, ſelbſt bei der beabſichtigten Erhöhung unzulänglichen 
Satz begrenzten. Damit iſt das Ziel, die Rentabilität zu ſichern, 
natürlich hinfällig geworden. | 

Aber auch für die Ermöglichung einer wirtſchaft⸗ 
lichen, die vorhandenen Werte vor dem Verfall bewahrenden Haus⸗ 


| verwaltung iſt die Rentabilitätsfrage entſcheidend. Hier hat 


dieſer Mangel an pfleglicher Behandlung tft aber dadurch geradezu ` ` 


es an der rechtzeitigen Würdigung dieſes Faktors und infolgedeſſen 
an dahin zielenden Beſtrebungen völlig gefehlt!. Die im erſten Ab⸗ 
ſchnitt gekennzeichnete einſeitige Mieterſchutzpolitik, deren berechtigter 
Kern nicht geleugnet wird, hat es dem Hausbeſitz wirtſchaftlich un⸗ 


möglich gemacht, eine pflegliche Vehandlung des wirtſchaftlich ſo 


überaus wichtigen Beſtandes an Wohnungen Platz greifen zu laſſen; 


verhängnisvoll geworden, daß als einziges Mittel, die wohnung⸗ 
ſuchende Bevölkerung überhaupt unterzubringen, übrig blieb, die 
vorhandenen Wohnungen weit über ihre natürliche Tragfähigkeit 
hinaus zu belaſten und damit ihren Verſchleiß in ungeſunder Weiſe 
zu beſchleunigen. 

Die wirtſchaftliche Löſung der Rentabilitätsfrage ſowohl 
in der Bauwirtſchaft wie auch in der Wohnungsver⸗ 
waltung kann, wie bei anderen wirtſchaftlichen Gütern, nur dahin 


1 Der ſchon erwähnte § 10 der Preußiſchen Höchſtmietverordnung iſt un⸗ 
wirkſam geblieben, weil auch er eine Faſſung erhalten a die den Mieterſchutz 
der Produktionsförderung überordnete. 
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lauten, daß der Konſum die zur Sicherung 15 Rentabilität er⸗ 
forderlichen Preiſe trägt. Der Charakter der Wohnung als eines 
Dauergutes macht hierbei freilich beſondere von anderen Zweigen 
der Wirtſchaft abweichende Maßnahmen nötig. Auf dieſe wird be⸗ 
züglich der Wohnungsneuproduktion im Zusammenhange mit der 
Finanzierungsfrage einzugehen ſein. 

Für die Bewirtſchaftung der vorhandenen Woh— 
nungen laſſen ſich etwa folgende Sätze aufſtellen: Außer der 
Verzinſung des Eigenkapitals und der Grundlaſten in ihrem Anteil 
auf die einzelne Wohnung muß die Wohnungsmiete fo viel erbringen, 
daß aus ihr alles das beſtritten werden kann, was zur Erhaltung 
und pfleglichen Behandlung der Wohnung erforderlich iſt. Im 
Hinblick auf die beſondere Natur der Wohnung als eines Dauer- 
gutes iſt bei den hierzu dienenden Maßnahmen, bei denen es ſich 
vornehmlich um die Reparaturen handelt, zwiſchen den laufenden 
kleineren und den einmaligen und periodiſchen großen Eingriffen 


zu unterſcheiden. Für jene muß die Miete den baren Kapitalwert, 


für dieſe die Verzinſung und Tilgung des aufgewandten Kapitals 
ergeben, das entweder aus beſonderen hierfür bereit geſtellten Kre⸗ 
diten oder aus hypothekariſchen Belaſtungen auf den durch die vor: 


genommenen Verbeſſerungen ſichergeſtellten und in der allgemeinen 


Geldentwertung, die nach menſchlichem Ermeſſen den Bauwerken 


auf alle Dauer einen über den Vorkriegswert hinausgehenden Wert 


(gemeſſen in der jetzt und künftig beſtehenden deutſchen Geldvaluta) 


verleiht, begründeten Höherwert dieſes wichtigen Teiles unſeres 


Volksvermögens zu gewinnen iſt. Zur Durchführung einer dieſen 


Grundſätzen entſprechenden gerechten Mietpreisfeſtſetzung iſt es zweck⸗ 


mäßig, der Mietpreisermittelung die Unterſcheidung von Grundmiete 
und Unkoſtenmiete (die außer dem Reparaturaufkommen Steuern, 


Abgaben, Gebühren u. a. umſchließt) zugrunde zu legen, wie es 
beſonders von G. Heyer, deſſen Reformvorſchläge auf dem Gebiete 


des Wohnungsweſens noch weiterhin Erwähnung finden werden, 
vorgeſchlagen worden iſt. Gegenüber der bisherigen, auf möglichſte 
Niedrighaltung der Mieten gerichteten Politik bedeuten dieſe Grund: 
ſätze, daß für die Höhe der Mietpreiſe zunächſt im Hinblick auf die 
wirtſchaftliche Verwaltung des Wohnungsbeſtandes die volle Berück⸗ 
ſichtigung der Wertverſchiebung, die natürlich auch in den Koſten 
der Reparaturen (wie der Höhe der Steuern und der Koſten aller 
ſonſtigen Leiſtungen, wie Waſſer, Müllabfuhr, Reinigung uſw.) zum 
Ausdruck kommt, erforderlich iſt. Dieſe Grundſätze ſind von aller⸗ 
größter Bedeutung, denn die Werterhaltung der Häuſer iſt nichts 
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anderes, als die Erhaltung eines der wichtigſten uns verbliebenen 
Teile des deutſchen Volksvermögens. Es iſt erfreulich, daß ſie dem 
Vernehmen nach in der geplanten reichsgeſetzlichen Regelung der 
kietpreiſe Berückſichtigung finden follen. 

Wenn ich mich nunmehr dem oben unter 1. aufgeſtellten erſten 
Grundproblem, der Regelung der Wohnungs verwaltung, 
der Haus- und Mietwirtſchaft zuwende, ſo iſt zunächſt die 
folgende Erwägung anzuſtellen: Der beſtehende Zuſtand iſt — im 
Gegenſatze zu früheren Zeiten — der, daß in den Städten die 


Wohnung von den Wohnungskonſumenten überwiegend nicht aus 


erſter Hand — vom Bauunternehmer — erworben oder auf ſeine 
Beſtellung errichtet wird; es tritt vielmehr zwiſchen den Produzenten 


und den Konſumenten der Hausbeſitzer, der die Wohnung auf dem 


Wohnungsmarkte als Ware zur Vermietung feilhält. Dieſer Zuſtand 
iſt die notwendige Folge der großſtädtiſchen Agglomeration, des Vor⸗ 
wiegens des Mehrfamilienhauſes, im letzten Grunde der ſtarken 
ſtädtiſchen Bevölkerungsfluktuation. Die Wohnungsverwaltung liegt 
alſo in den Händen einer beſonderen Berufsgruppe (oft im Neben⸗ 
beruf ausgeübt); des Hausbeſitzerſtandes; der Wohnungskonſument 
hat nichts mit ihr zu tun. Angeſichts der jetzt — und zum Teil 

auch ſchon vor dem Kriege — beſtehenden Schwierigkeiten in der 
Wohnungswirtſchaft iſt nun die Frage aufgeworfen worden, ob es 

bei dieſem Zuſtande verbleiben könne, oder ob der Hausbeſitz als 
Zwiſchenglied zwiſchen Wohnungsproduktion und ⸗konſumtion oer: 
ſchwinden müſſe. Der Gegenſatz der Auffaſſungen kommt — ab⸗ 
geſehen von den beiden Extremen der ungezügelten Wohnungs⸗ 
privatwirtſchaft und der völlig unklaren radikalen Sozialiſierungs⸗ 
pläne gewiſſer vornehmlich politiſch orientierter Kreiſe — in den 
Vorſchlägen zweier Autoren zum klaren Ausdruck, die ſich in der 
Erörterung dieſer Dinge entſcheidende Geltung verſchafft haben, 


ee auf der einen Seite des Landeswohnungsinſpektors Dr. Kampff⸗ 


meyer“ und in Ergänzung ſeiner Vorſchläge des Stadtbaurats 
Dr. ing. M. Wagner?, auf der anderen Seite des Architekten und 
Bauunternehmers G. Heyer“. | 


\ 


| 1 Wohnungsnot und Heimſtättengeſetz. Schriften zur Wohnungsfrage des 
Badiſchen und Württembergiſchen Landeswohnungsvereins, 1919. 
2 Vgl. in erſter Linie: Die Abbürdung der Baukoſtenüberteuerung, in 
„Die Volkswohnung“, 1919, Nr. 21. | 
s Soziale Wohnungsreform, 1918; vgl. ferner R. Adolph, Wohnungsnot 
oder Siedlungswirtſchaft, 1920, ſowie verſchiedene Aufſätze von und über Heyer 
in den Jahrgängen 1919 und 1920 der Zeitſchrift für Wohnungsweſen. 
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Kampffmeyer will den privaten Hausbeſitz bejeitigen und 

das Eigentum an der Geſamtheit der Wohnungen — im Endziel — 

und zunächſt die Verwaltung und Verteilung der Wohnungen in 

die Hände der Wohnungskonſumenten legen. Zu dieſem Zwecke 


8 ſollen die Mieter zufammen mit den bisherigen Eigentümern zu 


Zbwangsgenoſſenſchaften — Heimſtätten genannt — zuſammen⸗ 
geſchloſſen werden, die den geſamten Beſtand an Wohnungen 
ihres Bezirks zu verwalten und nach Bedarf an die Wohnungs⸗ 
bedürftigen gegen Mietzins zu vergeben haben. Auf die Einzel⸗ 
heiten dieſer in einem kurzen Geſetzentwurf niedergelegten Vorſchläge 
kann hier nicht eingegangen, es muß vielmehr auf die vorliegende 
Literatur! verwieſen werden. Soweit es ſich bei den Kampffmeyer⸗ 
ſchen Vorſchlägen um die reine Haus⸗ und Mietwirtſchaft handelt 
— fie gehen weiter und erſtrecken ſich auch auf die Wohnungs: 
produktion, worauf zurückzukommen ſein wird —, beruhen ſie offenbar 
auf dem Gedanken, daß weder das freie Spiel der Kräfte, noch die 
behördliche Zwangswirtſchaft und Mieteinigungsamtspraxis hin⸗ 


ſichtlich der Verwaltung und pfleglichen Behandlung ſowie der Ver⸗ 


teilung der Wohnungen und der Mietpreisbildung zu erträglichen 
Verhältniſſen zu führen vermag und daß die genoſſenſchaftliche 


Selbſtverwaltung, die allerdings nicht ohne einen erheblichen Be⸗ 


amtenapparat ihre Aufgaben erfüllen kann, allein das genügende 
Vertrauen der Mieterſchaft beſitzt, um alles das durchführen zu können, 
was zur Überwindung der beſtehenden Schwierigkeiten unerläßlich 
iſt. Hierzu gehört nicht nur eine pflegliche Behandlung des Wohnungs⸗ 
beſtandes, deren Koſten durch das Mietaufkommen zu decken iſt, ſon⸗ 
dern auch die Sanierung unzulänglicher Wohnungen und Wohnungs⸗ 
viertel, die Zuweiſung genügenden Wohnraumes an alle Wohn: 
bedürftigen, Erſparnis an Wohnungskoſten durch wirtſchaftliche Be⸗ 
ſchaffung von Heizung, Beleuchtung, aller Arten der unter dem 
Namen der Wohnungsergänzungen bekannten Einrichtungen, wirt⸗ 
ſchaftliche Geſtaltung der Abfallbefeitigung und Müllabfuhr und 
der zweckmäßigen Verwertung der = und des Mülls und 
anderes mehr. | 
Im Gegenſatze zu dieſen in den Rahmen des ſozialiſtiſchen ` 
Programms fallenden Vorſchlägen zur Regelung des Wohnungs⸗ 
weſens, die ſchnell in den Maſſen der großſtädtiſchen Bevölkerung 


1 Vgl. beſonders A. Ellinger, Sozialiſierung des Bau⸗ und Wohnungs⸗ 
weſens, 1920, und die ſehr beachtenswerte Arbeit von Hofmann, Wohn⸗ 
genoſſenſchaften. Sonderabdruck aus der Zeitſchrift für Wohnungsweſen, 1920. 


eine ſolide Grundlage zu verſchaffen, unreelle und wirtſchaftlich 


| 
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Eingang und erhebliche Anhängerſchaft gefunden haben und für die 
bereits eine ſtarke Agitation in Volksverſammlungen und auf der 
Straße eingeſetzt hat, ſtehen diejenigen von G. Heyer. Dieler 
hält für die Verwaltung und Verteilung der Wohnung nach wie 
vor die Privatwirtſchaft für die geeignete Wirtſchaftsform, aber 
nicht, die ungebundene der Vorkriegszeit, ſondern eine ſtark gezügelte, 
von gemeinſchaftlichen Ideen getragene Privatwirtſchaft. Gerade 
hieraus iſt Heyer nicht nur von den Gegnern jeder Eindämmung 


privatwirtſchaftlichen Handels, ſondern vor allem auch von den 


Anhängern der 5 Vorſchläge ein Vorwurf gemacht 
worden. Sie haben darauf hingewieſen, daß die Verwirklichung 
der Heyerſchen Pläne eine Art Hausbeſitzerſyndikat ſchafft. Bewußt 
zielt Heyer in der Tat darauf ab, den Hausbeſitz zu ſtärken, ihm 


wie perſönlich ungeeignete Elemente, die bisher eine ſo große und 


verhängnisvolle Rolle innerhalb des Hausbeſitzerſtandes geſpielt | | 


haben, aus dieſem fern zu halten. Der Weg hierzu iſt — und 
damit hat Heuer das Problem an der entſcheidenden Stelle an⸗ 
gepackt — eine gründliche Reform des Realkreditweſens. Die be⸗ 


lage für die wirtſchaftliche Potenz des Hausbeſitzes, auf geſunden 


© 


* 


hördliche Offentlichkeit und die gemeinwirtſchaftliche Selbſtverwaltung 
ſollen zuſammenwirken, um den Realkredit, die entſcheidende Unter: 


Boden zu ſtellen. Zu öffentlichen Funktionen ſollen werden: Die 


werk — unter Ausſchaltung von offenſichtlichen Kriegskonjunktur⸗ 
und Spekulationswerten, die Feſtlegung einer Verſchuldungsgrenze 
und die Erzwingung der dieſer Grenze und weiterhin der Abnutzung⸗ 
des wirklichen Realwertes entſprechenden Entſchuldung und Tilgung. 
Gemeinwirtſchaftlich ſoll der Realkredit geregelt werden, nach den 
urſprünglichen Vorſchlägen nur für die Beſchaffung der nachſtelligen 
Hypotheken und für die Durchführung der Entſchuldung, nach ihrer 
neuerlichen Formulierung“ für den geſamten Realkredit. Zur Ver⸗ 
wirklichung dieſer Vorſchläge ſollen alle Hausbeſitzer eines Bezirks 
zu örtlichen Hausſchaften und dieſe zu Provinzialhausſchaften zu⸗ 
ſammengeſchloſſen werden, die durch Pfandbriefausgabe die Laſten⸗ 
ablöſung und die Beſchaffung der weiterhin nötigen Beleihungs⸗ 


DE ermöglichen. Se engſte Verbindung mit dieſen gemeinwirt⸗ 


1 In dem zunächſt nur für einen engeren Kreis von Sachverſtändigen ge⸗ 
druckten Geſetzentwurf „Deutſches Siedlungsrecht“, deſſen weſentlichen Inhalt ich 
in der Zeitſchrift für Wohnungsweſen, 1920, Nr. 14 und 15 mitgeteilt habe. 


| 
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ſchaftlichen Kreditanſtalten — ähnlich den alten Landſchaften für 
den ländlichen Großgrundbeſitz und einigen ſchon beſtehenden ſtädti⸗ 


ſchen Hausbeſitzerpfandbriefinſtituten — wird die Wohnungspolizei, 


die Wohnungsaufſicht und ⸗pflege, die Feuer⸗ und die Mietausfall⸗ 
verſicherung gebracht. Die erwähnte Realwertſchätzung und ihre 


kataſtermäßige Feſtlegung ſoll künftig die Grundlage für die Be⸗ 
wertung bei allen öffentlichen und privaten Rechtsvorgängen — Be: 


ſteuerung, Umſatz, Vermietung (Mietpreisbildung nach den oben⸗ 


erwähnten Grundſätzen) — bilden. 


Gewiß bedeuten dieſe Maßnahmen, über die hier nur in den d 


äußerten Umriſſen berichtet werden konnte und die in bewußter 


Anlehnung an oft behandelte Reformbeſtrebungen zu einem in ſich 
geſchloſſenen Programm ausgearbeitet zu haben ein nicht hoch genug 
zu veranſchlagendes Verdienſt der Heyerſchen Arbeiten bildet, auch 
wenn Einzelheiten dieſes großzügigen Programms noch der Über- 
prüfung bedürfen mögen, eine gewaltige Stärkung und Feſtigung 
des Hausbeſitzes; aber gerade durch die Verknüpfung der öffentlichen 
Funktionen mit denen der Selbſtverwaltung bedeutet das keine Ge⸗ 


fahr für den Wohnungskonſumenten, ſondern im Gegenteil einen 


Schutz vor Ausbeutung und Übervorteilung. Ohne Zweifel liegen 


dieſe Gedankengänge durchaus in der Richtung wirtſchaftlicher Ent— 


wicklungen, wie wir ſie auch in anderen Wirtſchaftszweigen beobachten | 


und die ſich etwa dahin charakteriſieren laſſen: Zügelung der Privat- 


wirtſchaft durch Schaffung einer Gemeinverantwortlichkeit aller 


Einzelglieder eines Wirtſchaftszweiges unter öffentlicher Kontrolle bei 


weitgehender Erhaltung der wirtſ e Initiative aller beteiligten 
e 


Nach den Heherſchen Plänen bleibt das Haus, die Wohnung 


— gleichgültig ob es ſich um Eigenhaus, oder Miethaus, oder um 
freies genoſſenſchaftliches Eigentum handelt — freies Privateigen— 
tum des jeweiligen Wirtſchaftsträgers unter gleichzeitiger Sanierung 
der wichtigſten Grundlagen des Hausbeſitzes, vor allem des Real- 


kredits. Die Verwaltung und Verteilung der Wohnungen bleibt 


privatwirtſchaftlich geordnet; das Intereſſe des Einzelbeſitzers bleibt 
eng mit dem Beſitz verknüpft und läßt der freien Initiative breiteſten 


Raum. Jede nur denkbare und wünſchenswerte Entwicklungs— 


möglichkeit des freien Baugenoſſenſchaftsweſens bleibt erhalten. Dies 
find meines Erachtens ausſchlaggebende Vorzüge dieſer Pläne gegen: 


über denen Kampffmeyers. Dieſe beſeitigen das private freie Eigen- 


tum, legen die Wohnungsverwaltung in die Hände eines unter allen 


Umſtänden teueren bureaukratiſchen Verwaltungsapparates, dem das 


* 
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perſönliche Intereſſe und damit die freie Initiative fehlt und laſſen 
einer freien geſunden Baugenoſſenſchaftsbewegung, wie wir ſie, wie 
alle Selbſthilfebeſtrebungen, in der Zukunft mehr denn je gebrauchen, 
keinen Raum. Und hier liegt meines Erachtens der pſychologiſche 
und ſoziologiſche Grundirrtum der Kampffmeyerſchen Gedanken, aus 
denen ſeine Vorſchläge erwachſen ſind. Die Zwangsgenoſſenſchaft 
im Wohnungsweſen kann niemals als Fortentwicklung der Ge⸗ 
danken der freien Baugenoſſenſchaftsbewegung gelten; Selbſthilfe 
und Zwang widerſprechen einander; dieſer kann niemals das zuwege 
bringen, was jener möglich macht. Wenn die Kampffmeyerſchen 
Heimſtätten wirklich das ſein könnten, was die Baugenoſſenſchaften 
find und ſein wollen, dann. wären fie vielleicht die wünſchenswerte 
Löſung des Wohnungsproblems; ſie können es aber nicht ſein, weil 


ihre Träger und Glieder — Menſchen ſind, von denen nun einmal 


nur ein geringer Bruchteil zum genoſſenſchaftlichen Wirken befähigt 
iſt. Wenn nun auch Kampffmeyer für ſeine Heimſtätten die Rechts⸗ 
form der Geſellſchaft m. b. H. wählt, um die geſchäftliche Schwer⸗ 
fälligkeit der Genoſſenſchaftsform zu vermeiden, ſo iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß die Geſellſchaft m. b. H. keine geeignete Form zur 
Organiſierung der erſtrebten Selbſtverwaltungskörper iſt und die er 
hofften Vorzüge der Beteiligung der Wohnungskonſumenten an der 
Verwaltung des Wohnungsbeſtandes in eine geſchäftlich ſchwerfällige 
Bureaukratiſierung dieſer im höchſten Grade der Individualiſierung 
bedürfenden Tätigkeit ausmünden. | 

So wertvoll auf der andern Seite die bisher erörterten Ab⸗ 
ſichten Heyers für die Geſundung der Wohnungswirtſchaft ſind, ſo 


ſehr es zu wünſchen iſt, daß nicht länger gezögert wird, das praktiſch 


Verwertbare an ihnen in die Wirklichkeit umzuſetzen, ſo iſt doch nicht 


damit zu rechnen — das liegt im Weſen ſolcher Reformen begründet, 


die ſich nun einmal gegen allerlei bedrohte Intereſſen und gegen 
eine erſtaunliche Zähigkeit im Feſthalten an dem Gegebenen durch⸗ 
zuſetzen haben, auch wenn noch jo viele Einſichtige ihre Notwendig⸗ 
keit bezeugen —, daß ſie anders als Schritt für Schritt durchgeführt 
werden. Erſt ein geſundeter Hausbeſitz wird bei freier Wirtſchaft 
das leiſten, was jetzt zu leiſten not tut. Als Übergang, Hand in 
Hand mit den beginnenden Reformen, find behördliche Eingriffe. 
nicht zu entbehren; ſie ſollen aber aufhören, ihre Aufgaben einſeitig 
vom Standpunkte des Mieterſchutzes im bisherigen Sinne zu erfüllen 
und, weil mangelnder Produzentenſchutz immer der ſchlechteſte 
Konſumentenſchutz iſt, neben dem berechtigten Kern des als Ziel une 
veränderten Mieterſchutzes das Moment der Wirtſchaftlichkeit, vor ` 


— 
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allem im Sinne der wirtſ chaftlichen Verwaltung wette National: 


gutes, zur Geltung zu bringen. 


Wünſchenswert wäre es gewiß, daß bie im Vorſtehenden be⸗ 
handelten Probleme durch die künftige Entwicklung an ihrer Schwere 
dadurch verlieren möchten, daß das Eigenhaus im Flachbau 


die überragende Wohnform würde. Die Kampffmeyerſchen Organi⸗ 


ſationsvorſchläge würden dann an Bedeutung und Werbekraft ver⸗ 


lieren. Der Eigenhausbeſitzer iſt der beſte Hausverwalter; für ge⸗ 
meinſame Aufgaben, die am wirtſchaftlichſten von größeren Ver⸗ 


bänden gelöſt werden, ſind leicht beſondere Abkommen zu treffen. 


Neben dieſer Wohnform wird ſich das Kleinhaus der freien Bau⸗ 
genoſſenſchaft mehr und mehr Geltung verſchaffen; dieſer Entwick- 


lung kann der Zwang nur ſchaden. Die Heyerſchen Vorſchläge zur 


Feſtigung des Hausbeſitzes werden aber gerade für dieſe Entwick⸗ 
lung fruchtbar werden; denn Kreditreform, Verſchuldungsgrenze 


und Tilgungszwang, find Maßnahmen, die den Wert des Eigen⸗ 
hausbeſitzes und des genoſſenſchaftlichen Bauens nur zu heben ge⸗ 


| eignet ſind. 


Aber ſo ſehr dieſe Entwicklung er die Zukunft unferes 


| Wohnungsweſens beherrſchen muß — darin ſind ſich wohl alle 


Wohnungsreformer einig —, ſo ſehr iſt es ein Mangel realpolitiſchen 
Denkens, zu überſehen, daß das großſtädtiſche Miethaus nicht durch 
noch ſo berechtigte Wünſche aus der Welt zu ſchaffen iſt. Bei allen 
zu treffenden Maßnahmen erfordert es als wichtiger Aktivpoſten 
unſeres Volksvermögens Berückſichtigung. Und dort, wo die Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe zurzeit und in dem gewünſchten Tempo nicht die 
ſo ſehr anzuſtrebende Dezentraliſation geſtatten, neue Wohnungen 
aber aus unabwendbaren volkswirtſchaftlichen Gründen geſchaffen 


werden müſſen, iſt es in der verbeſſerten Form, die ausgebildet zu 


haben das große Verdienſt der Baugenoſſenſchaften iſt, auch künftig 
nicht zu entbehren. Es hieße daher Vogel⸗Strauß⸗Politik treiben, 


ci die beſprochenen Reformen als zu ſehr auf das bekämpfte Miets⸗ 


hausſyſtem zugeſchnitten für belanglos zu halten. Gerade hier ſind 


Regelungen erforderlich, um es durch Behebung von Mängeln, die 
zu beſeitigen in unſerer Macht ſteht, erträglicher zu geſtalten. 


Wenn ich mich nunmehr dem zweiten Hauptproblem, der Frage 
der Wohnungsneuproduktion, zuwende, jo werde ich den 
Produktionsfaktor Grund und Boden nur ſo weit in den 


„Rahmen dieſer Erörterungen einbeziehen, als er in den Heyerſchen 


Vorſchlägen eine Rolle ſpielt. In deren letzter Formulierung, dem 
Geſetzentwurf „Deutſches Siedlungsrecht“, vertritt Heyer den 


EE SE E Za 
S v D e H 
, t LE 


Ke 865] Die Wohnungswirtſchaft nach dem Kriege 233 


Standpunkt der vollſtändigen Bodenſozialiſierung. Dieſe ſoll durch 
allmähliche Tilgung der auf dem Boden laſtenden Schulden und 
des Eigenanteiles des Bodeneigentümers durch die Vermittlung 
der für alle Bezirke zu bildenden Landſchaften durchgeführt werden. 
Nach erfolgter Tilgung bis zur vollſtändigen Wertabſchreibung foll 
der bisherige Grundeigentümer, der nunmehr nur noch ein Nutzungs⸗ 
recht (Bodenlehen) hat, an die Landeskaſſe eine Grundrente im Be⸗ 
trage von 4% des kataſtermäßigen Wertes abführen. Der dieſer 
Grundrente zugrunde liegende fiktive Bodenwert ſoll in beſtimmten 
Zeitabſtänden auf Grund des durch Angebot und Nachfrage geregelten 
Wertes neu feſtgeſetzt werden. | 
So verlockend es auf den erſten Anſchein fein mag, daß hier 
ein Weg angegeben iſt, auf dem in 50 bis 60 Jahren gegen volle 
Entſchädigung das Recht am Boden in ein Nutzungsrecht übergeleitet 
und dis Bodenrente für die Allgemeinheit nutzbar gemacht werden 
ſoll — ein Weg, der jedenfalls beſſer iſt als die den Boden ver⸗ 
teuernde Steuerpolitik der Bodenreformer —, ſo widerſtrebt dieſe 
Bodenſozialiſierung doch zu ſehr dem Verlangen breiteſter Schichten 
nach Beſitz eines eigenen Stückchens Boden, als daß man ihr zuzu⸗ 
R flimmen vermag. Vollends ungangbar aber ift dieſer Weg gegen: 
über dem bäuerlichen Landbeſitz, auf den Heyer feine Reform gleich⸗ 
falls angewendet wiſſen will. Für die Erfordernifje der Wohnungs⸗ 
politik dürfte jedenfalls die Anwendung der Grundſätze einer Vers ` 
| ſchuldungsgrenze, der Schuldentilgung und der gemeinwirtſchaftlichen 


Regelung des Realkredits, ferner der Verhütung ungeſunder Boden⸗ 
ſßpekulation und der Erleichterung der Landbeſchaffung durch Aus⸗ 
geſtaltung des Bodenrechtes (Enteignungsrecht, Vorkaufs⸗ oder An⸗ 
g kaufsrecht unter grundſätzlicher Abweichung von den Vorſchriften des 

BGB.) genügen, um dieſen Produktionsfaktor ſo zweckmäßig wie 

möglich in den Dienſt der Wohnungsproduktion zu ſtellen. 

| In der Frage, wer künftig Träger der Wohnungs⸗ 
pro duktion ſein ſoll, ſtehen ſich wiederum die Vorſchläge Kampff⸗ 
meyers und Heyers ſcharf gegenüber. Kampffmeyer will ſeine 

Heimſtätten⸗Organiſation, deren Bedeutung für die Wohnungs⸗ 

verwaltung beſprochen wurde, auch zum Träger der Wohnungs⸗ 

produktion machen. Den Ausgangspunkt für dieſen Gedanken bildet 
die Erwägung, daß, wie noch zu zeigen ſein wird, der vorhandene 

Wohnungsbeſtand zur Tragung der Neubaukoſten mit herangezogen 

werden muß und daß die Maſſe der Wohnungskonſumenten nur 

dann das Vertrauen hat, daß die von ihnen zu tragenden Koſten 
in Geſtalt erhöhter Mieten gerecht und zum Nutzen der Allgemein⸗ 


N 
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heit Verwendung finden, wenn die Bautätigkeit in Händen ihrer 


eigenen Organiſation liegt. Demgemäß ſollen die Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſelbſt oder ihre übergeordneten Verbände den künftigen Be⸗ 
darf an Wohnungen in eigener Regie decken. Sie ſollen es über⸗ 
nehmen, jedem Wohnungsbedürftigen nicht nur durch Zuweiſung 
vorhandener, ſondern auch durch Erſtellung neuer Wohnungen Unter⸗ 
kunft zu ſchaffen. 
Mit Recht iſt gegen dieſe 1 der Sozialiſierung des Wohnungs⸗ 
weſens eingewendet worden, daß damit eine den Bedürfniſſen des 
Wohnungskonſums entſprechende Wohnungsverſorgung aufs ſchwerſte 
geſchädigt iſt. Einmal würde dann jede Rückſicht auf individuelle 
Bedürfniſſe hinfällig; die ganze Entwicklung des Baugenoſſenſchafts⸗ 
weſens hat erwieſen, daß der Vorzug dieſer Form der Wohnungs⸗ 
produktion, beſonders im Gegenſatze zum Wohnungsbau in Ge: 
meinderegie oder durch Induſtriewerke für ihre Arbeiterſchaftz gerade 
darin liegt, daß der Einzelne auf die Planung der Bauausführung 
Einfluß zu nehmen in der Lage iſt, daß er eine Wohnung bezieht, 
wie er ſie wünſcht und für deren Art und Geſtaltung er ſelbſt mit 
verantwortlich iſt. Das fiele aber in der bureaukratiſch ausgebauten 
Zwangsgenoſſenſchaft mit Sicherheit fort. Noch ſchwerer aber wiegt 
der Einwand, daß der notwendig ſich ergebende Intereſſenkonflikt 
„zwiſchen den Heimſtättenorganen als Trägern der Wohnungsverwal⸗ 
tung einerſeits und der Wohnungsproduktion andererſeits die aus⸗ 
reichende und den Bedürfniſſen entſprechende Verſorgung des 
Wohnungsmarktes in Frage ſtellen müßte. Diejenigen, deren 
Wohnungsbedürfnis befriedigt iſt, deren Zuſammenſchluß in erſter 


Linie wirtſchaftlich an der Ertragsfähigkeit und der weiteſtgehenden 


Ausnutzung der vorhandenen Wohnungen intereſſiert ſind, können 
nicht, ohne mit ihren vordringlichſten Intereſſen in Widerſtreit zu 
geraten, zugleich diejenigen ſein, von deren Entſchließungen die Ver⸗ 


ſorgung des Marktes mit neuen Wohnungen abhängt, ganz abgeſehen ` 


davon, daß derartige Körperſchaften für ſolche wirtſchaftlichen Funk: 
tionen nicht über die ausreichetide, aber unentbehrliche Initiative 
verfügen. 

Auch in dieſem Punkte vertritt daher Heyer den Standpunkt 
der freien privaten Wirtſchaft. Für die erforderliche Wohnungs⸗ 
ſtatiſtik, aus der der Bedarf nach neuen Wohnungen ſich ergibt, 
ſorgt nach ſeinen Vorſchlägen das örtliche Siedlungsamt; im Rahmen 
des Bedürfniſſes ſteht es aber jedem frei, zu bauen. Die einzige 
Bindung liegt darin, daß der Bauende Mitglied des gemeinwirt⸗ 

ſchaftlichen Selbſtverwaltungskörpers zur Beſchaffung des Realkredits 
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wird und an die Vorſchriften über die Verſchuldungsgrenze und die 
Laſtentilgung gebunden iſt. Die freie Baugenoſſenſchaft findet als 
künftig beſonders geeigneter Träger der Wohnungsproduktion bei 
dieſer Regelung vollauf ihren Platz. 

Was nun die Durchführung der Bautätigkeit betrifft, 
ſo handelt es ſich hier einmal um das Arbeits⸗ und dann um 
das Finanzierungsproblem. Und damit ſtehen wir vor den beiden 
Fragen, die für die unmittelbare Zukunft der Bautätigkeit ent⸗ 
ſcheidend ſind. 

Ich beginne mit der Finanzierungsfrage. Eine Dar⸗ 
ſtellung und kritiſche Würdigung aller hierzu gemachten, zum Teil 
ſehr beachtenswerten Vorſchläge kann freilich nicht Aufgabe dieſer 
Abhandlung ſein. Ihre Zahl iſt ſo groß, ſie werfen im einzelnen 
ſo ſchwierige Fragen der allgemeinen Geld- und Währungspolitik 
auf, daß ihre Darſtellung den hier gebotenen Raum überſchreiten 
würde. Es ſei nur erwähnt, daß neben der ſtaatlichen Zuſchuß⸗ 
wirtſchaft und der Aufbringung der Mittel durch Sonderſteuern 
(Mietſteuer, Wohn⸗Luxusſteuer) die Finanzierung der Neubautätig⸗ 
keit auf dem Wege der einfachen Geldausgabe, der Anleihe, der 


Ausgabe beſonderer, durch die Realwerte gedeckter Geldzeichen, der 


Mobiliſierung der Wertſteigerungen des Geſamtbeſtandes an Bau⸗ 
werken in den verſchiedenſten Formen und anderes vorgeſchlagen 
worden iſt. Die Fülle dieſer Anregungen zeigt jedenfalls, welche 
Bedeutung der Finanzierungsfrage für die Ingangbringung der Neu⸗ 
bautätigkeit mit vollem Rechte beigemeſſen wird und wie ſchwierig 
es doch iſt, für die Löſung des Problems den e Weg zu 
finden. 

Die beſondere Schwierigkeit auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ 
weſens liegt darin begründet, daß es ſich hier um ſo ganz außer⸗ 
gewöhnlich große Summen handelt, die bei dem Rieſenbedarf an 
Neubauten und bei den phantaſtiſchen Preiſen der Einzelobjekte be⸗ 
nötigt werden. Auch andere Produktionszweige erfordern ein un⸗ 
geahntes Maß von Kapitalneubildung; bei ihnen handelt es ſich 
aber um Produktionen, deren Ergebnis ſich in kurzen Perioden 
umſetzt und bei denen der Verbrauch den Kapitalwert oder die 
Verzinſung und Abſchreibung mühelos aufbringt. Die Wohnung 
aber ſtellt ein Gut von größter Lebensdauer dar, das ſich nicht auf 
dem Markte gegen bar umſetzt und deſſen Verzinſung und Tilgung 
ſich auf faſt unabſehbare Zeiten erſtreckt und bei den heutigen Bau⸗ 
preiſen Summen erfordert, die, weil dieſer Verbrauchszweig einen 
ſo beträchtlichen Anteil des Verbrauchsbudgets des einzelnen aus⸗ 
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8 macht, vom Konſum nicht in gleicher Weiſe getragen werden kann, 


wie die geſteigerten Preiſe der meiſten übrigen Waren. 
Dies iſt, wie im erſten Teile ſchon ausgeführt wurde, auch der 
Grund, warum man zu dem Mittel der Überteuerungszuſchüſſe 


(ſpäter der ſogenannten Reichsdarlehen) gegriffen hatte, deſſen Sinn 


es war, dem Bauunternehmer das Riſiko über der Grenze der 
Rentierlichkeit abzunehmen. Dieſes Mittel allein konnte aber das 
Ziel, die Unwirtſchaftlichkeit des Wohnungsbaues zu überwinden, 
nur unter der Vorausſetzung einer vorübergehenden Teuerung er⸗ 
reichen, ein Zuſtand, der zu Beginn dieſer Politik als wahrſcheinlich 
angenommen werden konnte, jetzt aber und ſchon ſeit langem nicht 


d mehr beſteht. Es kann daher jetzt nur noch einen Notbehelf neben 
dem Streben nach wirtſchaftlichen Maßnahmen darſtellen. Eine Reihe 


von Einzelmängeln dieſer ſchon mit Rückſicht auf die Staatsfinanzen 
für die Dauer abwägigen Zuſchußwirtſchaft wurde ſchon erwähnt. 
Neuerdings macht ſich das Beſtreben geltend, die nun ſchon einmal 


ausgeworfenen Zuſchußmittel unter der Parole: „jeder Neubau der 


Stadt iſt unproduktiv“ dadurch produktiver anzulegen, daß ſie in 


größerem Maße als bisher in den Dienſt der ländlichen Siedlungs⸗ 


politik geſtellt werden. So ſehr dieſe ländliche Siedlungspolitik 
eine der wichtigſten Lebensfragen unſeres wirtſchaftlichen und natio⸗ 
nalen Daſeins bedeutet, ſo falſch iſt es doch, ihre Förderung mit 
Mitteln betreiben zu wollen, die als Notbehelf für die Überwindung 


der ſtädtiſchen Wohnungsnot geſchaffen wurden. Die ländliche 
d Siedlungspolitik erfordert eigene finanzelle Mittel. Die verfügbaren 


Zuſchüſſe für die Überwindung der eigentlichen Wohnungsnot ſind 


zur Erreichung dieſes Zweckes fo gering, daß es falſch wäre, fe 
noch dadurch zu kürzen, daß man fie anderen Zwecken, deren Er⸗ 


reichung auf ganz anderen Vorausſetzungen aufgebaut iſt, dienſtbar 


macht. Ebenſo falſch iſt die Forderung: „Kein Neubau mehr in f | 


der Stadt.“ Mit dieſem Schlagwort macht man das Ziel, die be 
ſtehenden Wohnungsmißſtände in den Städten zu beſeitigen, un⸗ 
erreichbar, die, da Deutſchlands Lebensfähigkeit von der Ermöglichung 


induſtrieller Ausfuhrüberſchäſſe abhängt, auch weiterhin, wenn auch 


in geſunderem Aufbau, ihre Daſeinsberechtigung haben. Sollte daher 
das Mittel der Überteuerungsſchüſſe oder Darlehen noch weiterhin 
angewendet werden müſſen, ſo iſt zu fordern, daß ſie nur unter 
dem Geſichtspunkte der Wohnungsnot gewährt und völlig von den⸗ 
jenigen Mitteln getrennt werden, deren die ländliche Siedlungs⸗ 
politik bedarf. Gegen die Vermengung dieſer beiden Zwecke ſpricht 


vor allem auch die Tatſache, daß ſie dazu beiträgt, wie die Er⸗ 
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örterungen über dieſe Frage immer wieder zeigen, die Gegensätze 
zwiſchen Stadt und Land zu verſchärfen. | 

Es wurde ſchon gezeigt, daß die Regierungspolitik neuerdings 
dahin geht, die Mittel für den Neubau, ſoweit ſie nicht rentierlich 
ſind, durch die Mietſteuer oder eine Abgabe zum Ausgleich der 
Neubaukoſten aufzubringen. Der urſprüngliche Gedanke der Miet⸗ 
ſteuer, der zuerſt von M. Wagner! vorgeſchlagen wurde, war der, 
die unproduktive Verſchuldung des vorhandenen Bautenbeſtandes zu 
verhüten; zu verhüten, daß die Beſitzer der beſtehenden Bauwerke 
ſich die Steigerung der Neubaukoſten dadurch zu eigenem Vorteil 
zunutze machten, daß ſie die Mieten entſprechend den Preiſen der 
Neubauten erhöhten, dieſen Mehrwert ohne eigene Aufwendungen 
in die eigenen Taſchen leiteten und ihn durch unproduktive hypo⸗ 
thefarifche Belaſtung zu Kapital machten und damit verewigten. Die 
Aufbringung von Mitteln für die Neubautätigkeit war zunächſt bei 
dieſen Plänen noch Nebenzweck. Der urſprüngliche Hauptzweck be⸗ 
ſteht auch heute unvermindert fort; mehr als je gilt heute, daß 
auf die Dauer die erhöhten Werte trotz Mieterſchutz und allen 
künſtlichen Schranken ſich realiſieren und ihren Ausdruck in höheren 
Mietpreiſen und geſteigerten Umſatzpreiſen finden und künftig zu⸗ 
nehmend finden werden. Es kann ſich darum jetzt nur fragen, in 
weſſen Taſchen dieſe Höhererträge fließen werden; nimmt ſie nicht 
die Allgemeinheit in Anſpruch, ſo tut es der private Hausbeſitzer; 
dies zu verhüten, iſt nach wie vor der geſunde Gedanke der 
Mietſteuer (wie auch der berechtigte Kern des Mieterſchutzes). Aber 
daneben gilt es, diejenigen Geldmittel für die Bautätigkeit auf⸗ 
zubringen, die der Wohnungskonſument nicht verzinſen kann, ohne 
daß die Miete auf ein Vielfaches der Friedensſätze ſteigt. Die Ver⸗ 
wendung der Erträgniſſe der Mietſteuer für die Deckung dieſes 
nicht rentierlichen Teiles des bei der Wohnungsproduktion auf⸗ 
zuwendenden Kapitals iſt daher jetzt das Beſtreben, das auch in 
den Vorſchlägen Kampffmeyers zur Ermöglichung der Wah 
produktion ſeinen Platz gefunden hat. 


Gegen die Mietſteuer in dieſer Form iſt aber folgendes ein? 


zuwenden: Die Mietſteuer wirkt in höchſtem Grade unſozial; ſie 
trifft die minderbemittelten Schichten verhältnismäßig härter als 
die beſſer geſtellten. Dem könnte theoretiſch durch eine Staffelung 
at werden; praktiſch ſteht ihr aber im Wege, daß ſich kein 


3 Bauwirtſchaft, Realtzebit und Mieten im und nach er geg, in 
Finanz⸗ und . . 34. Heft, 1917. 
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gerechter Staffelungsmaßſtab angeben läßt; denn die Auswahl der 
Wohnungen nach Größe und Mietpreis in Anpaſſung an die wirt— 
ſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Wohnungskonſumenten iſt wegen 
der völligen Verſteifung des Wohnungsmarktes jetzt und auf lange 
Zeit in keines Menſchen Belieben geſtellt. Für eine kurze Zeit zur 
notdürftigen Überwindung vorübergehender Schwierigkeiten könnte 
man dieſen Mangel in Kauf nehmen. Als Übergangsmaßnahme 
wäre die Mietſteuer daher hinzunehmen, wenn man ſicher iſt, ſie 
bald durch eine beſſere Maßnahme ablöſen zu können. Iſt das aber 
nicht der Fall, To birgt fie gerade als Übergangsmaßnahme die 
Gefahr in ſich, daß nach ihrer Aufhebung der in dem Steuerſatz 
ausgedrückte Geldbetrag, den der Mieter zahlt, als erhöhte Miete 
forterhoben wird und in die Hände des Hausbeſitzers fließt. Damit 
wäre der urſprüngliche Zweck der Mietſteuer hinfällig geworden. 
Eine wirklich wirtſchaftliche Verwendung ferner des Ertrages der 
Mietſteuer iſt kaum denkbar, da die Verteilung durch die erhebenden 


Behörden notwendig eine bürokratiſche, ſchwerfällige gleich der der 


Überteuerungszuſchüſſe und Reichsdarlehen ſein muß. Es kommt 
hinzu, daß bei der nach den bisher bekannt gewordenen Plänen vor⸗ 
geſehenen Verwendung als Baukoſtenzuſchuß in Kapitalform ihre 
Erträgniſſe (ca. 4 bis höchſten 6 Millionen Mark bei 10 9/0 Steuerſatz 
zuzüglich etwa des gleichen Betrages aus den von den Gemeinden 
zu erhebenden Zuſchlägen) viel zu gering ſind, um eine ausreichende 
Deckung des wirklichen Geldbedarfs zu gewährleiſten. Da bei der 
ſozialen und ſteuerlichen Ungerechtigkeit der Mietſteuer nur mit 


einer kurzen Dauer ihres Beſtehens gerechnet werden kann, würden 


dieſe Erträge fortfallen, ehe das Ziel, das jetzt für ihre Einführung 
beſtimmend iſt, erreicht ſein wird. 
Solche Erwägungen haben Heyer, der urſprünglich auch für. 


die Mietſteuer eingetreten war, dazu beſtimmt, einen anderen Vor⸗ 


ſchlag zu machen. Er fordert die kataſtermäßig feſtzulegende Wert- 
erhöhung des geſamten Beſtandes an Bauwerken je nach ihrem 
Alter um 50 bis 100% (heute wird man ſchon höher greifen können 
und müſſen), die gleichzeitige Beſchlagnahme dieſes Zuſchlagswertes 
durch die zum Zwecke der Bauwerksbeleihung gebildeten gemein⸗ 
wirtſchaftlichen Selbſtverwaltungskörper des Hausbeſitzes eines Bes 


zirkes auf dem Wege der hypothekariſchen Belaſtung und feine“ 


Realiſierung nach dem jeweiligen Bedarfe an Zuſchußgeldern für 
Neubauten, wobei deren rentierlicher Wert mit 100% über den 
Friedenswerten anzunehmen iſt, durch Pfandbriefausgabe, deren 
Verzinſung und Tilgung durch entſprechende Mieterhöhungen zu 
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bewirken iſt. Die unbeſtreitbaren Vorzüge dieſes Vorſchlages liegen 
in folgendem: Im Zuſammenhange mit den weiter oben erörterten 
Vorſchlägen Heyers über die Mietwirtſchaft betrachtet, fließt dem 
Hausbeſitzer aus den erhöhten Mieten nur ein ſolcher Anteil zu, 
der ſeine wirklichen Unkoſten in dem Maße deckt, daß ihm eine 
geſunde Hausverwaltung geſtattet iſt. Die den weitergehenden Real⸗ 
werterhöhungen, die der Pfandbriefausgabe als Grundlage dienen, 
entſprechenden Mietſteigerungen ſind infolge der Beſchlagnahme des 
Mehrwertes für immer dem Hausbeſitzer entzogen. Die zwangs⸗ 
mäßige Tilgung der Pfandbriefe führt zu einer allmählichen Ab⸗ 
ſchreibung des Zuſchlagswertes. Die durch die Pfandbriefausgabe 
gewonnenen Gelder werden gemeinwirtſchaftlich verwaltet und fließen, 
da ſie je nach dem Baubedarf mobiliſiert werden, automatiſch in die 
Hände, die ſie wirklich wirtſchaftlich verwerten können. Die erhöhten 
Mieten liefern nicht Kapital, ſondern die Mittel zur Kapitalverzinſung; 
dies entſpricht der Tatſache, daß die Bauten Dauerwerte darſtellen. 
Die allgemeine Erhöhung der Gebäudewerte iſt in der Geldentwertung 
wollauf begründet, die auf abſehbare Zeit, d. h. für die Lebensdauer 
der belaſteten Bauwerke unter Berückſichtigung der Wertabſchreibung 
nach menſchlichem Ermeſſen nicht unter den Friedenswert plus 100% 
zurückgehen wird; dafür bürgt die Tatſache, daß es ſich bei der 
Geldentwertung um eine nicht auf Deutſchland beſchränkte, ſondern 
um eine allgemeine wirtſchaftliche Folgeerſcheinung des Krieges handelt. 
Es kann äber nicht überſehen werden, daß die Schwierigkeit 
der Durchführung dieſes Vorſchlages in der Aufnahmefähigkeit des 
Kapitalmarktes für die erforderlichen Pfandbriefe liegt. In der 
Induſtrie haben wir in der jüngſten Vergangenheit ja vielfach die 
Reealiſierung der durch die Geldentwertung verurſachten Höher⸗ 
bewertungen der Anlagen durch Neuausgabe von Aktien erlebt. 
Zuletzt hat ſich aber doch vielfach die Schwierigkeit der Geldaufnahme 
auf dem Kapitalmarkt gezeigt, ſo daß das Mittel der gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Kapitalbildung mehr und mehr herangezogen wird oder 
doch Gegenſtand ernſthafter Erwägungen bildet. Auch wenn man 
in Betracht zieht, daß die Pfandbriefe mit ihrer ſicheren Realdeckung 
heute, da alle ſonſtigen Werte recht unſicher geworden ſind, mehr 
denn je beliebte Anlagewerte darſtellen, die vielleicht auch im Aus⸗ 
lande Nachfrage finden würden, wenn ſie jetzt in größerem Umfange 
auf den Markt kämen, ſo iſt es dennoch zweifelhaft, ob es möglich 
ſein wird, die bei der von Heyer vorgeſchlagenen Aktion erforder⸗ 
liche Menge von Pfandbriefen unterzubringen. Wäre es aber 
dennoch möglich — es würde ſich zunächſt um einige Milliarden 
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handeln, die dann allmählich zur Durchführung des dem großen 
Bedarf an Neubauten entſprechenden Bauprogramms nach Maßgabe 
der erfaßbaren Bauſtoffe auf 15—20 Milliarden Mark und mehr 
anwachſen würden —, ſo würden dieſe Mengen von Pfandbriefen | 
eine gefährliche Konkurrenz für die fonftigen feftverzinslichen Papiere 
bilden, deren Kurs dann in unerwünſchter Weiſe gedrückt werden 
könnte. Es iſt ferner zu bedenken, daß den neuauszugebenden 
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Pfandbriefen die der bisherigen Belaſtung der Bauwerke ent⸗ 
ſprechenden Pfandbriefe im Range vorausgehen; Vorausſetzung für 
die Durchführung dieſes Vorſchlages würde es deshalb ſein müſſen, 
daß ſie Hand in Hand mit einer ſorgſamen Neueinſchätzung aller 
Grundſtückswerte und der im Vorhergehenden in den Grundzügen 
angedeuteten Realkreditreform erfolgte, die nach den Heyerſchen 
Wünſchen darauf abzielt, alle auf dem Grundſtück laſtenden Schulden 
den bisherigen Kreditgebern zu nehmen und einheitlich in die Hand 
der neu zu ſchaffenden Hausſchaften zu legen. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß dieſe weitgehenden Vorſchläge, auch geſetzt, 
daß ihnen keine ſonſtigen Bedenken entgegenſtehen, nur ſehr all- 
mählich verwirklicht werden können. Alle dieſe Schwierigkeiten legen 
die Erwägung nahe, ob man nicht andere Finanzierungswege für 
den im Grundſatz geſunden Heyerſchen Gedanken, aus den Miet: 
aufſchlägen nicht das Baukapital, ſondern nur deſſen Verzinſung 
und Tilgung zu decken, gehen muß. Vielleicht bietet ſich ein ſolcher 
in der Form einer Neubauanleihe, unter Umſtänden in der Form 
der Zwangsanleihe, die ſich auf der grundbuchlich feſtgelegten Wert⸗ 
erhöhung der beſtehenden Bauwerke aufbaut. Es verdient in dieſem 
Zuſammenhange Erwähnung, daß man Zeitungsmeldungen zufolge 
im Freiſtaate Thüringen und in einzelnen Städten zur Aufbringung 
der Neubaukoſten den Weg der Anleihe zu gehen beabſichtigt und 

die Erträge der hier geplanten Mietſteuer lediglich zur Verzinſung 
und Tilgung diefer Anleihe benutzen will. 

Die Wege zur Erfüllung der im Vorſtehenden erörterten 
Finanzierungsvorſchläge bedürfen ſicher noch in mancher Hinſicht 
der Prüfung und Klärung. Gibt man aber die Geldentwertung, 
wie wir ſie jetzt erleben, bis zu einem beſtimmten Grade als den 
Dauerausdruck weltwirtſchaftlicher Umwälzungen zu, folgert man 
hieraus ferner die Erhöhung des Preisausdrucks der realiter un⸗ 
veränderten Güter, hier der Bauwerke, ſo iſt man berechtigt, in der 
Heranziehung der dieſen erhöhten Preisaus drücken entſprechenden Geld: ` 
ſummen, mit denen durch Arbeit neue Kapitalien in Geſtalt neuer 
Bauwerke gebildet werden ſollen, nicht mehr als ein wirtſchafts⸗ 
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techniſches Problem zu ſehen, das zu löſen möglich iſt; zu dem Wie 
der Löſung haben Spezialfachleute das Wort. Als Grundlage für 


das, was für die Finanzierung der kommenden Bauwirtſchaft 
Gebot der Stunde iſt, läßt ſich zuſammenfaſfend folgendes 


bezeichnen: 

Ziel iſt die Wiederherſtellung der Rentabilität des Bauens. 
Der Weg, dem freien Spiel der Kräfte wiederum die Tore zu öffnen, 
iſt noch nicht gangbar, weil damit das Preisniveau plötzlich und 
jedenfalls für eine beträchtliche Zeitſpanne eine unerträgliche Höhe 
erreichen würde. Aber weder die Produktion noch der Staat ſind 
in der Lage, aus eigenen Kräften die Differenz zwiſchen dem 
rentierlichen Wert und den wirklichen Baukoſten zu tragen. Um 
dieſe Differenz auszufüllen, müſſen ſämtliche Wohnungskonſumenten 
herangezogen werden; diejenigen, die in Neubauten wohnen, dadurch, 
daß ſie einen entſprechend der angenommenen Werterhöhung der 


alten Bauwerke erhöhten Mietzins entrichten; diejenigen, die in den 
malten Wohnungen Unterkunft haben, dadurch, daß fie den onge: 


nommenen Höherwert der von ihnen bewohnten Bauwerke in Geſtalt 


entſprechend erhöhter Mieten verzinſen und tilgen, dieſen Mehrzins 


aber nicht in die Hände der Hauseigentümer, ſondern in einen vom 
geſamten Hausbeſitz gemeinwirtſchaftlich verwalteten Zuſchußfonds 
leiten. Dieſer Fonds iſt aber entſprechend ſeiner Herkunft nicht 
ſelbſt als Kapital zu verwenden oder in Kapital umzuſetzen; es find 
vielmehr die dem erhöhten Geldausdruck der Häuſer äquivalenten 
Summen aus dem Geldumlauf zu erfaſſen und aus den Erträgniſſen 

ihrer realen Unterlagen, der vorhandenen Güter der Volkswirtſchaft, 


bier der Gebäude, d. h. alſo aus den erhöhten Mieten der alten 


Bauwerke, zu verzinſen und zu tilgen. Der praktiſche Weg zur Er⸗ 
faſſung dieſer umlaufenden Geldmittel kann verſchieden ſein: Pfand⸗ 


briefausgabe oder Pfandanleihe. 


Zum Schluß eine kurze, nur auf wenige Hinweiſe beſchränkte 
Betrachtung des Produktions faktors: Arbeit. In ihm iſt 
letzten Endes das ganze Problem der Neuſchaffung von Wohnungen 
als Produktionsproblem verankert. Iſt die Frage der Produktivität 
der Arbeit gelöſt, ſo iſt es auch das Finanzierungsproblem. Die 
Löſung beider Probleme muß Hand in Hand gehen und ſich ent⸗ 
gegenarbeiten. Das erforderliche Kapital muß die Produktion zu⸗ 


nächſt in Bewegung ſetzen und zur Auswirkung bringen; dann wird 


das Finanzierungsproblem von ſelbſt in ſeiner Schwere gemildert 


werden. Damit aber die in ihrer Produktivität geſteigerte SE 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. | . 


H 
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die ihm zufallende Leiſtung ausüben kann, muß ſie dort zunächſt 
und am ſtärkſten beeinflußt werden, wo ihre Wirkungen auf die 
gefamte Wirtſchaft am nachhaltigſten ſind. Das iſt in der Land⸗ 
wirtſchaft — deren Produktivitätsſteigerung in ihrem Ertrage, den 
Nahrungsmitteln, die phyſiologiſche Vorausſetzung für die Leiſtungs⸗ 
ſteigerung der Arbeit in der geſamten Volkswirtſchaft ergibt — 
und im Bergbau — deſſen Produktivitätsſteigerung die Ergiebigkeit 
der wichtigſten Rohſtofferzeugung (Kohle, Erze uſw.) erhöht. Die 
zunächſt aufzubringenden Kapitalien für den Wohnungsbau ſind 
daher zuerſt in die Landwirtſchaft und in den Bergbau zu leiten, 
um hier die wichtigſten Vorausſetzungen für die Produktivitäts— 
ſteigerung der Arbeit in dieſen entſcheidenden Wirtſchaftszweigen, 
nämlich Unterkünfte für die erforderlichen Arbeitskräfte, zu ſchaffen. 
Für den Bergbau iſt, wie im erſten Teil dieſer Abhandlung gezeigt 
wurde, ein beachtenswerter, aber in ſeiner bisherigen Ausgeſtaltung 
nicht ausreichender Weg zur Erreichung dieſes Zieles bereits ge⸗ 
funden; die Kapitalſchaffung iſt hier in beſonderer Weiſe und zwar 
gemeinwirtſchaftlich gelöſt, indem die erforderlichen Summen durch 
einen Preisaufſchlag auf die Kohle gewonnen werden. Ohne Zweifel 
iſt dieſer Weg auch in anderen Zweigen der Induſtrie, zum Beiſpiel 
in der Form einer Abgabe von der Kaliausfuhr, künftig gangbar. 
Für die Landwirtſchaft fehlt es an einer beſonderen Löſung. Hier 
wird bis jetzt der Weg angeſtrebt, die erforderlichen Baukoſten durch 
die Städte aufbringen zu laſſen. Richtiger wäre es, entſprechend 
der im Vorhergehenden für die Städte und die Induſtrie erörterten 
Löſung in dem in feinem Werte fo erheblich geſteigerten Grundl 


und Boden auf dem Wege der Beſchlagnahme der eingetretenen 


Wertſteigerung die reale Grundlage für die Kapitalbildung zu ſchaffen. 
Notwendig iſt es jedenfalls, die Schaffung von Wohnungen auf 
dem Lande aufs ſtärkſte in den Vordergrund zu rücken. 


Ein beſonderes Kapitel der Wohnungswirtſchaft, das im An⸗ | 


ſchluß an die ſoeben kurz geitreifte Produktion der Urſtoffe (Nahrungs: 
mittel, Kohle, Erze) feinen Platz zu finden hätte, ift die Bauftoff- 
frage. Wenn die unerträglich hohen Preiſe der wichtigſten Bauſtoffe 
auch zu einem überwiegenden Prozentſatz auf die ſtändigen Lohn⸗ 
ſteigerungen zurückzuführen ſind, ſo enthält die Bauſtoffwirtſchaft 
doch auch preisſteigernde Momente, die bei zielbewußter Wirtſchafts⸗ 
leitung ausgeſchaltet werden können. Es iſt zum Beiſpiel unver⸗ 
ſtändlich und volkswirtſchaftlich kurzſichtig, wenn der Forſtfiskus, der 
ein Drittel der geſamten Holzproduktion in Händen hat, in ver⸗ 
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ſchiedenen Ländern ein Holzgeſchäft betreibt, das nicht anders als 


wucheriſch zu nennen iſt und das den privaten Waldbeſitzern natür⸗ 
lich als gern geſehenes Beiſpiel bei der Feſtſetzung der Holzpreiſe 
mit über 1000 Mk. ſtatt 40—60 Mk, pro Kubikmeter dient. Es 
iſt ebenſo unbegreiflich, das Zementwerke, die früher dem Zuſammen⸗ 
bruche nahe waren, heute hohe Dividenden zahlen, ſeit das Monopol 


hier ein vollſtändiges iſt, und daß dabei die einzelnen, durch drei den 


Zementmarkt beherrſchende Syndikate zuſammengefaßten Werke nur 
mit einem geringen Bruchteil ihrer Leiſtungsfähigkeit arbeiten. Dieſe 
Dinge näher zu behandeln liegt aber außerhalb des Rahmens dieſer 
Arbeit. i 
Bei dem hohen Prozentſatz der Produktionskoſten, den die 
Arbeitslöhne, teils in der Bauſtoffproduktion, teils im Wohnungs⸗ 
bau ſelbſt, ausmachen (vor dem Kriege zuſammen ca. 80 % der 
Geſamtkoſtenh, kommt dem Arbeitsproblem im engeren Sinne 
entſcheidende Bedeutung zu. Rückgang der Leiſtungen, beruhend auf 
phyſiologiſchen, pſychologiſchen und politiſchen Urſachen, bei ſteigen⸗ 
den Löhnen find hier wie in unſerer geſamten Volkswirtſchaft die 


entſcheidenden Tatſachen, denen gegenüber die herkömmlichen Mittel 


verſagen. Die Arbeiterfrage iſt, darüber kann kein Zweifel beſtehen, 


in ein neues Stadium der Entwicklung eingetreten. Die notwendige 
Leiſtungsſteigerung der Arbeit und die Anpaſſung der Löhne an ein 


wirtſchaftlich erträgliches und die Produktion lohnend machendes 
Maß iſt nur noch durch eine irgendwie geſtaltete neue Einordnung 
der lebendigen Arbeit in den Produktionsprozeß denkbar, die auf 
der Grundlage gemeinſamer wirtſchaftlicher Verantwortung von 
leitenden und ausführenden Kräften zu denken ſein wird. Überall, 


nicht nur in Deutſchland, ſehen wir Anſätze dieſer Entwickelung 


(Arbeitsgemeinſchaften, Betriebsräte, Kammer der Arbeit, work 


commitess, joint industrial commitees in England, Gilden⸗ 


ſozialismus u. dgl.). Daneben ſtehen die Beſtrebungen, die Wirtſchaft 
durch Ausgeſtaltung der Produktions⸗ und Abſatzorganiſation und der 
Betriebstechnik planmäßig auf die höchſte Ergiebigkeit einzuſtellen, 


ſowie die Eingliederung der Arbeit in den Produktionsprozeß und 
die einzelne Arbeitsleiſtung durch wiſſenſchaftliche Betriebsführung fo 
zweckmäßig wie möglich zu geſtalten. Das alles ſind Dinge, die 


unſer ganzes jetziges Wirtſchaftsleben beherrſchen und im Bauweſen 


nur ihre beſondere bewußt geförderte Ausprägung gefunden baben. 


Auf Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Erwähnt 


ſei nur, daß im Bauweſen ſowohl die Typiſierung und die Normung 
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ſyſtematiſch entwickelt wird, als auch der Anwendung tayloriſcher 
und verwandter Beſtrebungen die größte Aufmerkſamkeit gewidmet 
wird. Eine Beſonderheit dieſes Wirtſchaftszweiges bilden aber die 
vielfach hervorgehobenen Beſtrebungen, den ſtarken Wunſch breiteſter 
Schichten nach einem eigenen Heim der notwendigen Verbilligung 
und Leiſtungsſteigerung der Arbeit durch unentgeltliche Arbeitshilfe 
oder durch vollſtändiges Selbſtbauen der Siedler dienſtbar zu machen. 
Das Wirken des Hauptmanns Schmude und ſeiner Arbeits- und 
Siedlungsgemeinſchaften und des Hauptmanns Aumann, das Vor⸗ 
gehen oſtpreußiſcher Siedler, die genoſſenſchaftliche Siedlung „Frei⸗ 


land“ in Müncheberg bei Berlin, die Tätigkeit ſelbſtbauender Einzels“ 


ſiedler im Kreiſe Niederbarnim u. a. ſind bahnbrechende Beiſpiele, die 
vielfach Nachahmung gefunden und zu ſchönen Teilerfolgen geführt 
haben. Gerade im Bauweſen haben auch Arbeitsgenoſfenſchaften 
(mit großem Erfolge zum Beiſpiel in Magdeburg) auf die Hebung 
der Arbeisleiſtung und damit auf die Verbilligung der Produktion 
günſtig einzuwirken vermocht. Bei allen dieſen Beſtrebungen ſind 
aber wohl die erzieheriſchen Wirkungen höher einzuſchätzen, als die 


etwa zu erwartenden praktiſchen Erfolge. Sie ſtehen und fallen mit 


den an ihnen beteiligten Führerperſönlichkeiten und mit der Aus⸗ 
wahl der Menſchen, die für fie gewonnen werden. Für die Geſamt— 


heit des Bauweſens aber werden fie immer nur Ausnahmen bilden. 


Die politiſch und gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiterſchaft er— 
wartet eine wirklich entſcheidende Löſung des Arbeitsproblems im 
Bauweſen, d. h. die Hebung der Arbeitsfreudigkeit und damit 
der Arbeitsleiſtung und in deren Folge der Verbilligung der Bau— 
produktion allein von der Sozialiſierung der Baubetriebe. Zu irgend— 
welchen praktiſchen Vorſchlägen hat es hier die Arbeiterſchaft aber 
ebenſowenig gebracht, wie auf anderen Gebieten des Wirtſchafts— 
lebens; alle Erörterungen hierüber ſcheiterten ſchon an dem Begriffe 
der Sozialiſierung, zu deſſen wirtſchaftlich verwertbarer Deutung 
man vor Doktrinarismus nicht zu kommen vermochte. Schließlich 
kam man zu keinen anderen Forderungen, als denen der Vergeſell— 
ſchaftung der Produktionsmittel einſchließlich der Bauſtoffbetriebe 
und der Überführung der Baubetriebe in Gemeinderegie. Wie aber 
die Erfüllung dieſer Forderungen möglich ſein ſoll, zu der es, da 
nach der Reichsverfaſſung die Enteignung nur gegen Entſchädigung 
zugelaſſen it, ungeheurer Geldmittel bedürfte, iſt unbeantwortet ge⸗ 
blieben. 

Dagegen iſt von anderer Seite ein viel beachteter und In 
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zwiſchen auch ſchon praktiſch erprobter Vorſchlag zur Neugeſtaltung 
der Baubetriebe gemacht worden. Er ſtammt von dem ſchon mehr⸗ 
fach erwähnten Stadtbaurat M. Wagner. Geſchichtlich knüpft 
Wagner an den vorkapitaliſtiſchen Baubetrieb, die klöſterlichen Bau⸗ 
brüderſchaften und Bauhütten, an, in denen die Bauherren zugleich 
Auftraggeber und Bauunternehmer waren. In Anlehnung an dieſe 
Vorbilder will er die heute am Bauweſen vornehmlich beteiligten 
Berufsgruppen, die Baumeiſter, Bauunternehmer und Bauarbeiter, 
zu unternehmungsloſer, vom Kapitalismus losgelöſter Gemeinſchafts⸗ 
arbeit zuſammenfaſſen. Er will aber dabei die volle freie Konkurrenz 
der Einzelbetriebe, die für das Baugewerbe charakteriſtiſch ſind und 
es ſeiner Natur nach bleiben werden, aufrecht erhalten und die 
unſerem Wirtſchaftsleben in den letzten beiden Jahren in großem 
Umfange abhandengekommene individuelle Bewertung und Bezahlung 
der Arbeitskraft wieder einführen; gerade die Beſeitigung der Be⸗ 
herrſchung des Betriebes durch den kapitaliſtiſchen Unternehmer ſoll 
den Weg für die Einführung der Akkordarbeit und der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Betriebsführung in Anlehnung an das Taylorſyſtem frei⸗ 
machen. Der hiernach aufzubauende Baubetrieb — die erſte Grün⸗ 


dung dieſer Art in Berlin führt den Namen „Bauhütte“, ſoziale 
Baugeſellſchaft — trägt die Rechtsform der Geſellſchaft m. b. H.,, 


deren Geſellſchafter öffentliche Körperſchaften (Stadt, Provinzen, 
Gemeinden, Verſicherungsanſtalten u. dgl.) und gemeinnützige Unter⸗ 
nehmungen, insbeſondere die früher erwähnten Wohnungsfürſorge⸗ 
Geſellſchaften und andere gemeinnützige Siedlungsunternehmungen, 
aber auch Einzelperſonen, insbeſondere aus den Kreiſen der am 
Bauweſen unmittelbar Beteiligten ſind. Die Organe: Geſchäfts⸗ 


führer, Aufſichtsrat und Geſellſchafterverſammlung üben die geſetz⸗ 
lichen Funktionen aus; neben ihnen Debt aber als befonderes beauf- . - 


tragtes Organ der Geſellſchafterverſammlung der Betriebsvorſtand, 


in dem die Geſchäftsführung, die Angeſtelltenſchaft, die dauernd im 


Betriebe angeſtellte Arbeiterſchaft und die nur zeitweiſe im Betriebe 
beſchäftigte fluktuierende Arbeiterſchaft (dieſe durch die beteiligten 
Gewerkſchaften) vertreten ſind. Dem Betriebsvorſtand liegt die 
Regelung aller die Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft unmittelbar be⸗ 
rührenden Verhältniſſe (Anſtellung, Entlaſſung, Entlohnung, Feſt⸗ 
ſetzung der Betriebsordnung) und die Teilnahme an der Ordnung 
wichtiger Betriebsfragen ob. Der Reingewinn des Betriebes wird 
zur Schaffung von Rücklagen, zur Verzinſung des Geſellſchafts⸗ 
kapitals, zur Bildung eines Wohlfahrtsſtockes und ſchließlich zur 
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Auswerfung von Gewinnanteilen an alle in den Betrieben beſchäf— 
tigten Perſonen verwandt. 


Die bisher vorliegenden Erfahrungen mit derartigen ſozialen. 


Baugeſellſchaften, deren Zahl in Deutſchland ſchon eine beträchtliche 
iſt und die ſich in einem Verbande zuſammengeſchloſſen haben, ſind 
hinſichtlich der Hebung der Arbeitsfreude, der Steigerung der 
Arbeitsleiſtungen und der Verbilligung des Bauens nicht ungünſtige. 
Bei der Beurteilung dieſer Betriebe iſt freilich zu berückſichtigen, 
daß eine weſentliche Konkurrenz auf dem Baumarkte zurzeit nicht 


beſteht; es muß abgewartet werden, ob dieſe Betriebe auch unter 


normalen Verhältniſſen in betriebsorganiſatoriſcher oder ⸗techniſcher 
Beziehung der durch perſönliche Intereſſen getragenen privaten 


Wirtſchaft gewachſen find, die unter den neugeſchaffenen Verhält⸗ E 


niſſen auch Wege finden muß und wird, um die Arbeiterſchaft als 


mitverantwortliche Glieder in anderer Weiſe als bisher in den 


Produktionsprozeß einzuführen. Immerhin liegt hier ein beachtens⸗ 
wertes Beiſpiel ſozialer Betriebsgeſtaltung vor, das unter beſonderen 
örtlichen und perſönlichen Vorausſetzungen einen Erfolg bedeutet 
und jedenfalls mehr iſt als das ‚ori übliche Schlagwort von der 
Sozialiſierung. 


Blicken wir zurück, ſo ſtellt ſich als Ergebnis der vorauf— | | 


gegangenen Ausführungen dar, daß die Wohnungsfrage heute mehr 
denn je in allen ihren Teilen ſchwierige wirtſchaftliche Probleme 
birgt. Die Wohnungsverwaltung, das Vermietungsgeſchäft, die 
Finanzierung der Neubautätigkeit, die Bauſtoffbeſchaffung, die Pro— 
duktionsverteilung, die Betriebsorganiſation, die Verwertung der 
Arbeitskraft, alle dieſe Einzelfragen Krfordern mehr als ſoziale und 
wirtſchaftliche Notbehelfe; ſie erfordern teilweiſe eine grundlegende 


Neugeſtaltung und planvolle Leitung des Ganzen. Mit Organiſieren 


und Verordnen iſt einer erſchütterten Wirtſchaft nicht zu helfen; 


beides kann nur den Rahmen für zielklares, wirtſchaftliches Wägen 


und Handeln abgeben. Die Wohnungsfrage erſcheint damit als 


Teilglied in dem Geſamtgebäude der deutſchen Wirtſchaft, die es 


neu aufzubauen gilt. Die ſoziale Wohnungsfrage iſt jetzt nur zu 
löſen, wenn es gelingt, der ihr zugrunde liegenden Wirtſchafts⸗ 
probleme Herr zu werden; die brennendſte Frage iſt im Augenblick, 
mit wirtſchaftlichen Mitteln die Wohnungsproduktion zu fördern. 
Die Wohnungsfrage iſt daher jetzt mehr als alles andere eine Frage 
der A 
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Erſtes Kapitel 
Zweck, Ort und Quellen der Anterſuchung 


De ſtädtiſche Boden⸗ und Wohnungsfrage als Problem iſt erſt 
jüngeren Datums, ſie geht in Deutſchland nicht über die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts zurück. Wenn auch dem Altertum 
und dem Mittelalter die Wohnungsnot und das Wohnungselend 
keineswegs unbekannte Erſcheinungen waren, ſo entwickelte ſich doch 
erſt in neuerer Zeit eine mächtige Bewegung zu ihrer Abwehr. Wie 
nur wenige ſoziale Fragen hat gerade die Wohnungsfrage das 
Intereſſe der Allgemeinheit erregt. Eine emſige Agitation begann 
insbeſondere nach dem Kriege 1870/71, als ſich infolge des wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufſchwunges in der Gründerzeit eine große Wohnungs⸗ 
not einſtellte. Zahlreiche Vereine wurden gegründet, die ſich ein⸗ 


gehend mit den Reformfragen beſchäftigten, Kongreſſe vereinigten 


die Wohnungsreformer aller Länder zu gemeinſamer Ausſprache, und 
es entſtand eine EE die heutzutage kaum noch zu 
überſehen iſt. | 

Gewiß haben alle dieſe Arbeiten, insbeſondere die umfangreichen 


lliterariſchen Unterſuchungen, wichtige Erkenntniſſe zutage gefördert, 


trotzdem iſt noch manche bedeutungsvolle Frage offen geblieben. Das 
gilt unter anderem von der Kernfrage der Wohnungspolitik, inwie⸗ 
weit nämlich die Bodenſpekulation die Mietpreiſe zu beeinfluſſen 
vermag, mit anderen Worten, ob das in allen Großſtädten beobachtete 
Anwachſen der Wohnungsmieten zurückzuführen ſei auf das ſtändige 
Emportreiben der Bodenpreiſe ſeitens der Bodenbeſitzer, oder ob 
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nicht vielmehr umgekehrt die wachſenden Bodenpreiſe lediglich eine 


Folge der ſteigenden Mieten ſeien. Es unterliegt wohl keinem 


Zweifel, daß die richtige Beantwortung dieſer Frage von größter Bes 
deutung für unſere Wohnungspolitik werden muß. 

In Deutſchland können wir zwei Gruppen von Wohnungs⸗ 
theoretikern unterſcheiden, die hierauf ganz verſchiedene Antworten 
gegeben haben. Die eine Gruppe ſteht auf dem Standpunkt, daß 


die Preisbildung beim ſtädtiſchen Boden auf ungeſunden und will— 
kürlichen Grundlagen beruhe und vornehmlich auf Machenſchaften 


der Bodenſpekulation zurückzuführen ſei. Das Spekulantentum be: 
ſitzt nach dieſer Lehre die Macht, die Bodenpreiſe nach ſeinem Er⸗ 
meſſen feſtzuſetzen. Die einmal hochgetriebenen Preiſe bleiben dann 


dauernd hoch und führen zu einer dauernden Belaſtung der Konſu⸗ 


menten in Geſtalt erhöhter Mietspreiſe. Dem gegenüber betont die 
andere Richtung, daß die Bodenſpekulation nicht imſtande ſei, den 
Bodenpreis künſtlich zu erhöhen, ſondern fie nehme nur die zus 
künftige, auf natürlicher Entwicklung beruhende Wertſteigerung vor⸗ 


weg. Die Spekulation ſchaffe nicht Werte, ſondern ſpüre fie nur 


auf. Nicht der Bodenpreis beſtimme die Mieten, ſondern umgekehrt, 


die Mieten, die von dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage 


auf dem Wohnungsmarkt abhängig ſeien, beſtimmen den Boden: 


preis. Die Spekulation habe auch nicht, wie vielfach behauptet wird, 


das Intereſſe, den Boden ſo lange wie möglich von der Bebauung 
fern zu halten, ſondern im Gegenteil den Wunſch, ihn ſobald wie 
möglich zu erſchließen. 

Der Streit über dieſe Frage, der vielfach mit Erbitterung ge⸗ 


führt worden iſt, iſt noch nicht beendet, und es ſcheint, als ob es 


nicht möglich wäre, auf vorwiegend deduktivem Wege zu einer all— 


gemein anerkannten, klaren Erkenntnis der Dinge zu gelangen. 


Darum iſt auch von verſchiedenen Seiten die Herbeiſchaffung weiteren 
induktiven Materials als dringend notwendig bezeichnet worden. 
Gewiß liegen ſchon aus zahlreichen Städten Deutſchlands Unter: 


ſuchungen vor, die durch ſorgfältige monographiſche Darſtellungen⸗ 


der Boden⸗ und Wohnungsverhältniſſe Aufklärung zu bringen ſuchten. 


Wenn trotzdem der Zuſammenhang von Boden⸗ und Mietpreiſen bis 


jetzt noch nicht genügend geklärt erſcheint, fo mag der Grund hier: 
für darin zu ſuchen ſein, daß man ſich bei dieſen Unterſuchungen 


in der Regel vorwiegend mit dem einen Teil der Frage, der Be⸗ 


wegung der Bodenpreiſe, beſchäftigt hat, während die Darſtellung 
der Mietpreisverhältniſſe ſtark vernachläſſigt worden war. Erſt durch 


eur m nen no nn I 


bis 1902. 
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eine gemeinſame Eifer g beider Faktoren iſt eine völlige SE | 
klärung zu erhoffen. 

Auf dieſen Mangel haben Bücher! (ſchon 1891) und neuer⸗ 
dings vor allen Willibald Mildſchuh nachdrücklich hingewieſen. 
Mildſchuh hat es auch unternommen, die Boden: und Mietpreis⸗ 
verhältniſſe in einer Großſtadt (Prag) für einen dreiunddreißig⸗ 
jährigen Zeitraum ſehr eingehend zu unterſuchen ?. Doch war es bei 
der ganzen Anlage der Arbeit auch noch nicht möglich geweſen, klar 
zu erkennen, welche Wirkung der etwa durch die Bodenſpekulation in 
die Höhe getriebene Bodenpreis auf die Mietpreiſe auszuüben ver⸗ 
mag. Wir ſehen wohl, daß der Preis des Grund und Bodens in 
der Peripherie von Prag durch die Spekulation bedeutend verteuert 


wird, und Mildſchuh ſchließt daraus, daß mit der Steigerung der 


Bodenpreise ſich auch die Herſtellungskoſten der Häuſer und infolge: 
deſſen auch die Mieten erhöhtens. Dieſe Schlußfolgerung 
liegt wohl ſehr nahe, trotzdem iſt ſie aber nicht ohne weiteres als 

richtig anzuerkennen. Gewiß iſt eine ſolche Wirkung der Boden⸗ 

preisſteigerung möglich und denkbar, doch kann ebenſogut eine andere 
Folgeerſcheinung eintreten, nämlich daß die Rentabilität des in den 
Wohnhäuſern angelegten Kapitals immer mehr abnimmt, ſo daß 
ſich Schließlich die Beſitzer überhaupt nicht mehr halten können. So 
lehrreich und intereſſant auch Mildſchuhs Unterſuchungen in ſehr 


vieler Hinſicht ſind, für die Beantwortung dieſer Frage reicht aber 


das Material nicht aus. Aus ſeinen Feſtſtellungen kann nicht er⸗ 
kannt werden, ob die Macht der Bodenbeſitzer wirklich ſo groß iſt, 
daß ſie ſogar die Preiſe der Wohnungsmieten in die Höhe ſchrauben 
können. Und da Mildſchuh die Bodenverſchuldung überhaupt nicht 
berückſichtigt hat, gibt uns ſeine Arbeit auch keinerlei Auskunft, in⸗ 
wieweit das geltende Hypothekenrecht an der Preisbildung mit⸗ 
beteiligt iſt. Um dieſe Frage beantworten zu können, iſt es nötig, 
die Unterſuchungen noch eingehender zu geſtalten. Es genügt nicht, 


die Bewegung der Bodenpreiſe einerſeits und die Bewegung der 


Mietpreiſe andererſeits je für ſich zu verfolgen und zu vergleichen. 
Es muß hierbei ein größeres Gewicht darauf gelegt werden, klarzu⸗ 
ſtellen, wie die Bodenpreiſe in privatwirtſchaftlicher Hinſicht auf den 


E Bücher, Die Wohnungsenquete der Stadt Baſel, 1891. | 
2 Mildſchuh, Mietzinſe und Bodenwerte in Prag in den Jahren 1869 


8 Allerdings mit der Einſchränkung, daß nicht die ganze Mietsſteigerung 
der Bodenſpekulation zur Laſt zu ſchreiben iſt. 
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Hauseigentümer einwirken. Das kann wohl nur in der Weiſe geſchehen, 
daß man regelrechte Rentabilitätsberechnungen der einzelnen Häuſer 
anſtellt. Hierzu gehört d erfter Linie eine genaue Kenntnis des 
Anlagekapitals, nämlich der Baukoſten und der Koſten für den Grund 
und Boden, und ferner der erzielbaren Mietpreiſe. Die Rentabilität 
wird aber weiter durch die Höhe der hypothekariſchen Belaftung - 
ſowie durch die Bedingungen beeinflußt, unter denen die Hypotheken 
gewährt worden ſind. Darum iſt weiter eine ganz genaue Kenntnis 
der Verſchuldung erforderlich. Derartige Berechnungen verſchaffen 
uns eine deutliche Vorſtellung davon, in welchem Maße eine Steige— 

rung der Bodenpreiſe auf die wirtſchaftliche Lage der Hausbeſitzer 
einzuwirken vermag. Wo wir Bodenpreiſe vorfinden, die im Ver⸗ 
hältnis zu den Mieten zu ſtark in die Höhe getrieben erſcheinen, 
können wir mit dem Hausbeſitzer gewiſſermaßen mitfühlen, wie er 
alles daran ſetzen muß, um durch Erzielung höherer Mieten das ge— 
ſtörte Gleichgewicht zwiſchen dem Anlagekapital und der Mieteinnahme 
wiederherzuſtellen. Läßt ſich dann weiter feſtſtellen, daß die Mieter 
regelmäßig dieſem Drucke der Hausbeſitzer nachgeben müſſen, dann 
wäre der Beweis erbracht, daß die Mieten legten Endes vom Boden: 

beſitzer diktiert werden. 

Es dürfte keine undankbare Aufgabe ſein, an der Hand von 
einwandfreiem ſtatiſtiſchen Material einmal nachzuſpüren, ob ein der⸗ 
artiger Zuſammenhang zwiſchen Boden⸗ und Mietpreiſen wirklich be— 
ſteht. Man wird dazu zweckmäßig die Peripherie einer ſich ſtark 
entwickelnden Stadt ausſuchen müſſen, wo die Neubauten auf bisher 
unbebautem Gelände errichtet werden, weil hier der etwaige Einfluß 
der Bodenpreiſe auf die Mietpreiſe am reinſten in Erſcheinung treten 
kann. Von Intereſſe ſind dabei nur reine Wohnviertel, während 
Induſtriegelände ſowie Geſchäftsſtraßen ausſcheiden müſſen. Zweck— 
mäßig wird es dabei ferner ſein, Gegenden mit verſchiedenartigen 


Wohnhaustypen in die Unterſuchung hineinzuziehen, alſo ſowohl 


Bezirke mit vorherrſchendem Kleinwohnungsbau als auch ſolche mit 
vorwiegend herrſchaftlichen Wohnungen (Villenviertel). Denn es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß der Kampf um die Miete zwiſchen Haus⸗ 
beſitzer und Mieter einen verſchiedenen Ausgang nimmt, je nachdem 
die Mieter ſich aus wohlhabenden oder lediglich aus den ärmſten 
Schichten der Bevölkerung zuſammenſetzen. 

Ein Ort, für den dieſe Vorausſetzungen zutreffen, iſt die Ge: 
meinde Berlin⸗Mariendorf, die für die vorliegende Arbeit ausgewählt 
worden iſt. Sie liegt im Süden von Berlin und umfaßt ein Ge⸗ 


H 
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biet von rund 1122 ha. Ziemlich genau in der Mitte der Ge⸗ 
markung befindet ſich die alte Dorfaue, die von dem Südrande der 
Reichshauptſtadt etwa 5½ km entfernt iſt. Die Verbindungsſtraße 


der Dorfaue mit Berlin (über Berlin⸗Tempelhof), die Chauſſee⸗ 


ſtraße, iſt die Hauptverkehrsader des Ortes, hier entſtanden die erſten 
Mietskaſernen, hier befinden ſich die wichtigſten Geſchäfte, Gaſthäuſer 
u. dgl. m. Im Nordweſtzipfel der Gemarkung, weſtlich der Dres⸗ 
dener Bahn, war ganz abſeits von dem eigentlichen Dorfe eine Villen⸗ 
kolotſſe entſtanden, Südende, die in den 1870er Jahren von einer Aktien⸗ 
geſellſchaft gegründet worden iſt, und ſeitdem eine recht gute Ent⸗ 
wicklung genommen hat. Das Gelände zwiſchen der Chauſſeeſtraße 
und Südende war in den letzten zwei Jahrzehnten der Hauptſchau⸗ 
platz des Grundſtückshandels und der Bautätigkeit geweſen, es iſt 
das Gebiet, das uns in den folgenden Ausführungen am meiſten 
beſchäftigen wird. Dazu kommen noch einige Straßen ſüdweſtlich 
der Dorfſtraße, in denen in den letzten Jahren der Wohnhausbau 


lebhaft eingeſetzt hat. 


Das Material für die Unterſuchungen, die Kaufpreiſe, die Miet⸗ 
preiſe und die Angaben über die Höhe der hypothekariſchen Be⸗ 


laſtung der Grundbeſitzungen iſt vornehmlich dem ſtaatlichen Grund⸗ 


ſteuerkataſter, ferner den Grundakten des Grundbuchamtes und den 
Gemeindeakten entnommen. Ferner iſt die Feſtſtellung der Bau⸗ 
koſten zahlreicher Häuſer notwendig geweſen. Die Schätzungen der⸗ 


ſelben find von einem ſehr erfahrenen Mariendorfer Maurermeiſter 


vorgenommen worden, der ſelbſt mehrfacher Hausbeſitzer in Marien⸗ 
dorf iſt und dort zahlreiche Häuſer ſelbſt gebaut hat. | 


Zweites Kapitel 


Das Verfahren bei der Sammlung der Kaufpreiſe und 
der Mietpreiſe 


Die für die einzelnen Grundſtücke in Mariendorf gezahlten Kauf⸗ 
preiſe ſind den ſogenannten Eigentumsveränderungsliſten entnommen, 
die die Grundbuchämter über jeden Eigentumswechſel den Kataſter⸗ 
ämtern zuſtellen. Außerdem ſind in zahlreichen Fällen die Grundakten 
ſelbſt herangezogen worden. Die vereinbarten, dem Verkäufer gezahlten 


Geldbeträge bilden aber für den Käufer nur einen Teil, wenn auch den 


größten Teil der Koſten, die ihm durch die Erwerbung eines Grund- 
ſtückes entſtehen. Um die Geſamtkoſten zu erhalten, müſſen zu den 
vereinbarten Kaufpreiſen noch die zahlreichen Beſitzwechſelabgaben 
hinzugerechnet werden. Es handelt ſich dabei vor dem Kriege um 
ee Angaben: | | 
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1. Der Auflaſſungsſtempel nach dem preußiſchen Stempel- 
ſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

2. Der Reichsſtempel (Reichs umſatzſteuer). 

3. Die Gemeindeumſatzſteuer. 

4. Die Kreisumſatzſteuer. 
| In Mariendorf haben dieſe Gut im 
Jahre 1896 1%p des Wertes der umgeſetzten Grundſtücke betragen, 
und fie ſtiegen an bis auf 3 % für bebaute und 4,17%, für un⸗ 
bebaute Grundſtücke im Jahre 1911. 

Dazu kommen noch die Notariatskoſten für den Kalke der 
wohl immer abgeſchloſſen wird, und die Gerichtskoſten für die Auf⸗ 
laſſung, die Eintragung des Reſtkaufgeldes u. dgl. m., die zuſammen 
auf etwa ein Drittel vom Hundert des Wertes veranſchlagt werden 
können. 


Alle dieſe Eigentumsübertragungskoſten werden faſt ausnahmslos 


von dem Käufer getragen, ſie ſind daher in den folgenden Unter⸗ 


ſuchungen, ſoweit es ſich dabei um genaue Rentabilitätsberechnungen 


handelt, den vereinbarten Kaufpreiſen hinzugerechnet worden. Damit 
ergeben ſich die geſ ſannten Unkoſten, die mit dem Erwerb eines Grund⸗ 
ſtückes verbunden waren. , 
Die Mietpreife find den Hausliften entnottnieh, die jährli für 
die Zwecke der Einkommenſteuerveranlagung von den Hausbeſitzern 
aufgeſtellt und dann in den Gemeindeämtern aufbewahrt werden. Für 
Mariendorf gingen dieſe Liſten nicht über das Jahr 1903 zurück. 
»In den Hausliſten ſind die Mietzinſen, wie es allgemein im 
praktiſchen Leben üblich iſt, nach den einzelnen Wohnungen eingetragen. 
In dieſer Form gegebene Mietpreisangaben laſſen aber keinen exakten, 
ziffernmäßigen Vergleich zu mit den Boden⸗ und Baukoſten. Dieſe 
werden ſtets auf ein beſtimmtes Flächenmaß zurückgeführt. Für eine 
Unterſuchung, die den Zuſammenhang zwiſchen Boden- und Mietpreijen . 
erforſchen will, iſt es notwendig, auch die Mieten auf die Flächen- 
einheit, den Quadratmeter, umzurechnen. Das könnte geſchehen, indem 


man den Flächeninhalt der einzelnen Wohnungen ausmißt. Ein 


ſolches Verfahren würde aber außerordentlich umſtändlich und zeit: ` 
raubend ſein und kann daher für eine größere Unterſuchung kaum in 
Frage kommen. Darum iſt hier ein anderer, in der Kataſterverwaltung 
ſchon erprobter Ausweg gewählt worden, der ſtets benutzt werden kann, 
ſobald die Größen der bebauten Flächen bekannt ſind. 

| Das Verfahren beſteht darin, daß man die Mieten ſämtlicher in 
einem Geſchoß befindlichen Wohnungen zuſammenzählt und durch den 
Flächeninhalt der bebauten Fläche dividiert!. Damit erhält man den 
Mietpreis von 1 qm Wohnfläche. Zu dieſer Wohnfläche gehören nicht 
nur die Flächen der eigentlichen Wohnräume, ſondern auch der Treppen- 


1 Bei Gebäuden, in denen einzelne Geſchoſſe, zum Beiſpiel das Dachgeſchoß 
oder das Kellergeſchoß, nur teilweiſe bewohnt werden, iſt es natürlich not⸗ 
wendig, den Flächeninhalt dieſer Teile ne (am einfachften nach den Bau⸗ 
akten) zu berechnen. 5 
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häuſer, Flure, die Mauerſtärken uſw. Es handelt Ié hier alſo ge⸗ 
wiſſermaßen um eine Bruttowohnfläche. | 

Wenn auch dieſe Bruttowohnfläche nicht identiſch iſt mit der wirk⸗ 
lichen Wohnfläche, ſo iſt dennoch zu erwarten, daß die auf dieſe Weiſe 
gewonnenen Durchſchnitte die Unterſchiede in der Höhe der Mieten 
in den verſchiedenen Ortsteilen ſowie die Entwicklung der Mietpreife 


N getreu wiederzugeben vermögen. Denn das Verhältnis zwiſchen der 


Brutto- und der reinen Wohnfläche kann bei gleichartigen Gebäuden 
als ziemlich konſtant angeſehen werden, wenn man berückſichtigt, daß 
bei den modernen Mietshäuſern ſtets danach geſtrebt wird, den vor⸗ 
handenen Raum nach Möglichkeit auszunutzen. 
Die in den Hausliſten angegebenen, zwiſchen Mieter is Ver⸗ 
mieter vereinbarten Mietpreiſe ſtellen aber nicht lediglich die Entſchä⸗ 
digung für die Überlafjung der Nutzung der vermieteten Räume dar, 
ſondern enthalten in der Regel noch Vergütungen für weitere Leiſtungen 
der Hauseigentümer. Dieſe Vergütungen müſſen in ihrer Höhe er, 
mittelt und von den vereinbarten Bruttomieten abgezogen werden, 
will man zu der reinen Miete, der Nettomiete, gelangen. In Marien⸗ 


dorf wie in den meiſten größeren Städten und Vororten ae die 
Vermieter die Ausgaben für folgende beſondere Zwecke: 


für die Treppen- und Flurbeleuchtung, N 
. für das durch Waſſerleitung den Mieträumen zugeführte Waſſer, 

. für die Müllabfuhr, 

. für die Schornſteinreinigung, 2 
für die Reinigung des Hauſes, event. auch für Portierdienſte 
und für den Nachtwächter, i S | 
für den Anſchluß an die Kanaliſation. 

Bei denjenigen Häuſern, in denen ſich Zentralheizung und Vorrich⸗ 
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tungen für die Verſorgung der Wohnungen mit warmem Waſſer bes . 
finden, treten ſchließlich noch die Koſten für die Heizung und für das 
erforderliche Heizungsmaterial hinzu. 


Innerhalb einer Gemeinde ſtehen dieſe Ausgaben in der Regel 


in einem ziemlich feſten Verhältnis zur Bruttomiete. Für die unter 
1-6 aufgeführten Leiſtungen wird in Groß-Berlin im allgemeinen 
ein Betrag von 8 % des Bruttoertrages angenommen. Dieſer Satz 
iſt mit Hilfe der für eine Anzahl Mariendorfer Häuſer geführten 


Ausgabenbücher nachgeprüft worden. Dabei ergab ſich für dieſe Ge⸗ 


meinde zwar ein etwas höherer Betrag, trotzdem iſt der Satz von 8 % 


für die vorliegenden Unterſuchungen beibehalten worden, weil nicht 
genügend Ausgabebücher zur Verfügung geſtanden haben, nach denen 


eine Korrektur mit völliger Sicherheit vorgenommen werden konnte, 
und weil jener Prozentſatz auch in der Geſchäftswelt e An⸗ 


erkennung gefunden hat. 

Zur Beſtimmung der Abzüge, die unter Umftänden außer für 
Warmwaſſerverſorgung und für Zentralheizung vorgenommen werden 
müſſen, wurden die Erfahrungsſätze benutzt, die von den Steuerbehörden 
bei der Veranlagung der Einkommenſteuer und der Ergänzungsſteuer 
ermittelt worden ſind. Danach wurden folgende Abzüge vorgenommen: 


e e e, ei 
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1. für Warmwaſſerverſorgung allein. . 4% der Bruttomiete, 
2. für Zentralheizung allein 8% = 
und 3. für Zentralheizung und Penn, 
verforgung zufammen . . 10 %Ü = 
Nach Abzug aller dieſer Beträge ergibt ſich, wie geſagt, die „Netto⸗ 
miete“ eines Hauſes. Aus dieſer hat aber der Hausbeſitzer noch ver— 
ſchiedene andere regelmäßig wiederkehrende Laſten und Ausgaben zu 
beſtreiten, die ferner noch ermittelt und abgezogen werden müſſen. Erſt 
dann gelangen wir zu dem wirklichen „Reinertrag“, den ein Grund— 
ſtück feinem Beſitzer gewähren kann, und der für die Bewertung des 
Grundſtückes in erſter Linie maßgebend iſt. 
ieſe Ausgaben ſind folgende: 
1. die Realſteuern (Grund⸗ und Gebäubefteue), 
2. die Feuerverſicherungsprämie und 
3. die Ausgaben für die Verwaltung und Inſtandhaltung des 
Hauſes (Reparaturkoſten). 


In Mariendorf wurde vor dem Kriege von den Hausgrundſtücken 6 


eine Grundſteuer von 3 vom Tauſend des gemeinen Wertes erhoben. 
Da die Bruttomieten, wie aus einer groben Durchſchnittsberechnung 
ermittelt wurde, etwa 6,2 des Grundſtückswertes ausmachen, ergab 
eine einfache Regeldetrierechnung, daß die Grundſteuer durchſchnittlich 
4,8 % der Bruttomleten beträgt. In ähnlicher Weiſe wurde berechnet, 
daß die Feuerverſicherungsprämie etwa 0,65 der Bruttomieten be— 


trägt. Dabei war angenommen, daß die Prämien durchſchnittlich auf 


0,4% vom Baukoſtenwert feſtgeſetzt ſind !. 


Während die Feſtſtellung der Höhe dieſer beiden Poſten verhältnis⸗ 


mäßig einfach war, ſtellten ſich der Ermittlung der für die Verwaltung 
und Inſtandhaltung der Häuſer in Mariendorf aufzuwendenden Koſten 
außerordentlich große Schwierigkeiten entgegen. Die Frage iſt nur 


zu beantworten auf Grund zahlreicher zuverläſſig und jorgfältig ges | 
führter Ausgabenbücher der Hausbeſitzer, die ſich zudem auf einen 
möglichſt langen Zeitraum erſtrecken müſſen, da die Reparaturkoſten ! 


in den einzelnen Jahren verſchieden hoch zu ſein pflegen. Derartige 
Bücher waren aber nur vereinzelt zu erhalten, auch erſtreckten ſich dieſe 
nur auf einige wenige Jahre. Darum wurde davon Abſtand genommen, 


für Mariendorf beſondere Sätze zu berechnen, es wurden vielmehr ` 
wieder die Erfahrungsſätze der Steuerverwaltung verwendet. Für die 


Vororte Berlins gilt ein Abzug von etwa 6 lo von den Bruttomieten 
hierfür als angemeſſen. Dabei iſt aber zu berückſichtigen, daß die 
Reparaturkoſten in ſolchen Häuſern, die vorwiegend kleine Wohnungen 
von ein bis drei Zimmer enthalten, in der Regel höher ausfallen als 
in Häuſern mit großen herrſchaftlichen Wohnungen. Der kleine Mann 


1 Die tatſächlich gezahlten Prämien find allerdings noch höher, weil die 
Feuerverſicherungstaxen durchweg viel zu hoch ausgefallen ſind. Sie umfaſſen 
in Mariendorf nicht nur den Gebäudewert, ſondern in der Regel auch noch den 
Wert des Grund und Bodens mit. Auf dieſe Umſtände iſt aber bei der Be⸗ 
rechnung des Abzuges keine Rückſicht genommen worden. 


— 


\. 
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nutzt die Wohnräume nicht nur ſtärker ab, er zieht auch viel häufiger 
als der Inhaber einer großen Wohnung. Und es iſt bekannt, daß bei 
jeder Neuvermietung zahlreiche Reparaturen auszuführen ſind, die nicht 
notwendig geworden wären, wenn der bisherige Mieter die Wohnung 
weiter behalten hätte. In dem eigentlichen Mariendorf überwiegen die 
Häuſer mit vielen kleinen Wohnungen. Darum wurde ein Reparatur⸗ 
koeffizient von 6,5 bis 7 Dn eingeſetzt. 

Die Geſamtſummen der baren Auslagen, die der Hausbeſitzer 
jährlich aus der Bruttomiete zu beſtreiten hat, ſetzt ſich demnach in 
folgender Weiſe zuſammen: | 

1. die ſogen. Nebenabgaben 8,0 % der Bruttomiete, 

2. die Realſteuern . 4,8% , 

3. die Feuerverſicherungsprämien .. 0,65 % und 

4. die, Reparaturkoſten uqww. . 6,5 bis 7%, 
zuſammen 19,95 bis 20,45 /. 


Für die vorliegende Arbeit iſt ein Durchſchnittsſatz von 20% 
für das eigentliche Mariendorf und von 19 % für die Villenkolonie 
Südende angenommen worden, da hier die ſogenannten Reparatur⸗ 
koſten etwas geringer zu veranſchlagen ſind als dort. Dazu treten in 
Südende unter Umſtänden noch die Ausgaben für die Zentralheizung 
und Warmwaſſerverſorgung, ſo daß ſich alsdann Abzüge in folgender 


Höhe ergeben: 


1. bei Häuſern mit Warmwaſſerverſorgung allein. . 23 %, 

2. bei Häuſern mit Zentralheizung allein . 27% und 

3. bei Häuſern mit SE EE und mit Warm: 7 
waſſerverſorgung , e e ee an AO 


der Bruttomieten. 


Dieſe Zahlen gelten für die Zeit von 1910 bis 1913. In den 
Jahren 1907 bis 1909 betrug die Grundſteuer 2 v. T. und von 
1904 bis 1906 1,7 v. T. des gemeinen Wertes. Die Abzüge ſind 
daher EI dieſe Jahre um rund 1 bzw. 2% zu kürzen. 

In dieſer Weiſe, allerdings mit verſchiedenen, oft mehr oder 


weniger richtigen Anſätzen, ſind bisher wohl allgemein die Reinertrags⸗ 


berechnungen von Mietshausbeſitzungen ausgeführt worden. Es fehlt 
aber noch ein Poſten, der in der Praxis faſt immer vernachläſſigt 
worden iſt, nämlich ein Amortiſationsbetrag für die Abnutzung der 
Gebäude, ein Betrag für „Abſchreibungen“. Durch dieſe Abſchreibungen 
ſoll ein Kapital angeſammelt werden, damit in dem Augenblick, in dem 
ein Gebäude abgebrochen wird, die Baukoſten auch getilgt ſind. Von 
ſehr vielen Hausbeſitzern wie auch in der Literatur wird aber häufig 
der Standpunkt vertreten, daß der ſogenannte Materialwert eines 


Hauſes nicht abſchreibungsbedürftig ſei, weil die natürliche Wert⸗ 


minderung des Hauſes durch die gleichzeitige Steigung des Bodenwertes 
mehr als ausgeglichen werde. Das mag vielleicht für einzelne ſehr 
bevorzugte Geſchäftsgegenden eine gewiſſe Berechtigung haben. Wo es 
ſich aber um Wohngebäude handelt, iſt dieſe Auffaſſung unhaltbar. 
Ein Hausbeſitzer verlangt von ſeiner Hausbeſitzung einen dauernden 
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Ertrag, den er als Einkommen verwenden kann, ohne daß dadurch ſeine 
Vermögenslage verſchlechtert wird. Eine ſolche Verſchechterung würde 
aber eintreten, wenn von dem Rohertrag nicht regelmäßig eine Quote 
in Abzug gebracht wird, die ſo groß iſt, daß das Anlagekapital des 
Hauſes getilgt iſt, ſobald es abbruchsreif geworden iſt. Ein Poſten 
„Abſchreibungen“ iſt alſo zweifellos erforderlich. Seine Höhe iſt in 
der Hauptſache abhängig von der Güte des Bauwerks ſelbſt. Nimmt 
man, wie die Einkommenſteuerkommiſſion des Kreiſes Teltow, im 
Durchſchnitt ½ / der Baukoſten an, jo würde das für Mariendorf 
6 der Bruttomieten ausmachen. 
| Ebenſo wie die Amortiſationsquote iſt in der Praxis auch die 
Berückſichtigung einer Riſiko⸗ oder Verſicherungsprämie gegen Miet: 
verluſte faſt immer vernachläſſigt worden. Allerdings iſt es zurzeit 
kaum möglich, die Höhe dieſer Prämie mit einiger Zuverläſſigkeit zu 
beſtimmen. Bei den übrigen Abzügen handelt es ſich um regelmäßig 
wiederkehrende Ausgaben bzw. um die Abſchreibung eines bekannten 
Wertobjektes, alſo um Beträge, die innerhalb eines Gemeindebezirks 
im weſentlichen konſtant bleiben, und für deren Höhe genügend zuver⸗ 
läſſige Erfahrungsſätze ſchon vorhanden ſind. Für eine Veranſchlagung 
der möglichen Mietausfälle fehlen aber noch jegliche Unlerlagen. Für 
Mariendorf wurde unter Berückſichtigung von Vorſchlägen von Kampf! 
ein Betrag von 1% angenommen werden, und danach erhöhen ſich 
die vorher abgeleiteten Sätze um 6 + 1 = 7%. Die Abzüge machen 
alſo in dem eigentlichen Mariendorf 27% und in Südende 26 % 
bzw. 30 %, 34% und 36 % der Bruttomieten aus. 

In dieſem Zuſammenhang iſt ſchließlich noch die Frage zu er⸗ 


örtern, welcher Zinsfuß der Kapitaliſierung des Reinertrages zugrunde 


zu legen iſt, wenn man den Ertragswert herleiten will. Mit einem 
einfachen Hinweis auf den „landesüblichen Zinsfuß“ kommt man nicht 


aus, da für die erſten, die zweiten und die ſpäteren Hypotheken ver⸗ 


ſchieden hohe Zinsſätze „landesüblich“ find. Nun iſt aber bekannt, 
daß beim ſtädtiſchen Grundbeſitz der Umfang der erſten und der jpä= 
teren Hypotheken in einem gewiſſen gleichmäßigen Verhältnis zum 
Geſamtwert der Beſitzungen ſteht. Die Beleihungsquoten ſchwanken 
zwar nach Zeit und Ort, ſind aber doch für beſtimmte Jahre und 


Gegenden einheitlich feftftellbar. Für Groß⸗Berlin konnte man zum ` 


Beiſpiel annehmen?, daß in den letzten Jahren vor dem Kriege für 


erſte Hypotheken bei 60 des Wertes rund 4% und für zweite 


Hypotheken bei 25 „% des Wertes rund 4½ % gezahlt worden find. 
Für etwaige weitere Hypotheken und den eigenen Vermögensanteil 
des Hausbeſitzes wurden 5 % Zinſen angenommen. Ein Hausbeſitzer 
muß aber erwarten, daß der Reinertrag nicht nur gerade hinreicht, 
die aufgewendeten Koſten zu verzinſen, ſondern daß er außerdem noch 
einen gewiſſen Unternehmergewinn enthält; denn ſonſt würde jeder 


` Der Grundſtückswert. Berlin 1916. ö 
2 Hartmann, Bewertung ſtädtiſcher Grundſtücke. Berlin 1907. 
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Anreiz zum Bau oder zum Erwerb eines Hauſes fehlen. Die Höhe 
eines ſolchen Unternehmergewinnes kann natürlich ſehr verſchieden aus⸗ 
fallen, und die Frage, welcher Gewinn als angemeſſen anzuſehen iſt, 
kann ſtrittig ſein. Auf dem Berliner Grundſtücksmarkt hat ſich aber 
die Annahme eines ganz beſtimmten Minimalſatzes für den Unter⸗ 
nehmergewinn herausgebildet. Ein Mietshaus ſoll, nachdem ſämtliche 
Hypothekenzinſen und die Zinſen des dem Hausbeſitzer ſelbſt gehörenden 
Hauskapitals vom Reinertrag abgezogen worden ſind, mindeſtens noch 
einen „Überſchuß“ von 1% des Geſamtwertes der Hausbeſitzung 
bringen. Sonſt gilt der Hausbeſitz nicht als rentabel. | 

Hiernach können wir den der Kapitaliſierung des Reinertrages 
zugrunde zu legenden Zinsfuß r in einfacher Weiſe aus folgender 


Formel berechnen: 


r C,6 4 + 0,25 4,5 + 0,15 5 + 1 5,275. 


Der entſprechende Multiplikator iſt 18,96 oder rund 19. 


Drittes Kapitel 
Die Entwicklung der Bodenpreiſe in Mariendorf 
Die ſpekulativen Grundſtückskäufe haben in Mariendorf ſchon 
in den 1870 er Jahren begonnen, merkwürdigerweiſe an Stellen, 
die auch jetzt noch unbebaut ſind, nämlich in der Nordoſtecke der 


Gemarkung nahe der Tempelhofer und Britzer Grenze und ferner 
am Nordrande der Gemarkung im Anſchluß an die Grundſtücks⸗ 


| fäufe vom Südende. Die Höhe der damals gezahlten Preiſe läßt 
ſich aus den Zahlen der Tabelle 1 verfolgen, in der die bei den 


Verkäufen zweier größerer Grundſtücke erzielten Preiſe von 1 qm 
eingetragen ſind. 
Tabelle 1. | 
Die Kaufpreiſe zweier Grundſtückskomplexe von 1873 bis 1907 


Jahr Größe des Preis für Jahr Größe des Preis für 


des Grundſtücks 1 qm des Grundſtücks 1 qm 
Verkaufs ha Mk. Verkauf ha Mk. 
1 22 I 2 | 8 
1873 a 059 (1874 22 0,75 
1877 Desgl. 0,52 1875 Desgl. 2,5 
es (Konkurs) f (Tauſchgeſchäft) 
1880 Desgl. 0,59 1880 Degzgl. 0,67 
1882 Desgl. 0,38 1883 Desgl. 0,54 
1886 Desgl. 0,26 [ 1886 Desgl. 0,31 
1892 5 0,75 1898 10 1,77 
1897 46 | 08 (Rirhhof): 
1906 Desgl. 2,87 ] 1907 12 2.87 


Sqhnollers Jahrbuch XIIV 3. f 17 
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Wir erſehen daraus, daß die Urbeſitzer beim erſten Verkauf in ö 


den Jahren 1873 und 1874 ſchon ziemlich hohe Preiſe erzielt hatten, 
0,59 Mk. bzw. 0,75 Mk. für 1 qm, daß dann aber die Preiſe her⸗ 


unter gingen und im Jahre 1886 mit 0,26 Mk. bzw. 0,31 Mk. je 


qm den tiefſten Stand erreichten. Dann erholten ſie ſich wieder 
und ſtiegen bis auf 2,87 Mk. in den Jahren 1906 und 1907. 
Seitdem ſind dort keine weiteren Verkäufe mehr vorgekommen. 

Der Hauptſchauplatz des Grundſtückshandels in den letzten zwei 
Jahrzehnten vor dem Kriege war aber, wie ſchon erwähnt, das Ge⸗ 
lände zwiſchen der Chauſſeeſtraße einerſeits und Südende anderer- 
ſeits geweſen. In dieſem Gebiet ſind es vornehmlich drei Unter⸗ 
nehmer geweſen, die eine Anzahl größerer Komplexe von den Ur⸗ 
beſitzern gekauft und der Bebauung planmäßig zugeführt haben. 
Daneben ſind dann noch mehrere kleinere Teile von einzelnen Ur⸗ 
beſitzern in Bauſtellen eingeteilt und nach und nach, oft mit wenig 
Geſchick, verkauft worden. Für uns ſind von erheblicherem Intereſſe 
in erſter Linie die Schickſale der von den gewerbsmäßigen Grund⸗ 
ſtückshändlern erworbenen und weiter verkauften Grundſtücke. 

Der erſte der genannten, von Unternehmern planmäßig auf⸗ 
geſchloſſenen Grundſtückskomplexe iſt ſchon im Jahre 1879 von dem 
Urbeſitzer an einen Berliner Kaufmann für 2,1 Mk. für 1 qm ver⸗ 
kauft worden. Im Jahre 1891 wurde dasselbe Grundſtück für 
4,3 Mk. und 10 Jahre ſpäter, 1901, für 4,9 Mk. je qm ver⸗ 
kauft. Die Barzahlungen waren in dieſen beiden Fällen nicht 
erheblich; fie betrugen nur 0,5 Mk. bzw. 0,8 Mk. für 1 qm. Die 


Grundſtücke wurden daher mit 3,8 Mk. bzw. 4,1 Mk. je qm bes 


laſtet. Im Jahre 1905 ging die Beſitzung, rund 3,3 ha, ſchließlich 
an denjenigen Spekulanten über, der ſie in Bauſtellen zerlegte und 
dieſe zu verkaufen ſuchte. Er zahlte ſchon 11,0 Mk. für 1 qm, 
denn inzwiſchen war im Jahre 1903 durch eine neue Bauordnung 
für dieſen Teil von Mariendorf die geſchloſſene Bauweiſe mit vier⸗ 
geſchoſſigen Häuſern vorgeſehen, während bis dahin nur zwei⸗ 
geſchoſſige Einzelhäuſer geſtattet waren. Und da der Unternehmer 
die zur Anlage von neuen Straßen erforderlichen Flächen koſtenlos 
an die Gemeinde abtreten mußte, koſtete ihn ſchließlich ein Quadrat⸗ 
meter der Bauſtellen 13,1 Mk. Dieſem Preiſe ſtand eine bung: 


thekariſche Belaſtung von 10,4 Mk. je am gegenüber. Dazu gab 
dann noch in demſelben Jahre eine deutſche Großbank eine weitere 


Hypothek, ſo daß die Geſamtbelaſtung rund 18,0 Mk. je qm be⸗ 
tragen hat. Die Hypotheken ſind ſodann auf die einzelnen Parzellen 


ke SE, "dee Zen o EE — 4 


N und teilweiſen Bebauung gelangten Spekulationsgelände, rund 12 ha, 
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gleichmäßig verteilt worden in der Weiſe, daß an die erſte Stelle 
das Reſtkaufgeld, an die zweite Stelle die Bankhypotheken zu ſtehen 
kamen. In den Jahren 1906 und 1907 wurde von den rund 
30 Parzellen etwa ein Drittel für 35 — 40 Mk. je qm an kleine 
Bauunternehmer und Handwerker verkauft, die darauf Wohnhäuſer 
errichteten. Anzahlungen wurden in keinem Falle geleiſtet, ſo daß 
der Boden mit dem geſamten Kaufpreis belaſtet wurde. Mit einer 
Ausnahme ſind ſämtliche Grundſtücke nach ein bis zwei Jahren zur 
Zwangsverſteigerung gekommen, einige ſogar zweimal. 

Im Jahre 1911 verkaufte der Spekulant zehn weitere Bau⸗ 
ſtellen an Zwiſchenhändler zu einem Preiſe von 19,0 Mk., der der 
auf jeder Parzelle eingetragenen hypothekariſchen Belaſtung ent⸗ 
ſprach. Der Zwiſchenhändler hat dann einen Teil dieſer Parzellen 
für. 30,0 Mk. je qm weiterverkauft, wobei auch wieder der ge⸗ 
ſamte Kaufpreis geſtundet worden iſt. Doch gelang es dem Er⸗ 
werber offenbar nicht, genügend Geldmittel zu einem Häuſerbau 


aufzubringen. Auch dieſe Grundſtücke ſind im Jahre 1912 zur | 


Zwangsverſteigerung gekommen. Dann kamen noch einige einzelne 
Parzellen zur Veräußerung. Weitere Eigentumsveränderungen Gë 
ſeitdem auf dieſem Grundſtück nicht vorgekommen. 

Einen ähnlichen Charakter tragen die Bauſtellenverkäufe von 
einem zweiten, etwas kleineren Grundſtückskomplex, der im Jahre 
1898 für 2,3 Mk. je qm von dem Urbeſitzer an einen Spekulanten 
veräußert worden iſt. Nach der Abtretung des Straßenlandes be⸗ 
trugen die Koſten 2,9 Mk. je qm. Im Jahre 1905, alſo nach 


dem Inkrafttreten der Baupolizeiordnung von 1903, wurde dieſe 


Beſitzung für 12,4 Mk. je qm weiterverkauft. Eine deutſche 
Großbank gab einen größeren Geldbetrag als Hypothek, und damit 
ergab ſich eine Belaſtung von 10,4 Mk. auf 1 qm. Die Hypothek 
wurde auf die inzwiſchen eingeteilten rund 30 Bauſtellen gleich⸗ 
mäßig verteilt. In den Jahren 1908—1911 iſt es dann dem Be⸗ 


ſitzer gelungen, etwa die Hälfte der Bauſtellen zu Preiſen, die ſich 


zwiſchen 38,0 Mk. und 50,0 Mk. bewegten, loszuſchlagen. Die Er⸗ 
werber, faſt durchweg kleinere Handwerker und Kaufleute, leiſteten 
eine Anzahlung von nur 1000 Mk., der Reſt wurde geſtundet. Auf 
allen veräußerten Parzellen ſind Gebäude errichtet worden, die aber 


ſämtlich zur Zwangsverſteigerung gekommen find. Die übrigen Baus 


ſtellen ſind in der Hand des Beſitzers geblieben. | 
Das größte, in dem eigentlichen Mariendorf zur Aufſchließung 
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tft im ger 1896 von Bei Urbeſttzer für einen Preis von 1,76 Mk. 


je 1 qm an den „Terrainunternehmer“ verkauft worden. Nach 
Abtretung des Straßenlandes koſtete ihn ein Quadratmeter Bau⸗ 
land rund 2,2 Mk. Die erſten 16 Bauſtellen ſind im Jahre 1900 


zum Verkauf gekommen, alſo zu einer Zeit, zu der noch für das 


ganze in Frage kommende Gelände eine ältere Baupolizeiordnung 
(von 1892) galt. Dieſe geſtattete nur eine landhausmäßige Be⸗ 
bauung, und dementſprechend wurden die Bauſtellen durchweg mit 
kleinen Wohnhäuſern beſetzt, die in der Regel nur je drei Zwei⸗ 
zimmerwohnungen enthielten. Die gezahlten Bodenpreiſe waren ſehr 
mäßig, ſie betrugen 4,2 Mk. für 1 qm. Die weiteren Schickſale, 
die dieſe Hausbeſitzungen erfahren haben, ſtehen in einem wohl- 
tuenden Gegenſatz zu der Entwicklung, die der Grundſtückshandel 


auf den beiden anderen Spekulationsterrains genommen hat. Kein 


einziges von den 16 Wohnhäuſern iſt zur Zwangsverſteigerung ge— 
kommen, im Gegenteil, mit zwei Ausnahmen befinden ſich noch alle 


im Eigentum ihrer Erbauer. 


Nachdem aber die Baupolizeiordnung von 1903 hier den ge⸗ 
ſchloſſenen, viergeſchoſſigen Häuſerbau zugelaſſen hatte, nimmt der 
Grundſtückshandel auch hier ſofort jene unſicheren und unerfreulichen 
Formen an. Der Großſpekulant bediente ſich zum Vertrieb ſeiner 
Bauplätze nunmehr ebenfalls der Zwiſchenhändler, doch wurde der 
Grund und Boden an dieſe — offenbar um die Übertragungskoſten 
zu erſparen — nicht immer aufgelaſſen. Den Zwiſchenhändlern 
wurde vielfach lediglich ein notarieller Verkaufsantrag (Offerte) ge⸗ 


macht, in dem ihnen beſtimmte Parzellen zu einem verhältnismäßig 


nicht zu hohen Preiſe angeboten wurden, für den Fall, daß ſie für 
die Bebauung der Parzellen bis zu einem beſtimmten Tage Sorge 
trugen. Für die Zwiſchenhändler kam es alſo darauf an, geeignete 
Bauunternehmer zu finden und dieſen möglichſt hohe Bodenpreiſe 
abzuringen. Denn in der Differenz zwiſchen dem angebotenen Preis 
und dem Verkaufspreis ſteckte ihr Gewinn. Im Jahre 1904 zum 
Beiſpiel wurde einem Zwiſchenhändler eine Reihe von Parzellen 
durch notariellen Vertrag zu einem Preiſe von 14,0 Mk. je qm 
angeboten. Er nahm das Angebot an und bot es noch in dem: 
ſelben Jahre einem zweiten Zwiſchenhändler an, er forderte aber 
ſchon 28,0 Mk. je qm. Auch dieſes Angebot wurde angenommen. 


Ein norddeutſches Kreditinſtitut belieh die Grundſtücke ſo hoch, daß 


die hypothekariſche Belaſtung von einem Quadratmeter 17,0 Mk. be⸗ 
trug. Im Jahre 1905 wurden alle Bauplätze an kleine Unternehmer, 


de 


$ 
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Handwerker uſw. verkauft zum Preiſe von 35,0 Mk. bis 40,0 Mk. 


je 1 qm, und nun zeigte ſich bald das uns ſchon bekannte Bild. 
Es wurden Wohnhäuſer auf ihnen errichtet, die alle ein Jahr ſpäter 
zur Zwangsverſteigerung kamen. 


Manchen Zwiſchenhändlern, die die Bauftellen kauflic erworben 


hatten, gelang es aber nicht immer, Bauunternehmer zu finden, die 


das nötige Baugeld erhielten und die geplanten Bauten auch tatſäch⸗ 


lich ausführen konnten. Die Parzellen gingen daher häufig von Hand 
zu Hand und erzielten ſehr wechſelnde Preiſe. In Mariendorf 
iſt durch alle dieſe Kreditoperationen ein regelloſes Durcheinander 


von Grundſtückspreiſen entſtanden, das ohne ein gründliches Studium 
der in den Grundakten enthaltenen Kaufverträge völlig unverſtänd⸗ 


lich bleiben müßte. Dieſes Durcheinander iſt aus der auf S. 262 
abgedruckten Skizze deutlich zu erkennen. Dieſe Skizze iſt ein Aus⸗ 
ſchnitt aus einer ſogenannten Wertkarte, d. h. der Kataſterkarte !, 
in die die für die einzelnen Parzellen gezahlten Kaufpreiſe, auf einen 
Ouadratmeter berechnet, eingetragen ſind. Jeder Kaufpreisangabe 


iſt das Jahr des Kaufes beigeſchrieben worden. Wir ſehen, daß 


die Preiſe für ganz gleichartige Grundſtücke oft um 100% von⸗ 
einander abweichen. Die Parzellen Nr. 25, 26 und 30 bis 40 zum 
Beiſpiel erzielten in den Jahren 1906 und 1907 Preiſe von 35,0 Mk. 
biss 41,0 Mk. je qm, während mehrere gegenüberliegende Bau⸗ 
plätze 1911 nur 18— 22,0 Mk. gebracht haben. Die Parzelle Nr. 1 


wurde 1905 für] 55,0 Mk., 1909 aber für 35,0 Mk. je qm ver 


kauft. Beſonders häufig wechſelten die Parzellen 6— 11 ihre Beſitzer 


und die dabei erzielten Kaufpreiſe zeigten noch größere Unterſchiede. 
Dieſe letzten Preiſe find zur näheren Erläuterung der dabei vor 
genommenen Kreditoperationen noch einmal in Tabelle 2 (S. 263) 


geordnet und der Höhe der jedesmaligen Belaſtung gegenübergeſtellt 
worden. Der erſte Erwerber dieſer ſechs Parzellen im Jahre 1904 
war ein Zwiſchenhändler, der die in Spalte 3 aufgeführten Preiſe 
bewilligt hatte. Eine Anzahlung brauchte er nicht zu leiſten; es 
kam für ihn darauf an, die Parzellen recht bald weiter zu verkaufen 
und dabei dier Preiſe ſo hoch wie möglich zu treiben, denn in den 
Preisunterſchieden ſteckte ſein Verdienſt. Im Jahre 1905 fand er 


ſechs kleine Handwerker (Tiſchler, Zimmerleute, Malermeiſter ufw.), 


1 Die einzelnen Straßenzüge und Baublocks find darin in völlig veränderter 
Form eingetragen, ſo daß nicht zu erkennen ifl, um welche Grundſtücke es ſich 


in . handelt. 
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preiſe ſofort auf 20,0 Mk. bis 30,0 Mk. fur den Quadratmeter in 


die Höhe, einzelne für Geſchäftshäuſer beſonders günſtig an der 


Hauptverkehrsſtraße gelegene Bauſtellen erzielten ſogar 40,0 Mk. 
und mehr für 1 qm. 

| Der öſtlich der Anhalter Bahn gelegene Geländeteil iſt zuletzt 
aufgeſchloſſen worden. Hier wurden zwei größere Grundſtücks⸗ 


komplexe an Zwiſchenhändler veräußert, doch ſind die Bauſtellen durch 
Deieſe nicht verteuert worden. Die von ihnen geforderten Preiſe be⸗ 


wegten ſich, ebenſo wie weſtlich der Bahn, zwiſchen 18,0 Mk. und 
30,0 Mk. je qm, meiſtens zwiſchen 20,0 und 25,0 Mk. 

| Das ganze Grundſtücksgeſchäft in Südende trägt alſo im Gegen⸗ 
ſatz zu den Verhältniſſen, die wir im eigentlichen Mariendorf kennen⸗ 
gelernt hatten, einen ſehr ſoliden Charakter. Zwangsverſteigerungen 
waren nur ganz vereinzelt vorgekommen. 


Viertes Kapitel 


Die * und die Entwicklung der Mietpreiſe in 
Mariendorf | 


1. Aus den Ausführungen im 3. Kapitel konnten wir ent- 
nehmen, daß die nach 1903 im eigentlichen Mariendorf für Bau⸗ 
ſtellen gezahlten Kaufpreiſe ein wirres Durcheinander darſtellen. 
Unterſchiede von 100 %% und mehr waren in den Preiſen für ganz 
gleichartige Parzellen häufig zu beobachten. Wie ſteht es nun mit 
den Mietpreiſen? Iſt es möglich, nähere Beziehungen zwiſchen 
dieſen und den Bodenpreiſen zu erkennen, etwa in der Weiſe, daß 
dort, wo der Grund und Boden höher bezahlt worden iſt, auch 
höhere Mietpreiſe gezahlt werden und umgekehrt? Oder iſt ein 
ſolcher Zuſammenhang nicht feſtzuſtellen? 

Um derartige Unterſuchungen überhaupt ausführen zu können, 
war es notwendig, die Mietpreiſe auf eine Flächeneinheit zu beziehen, 
und das iſt, wie erwähnt, in der Weiſe geſchehen, daß für jedes 
Haus der auf einen Quadratmeter Wohnfläche entfallende Anteil des 
Mietpreiſes berechnet worden iſt. 
| (Siehe Tabelle 3 auf ©. 267 E 268). 

Die Tabelle 3 enthält die im Jahre 1913 in 137 Wohnhäuſern 
Mariendorfs erzielten, in dieſer Weiſe umgerechneten Bruttomietpreiſe. 
Im eigentlichen Mariendorf (ausſchließlich Südende) betrug 
bei dem hier vorherrſchenden Wohnhausbau ohne Zentralheizung 


und Warmwaſſerverſorgung die Bruttomiete von 1 qm Wohnfläche 
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` D 
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j Tabelle 3 


Im Jahre 1913 für 1 qm Wohnfläche gezahlte Brutto · 
mietpreiſe ö 


L 100 Wohnhäuſer im eigentlichen Mariendorf 


Mietpreiſe Mietpreiſe | Mietpreiſe an 
! in in in 

in Seiten⸗ in. Seiten⸗ in Seiten⸗ in Seiten⸗ 
Border: |: und Vorder⸗ und Vorder⸗ und Vorder⸗ und 
häufen | Hinter | häufern Hinter⸗häuſern Hinter⸗häuſern Hinter⸗ 
- häuſern häuſern + häuſern häuſern 
Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. . 


A. Gebäude ohne Zentralheizung und ohne Warmwaſſerverſorgung 
1. Rathausſtraße 2. Kaiſerſtraße 3. Kurfürſtenſtraße 4. Strelitzer Straße 


48 | 46 5,2 42 5,6 An 49 4,7 
44 41 5,1 5,4 42 4,7 4,3 
4.5 39 | 53 er 5,1 4.9 Ba. 
45 3,9 5,6 44 48 4,3 53 — 
4,6 4,3 5,3 4.5 4,9 des 5,9 Sa 
4,3 4,2 5,1 — 5,8 — 5,6 — 
4.1 —. 50 — 43 4,8 49 — 
4,7 4,5 5.2 5,1 4,8 = 48 ne 
44 A8 5,0 4,1 4.9 42 44 Ss 
41 — 5,0 4,1 4,7 3,8 5,2 — 
44 43 | 52 | 44 5 Si 485 

| 4,5 43 
50 | 44 
5. Königſtraße 6. Sege 7. Eiſenacher Straße 8. Sar Straße 
3,8 — 152 4,7 = 42 3,7 
4,2 — 4,6 —, 4,8 — 4,6 4,0 
4,3 er 4,9 44 52 8 4.0 ee 
5,2 = 5,1 48 | Aë . 4,1 ni 
52 Sa 5,6 Sé 4,8 — 4,7 = 
4,6 — 4,3 4,1 4,1 3,4 4,3 4,1 
456 — 5,0 Ke | Aug | 34 | 48 | 39 
\ f DI N 
9. Schöneberger Dem, 11. Ringſtraße u. 
Straße Blumenweg 
Ä Großbeerenſtraße 
4.9 — AR — 5,8 | — 
5,4 — 5,1 — 4,8 — 
5,3 | 54 4,3 Sa 4,7 | _ 
49 — 4,4 — 4,4 — 


5,1 | | = | # | = E 
Geſamtdurchſchnitt von A: in SE 4,8; in SENG 4,3. 


Sab 
a 
— g D 


Br Mater Nothkegel on. 


o ËCH d C. Gebäude der Chauſſeeſtraße, 
B. Gebäude mit Warmwaſſer⸗ deren Erdgeſchoſſe Geſchäfts⸗ 


| : räume enthalten (ohne Zentral⸗ 
verjorgung ohn e Zentralheizung heizung und Warmwaſſerverſorgung) 


Mietpreiſe Mietpreiſe 
in in Seiten⸗ im in den oberen 
Vorder⸗ | und Hinter⸗ ie Pe 
häuſern | en ` 
Mt. 101 SCHER 51 
Kurfürſten⸗, Kaiſer⸗ und S | 10 
Marienfelder Straße 8,9 4,6 
5,8 5,0 10,6 5,6 
6,6 ec 7,4 5,2 
5,9 | — 9,5 35 
5 11,1 8 
6,1 5800 113 553 
8,7 5,5 
7,5 5,1 
6,9 5,5 
7,8 5,2 
6,7 4,7 
9,9 5,6 
11,0 4,7 
9,2 4,3 
. TA 
9,1 ee EE, ee 5,1 | 
IL 37 Wohnhäuſer in Südende 
Gebäude ohne Warm⸗ Gebäude mit Warm⸗ Gebäude mit Warm⸗ 
waſſerverſorgung und waſſerverſorgung waſſerverſorgung und 
ohne Zentralheizung ohne Zentralheizung mit Zentralheizung | 
Mietpreiſe Mietpreiſe Mietpreiſe 
in Vorder⸗ in Hinter⸗ in Borber- | in Hinter | in Vorder⸗ | in Hinter- 
SE De häuſern häuſern häuſern häuſern 
M. M M Mk. Ä 
| = Sak ` 
56 | — 7,4 | — 8,7 | 8,8 
68 — ee "e 91 94 
7,0 — 74 — 7,9 | E 
5,2 ES 988 — 933 
6,5 — SS Të e LL 
6,44 — re 9,4 > 
5,2 | — 6,4 | Be 8,2 S 8 
5,1 | = 719 | = 7,7 er 
— 10,2 — 
62 ee U. „= 7,9 = 
6,1 — 8,8 — 
6,2 8 8,0 — 
6, = E 6,3 
8,2 — 
6,0 | — 88 sen 
8,7 — 
8,5 8,2 
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(ſiehe Abt. 14 der Tabelle) 4,8 Mk., bei den wenigen — nur 
3 Stück — Gebäuden mit Warmwaſſerverſorgung (aber ohne Zentral⸗ 
heizung) 6,1 Mk. Die Hinterhäuſer brachten erheblich weniger, 
nämlich 43 Mk, Miete (ohne Warmwaſſerverſorgung und ohne 
Zentralheizung). Von dieſem Geſamtdurchſchnitt weichen die in den 
verſchiedenen Straßen erzielten durchſchnittlichen Mieten mehr oder 
weniger ab, und noch größer werden die Unterſchiede, wenn man 
die Miete der einzelnen Häuſer zum Vergleich heranzieht. Die Brutto⸗ 
mietpreiſe ſchwanken zwiſchen 3,8 Mk. und 5,7 Mk. auf 1 qm 


» Wohnfläche von den Vorderhäuſern. Dieſen Verſchiedenheiten in 
den Mietpreiſen entſprechen aber nicht die Unterſchiede, die in den 
Bodenpreiſen zu finden find. So haben zum Beiſpiel die Bauplätze 


der Strelitzer Straße, der Königſtraße, der Schöneberger Straße und 


der Ringſtraße (mit Blumenweg) 40,0 Mk. je qm gekoſtet, der durch⸗ 
ſchnittliche Mitpreis von einem Quadratmeter Wohnfläche hat dort 


aber 5,1 Mk. bzw. 4,6 Mk., 5,1 Mk. und 4,8 Mk. betragen. In 
der Kaiſerſtraße und in der Schützen⸗ und Schwerinſtraße war für 
einen Quadratmeter Bauland 33,0 bis 35,0 Mk. gezahlt worden, 
die Mietpreiſe ergeben ſich aber zu 5,2 Mk. bzw. 4,6 Mk. je qm 
Wohnfläche. In der Kurfürſtenſtraße und in der Lankwitzer Straße 
hat ein Quadratmeter rund 31,0 Mk. gekoſtet, der Mietpreis betrug 
aber in der erſteren Straße 5,0 Mk., in der letzteren 4,8 Mk. In 
der Eiſenacher Straße, wo die Hausbeſitzer den Boden beſonders 
billig, für rund 14,0 Mk. je am im Durchſchnitt, zum Teil von 
den Urbeſitzern, gekauft haben, kam auf einen Quadratmeter Wohn⸗ 
fläche ein Mietpreis von 4,7 Mk. Die Unterſchiede in den Miet⸗ 
preiſen ſtehen alſo in keiner Beziehung zu der verſchiedenen Höhe 
der Bodenpreiſe. Die Bodenſpekulanten hatten, wie wir ſchon ge⸗ 


ſehen haben, die Bauſtellenpreiſe ohne Rückſicht auf den möglichen 


Ertrag in die Höhe zu treiben geſucht, und das war ihnen je nach 
der größeren oder geringeren Geſchäftsgewandtheit der Abnehmer 
bald mehr, bald weniger gelungen. In das Durcheinander der 
Bodenpreiſe iſt alſo auch mit Hilfe der Mietpreiſe keine Ordnung 


zu bringen. 


Die Verſchiedenheiten in der Höhe der Mietpreiſe ſind aber 
nicht, wie die Unterſchiede in den Bodenpreiſen, zufälliger Natur, 
ſie ſind vielmehr durch die tatſächlichen Verhältniſſe in der Regel 
durchaus begründet. Verfolgt man die Preiſe an der Hand ber, 
Karte, ſo fällt ſofort in die Augen, daß die Häuſer, die beſonders 
günſtig zu den Verkehrsanlagen (Bahnhöfen, elektriſchen Bahnen) 
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1. für Warmwaſſerverſorgung allein. . 4% der Bruttomiete, 


2. für Zentralheizung allein 8% > B 
und 3. für Zentralheizung und Barmmaller- 
verforgung zufammen . . 10% = 


Nach Abzug aller dieſer Beträge ergibt ſich, wie geſagt, die „Netto— 
miete“ eines Hauſes. Aus dieſer hat aber der Hausbeſitzer noch ver— 
ſchiedene andere regelmäßig wiederkehrende Laſten und Ausgaben zu 
beſtreiten, die ferner noch ermittelt und abgezogen werden müſſen. Erſt 
dann gelangen wir zu dem wirklichen „Reinertrag“, den ein Grund— 
ſtück ſeinem Beſitzer gewähren kann, und der für die Bewertung des 
Grundſtückes in erſter Linie maßgebend iſt. 
Diefe Ausgaben find folgende: | 
1. die Realſteuern (Grund⸗ und Gebäutefteuer), 
2. die Feuerverſicherungsprämie und 
3. die Ausgaben für die Verwaltung und Inſtandhaltung des 
Hauſes (Reparaturkoſten). 


In Mariendorf wurde vor dem Kriege von den Hausgrundſtücken a 


eine Grundſteuer von 3 vom Taufend des gemeinen Wertes erhoben. 
Da die Bruttomieten, wie aus einer groben Durchſchnittsberechnung 
ermittelt wurde, etwa 6,2 ꝓdes Grundſtückswertes ausmachen, ergab 
eine einfache Regeldetrierechnung, daß die Grundſteuer durchſchnittlich 

4,8 % Per Bruttomieten beträgt. In ähnlicher Weiſe wurde berechnet, 
daß die Feuerverſicherungsprämie etwa 0,65 % é der Bruttomieten be— 
trägt. Dabei war angenommen, daß die Prämien durchſchnittlich auf 
0,4% e vom Baukoſtenwert feſtgeſetzt ſind !. 


Während die Feſtſtellung der Höhe dieſer beiden Poſten verhältnis⸗ | 


mäßig einfach war, jtellten ſich der Ermittlung der für die Verwaltung 
und Inſtandhaltung der Häuſer in Mariendorf aufzuwendenden Koſten 
außerordentlich große Schwierigkeiten entgegen. Die Frage iſt nur 
zu beantworten auf Grund zahlreicher zuverläſſig und ſorgfältig ge— 


führter Ausgabenbücher der Hausbeſitzer, die ſich zudem auf einen 
möglichſt langen Zeitraum erſtrecken müſſen, da die Neparaturfoften ! 


in den einzelnen Jahren verſchieden hoch zu ſein pflegen. Derartige 
Bücher waren aber nur vereinzelt zu erhalten, auch erſtreckten ſich dieſe 


nur auf einige wenige Jahre. Darum wurde davon Abſtand genommen, . 


für Mariendorf beſondere Sätze zu berechnen, es wurden vielmehr 


wieder die Erfahrungsſätze der Steuerverwaltung verwendet. Für die 


Vororte Berlins gilt ein Abzug von etwa 6 von den Bruttomieten 
hierfür als angemeſſen. Dabei iſt aber zu berückſichtigen, daß die 
Reparaturkoſten in ſolchen Häuſern, die vorwiegend kleine Wohnungen 
von ein bis drei Zimmer enthalten, in der Regel höher ausfallen als 
in Häuſern mit großen herrſchaftlichen Wohnungen. Der kleine Mann 


1 Die tatſächlich gezahlten Prämien ſind allerdings noch höher, weil die 
Feuerverſicherungstaxen durchweg viel zu hoch ausgefallen find. Sie umfaſſen 
in Mariendorf nicht nur den Gebäudewert, ſondern in der Regel auch noch den 
Wert des Grund und Bodens mit. Auf dieſe Umſtände iſt aber bei der Be⸗ 
rechnung des Abzuges keine Rückſicht genommen worden. 


— 


w 
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nutzt die Wohnräume nicht nur ſtärker ab, er zieht auch viel häufiger 
als der Inhaber einer großen Wohnung. Und es iſt bekannt, daß bei 
jeder Neuvermietung zahlreiche Reparaturen auszuführen ſind, die nicht 
notwendig geworden wären, wenn der bisherige Mieter die Wohnung 
weiter behalten hätte. In dem eigentlichen Mariendorf überwiegen die 
Häuſer mit vielen kleinen Wohnungen. Darum wurde ein Reparatur⸗ 
koeffizient von 6,5 bis 7 o eingeſetzt. 

Die Geſamtſummen der baren Auslagen, die der Hausbeſitzer 
jährlich aus der Bruttomiete zu beſtreiten hat, ſetzt ſich demnach in 
folgender Weiſe zuſammen: 

1. die ſogen. Nebenabgaben betragen . 8,0 0% der Bruttomiete, 

2. die Realſteueen .. 4,8% ` 

3. die Feuerverſicherungsprämien ... O0, 65 % und 

4. die. Reparaturkoſten uw. . 6,5 bis 7%, 
zuſammen 19,95 bis 20,45 /. 


Für die vorliegende Arbeit iſt ein Durchſchnittsſatz von 20 % 
für das eigentliche Mariendorf und von 19% für die Villenkolonie 
Südende angenommen worden, da hier die ſogenannten Reparatur⸗ 
koſten etwas geringer zu veranſchlagen ſind als dort. Dazu treten in 
Südende unter Umſtänden noch die Ausgaben für die Zentralheizung 
und Warmwaſſerverſorgung, ſo daß ſich alsdann Abzüge in folgender 
Höhe ergeben: 

1. bei Häuſern mit Warmwaſſerverſorgung allein. 23%, 
2. bei Häuſern mit Zentralheizung allein. . 27% und 
3. bei Häuſern mit Zentralheizung und mit Warm⸗ 7 
waſſerverſorunnnn gg 29% 
der Bruttomieten. 
) Diefe Zahlen gelten für die Zeit von 1910 bis 1913. In den 
Jahren 1907 bis 1909 betrug die Grundſteuer 2 v. T. und von 
1904 bis 1906 1,7 v. T. des gemeinen Wertes. Die Abzüge ſind 
daher für dieſe Jahre um rund 1 bzw. 2% zu kürzen. | 


In dieſer Weiſe, allerdings mit verſchiedenen, oft mehr oder 


weniger richtigen Anſätzen, ſind bisher wohl allgemein die Reinertrags⸗ 


berechnungen von Mietshausbeſitzungen ausgeführt worden. Es fehlt 
aber noch ein Poſten, der in der Praxis faſt immer vernachläſſigt 
worden ift, nämlich ein Amortiſationsbetrag für die Abnutzung der 
Gebäude, ein Betrag für „Abſchreibungen“. Durch dieſe Abſchreibungen 
ſoll ein Kapital angeſammelt werden, damit in dem Augenblick, in dem 
ein Gebäude abgebrochen wird, die Baukoſten auch getilgt ſind. Von 
ſehr vielen Hausbeſitzern wie auch in der Literatur wird aber häufig 
der Standpunkt vertreten, daß der ſogenannte Materialwert eines 


Hauſes nicht abſchreibungsbedürftig ſei, weil die natürliche Wert⸗ 


minderung des Hauſes durch die gleichzeitige Steigung des Bodenwertes 
mehr als ausgeglichen werde. Das mag vielleicht für einzelne ſehr 
bevorzugte Geſchäftsgegenden eine gewiſſe Berechtigung haben. Wo es 
ſich aber um Wohngebäude handelt, iſt dieſe Auffaſſung unhaltbar. 
Ein Hausbeſitzer verlangt von ſeiner Hausbeſitzung einen dauernden 
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Ertrag, den er als Einkommen verwenden kann, ohne daß dadurch ſeine 
Vermögenslage verſchlechtert wird. Eine ſolche Verſchechterung würde 
aber eintreten, wenn von dem Rohertrag nicht regelmäßig eine Quote 
in Abzug gebracht wird, die ſo groß iſt, daß das Anlagekapital des 
Hauſes getilgt iſt, ſobald es abbruchsreif geworden iſt. Ein Poſten 
„Abſchreibungen“ iſt alſo zweifellos erforderlich. Seine Höhe iſt in | 
der Hauptſache abhängig von der Güte des Bauwerks ſelbſt. Nimmt | 
man, wie die Einkommenſteuerkommiſſion des Kreiſes Teltow, im 

Durchſchnitt ½ % der Baukoſten an, jo würde das für Mariendorf 
6 000 der Bruttomieten ausmachen. 

Ebenſo wie die Amortiſationsquote iſt in der Praxis auch die 
Berückſichtigung einer Riſiko⸗ oder Verſicherungsprämie gegen Miet- 
verluſte faſt immer vernachläſſigt worden. Allerdings iſt es zurzeit 
kaum möglich, die Höhe dieſer Prämie mit einiger Zuverläſſigkeit zu 
beſtimmen. Bei den übrigen Abzügen handelt es ſich um regelmäßig 
wiederkehrende Ausgaben bzw. um die Abſchreibung eines bekannten 
Wertobjektes, alſo um Beträge, die innerhalb eines Gemeindebezirk 
im weſentlichen konſtant bleiben, und für deren Höhe genügend zuver⸗ 
läſſige Erfahrungsſätze ſchon vorhanden find. Für eine Veranſchlagung 
der möglichen Mietausfälle fehlen aber noch jegliche Unlerlagen. Für 
Mariendorf wurde unter Berückſichtigung von Vorſchlägen von Kampf! 
ein Betrag von 1% angenommen werden, und danach erhöhen ſich 
die vorher abgeleiteten Sätze um 6 + 1 = 7%. Die Abzüge machen 
alſo in dem eigentlichen Mariendorf 27 %% und in Südende 26 % 
bzw. 30 %, 34 und 36 der Bruttomieten aus. 

Ign dieſem Zuſammenhang iſt ſchließlich noch die Frage zu er⸗ 
örtern, welcher Zinsfuß der Kapitaliſierung des Reinertrages zugrunde 
zu legen iſt, wenn man den Ertragswert herleiten will. Mit einem 
einfachen Hinweis auf den „landesüblichen Zinsfuß“ kommt man nicht 
aus, da für die erſten, die zweiten und die ſpäteren Hypotheken ger: 
ſchieden hohe Zinsſätze „landesüblich“ find. Nun iſt aber bekannt, 
daß beim ſtädtiſchen Grundbeſitz der Umfang der erſten und der ſpä⸗ 
teren Hypotheken in einem gewiſſen gleichmäßigen Verhältnis zum 
Geſamtwert der Beſitzungen ſteht. Die Beleihungsquoten ſchwanken 
zwar nach Zeit und Ort, ſind aber doch für beſtimmte Jahre und 
Gegenden einheitlich feſtſtellbar. Für Groß ⸗ Berlin konnte man zum 
Beiſpiel annehmen?, daß in den letzten Jahren vor dem Kriege für 
erſte Hypotheken bei 60 Vo des Wertes rund 4% und für zweite 
Hypotheken bei 25 %% des Wertes rund 4½ % gezahlt worden find. 
Für etwaige weitere Hypotheken und den eigenen Vermögensanteil 
des Hausbeſitzes wurden 5% Zinfen angenommen. Ein Hausbeſitzer 
muß aber erwarten, daß der Reinertrag nicht nur gerade hinreicht, 
die aufgewendeten Koſten zu verzinſen, ſondern daß er außerdem noch 
einen gewiſſen Unternehmergewinn enthält; denn ſonſt würde jeder 


1 Der Grundſtückswert. Berlin 1916. 
2 Hartmann, Bewertung ſtädtiſcher Grundſtücke. Berlin 1907. 
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Anreiz zum Bau oder zum Erwerb eines Hauſes fehlen. Die Höhe 
eines ſolchen Unternehmergewinnes kann natürlich ſehr verſchieden aus⸗ 
fallen, und die Frage, welcher Gewinn als angemeſſen anzuſehen iſt, 
kann ſtrittig ſein. Auf dem Berliner Grundſtücksmarkt hat ſich aber 
die Annahme eines ganz beſtimmten Minimalſatzes für den Unter⸗ 
nehmergewinn herausgebildet. Ein Mietshaus ſoll, nachdem ſämtliche 
„ Hyypothekenzinſen und die Zinſen des dem Hausbeſitzer ſelbſt gehörenden 
Hauskapitals vom Reinertrag abgezogen worden ſind, mindeſtens noch 
einen „Überſchuß“ von 1% des Geſamtwertes der Hausbeſitzung 
bringen. Sonſt gilt der Hausbeſitz nicht als rentabel. 
Hiernach können wir den der Kapitaliſierung des Reinertrages 
zugrunde zu legenden Zinsfuß 1 in einfacher Weiſe aus folgender 
Formel berechnen: 
r = 0,6. 4 + 0,25 . 4,5 e 0,15 5 + 1 = 5,275. 


Der entſprechende Multiplikator ift 18,96 oder rund 19. 


Drittes Kapitel 
Die Entwicklung der Bodenpreiſe in Mariendorf 


Die ſpekulativen Grundſtückskäufe haben in Mariendorf ſchon 
in den 1870 er Jahren begonnen, merkwürdigerweiſe an Stellen, 
die auch jetzt noch unbebaut ſind, nämlich in der Nordoſtecke der 
Gemarkung nahe der Tempelhofer und Britzer Grenze und ferner 
am Nordrande der Gemarkung im Anſchluß an die Grundſtücks⸗ 
käufe vom Südende. Die Höhe der damals gezahlten Preiſe läßt 

ſich aus den Zahlen der Tabelle 1 verfolgen, in der die bei den 
Verkäufen zweier größerer Grundſtücke erzielten Preiſe von 1 qm 
eee ſind. | 
Tabelle 1. 
Die Kaufpreiſe zweier Grundſtückskomplexe von 1873 bis 1907 


Jahr Größe des Preis für Jahr Größe des Preis für 


des Grundſtücks 1 qm des Grundſtücks 1 qm 
Verkaufs ha Mk. Verkaufs ha Mk. 
ı | 2 | 8 1 ı 2 | 8 
mmm 51 | wa 1874 22 0,75 
1877 | Degl + 0,52 1875 Desgl. 2,5 
u (Konkurs) (Tauſchgeſchäft) 
1880 Desgl 0,59 1880 Desgl. 67 
1882 Desgl 0, 1883 Desgl. 0,54 
1886 Desgl 0,26 1886 Desgl. 0,31 
1892 5 0,75 1898 10 1.77 
1897 46 0,85 Ä (Kirchhof) 
1906 Desgl 2,87 1907 | 12 2.8587 
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Wir erſehen daraus, daß die Urbeſitzer beim erſten Verkauf in 
den Jahren 1873 und 1874 ſchon ziemlich hohe Preiſe erzielt hatten, 
0,59 Mk. bzw. 0,75 Mk. für 1 qm, daß dann aber die Preiſe her⸗ 
unter gingen und im Jahre 1886 mit 0,26 Mk. bzw. 0,31 Mk. je 
qm den tiefſten Stand erreichten. Dann erholten fie ſich wieder 
und ſtiegen bis auf 2,87 Mk. in den Jahren 1906 und 1907. 
Seitdem ſind dort keine weiteren Verkäufe mehr vorgekommen. 
| Der Hauptſchauplatz des Grundſtückshandels in den letzten zwei 
Jahrzehnten vor dem Kriege war aber, wie ſchon erwähnt, das Ge⸗ 
lände zwiſchen der Chauſſeeſtraße einerſeits und Südende anderer⸗ 
ſeits geweſen. In dieſem Gebiet ſind es vornehmlich drei Unter⸗ 
nehmer geweſen, die eine Anzahl größerer Komplexe von den Ur⸗ 
beſitzern gekauft und der Bebauung planmäßig zugeführt haben. 
Daneben ſind dann noch mehrere kleinere Teile von einzelnen Ur⸗ 
beſitzern in Bauſtellen eingeteilt und nach und nach, oft mit wenig 
Geſchick, verkauft worden. Für uns ſind von erheblicherem Intereſſe 
in erſter Linie die Schickſale der von den gewerbsmäßigen Grund⸗ 
ſtückshändlern erworbenen und weiter verkauften Grundſtücke. 

Der erſte der genannten, von Unternehmern planmäßig auf⸗ 
geſchloſſenen Grundſtückskomplexe iſt ſchon im Jahre 1879 von dem 
Ulrbeſitzer an einen Berliner Kaufmann für 2,1 Mk. für 1 qm ver⸗ 

kauft worden. Im Jahre 1891 wurde dasſelbe Grundſtück für 
4,3 Mk. und 10 Jahre ſpäter, 1901, für 4,9 Mk. je qm ver: 
kauft. Die Barzahlungen waren in dieſen beiden Fällen nicht 
erheblich; fie betrugen nur 0,5 Mk. bzw. 0,8 Mk. für 1 qm. Die 


Grundſtücke wurden daher mit 3,8 Mk. bzw. 4,1 Mk. je qm be⸗ 


laſtet. Im Jahre 1905 ging die Beſitzung, rund 3,3 ha, ſchließlich 
an denjenigen Spekulanten über, der ſie in Bauſtellen zerlegte und 
dieſe zu verkaufen ſuchte. Er zahlte ſchon 11,0 Mk. für 1 qm, 
denn inzwiſchen war im Jahre 1903 durch eine neue Bauordnung 
für dieſen Teil von Mariendorf die geſchloſſene Bauweiſe mit vier⸗ 
geſchoſſigen Häuſern vorgeſehen, während bis dahin nur zwei⸗ 
geſchoſſige Einzelhäuſer geſtattet waren. Und da der Unternehmer 
die zur Anlage von neuen Straßen erforderlichen Flächen koſtenlos 
an die Gemeinde abtreten mußte, koſtete ihn ſchließlich ein Quadrat⸗ 
meter der Bauſtellen 13,1 Mk. Dieſem Preiſe ſtand eine hypo⸗ 
thekariſche Belaſtung von 10,4 Mk. je qm gegenüber. Dazu gab 
dann noch in demſelben Jahre eine deutſche Großbank eine weitere 
Hypothek, ſo daß die Geſamtbelaſtung rund 18,0 Mk. je qm be⸗ 
tragen hat. Die Hypotheken ſind ſodann auf die einzelnen Parzellen 
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gleichmäßig verteilt worden in der Weiſe, daß an die erſte Stelle 
das Reſtkaufgeld, an die zweite Stelle die Bankhypotheken zu ſtehen 


kamen. In den Jahren 1906 und 1907 wurde von den rund 


30 Parzellen etwa ein Drittel für 35—40 Mk. je qm an kleine 
Bauunternehmer und Handwerker verkauft, die darauf Wohnhäuſer 
errichteten. Anzahlungen wurden in keinem Falle geleiſtet, ſo daß 
der Boden mit dem geſamten Kaufpreis belaſtet wurde. Mit einer 
Ausnahme ſind ſämtliche Grundſtücke nach ein bis zwei Jahren zur 
Zwangsverſteigerung gekommen, einige ſogar zweimal. 

Im Jahre 1911 verkaufte der Spekulant zehn weitere Bau⸗ 
ſtellen an Zwiſchenhändler zu einem Preiſe von 19,0 Mk., der der 
auf jeder Parzelle eingetragenen hypothekariſchen Belaſtung ent⸗ 
ſprach. Der Zwiſchenhändler hat dann einen Teil dieſer Parzellen 
für. 30,0 Mk. je qm weiterverkauft, wobei auch wieder der ge⸗ 
ſamte Kaufpreis geſtundet worden iſt. Doch gelang es dem Er⸗ 
werber offenbar nicht, genügend Geldmittel zu einem Häuſerbau 
aufzubringen. Auch dieſe Grundſtücke ſind im Jahre 1912 zur 
Zwangsverſteigerung gekommen. Dann kamen noch einige einzelne 
Parzellen zur Veräußerung. Weitere Eigentumsveränderungen MD 
ſeitdem auf dieſem Grundſtück nicht vorgekommen. 

Einen ähnlichen Charakter tragen die Bauſtellenverkäufe von 
einem zweiten, etwas kleineren Grundſtückskomplex, der im Jahre 
1898 für 2,3 Mk. je am von dem Urbeſitzer an einen Spekulanten 
veräußert worden iſt. Nach der Abtretung des Straßenlandes be⸗ 
trugen die Koſten 2,9 Mk. je qm. Im Jahre 1905, alſo nach 


dem Inkrafttreten der Baupolizeiordnung von 1903, wurde dieſe 


Beſitzung für 12,4 Mk. je qm weiterverkauft. Eine deutſche 


Großbank gab einen größeren Geldbetrag als Hypothek, und damit 


ergab ſich eine Belaſtung von 10,4 Mk. auf 1 qm. Die Hypothek 
wurde auf\ die inzwiſchen eingeteilten rund 30 Bauſtellen gleich⸗ 
mäßig verteilt. In den Jahren 1908—1911 iſt es dann dem Be⸗ 


ſitzer gelungen, etwa die Hälfte der Bauſtellen zu Preiſen, die ſich 


zwiſchen 38,0 Mk. und 50,0 Mk. bewegten, loszuſchlagen. Die Er⸗ 
werber, faſt durchweg kleinere Handwerker und Kaufleute, leiſteten 
eine Anzahlung von nur 1000 Mk., der Reſt wurde geſtundet. Auf 
allen veräußerten Parzellen ſind Gebäude errichtet worden, die aber 
ſämtlich zur Zwangsverſteigerung gekommen ſind. Die übrigen Bau⸗ 
ſtellen ſind in der Hand des Beſitzers geblieben. 

Das größte, in dem eigentlichen Mariendorf zur Aufſchließung 
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iſt im Jahre 1896 von Ge Urbeſitzer für einen Preis von 1,76 Mk. 
je 1 qm an den „Terrainunternehmer“ verkauft worden. Nach 
Abtretung des Straßenlandes koſtete ihn ein Quadratmeter Bau⸗ 
land rund 2,2 Mk. Die erſten 16 Bauſtellen ſind im Jahre 1900 


zum Verkauf gekommen, alſo zu einer Zeit, zu der noch für das 


ganze in Frage kommende Gelände eine ältere Baupolizeiordnung 
(von 1892) galt. Dieſe geſtattete nur eine landhausmäßige Be⸗ 


bauung, und dementſprechend wurden die Bauſtellen durchweg mit 


kleinen Wohnhäuſern beſetzt, die in der Regel nur je drei Zwei⸗ 
zimmerwohnungen enthielten. Die gezahlten Bodenpreiſe waren ſehr 
mäßig, fie betrugen 4,2 Mk. für 1 qm. Die weiteren Schickſale, 
die dieſe Hausbeſitzungen erfahren haben, ſtehen in einem mot, 


tuenden Gegenſatz zu der Entwicklung, die der Grundſtückshandel 


auf den beiden anderen Spekulationsterrains genommen hat. Kein 
einziges von den 16 Wohnhäusern iſt zur Zwangsverſteigerung ge— 


kommen, im Gegenteil, mit zwei Ausnahmen befinden ſich noch alle 


im Eigentum ihrer Erbauer. 

Nachdem aber die Baupolizeiordnung von 1903 hier den ge: 
ſchloſſenen, viergeſchoſſigen Häuſerbau zugelaſſen hatte, nimmt der 
Grundſtückshandel auch hier ſofort jene unſicheren und unerfreulichen 
Formen an. Der Großſpekulant bediente ſich zum Vertrieb ſeiner 
Bauplätze nunmehr ebenfalls der Zwiſchenhändler, doch wurde der 
Grund und Boden an dieſe — offenbar um die Übertragungskoſten 
zu erſparen — nicht immer aufgelaſſen. Den Zwiſchenhändlern 
wurde vielfach lediglich ein notarieller Verkaufsantrag (Offerte) ge 


macht, in dem ihnen beſtimmte Parzellen zu einem verhältnismäßig | 


nicht zu hohen Preiſe angeboten wurden, für den Fall, daß fie für 
die Bebauung der Parzellen bis zu einem beſtimmten Tage Sorge 
trugen. Für die Zwiſchenhändler kam es alſo darauf an, geeignete 
Bauunternehmer zu finden und dieſen möglichſt hohe Bodenpreiſe 
abzuringen. Denn in der Differenz zwiſchen dem angebotenen Preis 
nd dem Verkaufspreis ſteckte ihr Gewinn. Im Jahre 1904 zum 
Beiſpiel wurde einem Zwiſchenhändler eine Reihe von Parzellen 
durch notariellen Vertrag zu einem Preiſe von 14,0 Mk. je qm 
angeboten. Er nahm das Angebot an und bot es noch in dem— 
ſelben Jahre einem zweiten Zwiſchenhändler an, er forderte aber 
ſchon 28,0 Mk. je qm. Auch dieſes Angebot wurde angenommen. 


Ein norddeutſches Kreditinſtitut belieh die Grundſtücke ſo hoch, daß 


die hypothekariſche Belaſtung von einem Quadratmeter 17,0 Mk. be⸗ 


trug. Im Jahre 1905 wurden alle Bauplätze an kleine Unternehmer, . 
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Handwerker uſw. verkauft zum Preiſe von 35,0 Mk. bis 40,0 Mk. 
je 1 qm, und nun zeigte ſich bald das uns ſchon bekannte Bild. 
Es wurden Wohnhäuſer auf ihnen errichtet, die alle ein Jahr ſpäter 


zur Zwangsverſteigerung kamen. 


Manchen Zwiſchenhändlern, die die Bauſtellen té erworben 
hatten, gelang es aber nicht immer, Bauunternehmer zu finden, die 
das nötige Baugeld erhielten und die geplanten Bauten auch tatſäch⸗ 
lich ausführen konnten. Die Parzellen gingen daher häufig von Hand 
zu Hand und erzielten ſehr wechſelnde Preiſe. In Mariendorf 
iſt durch alle dieſe Kreditoperationen ein regelloſes Durcheinander 
von Grundſtückspreiſen entſtanden, das ohne ein gründliches Studium 
der in den Grundakten enthaltenen Kaufverträge völlig unverſtänd⸗ 
lich bleiben müßte. Dieſes Durcheinander iſt aus der auf S. 262 
abgedruckten Skizze deutlich zu erkennen. Dieſe Skizze iſt ein Aus⸗ 
ſchnitt aus einer ſogenannten Wertkarte, d. h. der Kataſterkarte !, 
in die die für die einzelnen Parzellen gezahlten Kaufpreiſe, auf einen 


Ouadratmeter berechnet, eingetragen ſind. Jeder Kaufpreisangabe 


iſt das Jahr des Kaufes beigeſchrieben worden. Wir ſehen, daß 


die Preiſe für ganz gleichartige Grundſtücke oft um 100 % von⸗ 


einander abweichen. Die Parzellen Nr. 25, 26 und 30 bis 40 zum 
Beiſpiel erzielten in den Jahren 1906 und 1907 Preiſe von 35,0 Mk. 
biss 41,0 Mk. je qm, während mehrere gegenüberliegende Bau⸗ 
plätze⸗ 1911 nur 18—22,0 Mk. gebracht haben. Die Parzelle Nr. 1 


wurde 1905 für] 55,0 Mk., 1909 aber für 35,0 Mk. je qm ver⸗ 


kauft. Beſonders häufig wechſelten die Parzellen 6— 11 ihre Beſitzer 


Hund die dabei erzielten Kaufpreiſe zeigten noch größere Unterſchiede. 


Dieſe letzten Preiſe ſind zur näheren Erläuterung der dabei vor⸗ 
genommenen Kreditoperationen noch einmal in Tabelle 2 (S. 263) 
geordnet und der Höhe der jedesmaligen Belaſtung gegenübergeftellt 

worden. Der erſte Erwerber dieſer ſechs Parzellen im Jahre 1904 
war ein Zwiſchenhändler, der die in Spalte 3 aufgeführten Preiſe 
bewilligt hatte. Eine Anzahlung brauchte er nicht zu leiſten; es 

kam für ihn darauf an, die Parzellen recht bald weiter zu verkaufen | 
und dabei dies Preiſe jo hoch wie möglich zu treiben, denn in den 
Preisunterſchieden ſteckte ſein Verdienſt. Im Jahre 1905 fand er 


ſechs kleine Handwerker (Tiſchler, Zimmerleute, Malermeiſter uſw.), 


1. Die einzelnen Straßenzüge und Baublocks ſind darin in völlig veränderter 
Form eingetragen, ſo daß nicht zu erkennen ifl, um welche en es ſich 
in ee handelt. 
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die die doppelten Preiſe bewilligten und ſich verpflichteten, zu bauen. 
Auch dieſe Käufer brauchten keine Anzahlungen zu leiſten, jede Bau⸗ 
ſtelle wurde mit dem geſamten Kaufpreis belaſtet. Die Hausbauten 
kamen aber nicht zuſtande, vermutlich weil die Leute keinen Bau⸗ 

edit erlangen konnten, und die Bauplätze kamen im Jahre 1907 
zur Zwangsverſteigerung. Der Zuſchlag an den neuen Eigentümer 
war auf das in Spalte 9 aufgeführte Bargebot erfolgt. Beſtehen 
blieben die Bankhypotheken der Spalte 4, ſie wurden nur in gu 
anderer Weiſe auf die einzelnen Bauſtellen verteilt. Später, 
Jahre 1908 bzw. 1911, wurden dieſe noch einmal verkauft. Die 
Erwerber aus den Jahren 1907—1911 waren, wie aus den Ab- 
rechnungen in den Verträgen zu erkennen war, offenbar Stroh⸗ 
männer der erſten Großſpekulanten, die Kaufpreiſe in den Spalten 9 
und 12 ſind daher nicht als wirklich gezahlte Preiſe aufzufaſſen. 
Nach den Kaufverträgen ſind die Unterſchiede zwiſchen den Kauf⸗ 
preiſen (Spalte 12) und der Höhe der Beleihung (Spalte 13) durch 
„Verrechnung“ berichtigt worden. Später wurden die 1908 auf⸗ 
genommenen Hypotheken zum Teil abgelöſt. Man hatte, durch die 
vielen Zwangsverſteigerungen belehrt, wohl erkannt, daß Marien⸗ 
dorfer Mietshäuſer unmöglich eine ſo ſtarke Belaſtung tragen können, 
und ermäßigte die Belaſtung auf die Beträge in Spalte 14. 

Die übertriebenen hohen Bauſtellenpreiſe haben ſich in Marien⸗ 
dorf aber nicht gehalten, ſie gingen herunter. Voran ging ein 
Grundſtücksſpekulant, der im Jahre 1902 ein Gelände von etwa 
2,5 ha Größe für 3,6 Mk. je om vom Urbeſitzer erworben hatte. 
Nach Abtretung des Straßenlandes koſtete ihn ein Quadratmeter 
4,7 Mk. Er verkaufte davon im Jahre 1909 neun Bauſtellen zum 
Preiſe von 28,2 Mk. je qm an Bauunternehmer. Die darauf er: 
richteten Gebäude ſind in den Jahren 1910 und 1911 zur Zwangs⸗ 
verſteigerung gekommen. Vom Jahre 1911 ab finden wir noch 
niedrigere Preiſe, fie gingen bis auf 18,0 Mk. je qm herunter. 
Höhere Preiſe, von mehr als 30,0 Mk., kommen zwar auch noch 
vor, doch ergab ſich aus den Kaufverträgen, daß in vielen Fällen 
nur Scheinkäufe vorgelegen haben, inſofern als es ſich um Parzellen 
handelte, die die Spekulanten von den erſten Käufern wieder zurück⸗ 
nehmen mußten. Die hierbei in den Kaufverträgen mitgeteilten 
Wertangaben können nicht als im freien Marktverkehr zuſtande ge: 
kommene Kaufpreiſe angeſehen werden. Ferner war eine Anzahl hoher 
Kaufpreiſe bei Gelegenheit von Tauſchgeſchäften entſtanden. Bei 
Geſchäften dieſer Art kommt es den Beteiligten weniger darauf an, 


D 


den Wert der Kaufobjekte ſelbſt, als vielmehr den zu zahlenden 
Differenzbetrag richtig und angemeſſen zu erfaſſen. Darum ſind 
die Preisangaben unzuverläſſig und ſehr oft ganz unrichtig und daher 
bei Unterſuchungen über die Bodenpreisentwicklung unberückſichtigt 
zu laſſen. Die meiſten Kaufpreiſe in den Jahren 1911—1913 be⸗ 
wegten ſich zwiſchen 18,0 und 25,0 Mk. je qm (vgl. auch Se Aus⸗ 


ſchnitt aus der Wertkarte, S. 262). 


Während des Krieges hörte dann der Grundſtückshandel 0 gut 
wie ganz auf, nachdem er ſchon in den Ge Friedensjahren zu⸗ 
rückgegangen war. 
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In der Villenkolonie Südende hat ſich der Grundſtückshandel E 


in mehrfacher Hinſicht etwas anders entwickelt. Das Gelände, 


rund 86 ha, war ſchon im Jahre 1863 von dem Urbeſitzer an einen 


höheren Beamten in Berlin zum Preiſe von 0,09 Mk. je qm 
verkauft worden, der es im Jahre 1867 für 0,10 Mk. an einen 
Berliner Geſchäftsmann weitergab. Von dieſem erwarben es im 


Jahre 1871 zwei Berliner Kaufleute für 0,47 Mk. je qm. Die 


neuen Beſitzer ließen im folgenden Jahre den Teil öſtlich der An⸗ 
halter Bahn vermeſſen und die Straßen abſtecken, und ſie verkauften 


noch in demſelben Jahre das ganze Gelände an eine Aktiengeſell⸗ 


N ſchaft zum Preiſe von 3,0 Mk. je qm. Nach Abrechnung des 
Straßenlandes koſtete ein Quadratmeter etwa 3,4 Mk. Die Geſell⸗ 


ſchaft geriet im Jahre 1877 in Konkurs. In den folgenden Jahren 


wechſelte das Gelände wiederholt den Beſitzer, bis es im Jahre 1889 
von der „Südende Aktiengeſellſchaft“ erworben wurde, die den Ver⸗ 
trieb der Parzellen bis in die Gegenwart fortſetzte. | | 
Der Geländeteil weſtlich der Anhalter Bahn war zuerſt zur 
Aufſchließung gekommen. Da bis zum Jahre 1903 nur eine land⸗ 
hausmäßige Bebauung geſtattet war, kam ein ſpekulativer Mietshaus⸗ 


bau gar nicht in Frage. Als Käufer traten daher nur ſolche be | 


mittelte Perſonen auf, die ſich ein Eigenwohnha us bauen wollten. 
Neben Einfamilienvillen ſind damals in Südende häufig auch ſolche 
Landhäuſer gebaut worden, die neben der Wohnung des Eigentümers 
noch ein bis zwei weitere Wohnungen zum Vermieten enthielten. 


Die Bauſtellen wurden an die Käufer unmittelbar, ohne Vermitte⸗ 
lung von Zwiſchenhändlern verkauft und erzielten Preiſe von 5,0 


bis 7,0 Mk. je qm, die ſich von 1873 ab etwa 20 Jahre lang 


ſehr gleichmäßig auf derſelben Höhe gehalten haben. Erſt Mitte 


der 1890 er Jahre ſtiegen ſie auf 10 bis 14,0 Mk. Nach dem In⸗ 
krafttreten der Baupolizeiordnung von 1903 ſchnellten die Boden⸗ 


N 
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preiſe ſofort auf 20,0 Mk. bis 30,0 Mk. für den Quadratmeter in 
die Höhe, einzelne für Geſchäftshäuſer beſonders günſtig an der 
Hauptverkehrsſtraße gelegene Bauſtellen erzielten ſogar 40,0 Mk. 
und mehr für 1 qm. 

| Der öſtlich der Anhalter Bahn gelegene Geländeteil iſt zuletzt 
aufgeſchloſſen worden. Hier wurden zwei größere Grundſtücks⸗ 
komplexe an Zwiſchenhändler veräußert, doch ſind die Bauſtellen durch 
dieſe nicht verteuert worden. Die von ihnen geforderten Preiſe be⸗ 
wegten ſich, ebenſo wie weſtlich der Bahn, zwiſchen 18,0 Mk. und 
30,0 Mk. je qm, meiſtens zwiſchen 20,0 und 25,0 Mk. 

Das ganze Grundſtücksgeſchäft in Südende trägt alſo im Gegen⸗ 
ſatz zu den Verhältniſſen, die wir im eigentlichen Mariendorf kennen⸗ 
gelernt hatten, einen ſehr ſoliden Charakter. Zwangsverſteigerungen 
waren nur ganz vereinzelt vorgekommen. 


Viertes Kapitel 


Die N und die Entwicklung der Mietpreiſe in 
Mariendorf 1 


1. Aus den Ausführungen im 3. Kapitel konnten wir ent⸗ 
nehmen, daß die nach 1903 im eigentlichen Mariendorf für Bau⸗ 
ſtellen gezahlten Kaufpreiſe ein wirres Durcheinander darſtellen. 
Unterſchiede von 100 % und mehr waren in den Preiſen für ganz 
gleichartige Parzellen häufig zu beobachten. Wie ſteht es nun mit 
den Mietpreiſen? Iſt es möglich, nähere Beziehungen zwiſchen 
dieſen und den Bodenpreiſen zu erkennen, etwa in der Weiſe, daß 
dort, wo der Grund und Boden höher bezahlt worden iſt, auch 
höhere Mietpreiſe gezahlt werden und umgekehrt? Oder iſt ein 
ſolcher Zuſammenhang nicht feſtzuſtellen? 

Um derartige Unterſuchungen überhaupt ausführen zu können, 
war es notwendig, die Mietpreiſe auf eine Flächeneinheit zu beziehen, 
und das iſt, wie erwähnt, in der Weiſe geſchehen, daß für jedes 
Haus der auf einen Quadratmeter Wohnfläche entfallende Anteil des 
Mietpreises berechnet worden iſt. 

(Siehe Tabelle 3 auf S. 267 er 268). 

Die Tabelle 3 enthält die im Jahre 1913 in 137 Wohnhäuſern 
Mariendorfs erzielten, in dieſer Weiſe umgerechneten Bruttomietpreiſe. 
Im eigentlichen Mariendorf (ausſchließlich Südende) betrug 
bei dem hier vorherrſchenden Wohnhausbau ohne Zentralheizung 
Hund Warmwaſſerverſorgung die Bruttomiete von 1 qm Wohnfläche 
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| Tabelle 3 | | 
Im Jahre 1913 für 1 qm Wohnfläche gezahlte Brutto⸗ 
mietpreiſe = 


L 100 Wohnhäuſer im eigentlichen Mariendorf 


——— 

Mietpreiſe Mietpreiſe Mietpreiſe Mietpreiſe 
J inn in inn in 
in | Seiten- in. | Seiten- in Seiten⸗ in Seiten⸗ 
Vorder⸗ und Vorder⸗ und Vorder⸗ und Vorder⸗ und 
häuſefn Hinter: | Häufern 5 häuſern Hinter⸗ häuſern Hinter⸗ 

häuſern äufern häuſern häuſern 
Mk. Mk. Mk. M. | Mk. Mk. Mk. 


A. Gebäude ohne Zentralheizung und ohne Warmwaſſerverſorgung 
1. Rathausſtraße 2. Kaiſerſtraße 3. Kurfürſtenſtraße 4. Strelitzer Straße 
| 


48 | 46 52 5,6 49 4,7 
4,4 4,1 5,1 Ei 54 42 47 4,3 
4.5 39 | 58 Ss 5,1 4,9 5,4 = 
45 3,9 5,6 4,4 4,8 4,3 5,3 = 
46 4,3 5,3 4,5 4,9 = 5,9 a 
4,3 42 5,1 a 5,3 Ges 5,6 = 
ii — 50 — 4,3 4,3 4. 9 — 
4,7 4.5 52 5,1 4,8 E 4,8 em 
44 | 48 5,0 Ä 4,1 4,9 4,2 4,4 Se 
41 . 5,0 4.1 41 3,8 52 Së 
4,4 4,3 52 | 44 5.7 53 SI | 45 
| 4,5 4.3 
50 | 44 
5: Königſtraße 6. Bergſtraße 7. Eiſenacher Straße 8. Lankwitzer Straße 
3,8 e, 2 SS 4,7 = 42 3.7 
4,2 = 4,6 an 4,8 =, 46 4,0 
4,3 = 4,9 44 5,2 — St. "ET ee? 
52 Gs 5,1 4,8 [ 46 = 41 = 
5,2 = 5,6 Ce 4,8 = 2,7: | ss 
4,6 ës 4,3 4,1 41 84 43 4,1 
TTV 

456 — [ 5,0 44 4,7 | sa ][ 43 39 


9. eg Sanchez 11. Ringſtraße u. 


Straße Großbeerenſtraße Blumenweg 
4,9 = 4.8 = 5,8 | — 
9,4 — 5,1 — 4,8 — 
5,3 | 5,4 4,3 — 4,7 | ng 
4,9 — 4,4 — 4,4 — 


JC 1 
Geſamtdurchſchnitt von A: in Vorderhäuſern 4,8; in Sinterhäufern 4,3. 


* 
= 
! 
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1 ” S — Al Sg — * “> 


y g . a 


268 Walter effet 00 


ët A 0 C. Gebäude der Chauſſeeſtraße, 
B. Gebäude mit Warmwaſſer⸗ deren Erdgeſchoſſe Geſchäfts⸗ 


her f! ? räume enthalten (ohne Zentral, 
verſorgung SC SE SCH heizung und Warmwaſſerverſorgung) 


Mietpreiſe | Ké Mietpreiſe | | 
in in Seiten⸗ im in den oberen | 
Border⸗ | 110 Grieg Erdgeſchoß Stockwerken nr 
häusern | häufern TT 
Mk. Ke Mt. 10.1 an 
Te 5 
Kurfürſten⸗, Kaiſer⸗ und ST 49 
Marienfelder Straße 89 4,6 | 
5,8 Sg 2 10, 5,6 | 
6,6 — I 7,4 5 b 
, 5,9 — 9,5 35 | 
11,1 a ö 
661 500 113 5,3 
97 5,5 
Vë, 5,1 
6,9 5,5 
7,8 5,2 
6,7 4,7 
9,9 5,6 
11,0 4,7 
9,2 4,3 
9,8 5,6 
91 5,1 
II. 37 Wohnhäuſer in Südende 
Gebäude ohne Warm⸗ Gebäude mit Warm⸗ Gebäude mit Warm⸗ 
waſſerverſorgung und waſſerverſorgung waſſerverſorgung und 
ohne Zentralheizung ohne Zentralheizung mit Zentralheizung 
Mietpreiſe j Mietpreiſe Mietpreiſe 
in Vorder⸗ in Hinter⸗in Vorder⸗ in Hinter⸗ in Vorder⸗ in Hinter⸗ 


häuſern häuſern häuſern äuſern häuſern häuſern 
Mek. „ Mk. Mk. "207 M Mk. 
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(ſiehe Abt. IA der Tabelle) 4,8 Mk., bei den wenigen — nur 
3 Stück — Gebäuden mit Warmwaſſerverſorgung (aber ohne Zentral⸗ 
heizung) 6,1 Mk. Die Hinterhäuſer brachten erheblich weniger, 
nämlich 4,3 Mk, Miete (ohne Warmwaſſerverſorgung und ohne 
Zentralheizung). Von dieſem Geſamtdurchſchnitt weichen die in den 
verſchiedenen Straßen erzielten durchſchnittlichen Mieten mehr oder 
weniger ab, und noch größer werden die Unterſchiede, wenn man 
die Miete der einzelnen Häuſer zum Vergleich heranzieht. Die Brutto⸗ 
mietpreiſe ſchwanken zwiſchen 3,8 Mk. und 5,7 Mk. auf 1 am 
Wohnfläche von den Vorderhäuſern. Dieſen Verſchiedenheiten in 
den Mietpreiſen entſprechen aber nicht die Unterſchiede, die in den 
Bodenpreiſen zu finden ſind. So haben zum Beiſpiel die Bauplätze 
der Strelitzer Straße, der Königſtraße, der Schöneberger Straße und 
der Ringſtraße (mit Blumenweg) 40,0 Mk. je qm gekoſtet, der durch⸗ 
ſchnittliche Mitpreis von einem Quadratmeter Wohnfläche hat dort 
aber 5,1 Mk. bzw. 4,6 Mk., 5,1 Mk. und 4,8 Mk. betragen. In 
der Kaiſerſtraße und in der Schützen⸗ und Schwerinſtraße war für 
einen Quadratmeter Bauland 33,0 bis 35,0 Mk. gezahlt worden, 
die Mietpreiſe ergeben ſich aber zu 5,2 Mk. bzw. 4,6 Mk. je qm 
Wohnfläche. In der Kurfürſtenſtraße und in der Lankwitzer Straße 
hat ein Quadratmeter rund 31,0 Mk. gekoſtet, der Mietpreis betrug 


aber in der erſteren Straße 5,0 Mk., in der letzteren 4,8 Mk. In 


der Eiſenacher Straße, wo die Hausbeſitzer den Boden beſonders 
billig, für rund 14,0 Mk. je qm im Durchſchnitt, zum Teil von 
den Urbeſitzern, gekauft haben, kam auf einen Quadratmeter Wohn⸗ 
fläche ein Mietpreis von 4,7 Mk. Die Unterſchiede in den Miet⸗ 
preiſen ſtehen alſo in keiner Beziehung zu der verſchiedenen Höhe 
der Bodenpreiſe. Die Bodenſpekulanten hatten, wie wir ſchon ge⸗ 
ſehen haben, die Bauſtellenpreiſe ohne Rückſicht auf den möglichen 
Ertrag in die Höhe zu treiben geſucht, und das war ihnen je nach 
der größeren oder geringeren Geſchäftsgewandtheit der Abnehmer 


bald mehr, bald weniger gelungen. In das Durcheinander der N 


Bodenpreiſe iſt alſo auch mit Hilfe der Mietpreiſe keine Ordnung 
zu bringen. 
Die Verſchiedenheiten in der Höhe der Mietpreiſe ſind aber 
nicht, wie die Unterſchiede in den Bodenpreiſen, zufälliger Natur, 
ſie ſind vielmehr durch die tatſächlichen Verhältniſſe in der Regel 
durchaus begründet. Verfolgt man die Preiſe an der Hand der. 
Karte, ſo fällt ſofort in die Augen, daß die Häuſer, die beſonders 
günſtig zu den Verkehrsanlagen (Bahnhöfen, elektriſchen Bahnen) 


ur. 


270 Ä Walter Rothkegel [902 


gelegen find, beſonders hohe Mieterträge erzielen. Ahnlich hoch ſind 
die Mietpreiſe auch in entlegeneren Ortsteilen, wenn die Gebäude 
ſorgfältig gebaut und ausgeſtattet oder in der Nähe von großen 


Gärten mit freier, weiter Ausſicht dorthin gelegen find. Die nie⸗ 
drigſten Preiſe — 3,8 Mk. bis 4,1 Mk. — werden in den älteren, 


aus den Jahren 1896 —1899 ſtammenden, dürftig ausgeſtatteten 
Häuſern gezahlt. In vereinzelten Fällen können allerdings auch 
manche Preisunterſchiede auf die mehr oder weniger große Geſchick— 
lichkeit der Vermieter, von den Wohnungsſuchenden möglichſt hohe 
Mieten herauszuſchlagen, zurückgeführt werden. 

Vergleichen wir die in den (nicht veröffentlichten) Urliſten auf⸗ 
geführten Mietpreiſe für die ganzen Wohnungen miteinander, ſo 
ſtoßen wir oft auf große Unterſchiede, die nicht verſtändlich wären, 


wenn die Mieten nur nach der Anzahl der vermieteten Wohnräume 


geordnet und nicht- auf die Flächeneinheit bezogen worden wären. 
So ſehen wir zum Beiſpiel, daß Zweizimmerwohnungen, die in dem 
eigentlichen Mariendorf vorwiegend zu finden ſind, in manchen 
Häuſern 350,0 Mk., in ganz gleichartigen Nachbarhäuſern aber 
420,0 Mk. koſten. Der Grund iſt darin zu ſuchen, daß die billigere 
Wohnung eine Bruttowohnfläche von 74 qm, die andere aber eine 
von 90 qm beſitzt. In beiden Fällen kommt aber auf einen Quadrat⸗ 
meter Wohnfläche 4,7 Mk. Miete. 

Im allgemeinen beträgt die Bruttowohnfläche bei den Wohnungen 
von einem Zimmer mit Küche 40 — 60 qm, bei den Zweizimmerwohnungen 
60—100 qm, bei den Drei- und Vierzimmerwohnungen 90—130 qm 


bzw. 130—180 qm. Werden hierauf die in der Tabelle 3 auf: 


geführten Mietpreiszahlen angewendet, ſo ergeben ſich ohne weiteres 
die im Durchſchnitt zu zahlenden Geſamtmieten der einzelnen Woh- 
nungen. Die Unterſchiede in den Wohnflächen, auch bei Wohnungen 
mit gleicher Zimmerzahl, laſſen beſonders deutlich erkennen, daß eine 
Mietpreisſtatiſtik, bei der Mietpreiſe lediglich nach der Anzahl der 


Zimmer geordnet werden, für e Unterſuch ane im allgemeinen 
unbrauchbar iſt. 


Die Mieten der Wohnungen eines und desselben Hauſes ſind 
dann noch in den einzelnen Stockwerken verſchieden hoch. Im 1. 
und 2. Stock zeigen ſie vielfach keine erheblichen Unterſchiede, da— 


gegen ſtehen ſie im 3. Stock ſowie auch im Erdgeſchoß um 0,2 bis 
0,4 Mk. je qm Wohnfläche niedriger als in den beiden anderen 


Geſchoſſen. 
Die in Abteilung A und B der Tabelle 3 aufgeführten Ge⸗ 


d 
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bäude find lediglich Wohnhäuser, fie enthalten keine Räumlich⸗ 
keiten, die zu Handels⸗ und gewerblichen Zwecken benutzt werden. 
In Abteilung C ſind dagegen die Mietpreiſe ſolcher Gebäude der 
Hauptverkehrsſtraßen Mariendorfs verzeichnet, in deren Erdgeſchoß 
Réi Verkaufsläden, Werkſtätten u. dgl. befinden. Bei dieſen Häufern ` ` 


müſſen die im Erdgeſchoß erzielten Mieten von denjenigen der 


oberen Wohngeſchoſſe geſchieden werden, weil in den beiden Fällen 
ganz verſchiedene Faktoren bei der Preisbildung mitwirken. Der 
Bruttomietpreis von einem Quadratmeter Wohnfläche beträgt im 
Durchſchnitt vom Erdgeſchoß 9,1 Mk. und von den oberen Stock⸗ 
werken 5,1 Mk. 

In der Villenkolonie Südende Sen die Mietpreife erheblich 
: höher als im übrigen Mariendorf (vgl. Abteilung II der Tabelle 3), 
fie betragen in den neuen jogenannten Mietvillen mit drei Ge⸗ 
ſchoſſen, wenn ſie mit Zentralheizung und Warmwaſſerverſorgung 
ausgeſtattet ſind, im Durchſchnitt 8,5 Mk. von 1 qm Wohnfläche, 
in gleichartigen Gebäuden ohne Zentralheizung 7,3 Mk. und in den 
älteren Villen ohne Heizung und Warmwaſſerverſorgung 6,0 Mk. 
Die höheren Mieten ſind bedingt vornehmlich durch die beſſere Bau⸗ 
art und Ausſtattung der Häuſer, ferner auch durch den Umſtand, 
daß das Wohnen in den ruhigen, mit vielen Gärten und Parks 
durchſetzten Straßen von Südende viele Annehmlichkeiten bietet. 
Die Mietpreiſe der einzelnen Häuſer weichen aber von dieſen Durch⸗ 
ſchnittsſätzen noch viel ſtärker ab als im eigentlichen Mariendorf, 
weil gerade bei den ſogenannten herrſchaftlichen Wohnungen Süd⸗ 
endes etwaige Annehmlichkeiten hinſichtlich der Lage der Gebäude 
beſonders ins Gewicht fallen. So erhielt zum Beiſpiel eine Villa, 
die nach drei Seiten hin Ausſicht in wundervolle Parks bietet, einen 
Mietpreis von 10,2 Mk. vom Quadratmeter Wohnfläche, während 
ein anderes etwa 100 Schritt entfernt liegendes, ganz gleichartig 
gebautes Haus nur 8,1 Mk. Miete bringt, weil zwei Hausfronten 
nach Straßen und die beiden anderen nach Höfen zu liegen. Weitere 
oft erhebliche Unterſchiede in der Miete ſind durch die Verſchieden⸗ 
heit der inneren Ausſtattung bedingt, Verſchiedenheiten, die wir zwar 
guch in dem eigentlichen Mariendorf bei den Kleinwohnungen ſchon 
kennen gelernt haben, die aber in Südende verhältnismäßig ſehr viel 
größer find als dort. Hinterhäuſer bringen hier manchmal mehr. 
Mieten als Vorderhäuſer; ſie ſind ebenſo gut ausgeſtattet wie dieſe, 
werden aber wegen ihrer zungen Lage in Sa von vielen. 
Perſonen bevorzugt. 


U 
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2. Von erheblicher Bedeutung ſind nunmehr weitere Unter⸗ 
ſuchungen darüber, wie ſich die Mietpreiſe ſeit dem Inkrafttreten der 
Baupolizeiordnung von 1903 entwickelt haben. Mit dieſem Zeit⸗ 
punkt ſetzte der ausgedehnte ſpekulative Grundſtückshandel ein, durch 
den, wie wir im vorigen Kapitel geſehen haben, die Grundſtücks⸗ 
preiſe ſtark in die Höhe getrieben worden ſind, und ebenſo begann 
die Bautätigkeit ſeitdem außerordentlich lebhaft zu werden. Läßt ſich 
eine dieſem Anziehen der Bodenpreiſe auch entſprechende Mietſteigerung 
feſtſtellen? 

Die Entwicklung der Mietpreiſe ſeit 1904 iſt aus den Tabellen 
4, 5 und 6 (S. 273 —275) deutlich zu erkennen. 

In den reinen Wohnſtraßen des eigentlichen Mariendorf 
(Tabelle 4) ſind in den letzten zehn Jahren von 1904—1913 nur 
unerhebliche Veränderungen in der Höhe der Mietpreiſe zu erkennen. 
Bis zum Jahre 1908 iſt bei den Vorderhäuſern, bis 1906 bei den 
Seiten⸗ und Hintergebäuden ein geringes Anſteigen feſtzuſtellen, 
ſeitdem find die Mieten unverändert geblieben. Bei den Wohn: 
räumen in den. Häuſern der Geſchäftsſtraßen (Spalte 8—13 der 
Tabelle 5) iſt während des ganzen unterſuchten Zeitraumes keine 
Steigerung feſtzuſtellen, nur geringe Schwankungen in den Miet⸗ 
Ä preiſen ſind vorgekommen. Im Durchſchnitt der zehn Jahre wurde 
für einen Quadratmeter Wohnfläche in Vorderhäuſern der Chauſſee⸗ 
ſtraße 4,4 Mk., in anderen Straßen 4,7 Mk. und in Hinter⸗ und 
Seitenhäuſern 4,3 und 4,1 Mk. an Wohnungsmiete gezahlt. Der 
Reinertrag betrug 4,0 und 3,7 Mk. bzw. 3,4 und 3,2 Mk. Von 
der geringen Steigerung der Miete, die während der erſten zwei 
bis vier Jahre in den Wohnſtraßen zu erkennen war, hatten übri⸗ 
gens die Hausbeſitzer auf die Dauer keinen Vorteil, da die (e: 
meindegrundwertsſteuer wiederholt erhöht worden iſt. Die Grund⸗ 
wertsſteuer betrug von 1904—1906 1,7 v. T., von 1907 ab 2 v. T. 
und von 1910 ab 3 v. T. des gemeinen Wertes, m. a. W. 
die Gemeinde beanſpruchte anfangs 2,7 %, ſpäter 3,2 %% 6 und dann 
4,8 % der Bruttomieten. Die Reinerträge in den Wohnſtraßen 
ſind daher nirgends geſtiegen, vielfach ſogar zurückgegangen. 
Lediglich die Mieten für Geſchäftsräume in den Erdgeſchoſſen der 
Chauſſeeſtraße und der Eiſenacher Straße waren im ſtändigen An— 
ſteigen begriffen, ſie betrugen in der erſtgenannten Straße im Jahre 
1904 noch 6,7 Mk. und ſtiegen ſtändig bis auf 9,1 Mk. je qm 
Wohnfläche im Jahre 1913, in der Eiſenacher Straße von 6,8 Mk. 
auf 8,0 Mk. Bei beiden Straßen handelt es ſich aber um Grund— 
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ſtücke, die ſchon ſeit Jahrzehnten bebaut waren und die daher für 
den uns beſonders intereſſierenden Grundſtückshandel, der ſeit 1903 
in Mariendorf einſetzte, gar nicht mehr in Betracht gekommen ſind. 
In Südende iſt ſeit 1904 eine zwar langſame, aber doch er⸗ 
kennbare Steigerung der Mieten feſtzuſtellen. Bei den älteren Wohn⸗ 
häuſern, die weder mit Zentralheizung noch mit Warmwaſſer— 
verſorgung ausgeſtattet ſind, iſt die Bruttomiete vom Quadratmeter 
Wohnfläche von 5,7 Mk. im Jahre 1904 auf 6,2 Mk. im Jahre 
1913 geſtiegen, der Reinertrag von 4,7 Mk. auf 5,0 Mk. Gebäude 
mit Zentralheizung und Warmwaſſerverſorgung gibt es erſt vom ` 
Jahre 1908 ab in größerer Anzahl, die Mietpreiſe konnten daher 
erſt von dieſer Zeit an verglichen werden. Sie betrugen im Jahre 
1908 8,0 Mk. und im Jahre 1913 8,3 Mk. vom Quadratmeter 
Wohnfläche. Auch hier fällt auf (vgl. Spalten 5 und 7 bzw. 11 
und 13 der Tabelle 6), daß die Steigerung der Reinerträge geringer 


ausfällt als die der Mietpreiſe, da im Laufe der unterſuchten zehn 


Jahre ein immer größer werdender Teil der Mieten von der Ge⸗ 
meindegrundſteuer beanſprucht worden iſt. 


Fünftes Kapitel 
Die Rentabilität der Mariendorfer Mietshäuſer 


1. Unter den im 3. Kapitel geſchilderten Vorgängen auf dem 
Grundſtücksmarkt im eigentlichen Mariendorf fallen vor allem zwei 
Tatſachen auf, nämlich erſtens die großen und unregelmäßigen Ver⸗ 
änderungen und Schwankungen in den Preiſen für Bauſtellen — 
Preisunterſchiede von 100% und mehr für ganz gleichartige Grund— 
ſtücke an denſelben Straßen ſind keine Seltenheiten —, und zweitens 
die außerordentlich häufigen Zuſammenbrüche der Bauunternehmer. 
Es liegt nun ſehr nahe, den Verſuch zu unternehmen, durch eine 
Berechnung und Gegenüberſtellung der dem Unternehmer durch den 
Hausbau entſtandenen Geſamtkoſten einerſeits und der Reinerträge 
und Vrſchuldung der Gebäude anderſeits zu unterſuchen, wie 
dieſe Zuſtände zu erklären ſind, insbeſondere auch feſtzuſtellen, bis 
zu welcher Höhe die Bodenpreiſe als durch die erzielbaren Mein: 
erträge noch gerechtfertigt anzuſehen ſind. Eine ſolche Unterſuchung 
iſt zunächſt für 51 Miethäuſer in dem eigentlichen Mariendorf und 
ferner für 23 ſogenannte Mietvillen in Südende ausgeführt worden. 
Das Schlußergebnis iſt aus den es der nachfolgenden Tabellen 7 
und 8 zu erſehen. 
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Nach Tabelle 7 hat im eigentlichen Mariendorf von den 51 
unterſuchten Gebäuden eins im Durchſchnitt 142 794 Mk. gekoſtet, 
‚und zwar betrugen die Baukoſten 112 224 Mk. und der Bodenpreis 
30 575 Mk., für einen Quadratmeter 33,8 Mk. Dem Anlagekapital 
von 142 794 Mk. ſtand im Dezember 1913 eine hypothekariſche Be⸗ 
laſtung von 126 466 Mk. gegenüber, jo daß jeder Beſitzer in ſeinem 
Haufe durchſchnittlich ein eigenes Kapital von 16328 Mk. ſtecken 
hatte!. Der Reinertrag It ſodann entſprechend den Ausführungen 
im 3. Kapitel in der Weiſe berechnet worden, daß von der Brutto- 
miete 27% in Abzug gebracht worden ſind. Es ergab ſich danach 
ein Durchſchnittsbetrag von 6422 Mk. In der Praxis ſind aber, 
wie dort erwähnt war, zur Berechnung des Reinertrages Abzüge 
für die Amortiſation der Gebäude und für Mietausfälle (hier zu⸗ 
ſammen 7%) in der Regel nicht gemacht worden. Mit Rückſicht 
hierauf wurde zum Vergleich der Reinertrag in Spalte 4 (unter b) 


SÉ außerdem noch in dieſer im praktiſchen Leben üblichen Weiſe be- 


rechnet, indem nur 20 / von der Bruttomiete abgezogen wurden. 
Hiernach würde der Reinertrag 7038 Mk. betragen haben. 

Der Multiplikator, der hier zur Ermittelung des Ertragswertes 
anzuwenden iſt, iſt auch ſchon im 3. Kapitel ermittelt worden, er 
beträgt 18,96. Multipliziert man dieſe Zahl mit dem Reinertrage, 
ſo erhält man den Ertragswert, alſo: 

6422 Mk. X 18,96 Mk. — 121761 Mk. 


durchſchnittlicher Ertragswert eines Gebäudes. Dieſer Ertragswert 


iſt um 4705 Mk. niedriger als die durchſchnittliche Belaſtung eines 
Hausgrundſtückes mit Hypotheken, und er bleibt um 21033 ME. 
hinter dem Anlagekapital zurück. 

Legt man der Berechnung den Reinertrag b der Spalte 4 zu⸗ 
grunde, der in der in der Praxis üblichen Weiſe ermittelt iſt, ſo 
würde ſich als Ertragswert ein höherer Betrag ergeben, nämlich 

7038 Mk. x 18,96 Mk. 133 440 Mk. 
Dieſer ſo berechnete Ertragswert überſteigt zwar die Höhe der 


phupothekariſchen Beleihung um 6974 Mk. — es find hiernach 95 % 


| des Ertragswertes beliefen — er bleibt aber immer noch hinter 
dem Anlagekapital um 9354 Mk. zurück. 


— 


1 Von 18 Häufern waren die Beleihungen in den Jahren 1904 bis 1908, 
von 16 Häuſern in den Jahren 1909 und 1910 und von 17 in den Jahren 
1911 und 1912 aufgenommen worden. 


— Te — — — Bu m 
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Die Hypothekenzinſen, die ein Hausbeſitzer im Durchſchnitt zu 


zahlen hat, betragen 5873 Mk. Dieſe ſind aus dem Reinertrage 


zu beſtreiten, ebenſo 5% JZinſen von dem eigenen Kapitalanteil 
des Hausbeſitzers (16 328 Mk.), im ganzen alſo: 
, 5873 Mk. + 816 Mk. = 6689 Mk. 


Die 51 unterſuchten Gebäude bringen ſomit im Durchſchnitt keinen | 


„Überſchuß“, keinen „Unternehmergewinn“, der Reinertrag bleibt 
vielmehr um 6689 Mk. — 6422 Mk. — 267 Mk. hinter dem an⸗ 


zurechnenden Zinsbetrage zurück. Und nur, wenn man bei der 


Reinertragsberechnung jeden Betrag für Amortiſation uſw. außer 
acht läßt, läßt ſich ein durchſchnittlicher Überfhuß von 349 Mk. für 
ein Haus herausrechnen, das ſind 0,24% vom Anlagekapital. 

Daß die Beleihung im Verhältnis zum Ertragswert ſo hoch 
ausfallen konnte, hat vermutlich ſeinen Grund darin, daß als Be⸗ 
leihungswert die Geſtehungskoſten, d. h. der vereinbarte Kaufpreis 
des Grund und Bodens und die Baukoſten angenommen worden 
ſind, und daß wahrſcheinlich die Mieterträge mit unrichtigen, viel 
zu hohen Sätzen veranſchlagt waren, und daß auf eine Amortiſation 
überhaupt keine Rückſicht genommen worden iſt !. 

Der durchſchnittliche Kaufpreis von einem Quadratmeter Be 


33, 8 Mk., und es läßt ſich auf Grund des Ertragswertes leicht er⸗ 


weiſen, daß dieſer Preis viel zu hoch iſt. Zieht man nämlich die 
durchſchnittlichen Baukoſten eines Gebäudes, 112 224 Mk., von dem 
Ertragswert ab, ſo bleibt ein Betrag von 9537 Mk. übrig, der wirt⸗ 
ſchaftlicherweiſe höchſtens auf den Ankauf des Bodens, alſo hier der 
Durchſchnittsfläche von 904 qm, aufgewendet werden darf. Auf 
ein Quadratmeter bezogen, würde der Höchſtpreis 10,6 Mk. be⸗ 


1 Dernburg beurteilt dieſe Verhältniſſe folgendermaßen: „Die Aufpuffung 
der Bau⸗ und Bodenwerte auf Grund einer falſch aufgeſtellten Rentabilitäts⸗ 
berechnung (zu hohe zugrunde gelegte Mieten, zu gering veranlagter 


Ausfall, zu gering angenommene Speſen und Steuern, zu gering 


veranſchlagte Repa raturkoſten) und die ſchlechte Gewohnheit der Hypotheken⸗ 


daß die Häuſer beinahe niemals abgeſchrieben werden. Die hohen Zinslaſten, Br N 


banken, nicht auf Amortiſationshypotheken zu beſtehen, haben zur Folge gehabt, 


die die übertriebenen Selbſtkoſten dem Wirte auferlegen, geſtatten ihm nicht oft, 


außer ihnen eine erhebliche Tilgungsquote herauszuwirtſchaften; wirtſchaftet er 


ſie heraus, ſo beſteht kein Zwang für ihn, ſie auch tatſächlich auf das Haus 
abzuſchreiben. In Groß⸗ Berlin ift aber die Notwendigkeit, Häuſer zu 


amortifieren, bis in die letzten Jahre vielfach in Vergeſſenheit geraten. 


Albrecht und Dernburg, Erhebung über den e Realkredit. 


Berlin 1915. 
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tragen. Und unter der Annahme eines Reinertrages von 7038 Mk. 
„(Spalte 4 zu b), wie er im praktiſchen Leben in der Regel her⸗ 
geleitet wird, und danach eines Ertragswertes von 133 440 Mk., 
würde ſich ein Höchſtpreis von 23,5 Mk. für 1 qm ergeben. Ver⸗ 
glichen mit den Reinerträgen ſind alſo 23,2 Mk. bzw. 10,3 Mk. je 
1 qm zu viel gezahlt worden. 

Wir können aus dieſen Erörterungen entnehſtde daß gé für 
einen ſehr großen Teil der Mariendorfer Hausbeſitzer, die ihre (e 
bäude nach dem Inkrafttreten der Baupolizeiordnung von 1903 ge⸗ 
baut haben, und die für den Bauplatz einen im Verhältnis zu den 
erzielbaren Mieterträgen zu hohen Preis zahlen mußten, die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage ſchwierig geſtalten mußte. Das Anlagekapital über⸗ 
ſtieg den Ertragswert um ein Bedeutendes und konnte durch die 
Reinerträge nicht ausreichend verzinſt werden. Nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß aus den Reinerträgen keinerlei Rücklagen für Amor: 


tiſationen und Mietausfälle gemacht wurden, reichten ſie gerade für 


eine Verzinſung des aufgewendeten Kapitals hin. Sobald aber 
einmal Ausfälle durch zeitweiſes Leerſtehen von Wohnungen ein⸗ 
traten, waren auch die laufenden Unkoſten aus den Mieterträgen 
nicht mehr zu decken. Wir können daher ohne weiteres annehmen, 
daß in dem eigentlichen Mariendorf die Hausbeſitzer alles daran 
geſetzt haben, um höhere Mieten zu erzielen und dadurch ihre Lage 
zu verbeſſern. Wir werden ſpäter ſehen, ob die Mieter dieſem Druck 
der Hausbeſitzer haben nachgeben müſſen. 

2. In der gleichen Weiſe wie für Mariendorf ſind auch für 
eine Anzahl Südender Mietshäuſer die Rentabilitätsverhältniſſe 
unterſucht worden. Die hierzu erforderlichen Zahlendaten konnten 
für 23 ſogenannte Mietvillen ermittelt werden und ſind in der 

nebenſtehenden Tabelle 8 (S. 281) enthalten. 
| Hiernach hat im Durchſchnitt eines der Gebäude 171088 Mk. 
gekoſtet. Davon betrugen die Baukoſten 136 983 Mk. und 34105 Mk. 
entfielen auf den Grund und Boden. Ein Quadratmeter iſt mit 
21,5 Mk. bezahlt worden. Im Durchſchnitt war ein Gebäude mit 
154839 Mk. hypothekariſch belaſtet. Der Reinertrag in Spalte 4 
iſt wiederum in zweifacher Weite berechnet worden, einmal unter 
Berückſichtigung einer Quote (7 ) für Amortiſation und für Miet⸗ 
ausfälle — dann ergab ſich ein Betrag von 8312 Mk. —, und 
außerdem zum Vergleich ohne ſolcher Abzüge, alſo in der im prak⸗ 
tiſchen Leben üblichen Weiſe — dann ergab ſich ein Betrag von 
9198 Di. Und je nachdem man den erſten oder den zweiten Betrag 
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als N anſieht, ergibt ſich ein Zoe von 157596 Mk. 
oder von 174394 Mk. 


Vergleicht man dieſe beiden Geldausdrüce mit dem Anlage- 


kapital, 171 088 Mk. (Spalte 7), und der Höhe der hypothekariſchen 


Beleihung, 154 839 Mk., To zeigt ſich hier ein viel günſtigeres Bild 
als bei den Häuſern von Mariendorf. Vor allem kann man er⸗ 
kennen, daß den Hausbauten offenbar beſſere Kalkulationen zugrunde 
gelegen haben. Die Hausbeſitzer haben zwar auch hier an eine 


Amortiſation nicht gedacht und betrachten den Betrag von 9198 Mk. 


in Spalte 4 zu b als Reinertrag. Der hiernach ſich ergebende 
Ertragswert von 174394 Mk. überſteigt das Anlagekapital um 
3306 Mk. und die Geſamtbeleihung um 19555 Mk. Nach Abzug 
der Verzinſung des Anlagekapitals in Höhe von 7778 Mk. (Spalte 10) 
von dieſem Reinertrage verbleibt dem Hausbeſitzer ein „Überſchuß“ 
von 0,8 Yo des Geſamtwertes der Hausbeſitzung. Auch der Grund 
und Boden iſt mit 21,5 Mk. je 1 qm (Spalte 6) nicht zu teuer 
bezahlt worden. Sogar ein Preis von 23,5 Mk. würde unter der 
Annahme eines Reinertrages von 9198 Mk. noch gerechtfertigt ſein. 


Der Hausbeſitz in Südende iſt alſo von dieſem Standpunkte aus 


betrachtet, nämlich daß auf Amortiſationen keine Rückſicht zu nehmen 
ſei, als rentabel zu bezeichnen, und er ſteht im ganzen beſſer da als 
in Mariendorf. 

Wenn aber in die Reinertragsberechnungen die erforderlichen 


Anſätze für die Abſchreibungen und für die Mietausfälle eingeſetzt 


werden, dann erſcheinen die Rentabilitätsverhältniſſe etwas ungün⸗ 


ſtiger. Der Vë alsdann ergebende Ertragswert (157 596 Mk.) fällt 


zwar nicht, wie im eigentlichen Mariendorf, niedriger aus als die 
hypothekariſche Beleihung, der Reinertrag (8312 Mk.) liefert aber 


nur einen Überſchuß von 0,3% über die Verzinſung des Anlage⸗ 


kapitals. Und die Bodenpreiſe würden dieſem Reinertrage von 
8312 Mk. nur dann ee wenn fie SO über 13,0 Mk. je 
qm hinausgehen. 


(Schluß folgt im nächſten Heft) 
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Beſprechungen 


m. Martin: Elſaß⸗ n Berlin 1919, * 


a: goën ſich die deutſche Geſchichtsforſchung früher - — ſehr zum 


Schaden der deutſchen Sache — nur wenig mit Elſaß⸗Lothringen be⸗ 
ſchäftigt hat, iſt in den letzten Jahren eine Reihe guter Werke er⸗ 


ſchienen, wie beſonders Wackernagel, Geſchichte des Elſaſſes (1919); 
Stählin, Politiſche und kulturelle Geſchichte Elſaß⸗Lothringens (1918); 


Schulte, Frankreich und das linke Rheinufer (1918). Zu ihnen tritt 
jetzt nach dem Ende des Weltkrieges und dem Verluſt des Reichslandes 
das Buch Martin Spahns. Durch ſeine langjährige Wirkſamkeit in 
Straßburg und rege Teilnahme am parteipolitiſchen Leben gehört Spahn 
zu den beſten Kennern des Elſaſſes; er kann von ſich ſagen, daß er 
„mit dem elſäſſiſchen Volk in ſeinen breiten Schichten zuſammen ge⸗ 
lebt, zuſammen gegeſſen und zuſammen geſchlafen habe“. Damit hängt 
es wohl zuſammen, daß in ſeinem Buch das Elſaß im Vordergrund 


ſteht und Lothringen ſtark zurücktritt. Das Werk iſt mit dem Herzblut 


geſchrieben. Indes die Liebe zum Elſaß und der altdeutſche Standpunkt 


tun der hiſtoriſchen Wahrheit nirgends Eintrag, auch da nicht, wo ſie g 


für beide ſchmerzlich ift. 
in großen Zügen, ſpäter immer ausführlicher, die Geſamtentwicklung 
des Landes. Seiner Meinung, daß das Zwiſchenreich Lotharingien 
ohne das ſchnelle Ausſterben der Dynaſtie vielleicht lebensfähig geweſen 


wäre, vermag ich nicht zuzuſtimmen, dazu war vor allem ſeine geographiſche 
Geſtalt zu widerſinnig. Sicherlich hat ſich eine eigene Mittelreichskultur 


erhalten, aber ſie beſchränkte ſich nicht auf Elſaß und Lothringen, 
ſondern umfaßte die ganzen Kernlande des ehemaligen Karolinger⸗ 
reiches, von, Paris und Aachen bis hinunter nach Rom. Elſaß⸗ 
Lothringens Bedeutung iſt darin beſchloſſen, daß es auf der Haupt⸗ 


Spahn beginnt mit der römiſch⸗ keltiſchen Zeit und ſchildert anfangs 5 


reibungsfläche zwiſchen Deutſchland und Frankreich und ihren Kulturen 


liegt. Und ſchon im 10, Jahrhundert trennen ſich die Wege der beiden 
Landſchaften. Während Lothringen zum Brückenland der beiden Kulturen, 


wurde und dadurch, daß es immer nur romaniſche Einflüſſe nach 


Oſten vermittelte, ſich ſelbſt allmählich romaniſierte, zudem noch durch 


die Loslöſung des Stiftes und der freien Reichsſtadt Metz ſeinen 
natürlichen Mittelpunkt verlor, verwuchs das Elſaß politiſch und 


kulturell ſchnell mit Deutſchland. Nach Spahn hat es nur ein einziges | | 


Mal die Rolle eines wirklich bedeutſamen Brückenlandes zwiſchen 


Deutſchland und Frankreich geſpielt: zu Anfang des 19. Jahrhunderts 


in der Mainzer Wirkfamkeit der beiden elſäſſiſchen Theologen Lieber⸗ 
mann und Räß. 


Um die Mitte des 16. Jahrhunderts zieht ſich das Elſaß auf ſich 


ſelbſt zurück. Während der elſäſſiſche Humanismus von 1500, deſſen 
Leiſtungen und Bedeutung Spahn feinſinnig würdigt, noch feſt mit 


— 
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dem nationaldeutſchen Geiſtesleben verknüpft iſt, gelangt ſeit 1550 der 
provinziale Geiſt völlig zur Herrſchaft. Den entſcheidenden Grund da- 
zu erblickt der Verfaſſer mit Recht in dem unaufhaltſamen Verfall des 
Deutſchen Reiches. Aber trotzdem bleibt das Elſaß bis ins 18. Jahr⸗ 
hundert deutſch, zumal Straßburg, wo die Wirkſamkeit Johann Sturms 
und ſeiner Schule eine eingehendere Darſtellung verdient hätte. Daran 
ändert auch der Anfall des Landes an Frankreich lange Zeit nichts. 
Nur ganz langſam vollzieht ſich eine innere Annäherung, als deren 
wichtigſte Schrittmacher Spahn das Beamtentum, die Jeſuiten, die ge— 
ſellſchaftliche Kultur und vor allem das franzöſiſche Familienleben auf- 
deckt. Sie iſt bekanntlich durch die Revolution und das erſte Kaiſerreich 
beſchleunigt und beſiegelt worden. Als 1815 Deutſchland — nicht nur 
Weimar, wie Spahn meint, ſondern durch den Mund Gneiſenaus auch 
Potsdam — das Elſaß zurückforderte, kam aus dem Lande kein Wider⸗ 
hall. Das wirtſchaftliche Intereſſe des allein noch maßgebenden Bürger- 
tums, die Liebe zur Freiheit und die Furcht vor dem deutſchen 
Deſpotismus und der deutſchen Ohnmacht hielten das Elſaß bei Frank— 
reich feſt. „Das Hineinwachſen des Elſaß in Frankreich“ überſchreibt 
Spahn die Periode von 1815—1870 und verfolgt dieſen Prozeß auch 
hier wieder im einzelnen, auf dem politiſchen, kulturellen, religiöſen 
und wirtſchaftlichen Gebiet. Beſonders unterſtreicht er die Bedeutung 
der 1849 gegründeten Revue d'Alsace. Daß die Verwelſchung aber 
ihre Grenzen hatte, beweiſt er an der Stellung der Frau, die auch in 
dieſer Zeit ihr altes deutſches Leben weiterführte. 

Eben deshalb, wegen dieſer Eingewöhnung in Frankreich, ſetzte das 
Elſaß 1870 dem Wiederanſchluß an das Deutſche Reich einen leiden- 
ſchaftlichen und zähen Widerſtand entgegen, zur großen Überraſchung 
und Enttäuſchung des hierauf nicht vorbereiteten deutſchen Volkes. Die 


u Frage der Neutraliſierung Elſaß⸗ Lothringens erſcheint uns heute in 


einem anderen Lichte, als wie die Zeitgenoſſen ſie anſehen konnten. 
Ob die Engländer wirklich, wie Spahn meint, für die Neutraliſierung 
wirkten, bedarf noch genauerer Klärung. An Bismarcks Politik übt 
Spahn eine ſicherlich berechtigte Kritik. Denn je tiefer man in ſie 

eindringt, um fo mehr verſtärkt ſich der Eindruck, daß der Friedens- 
ſchluß von 1870 nicht mehr auf der Höhe des Friedens von 1866 
ſteht. Freilich, nicht in dem Sinn, als ob die Annexion Elſaß— 
Lothringens an ſich ein Fehler geweſen und erſt dadurch die franzöſiſche 
Revanche wachgerufen ſei, ſie war auch ohne das, wegen der mili— 
täriſchen Niederlage und des Verluſtes der prépondérance légitime, 
unabwendbar. So ſind auch Spahns Ausſtellungen nicht gemeint. 
Aber treffend legt er dar, daß nicht nur der Verzicht auf Belfort, 
ſondern die ganze Grenze des Frankfurter Friedens ſowohl geographiſch 
wie vor allem wirtſchafts⸗ und kulturpolitiſch ein verhängnisvoller Miß— 
griff war. Denn fie übernahm die alte deutſch⸗franzöſiſche Zufalls— 
grenze, zerteilte das zuſammengehörige oberelſäſſiſche und lothringiſche 
Wirtſchaftsgebiet und ſchnitt aus Lothringen das an ſich nicht lebens⸗ 
fähige Deutſch⸗Lothringen heraus. Seine naturgemäße Verbindung 
mit dem Mittelrhein ließ der Partikularismus der Einzelſtaaten nicht 
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zu, ſo ſchlug Bismarck die abgetretenen Provinzen zu einem eigenen | 
Staatsgebilde zuſammen und machte es zum Reichsland. 
Seine politiſche, wirtſchaftliche und kulturelle Entwicklung von 


d 1871 — 1918 bildet den wertvollſten Teil des Buches. Hier ſchöpft 


Spahn vor allem aus eigener. Anſchauung und bietet eine Fülle bisher 
gar nicht oder wenig beachteter Geſichtspunkte, mit denen ſich im einzelnen 
nur ein gleich guter Kenner Elſaß⸗Lothringens auseinanderſetzen kann. 

So verweiſt er — um nur das Wichtigſte anzuführen — auf die un⸗ 
heilvollen Folgen des Optionsrechtes und der Maſſenauswanderung 
nach Frankreich, auf die ungünſtigen Wirkungen des Kulturkampfes 
und der partikulariſtiſchen Wirtſchaftspolitik im Deutſchen Reich. Die 
unbeſtreitbaren Vorteile und Verdienſte der deutſchen Verwaltung 
werden gegen ihre ebenſo unleugbaren Fehler abgewogen. Ihre ſchwächſte 
Seite war von vornherein die Kulturpolitik. Hier kann man ohne 


Übertreibung von einem völligen Verſagen ſprechen. Sündigte fie an⸗ 
fangs durch Überſtürzung, ſo überließ ſie im 20. Jahrhundert der 


franzöſiſchen Propaganda kampflos das Feld. Auch die Univerſität 
Straßburg hat die auf ſie geſetzten Hoffnungen nicht erfüllt, zum Teil 
durch ihre eigene Schuld. Die wichtigſte Klammer zwiſchen Elſaß⸗ 
Lothringen und dem Reich bildete das Wirtſchaftsleben, das ſeit un⸗ 
gefähr 1895 auch die deutſchen Parteien und das deutſche Zeitungs⸗ 
weſen ins Reichsland einführte. „Der Zug zu Deutſchland hin war 
im ganzen Elſaß gegen das Jahr 1905 erſtaunlich ſtark.“ Er wäre 
nach Spahns Anſicht noch ſtärker geweſen, wenn Lothringen nicht mit 
dem Elſaß verkuppelt oder durch Verbindung mit den verwandten 
deutſchen Nachbargebieten zu einem lebensfähigen, provinziellen Gebilde 


innerhalb des Reichslandes ausgeſtaltet worden wäre. 


— 


Es iſt ein verhängnisvolles Zuſammentreffen, daß gerade in dieſem 


Jahr der franzöſiſche Gegenſtoß in vollem Umfang einſetzt. Seit 1905 


iſt Frankreichs Politik wieder auf die Revanche eingeſtellt, auf Grund 


der Entente cordiale und des Marokkoſtreites, in dem Deutſchland 
Schritt für Schritt zurückweicht. Auch. hier offenbart ſich wieder der 


entſcheidende Einfluß der äußeren auf die innere Politik. Scharf be⸗ 


tont Spahn: „Für das Vordringen des Deutſchtums und die Ruhe 
in Elſaß⸗Lothringen war die unerläßliche Vorausſetzung, daß die Groß⸗ 
machtgeltung Deutſchlands über jeden Zweifel erhaben blieb.“ Und 
das war ſeit der europäiſchen Kriſis von 1905 nicht mehr der Fall. 


Die franzöſiſche Offenſive beginnt mit dem Kulturfeldzug, der ſchon 


bald auf das politiſche Leben einwirkt, den erwachenden Nationalismus 


| betrachtet Spahn geradezu als den „politiſchen Exponenten der ged, ` 


zeitigen Kulturbewegung“. Das Deutſche Reich ſchaute dem franzöſiſchen 
Wühlen tatenlos zu, die Verfaſſung von 1911 war eine Halbheit und 
unterband die Abkehr vom Reiche nicht, ſondern förderte ſie noch. 
Trotzdem wäre Elſaß⸗Lothringen nach Spahns Überzeugung auch inner⸗ 
lich für uns gewonnen worden, wenn wir 1914 den Sieg hätten er⸗ 


ringen können. Aber ſeit der Marne war der Zweifel an unſerem 
Kriegsglück nicht mehr zu bannen. Die Ungewißheit über die künftige 


e innerhalb des tage und das unerquickliche Feilſchen der 


\ 
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deutſchen Einzelſtaaten hierüber — das ſchonend nur angedeutet wird —, 
dazu der innere Zwieſpalt und ſchließlich das teilweiſe würdeloſe Zu⸗ 


rückfluten der deutſchen Truppen taten das übrige. Wie dem Befreier 


warf ſich das Land Ende 1918 Frankreich in die Arme. 

Wir wiſſen heute, daß die Reaktion hiergegen ſchnell eingeſetzt 
hat. Zur Erklärung hebt Spahn hervor, daß ſich ſowohl Elſaß— 
Lothringen wie die Franzoſen in den Jahrzehnten von 1871 — 1918 
geändert haben. Ein tiefes Dunkel lagert wie über unſerer ſo auch 
über ſeiner Zukunft. „Ein Schickſal wie das Elſaß⸗Lothringens erfüllt 
ſich nicht in einem einzigen Kriege.“ — 

Das Buch iſt glänzend geſchrieben und für einen weiteren Leſer⸗ 


kreis beſtimmt. Aber auch der Fachmann wird dankbar Belehrung und 


Anregung aus ihm BEZE 
Bonn Walter Platzhoff 


N 


SE M. J.: Die wirtſchaftlichen Folgen des Friedens⸗ 
vertrags. (The economie consequences of the peace.) Über⸗ 
ſetzt von M. J. Bonn und C. Brinkmann. München und 
Leipzig 1920, Duncker & Humblot. VIII und 243 S. 


Die wiſſenſchaftliche Bedeutung dieſes Buches, das wohl keiner 
Empfehlung mehr bedarf, liegt nicht ſowohl in dem glänzend geſchriebenen, 
heute ſchon berühmten 3. Kapitel, in dem Keynes mit vollendeter Meiſter⸗ 
ſchaft die Vorgänge während der Beratung des Verſailler Friedens in 

Paris als Wiſſender darſtellt, ſie beruht auch nicht in den Kapiteln 4 
und 5 „Der Friedensvertrag“ und „Die Wiedergutmachung“. Die Dar- 
ſtellung des Friedens vertrags und der Wiedergutmachungsbeſtimmungen 
ſteht allerdings leider turmhoch über dem, was in Deutſchland über 
dieſe Fragen geſchrieben worden iſt, aber ſie enthält nichts und kann 
natürlich auch nichts enthalten, was in Deutſchland unbekannt geweſen 
wäre, da ſich der Verfaſſer ja hier großenteils auf deutſches Material 

ſtützt. Seine Darſtellung zeichnet ſich aber dadurch aus, daß Te aufs 


Ganze geht und große Zuſammenhänge darſtellt und nicht in den Fehler 
verfällt, alle Paragraphen als gleich wichtig zu betrachten. Er kriti⸗ 


ſiert dabei (S. 49) die deutſche Antwort mit den folgenden Worten: 
„Nichts deſtoweniger war die deutſche Antwort nicht in allen Teilen 
ein der Gelegenheit ganz würdiges Schriftſtück, weil es trotz der 
Richtigkeit und Bedeutung eines großen Teils feines Inhalts wirklich 
großzügige Behandlung und würdevollen Ausblick ein wenig vermiſſen 
ließ und ſeine allgemeine Wirkung der Einfachheit und der leidenſchafts— 
loſen Sachlichkeit der Verzweiflung entbehrt, die gerade die tiefe Leiden⸗ 
ſchaft des Augenblicks hätte hervorrufen können.“ Das Spezialiſten— 
tum und das bei uns herrſchende Sachverſtändigenunweſen, bei dem 
man nicht nur die Sachverſtändigen — meiſt ſind es obendrein 
Intereſſenten — hört, ſondern ihnen die Ausarbeitung und Formu⸗ 
lierung überläßt, findet hier eine leider nicht unberechtigte Kritik. 
Spezialreferenten, ſeien ſie auch noch ſo tüchtig und Vertreter von 
Handel und Induſtrie, können eben dieſen leidenſchaftlichen Schwung 
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nicht finden, der für große Momente nötig iſt und den Keynes zweifels⸗ | 


| ohne beſitzt. 


un 


In dem ganzen Buch zeigt ſich, was gerade für den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Beobachter wichtig iſt, daß eine ſtrenge Schulung in wirtſchaft⸗ 
licher Theorie die beſte Vorbildung für die Behandlung praktiſcher 


Fragen iſt, zumindeſtens, wenn dieſe Fragen über rein beſchreibende 


Kleinarbeit hinausgehen. Die Schulung in den Lehren der klaſſiſchen 
Nationalökonomie in Verbindung mit einer ſtarken plaſtiſchen Phantaſie 
zeichnen das Keyneſche Buch aus. Der Verfaſſer ſteht bei allem Ver⸗ 
ſtändnis für moderne radikale Strömung theoretiſch auf dem Boden 
= engliſchen klaſſiſchen Schule, — nicht zum Schaden feines Buches. 
benutzt ihre, natürlich fortgebildeten Lehren, insbeſondere die 
Molthusſchen, um die wirtſchaftliche Entwicklung des letzten Jahrhunderts | 
in große Zuſammenhänge zu bringen. 
Wiſſenſchaftlich bedeutend iſt vor allem das 1. Kapitel, in dem 
Keynes ausführt, daß die wirtſchaftliche Entwicklung Europas in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunders eine Art vorübergehendes goldenes 
Zeitalter geweſen ſei, in dem dank der gewaltigen Entwicklung der 
neuen Welt und der techniſchen Fortſchritte die wachſende Bevölkerung 


Europas einen ſich verbreiternden Nahrungsſpielraum erhielt. Dank 


dieſer Erweiterungen und dank der Akkumulation des Kapitals durch 
Sparen (im Gegenſatz zum Verbrauch) iſt dieſes goldene Zeitalter vor⸗ 
übergehend möglich geweſen. Aber ſchon vor dem Kriege waren An⸗ 


zeichen vorhanden, daß es ſich ſeinem Ende nähere. Die Produktivkraft 


der neuen Böden nahm langſam ab, während die ſoziale Bewegung 
den Willen der breiten Maſſen langſam erſchütterte, das kapitaliſtiſche 


Syſtem geduldig zu ertragen. 


Neben dieſes 1. Kapitel treten die Kapitel 6 und 7. In dem 
erſten zeichnet Keynes mit monumentalen Strichen ein Bild des feſt⸗ 
ländiſchen Europas, das infolge der Finanzpolitik während des Krieges 
immer mehr mit ſchwebenden Schulden überſchwemmt wird, und gleich⸗ 
zeitig, um zu exiſtieren, immer größer werdende Überſchüſſe der Ein⸗ 
fuhr über die Ausfuhr benötigt., Das Ergebnis iſt Entwertung des 


Geldes und immer ſchlimmer werdender Sturz der Valuta. 


Im letzten Kapitel erörtert Keynes eine Anzahl Rettungsvorſchläge. 


Vernünftige Reviſion des Friedensvertrages, Ausgleichung der Ver⸗ 


ſchuldung der Alliierten untereinander, indem Amerika und England 
auf die Zahlung ihrer Vorſchüſſe verzichten und damit die Möglichkeit 
zu entſprechender Herabſetzung der Entſchädigung ſchaffen und ſchließlich 
eine internationale Anleihe auf Grund des Haager Memorandums, 


deſſen geiſtigen Vätern er nicht fernſteht. Es iſt ſchade, wenn man . 


einen Wunſch, nicht eine Kritik ausſprechen ſoll, daß der Verfaſſer ge⸗ 


rade dieſe Fragen nicht ausgiebiger erörtert hat. Das Problem der 


Stabiliſierung der europäiſchen Währung, zumindeſtens der Verſuch, 
den weiteren Sturz nach unten aufzuhalten, iſt im gewiſſen Sinne das 
Kernproblem aller europäiſchen Wirtſchaftsfragen. Es hängt aufs engſte 
nicht nur mit den finanziellen Fragen, ſondern insbeſondere mit den 
Fragen der Kriegsentſchädigung zuſammen. Es iſt ganz unmöglich, 
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die deutſche Währung irgendwie zu ftabilijieren, wenn die Ausführung 
des Friedensvertrages die deutſche Regierung zu großen Natural— 
leiſtungen (Kohle) und zur Ablieferung von Vermögensſtücken (Schiffe) 
zwingt, für die ſie nach dem Friedensvertrag die Eigner entſchädigen 
muß. Bei der Unmöglichkeit, fundierte Anleihen im großen Umfange 
unterzubringen, muß ſie immer wieder zu ſchwebenden Schulden greifen 
und damit zur Vermehrung der Inflation. Es wäre im hohen Maße 
intereſſant, wenn Keynes in einer der neuen Auflagen, die das Buch 
ſicher erleben wird, auf dieſe Fragen eingehen würde. 
Berlin M. J. Bonn 


e E.: Die Aflaketegsrevslatten. Leipzig 1920, 
K. F. Koehler. 255 S. 


Die tiefe Unruhe, in der ſich — ſteigend von Jahr zu Jahr — 
ganz Europa, ja die geſamte ziviliſierte Welt ſeit 1914 ſichtbar be⸗ 
findet, hat begreiflich genug in faſt allen literariſchen Bezirken poli— 
tiſcher und kultureller Problematik den gewohnten Ton der Beruhigung 
oder gar Beſchönigung dieſes lange vorgebildeten und von wenigen 
vorgefühlten Geſamtumbruches zum Schweigen gebracht. Der geſamte 
ſchier grenzenloſe geiſtige Individualismus des 19. Jahrhunderts meldet 
ſich angeſichts der Kataſtrophe wieder zu Wort. Die einen „erklären“ 
die neue Wirklichkeit hiſtoriſch und merken zumeiſt kaum, daß ihnen 
die Gegenwart ein neues Ablaufsbild der Vergangenheit aufzwingt. 
Die anderen konſtruieren evolutionäre oder revolutionäre, reformatoriſche 
oder reformeriſche Zukunftsbilder und vergeſſen vollkommen, daß dieſe 
Entwürfe und Forderungen tote Wunſchbilder „abgelebter Zeiten“ 
wiederholen oder abändern. Auch ſie alſo möchten ſich an der Gegen— 
wart vorbeidrücken und die Zukunft rechneriſch vorwegnehmen, ohne 
auf die Weſens⸗ und Willensſtruktur der Gegenwart hinzuſehen. Neben 
dieſen hiſtoriſierenden und politiſierenden Auseinanderſetzungen hat uns 
eine impreſſioniſtiſche Kataſtrophenliteratur überflutet, die freilich ſelber 
der traurigſte und hoffnungsloſeſte Ausdruck der europäiſchen Zu— 
ſammenbruchskataſtrophe iſt. Nichts vereitelt mehr jeden Erneuerungs— 
vorgang, als ein derartig hemmungsloſes Deutungsbedürfnis, beſtehend 
aus Anklagen, Rechtfertigungen, Utopien und Banalitäten. 

Dieſem Tonfall retroſpektiver Erklärungsſucht, proſpektiver Un— 
belehrbarkeit und impreſſioniſtiſcher Haltungsloſigkeit ſteht gegenwärtig 
kaum jemand ferner als Eduard Stadtler, deſſen unermüdliche Aufbau— 
arbeit weiten Kreiſen Deutſchlands wohl bekannt iſt. Stadtler d 
Grenzdeutſcher, Altelſäſſer, ſtammt aus Bauerngeſchlecht, hat faſt ein 
Jahrzehnt in Frankreich gelebt, als Kriegsgefangener in Rußland die 
ruſſiſche Revolution aus nächſter Nähe miterlebt und ſpäter als Leiter 
der Preſſeabteilung des deutſchen Generalkonſulates und Mitleiter der 
Preſſeſtelle der deutſchen Botſchaft in Moskau an verantwortlicher 
Stelle wichtige politiſche Einblicke in die weitere Entwicklung der euro— 
päiſchen Kataſtrophe bekommen. Stadtler bringt ſomit vermöge eines 
ungewöhnlich friſchen Blickes und einer glücklichen Weſt-Oſterfahrung 
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wichtigſte Vorausſetzungen mit, um ſein eigentliches politiſches Fern⸗ 
ziel, ſolidariſcher Wiederaufbau Deutſchlands und Europas, an den 


ihm vertrauten Widerſtänden weſtlicher Überformung und öſtlicher 
Formloſigkeit, die ſich in Deutſchland zurzeit verhängnisvoll treffen, 
immer erneut realpolitiſch und nach Maßgabe maſſen⸗ und völkerpſycho⸗ 
logiſcher Imponderabilien zu vertiefen und gegebenenfalls in Richtung 
und Beſtimmung der Mittel abzuändern, ſogar, wenn nötig, zu revo⸗ 
lutionieren. Endlich hat er ſo ſtark in der Jugendbewegung einer 
Partei geſtanden, daß er den Typus des modernen Parteiapparates zur 
Genüge kennt. | 

In ſeinem Buch „Die Weltkriegsrevolution“ hat Stadtler ſeine E 
wichtigſten Vorträge, die er ſeit Herbſt 1918 vornehmlich in Deutſch⸗ 
land gehalten hat, geſammelt. Die Befürchtung unleidlicher Zu⸗ 
ſammenhangsloſigkeit, die in ſolchen Fällen nur zu leicht einzutreten 
pflegt, trifft nirgends zu. Das kontinuierliche Wollen Stadtlers reißt 
ſelbſt die entfernteren Tatſachendeutungen und Willenseinſtellungen 
verſchiedener Zeit und Geſamtlage unerbittlich in dieſelbe Mitte der 
Stadtlerſchen Grundaufgabe: Rettung Europas und Deutſchlands vor 
der Gefahr völliger „Weltkriegsauflöſung“. Ein echt Stadtlerſches Wort! 

Die Weltkriegsauflöſung iſt nicht gleichbedeutend mit „Weltkriegs⸗ 
revolution“, die Stadtler einmal überaus treffend ſo gekennzeichnet 
hat: „Nichts iſt törichter in der politiſchen Tagespubliziſtik, als das 
Gerede über die proletariſche Weltrevolution. Die Linke bejaht dieſe 
Revolution mit gläubigem Parteifanatismus; die Rechte verneint ſie 
ebenſo fanatiſch. Die Wahrheit liegt in der Mitte: Die Welt⸗ 
revolution als Umwälzung aller weltpolitiſchen, weltwirtſchaftlichen 


und weltkulturellen Verhältniſſe iſt nicht der fromme Wunſch einer 


Partei, ſondern eine greifbare Tatſache. Wer ſie nicht ſieht, 
hat weder Augen noch andere Sinne. Das, was man Erhebung des 
ſozialiſtiſchen Parteiproletariats nennt, iſt nur ein kümmerlicher Aus⸗ 
ſchnitt aus der Geſamtrevolution. Der revolutionäre Aktivismus des 
Proletariats beziehungsweiſe des marxiſtiſchen Sozialismus iſt nur ein 
Stimulans. Ringt ſich irgendwo die proletariſche Erhebung durch, 
dann iſt ſie nur ein äußerer Exponent eines viel tiefer verlaufenden 
revolutionären Prozeſſes.“ Die Weltkriegsauflöſung iſt nun die negative 
Seite der Weltkriegsrevolution, ein Erſchöpfungsvorgang im Schoße 
zuſammengebrochener Völker. Der ruſſiſche Bolſchewismus iſt ebenſo⸗ 


ſehr ſein wirrſter Ausdruck wie ſeine unbeſtreitbar geniale und keines⸗ 
wegs zernierte Organiſationsform geworden. Stadtler iſt weit davon 


entfernt, mit dem Angſtgewimmer eines exiſtenzbedrohten „Bourgeois“ 
vom Klaſſenſtandpunkt die ruſſiſche Auflöſungsbewegung zu ſchildern. 
Sein Kampf, den er mit wachſendem Erfolge gegen die reaktionäre 
Verhärtung und doktrinäre Überalterung aller Parteien und aller 
„ führt, läßt ſolche Froſchperſpektive gar nicht zu. 
Schon der Vortrag, den er im März 1918 in Ufa vor der Kolonie 
deutſcher Zivilinternierter gehalten, beweiſt eindeutig, wie konſequent 
Stadtler aus dem ruſſiſchen Weſen und der ruſſiſchen Geſchichte, deren 
letzte Formung in dieſem Kriege ber und vollzogen wurde, den 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. | | 19 
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ruſſiſchen Auflöſungswillen ableitet. Auf der anderen Seite kommen 


hier ſehr nüchterne Dinge ſehr vorſichtig zur Sprache: die Auflöſungs— 


faktoren der ruſſiſchen Kriegswirtſchaft und Finanzwirtſchaft und die 5 


äußere und innere Zertrümmerung des Verkehrsweſens. Ein recht 
lebendiges Bild vom geſamtwirtſchaftlichen Zuſammenbruch Rußlands 
gibt der im November 1918 in Berlin gehaltene Vortrag: „Bolſche— 
wismus und Wirtſchaftsleben.“ Die dort angeführten Zahlen ſprechen 
eine ſehr nachdrückliche Sprache (vgl. S. 49 — 62). — Ebenſo rück⸗ 
haltlos und grundſätzlich, wie gegen den Oſten, bekennt ſich Stadtler 
gegen die weſtliche Formaldemokratie (ein Wort, das Stadtler vielleicht 
an erſter Stelle in der öffentlichen Diskuſſion durchgeſetzt hat). Er 
verkennt durchaus nicht den freilich auch durchaus begrenzten hiſtoriſchen 
Wert, den der weſtliche Parlamentarismus für den Weſten geleiſtet 


hat. Aber das blindläufige Geſchwätz vom Jahrhundert der ſiegenden 


Demokratie wird erbarmungslos gebrandmarkt. Wie gedenkt der 
ſaturierte Weſten den europäiſchen Brand zu löſchen? Mit welchen 
Kräften ideellen und realen Aufbaues vermag er auf die Dauer die 
andrängenden ſozialpolitiſchen und gemeinwirtſchaftlichen Fragen in den 
eigenen Ländern und Kolonien zu löſen? Zeugt die Haltung Lenin 
gegenüber von der Sicherheit des gefeiten und gewappneten Herrn der 


Welt? Endlich: offenbart dieſer Ausbeutungsfriede nicht doch das 


wahre Antlitz eines Imperialismus, der ſich ſeit Jahrhunderten in den 
Vorſpielen der Weltherrſchaft geübt hat? Auf alle dieſe Fragen gibt 
Stadtler die unverzagte Antwort: der ſogenannte Ententeſieg, der die 


größte Niederlage des Wilſonismus zur fragwürdigen, aber bezeichnenden 


Vorausſetzung hat, iſt nur ein epiſodiſcher Akt im Drama der Welt⸗ 
kriegsrevolution, die, wenn nicht alle poſitiven Kräfte eingeſetzt werden, 


als Tragödie der Weltkriegsauflöſung enden kann. An dieſer 1 


wird die ganz unentbehrliche Sondereinſtellung Stadtlers deutlich: 

ſieht als politiſcher Menſch gewordene und werdende Geſchichte als ein 
Ganzes einander ſich ſtärkender und ſchwächender Willensmächte. Seine 
Zukunftsentrollungen ſind daher immer zugleich Forderungen und 
Warnungen. Bis aufs Zieler bekämpft er jene abwartende, zu= 


ſchauende „naturwiſſenſchaftliche Entwicklungseinſtellung, die dort ſchon 
von „Zwangsläufigkeiten“ jammert, wo Unterlaſſung auf der eigenen 


und demzufolge Brutaliſierung auf der anderen Seite zu beſonderer 


Kraftaufbietung und Opferwilligkeit aufrufen. Da jede vorliegende 
Geſchichte in der Hauptſache nichts anderes als die abgewandelte Politik 
der Vergangenheit iſt, ſo kann gerade Stadtler glauben, daß ſich der 
Weltkrieg und vor allem die Folgezeit als Umwälzungsbewegung nur 
demjenigen als Geſamtvorgang erſchließt, der ſelber ein poſitives 
Geſamtwollen, Geſamtgeſtalten als höchſte Verantwortung von ſich und 
dem europäiſchen Führertum fordert. Fraglos geben die Tatſachen 
— von Monat zu Mongat deutlicher — dieſer überparteilichen, von 
unbeſtechlichem Verantwortungsernſt getragenen Einſtellung recht. Was 
John Maynard Keynes in ſeinem wundervollen Buche: „Die wirt— 
wirtſchaftlichen Folgen des Friedens vertrages“ über die Geſtalt Wilſons 
in denkwürdigen, unerbittlichen Worten der Nachwelt überliefert, dok— 
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trinäre Eigenſinnigkeit und konſtitutionelle Wirklickeitsferne, — dieſe 


verhängnisvollen Weſenszüge hat Stadtler intuitiv ſeit langem in ſein 


politiſches Wilſonporträt eingeſchrieben. Stadtlers Deutung Lenins 


iſt durch die ruſſiſche Politik, namentlich ſeit 1918, immer wieder 


glänzend bewahrheitet worden, jüngſt vor allem aktiviſtiſch durch den . 


Feldzug gegen Polen, propagandiſtiſch durch ſeine rein politiſche Welt⸗ 
revolutionstaktik, wie er fie in ſeiner Mai⸗Broſchüre dieſes Jahres 
über den Radikalismus unzweideutig ausgeſprochen hat. Stadtler hat 
beiden Machtzentren gegenüber recht behalten, nicht weil er hiſtoriſch 
Gegebenheiten (der Gegenwart!) hiſtoriſch begreifen wollte, ſondern 
weil er die nur als Gegenwart bekanntgewordenen Willensbahnen der 
entſcheidenden Machtgruppen nach Maßgabe politiſcher Wägung und 
Witterung ſo weit in die Zukunft hinein verlängert, bis der Zweckmotor 


ſein Ziel erreicht haben könnte. 


So liegt es nur in der Natur der Stadtlerſchen Beſtrebungen, 
wenn der vorletzte Aufſatz einen Abdruck ſeines in politiſchen Kreiſen 
bekannten, damals als Manuffript gedruckten „Aktionsprogrammes“ 
(10. April 1919) bringt. Es iſt unmöglich, den lebendigen Plan hier 
auch nur anzudeuten, in dem die damalige Wirklichkeit zum Ausgangs⸗ 


und Durchgangspunkt für die rettende politiſche Witkſamkeit einern 
parteifreien diktatoriſchen Regierungsgewalt erhoben wurde. Stadtler 


hat die bleibenden Willenslinien dieſes „Programmes“ neuerdings zu 
einem Buche verdichtet: „Die Diktatur der ſozialen Revolution.“ Der 
Besprechung dieſer Schrift wird es vorbehalten fein, den überaktuellen 
Kern auch jenes Aktionsprogrammes zu zeigen. Unter den Titel beider 
Bücher möchte man das Wort ſetzen: „Im feſtländiſchen Europa bebt 
die Erde. Niemand kann ihr Grollen überhören. Doch handelt es ſich 
nicht um Luxus oder , Arbeiterunruhen“, ſondern um Leben und Tod, 
um Hunger und Daſein und um die . Zuckungen einer 
ſterbenden Kultur.“ (N. M. u. a. a. O. 2.) 


Berlin | Albert Dietrich 


Hurwicz, Elias: Die Seelen der Völker, ihre Eigen- 
arten UI und Bedeutung im Völkerleben. Ideen zu 
einer Völkerpſychologie. Gotha 1920, Perthes. IX u. 164 S. 80. 


Dies Buch mit dem fehlerhaften Deutſch im Titel iſt ein an ſich 


beachtenswerter Verſuch, die heute meiſt von den Soziologen im ver⸗ 
gleichenden Sinne betriebene Seelenkunde der modernen Völker etwas 


mehr in der Richtung auf Sondererforſchung des einzelnen Volkstum 


auszubauen. Der Verfaſſer hat zweifellos Recht darin, erſtens, daß 


die Wiſſenſchaft von den Geſetzmäßigkeiten des geſellſchaftlichen Lebens 
überall vor unauflöslichen Reſten maſſenſeeliſcher Anlage haltmachen 
muß, die den Völkern wie den einzelnen ein Gepräge der Individualität 
geben; zweitens, daß zur näheren Feſtſtellung dieſer kollektiven Dis⸗ 
poſitionen heute noch ſo gut wie nichts geſchehen iſt und gerade die 


Literatur des Weltkrieges (freilich unter dem Druck mächtiger Intereſſen) 
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einen erſchreckenden Tiefſtand der Selbſt⸗ und Fremdenkenntnis unter 
den Nationen offenbart hat. 
Aber man wird ſchwerlich finden, daß Hurwicz das damit auf— 


gezeigte Problem weſentlich fördert oder auch nur wiſſenſchaftlich um⸗ 


ſchreibt. Seinen Unterſuchungsſtoff bilden nur in den ſeltenſten Fällen 
die Außerungen eines beſtimmten Volkstums ſelbſt (in dieſen Fällen 
iſt ihm manche treffende Bemerkung gelungen, ſo vor allem in der auf 
Walther Rathenaus Anregung eingeſchobenen, leider ganz ſkizzenhaften 
kriminalſtatiſtiſchen Vergleichung S. 123 ff.). Den eigentlichen Körper 
des Buches ſtellen Leſefrüchte aus der weltwiſſenſchaftlichen Eſſay- und 
Feuilletonliteratur des letzten Menſchenalters dar, die fern davon, den 
nachgewieſenen Bedarf nach Kritik zu befriedigen, ihn vielmehr erſt 
recht begründen. 

| So wird die wichtigſte Vorfrage aller ähnlichen Unterſuchungen 
gar nicht geſehen: An welche geſellſchaftlichen Bildungen erſcheint das 
Merkmal der von vornherein differenzierten Anlage geknüpft? Sind 
es nur oder vorwiegend Blutsgemeinſchaften (neben den modernen 
Völkern iſt doch auch zum Beiſpiel viel von den Juden die Rede)? 
Und wenn nicht, wo anders als zwiſchen „Blut“ und „Milieu“ geht 
die große Grenze des Erklärbaren und nicht mehr Erklärbaren im 
Völkerleben? Der Rickertſche Gegenſatz zwiſchen generaliſierender und 
individualiſierender Erkenntnis hat auch Hurwicz vergeſſen laſſen, daß 
die Aufgabe der Wiſſenſchaft weder die Betrachtung des Allgemeinen 
noch die des Beſonderen für ſich iſt, ſondern die Erklärung des zweiten 
durch das erſte. Ehe er deshalb die Völkerpſychologie Wundts der 
Einſeitigkeit zeiht, wird er feine eigene Frageſtellung, die „rejigniert 
bei dem gegebenen Zuſtand eines Volkes ſtehen bleibt“ [S. 37), ſchon 
wiſſenſchaftlich etwas näher et ZEIEN 

Berlin Carl Brinkmann 


Kelſen, Hans: So allen us und Staat. Eine Unterſuchung 
der politiſchen Theorie des Marxismus. Leipzig 1920, C. L. Hirſch⸗ 
feld. 80. 129 S. 


Kelſens Arbeit zeigt die geſchichtliche Entwicklung der ſozialiſtiſchen 
Staatslehre in ihren wichtigſten Stufen und Verzweigungen vom 
kommuniſtiſchen Manifeſt des Jahres 1847, über die Schriften von 
Marx und Engels, zu der Lehre der deutſchen Sozialdemokratie einer— 
ſeits und zum Räteſyſtem des ruſſiſchen Bolſchewismus anderſeits. 
Im Mittelpunkt der Unterſuchung, die ſich im weſentlichen auf Deutſch— 
land und Rußland beſchränkt, ſteht der durch Lenins Schrift „Staat 
und Revolution“ hervorgerufene Streit über Marx und den „echten“ 
Marxismus. 

Beim kommuniſtiſchen Manifeſt weiſt Kelſen bereits die 
für die ganze ſozialiſtiſche Staatslehre charakteriſtiſche Vorſtellung von 
zwei Entwicklungsſtadien der ſozialiſtiſchen Revolution nach: dem Über⸗ 
gangsſtadium der proletariſchen Klaſſenherrſchaft, die noch 
als wirklicher Staat erſcheint, nämlich als Zwangsorganiſation, durch 
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die Fr das Proletariat vor Ausbeutung ſchützt, und dem endgültigen 


Zuſtand der ſtaatsfreien kommuniſtiſchen Geſellſchaft, der 


erſt möglich wird, wenn nach völliger Durchführung des Sozialismus 


die Klaſſenunterſchiede beſeitigt ſind und die Notwendigkeit des Zwanges 
gegen die Ausbeuter wegfällt. Als Staatsform der proletariſchen 
Klaſſenherrſchaft dient im kommuniſtiſchen Manifeſt die Demokratie, 


weil es ſelbſtverſtändlich erſcheint, daß das Proletariat, als die über⸗ 


wiegende Mehrheit des Volkes, mit 5 der Demokratie ohne 
weiteres zur herrſchenden Kl laſſe wird. 


| An den Schriften von Marx und Engels zeigt Kelſen dann Ä 
die Weiterbildung der Vorſtellungen von proletariſcher Klaſſenherrſchaft 


und vom ſtaatsfreien Idealzuſtand. Seit 1871 vertritt Marx, angeregt 
durch die Pariſer Commune, den Gedanken, daß der bürgerliche 
Staat nicht einfach von der Arbeiterklaſſe übernommen werden könne, 
daß vielmehr die „bureaukratiſch⸗ militäriſche Maſchinerie“ zerbrochen 


und durch eine neue Staatsform, die „Diktatur des Prole⸗ 


tariats“, erſetzt werden müſſe; deren weſentliche Forderungen ſind: 


Vereinigung von geſetzgebender und vollziehender Gewalt in der Hand 
der nach allgemeinem gleichen Stimmrecht gewählten Vertretungskörper, 


die pyramidiſch auf Gemeinderäten aufgebaut ſind, und deren Mit⸗ 


glieder jederzeit abberufbar ſind, Erſetzung des ſtehenden Heeres durch 


Bewaffnung des Volkes, Wahl aller Beamten und Richter, Verrichtung 


aller öffentlichen Dienſte für Arbeiterlohn. Kelſen ſieht in dieſer 
„Diktatur des Proletariats“ nichts weſentlich Neues gegenüber der 


Demokratie; es ſei eine mit gewiſſen Elementen der Unmittelbarkeit 


durchſetzte demokratiſch⸗republikaniſche Verfaſſung, alſo gerade eine be⸗ 


ſonders reine Form der Demokratie. Dieſe Auffaſſung rechtfertigt ſich, 


wenn man mit Kelſen nur an den idealen, nirgends verwirklichten Be⸗ 


griff der Demokratie denkt. Die Marxſchen Forderungen ſtehen aber 


im ſcharfen Gegenſatz zu allem, was bisher unter dem Namen „Demo⸗ 


kratie“ verwirklicht worden iſt, vor allem nämlich zur parlamentariſ ſchen 
Parteiherrſchaft, und ſpielen daher in dem gegenwärtigen Kampf gegen 
die „Formaldemokratie“ eine weſentliche Rolle; man denke an die Vor⸗ 


ſchläge des zweiten Rätekongreſſes im April 1919. Ze SH 
Die Weiterentwicklung der Vorſtellungen vom ſtaatsfreien 
kommuniſtiſchen Idealzuſtand zeigt Kelſen vor allem an den 


Schriften von Engels. Der Staat „ſtirbt ab“, ſobald keine aus⸗ 
beutende Klaſſe mehr da iſt, die niedergehalten werden muß. „An die 
Stelle der Regierung über Perſonen tritt die Verwaltung von Sachen, 


die Leitung von Produktionsprozeſſen.“ Kelſen weiſt hier auf den 


Widerſpruch hin zwifchen dem ökonomiſchen Ziel der planmäßigen 
kollektiviſtiſchen Leitung der Produktion und dem anarchiſtiſch⸗indi⸗ 


vidualiſtiſchen politiſchen Ideal. Es gibt keine Verwaltung von 
Sachen und keine Leitung von Produktionsprozeſſen, die nicht zugleich 
Regierung über Perſonen, Motivation eines menſchlichen Willens durch 
einen anderen wäre, und dabei kann, wenigſtens unter Voraus⸗ 
ſetzung des heutigen ann gel een Zwang nicht ee 


werden. 
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eg Im itte Kapitel folgt dann die Darſtellung der Parteidoktrin 
der deutſchen Sozialdemokratie mit ihrer Bejahung des 
Staates im Gegenſatz zu dem anarchiſtiſchen Ideal von Marx und 
Engels. „Gewinnung der Mehrheit im Parlament und Erhebung des 


Parlaments zum Herrn der Regierung“ erſcheint bei Kautsky als 


politiſches Ziel der Sozialdemokratie, und zwar auch für die höchſte 
Bhafe des Kommunismus. 
Die beiden letzten Kapitel handeln vom Bolſchewismus und 
Räteſ yſtem. Hier zeigt Kelſen zunächſt die Weiterbildung der 
Marx⸗Engelſchen Lehre vom Abſterben des Staates durch Lenin, der 
in utopiſtiſcher Weiſe vom Kommunismus eine „Gewöhnung“ des 
Menſchen an die freiwillige Erfüllung aller Regeln des Zuſammen⸗ 
lebens erwartet, wodurch die ſtaatliche Zwangsgewalt überflüſſig würde. 
Die hiermit im Zusammenhang ſtehende Vorſtellung, daß die politiſchen 
Funktionen des Staates in rein verwaltungstechniſche Tätigkeiten der 
Regiſtrierung und Kontrolle umgewandelt würden, die von allen ab- 
wechſelnd zu verrichten wären, weiſt Kelſen als unvereinbar mit der 
Komplizierung des Wirtſchaftslebens im Kommunismus nach. — Von 
der ruſſiſchen Räteverfaſſung zeigt Kelſen, daß ſie, im Gegenſatz zu 
Marx und Engels, die demokratiſche Idee preisgibt, indem ſie ſich be⸗ 
wußt auf eine Minderheit ſtützt, nämlich auf den „Vortrupp des Pro- 
letariats“, die klaſſenbewußte, organiſierte Arbeiterſchaft. Von den auf 
Marx zurückgehenden „demokratiſchen“ Elementen der ruſſiſchen Räte⸗ 
verfaſſung hält Kelſen die Abberufbarkeit der Abgeordneten und die 


Überwindung des Prinzips der Gewaltentrennung für berechtigte 


1 auch der bürgerlichen Demokratie, während er von der 
Wahl nach Betrieben und von dem pyramidiſchen Aufbau der Ver— 
tretungskörper eine Beeinträchtigung der Vollſtändigkeit und Gerechtig— 
keit des Wahlrechts befürchtet. Schließlich weiſt Kelſen auf die ariſto— 
kratiſch⸗autokratiſche Natur der Räteverfaſſung hin, die auf der 
Vorſtellung der natürlichen Führerſchaft des klaſſenbewußten Induſtrie⸗ 
arbeiters gegenüber dem Bauern und Kleinbürger beruht. 
Verdienſtvoll iſt an der Arbeit von Kelſen vor allem die Ent⸗ 
wirrung der Unklarheiten, die im ſozialiſtiſchen Schrifttum durch die 
ſehr ſchwankende Verwendung von Begriffen wie Staat, Demokratie, 
Diktatur des Proletariats uſw. entſtanden ſind und zu mannigfachen 
Trugſchlüſſen Gelegenheit geben. 
Bonn | | Heinrich Herrfahrdt 


Spann, Se Vom Geiſt der Volkswirtſchafts lehre. 
Antrittsrede, gehalten am 5. Mai 1919 an der Univerſität Wien. 
Jena 1919. 48 S. 


Die vorliegende Antrittsrede des Wiener Nationalökonomen will 
„eine Einführung in das Grundproblem der geſellſchaftswiſſenſchaft— 
lichen Einſtellung der Volkswirtſchaftslehre“ geben. Spann beklagt 
einen „faſt troſtloſen Mangel an theoretiſchen Kenntniſſen bei den 
heutigen Jüngern unſerer Wiſſenſchaft“. Ihn zu beheben, iſt um ſo 
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| mehr unfer aller Pflicht, als d nur fo die bleibenden Erkenntniſſe 


der „hiſtoriſchen Schule“ gegen jenen geiſtigen Rückſchritt ſtützen laſſen, 


den ein bloßer Rückfall in den „Klaſſizismus“ bedeuten würde. Auf 


neuere Beiſpiele für die Gefahren einer bloßen Umkehr habe ich an 
anderer Stelle hingewieſen. Spanns Schrift wirkt demgegenüber 


erfreulich. Die Lektüre iſt auch für „bloß geſchichtlich oder realiſtiſch“ 


gerichtete Leſer“ nicht jo ſchwierig, wie er zu fürchten ſcheint; Spanns 


anregende und friſche Schreibweiſe führt leicht in den Problemkreis 


ein. Wir begnügen uns damit, einiges zu den Hauptpunkten anzu⸗ 
merken. 


Spann geht von der ſchon mehrfach formulierten Feſtſtellung | 


aus, daß die Volkswirtſchaft entweder individualiſtiſch oder univerſaliſtiſch 
gefaßt werden könne. Er folgert daraus, daß es keine einheitliche 


Volkswirtſchaftslehre gebe, ſolange der Widerſtreit zwiſchen univer⸗ 


ſaliſtiſcher und individualiſtiſcher Grundauffaſſung nicht geſchlichtet ſei. 


Dieſe zugeſpitzte Folgerung der „zwei Volks wirtſchaftslehren“ hellt zwar 
den doppelten Ausgangspunkt gut auf, überſpitzt aber doch den Gegenſatz 
beider Betrachtungsweiſen. Es bleibt das Verhängnis der Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaft, daß ſie einen Beobachtungsſtoff von dem Umfang des 
Naturgeſchehens vorfindet, ohne doch die naturgeſetzlichen Hilfsmittel für 
ſeine erkenntnismäßige Bewältigung zu beſitzen. So darf ſie zur 
Analyſe, wie unbeſtritten ſein ſollte, kein methodiſch brauchbares Hilfs⸗ 


mittel verſchmähen; weder aus naturrechtlichen Annahmen oder ger ` 


naturgeſetzlichen Analogien, noch auch aus rein hiſtoriſch-deſkriptiver 


Anſchauungsweiſe erhellt bereits die volle Weſenheit ihres Stoffes.“ 


Die Schwierigkeit liegt darin, die Methoden des 18. und 19. Jahr⸗ 


hunderts, der Aufklärung und der Romantik, gemeinſam und jede derart 
an ihrem Platze anzuwenden, daß ein Gejamtbilb des wirtſchaftlichen 


Geſchehens entſteht. 
Spann hält die Mängel der Ausführung für einen Beweis, daß 


die Vereinigung beider Methoden unmöglich ſei. Wir glauben, daß 


ſie möglich ſei — und ein Seitenblick auf die (freilich ganz anders 


normative) Rechtswiſſenſchaft im 19. Jahrhundert beſtärkt unſeren 
Glauben. Daß „die theoretiſchen Richtungen durchaus an der atomiſtiſchen 
Auffaſſung feſthalten, die geſchichtliche Richtung aber aller Theorie ab⸗ 
gekehrt“ ſei, iſt doch nur eine vorübergehende Konſtellation in der Ge⸗ 
ſchichte unſerer Wiſſenſchaft. Spann ſelber bringt Beiſpiele dafür, 


daß es anders ſein kann und ſein ſoll. Die Widerſprüche zwiſchen 
„freiem Wettbewerb oder organiſierter Wirtſchaft“, „Freihandel oder 


Schutzzoll“ uſw., die. er anführt, beweiſen demnach auch nicht, daß es 


ſich hier um primäre Gegenſätze und unauflösliche Antitheſen handele. 


Vielmehr ertragen und fordern dieſe Fragen durchaus eine Behand⸗ 


lung, welche ihren beiden Seiten gerecht zu werden vermag, was ſich 


Wirtſchaftswiſſenſchaft darf nicht, als einzige der geſellſchaftlichen e 


für jede einzelne Frage leicht erweiſen ließe. 
Es geht bei der Volkswirtſchaftslehre daher nicht um zwei un⸗ 


verſöhnliche und grundſätzlich unvereinbar einander gegenüberſtehende | 


Richtungen, um „zweierlei Wiſſenſchaften“, wie Spann meint; die 


— 
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Diſziplinen, an dieſem Gegenſatz zerſchellen, ihre Lehre kein „Salat 
Hatt eines Gerichtes“ werden. Obſchon wir in der Ausführung uns 
ihr immer nur annähern können, bleibt unſere Aufgabe dort, gerade 
mit ihrem doppelten Ausgangspunkt, gegeben: Individualismus und 
Univerſalismus ſind zwei entgegengeſetzte Blickpunkte oder, wie Spann 
ſagt, Denkformen, welche vereinzelt jede nur ein Teilbild des gleichen 
Gegenſtandes geben und erſt gemeinſam angewandt die volle Eigenart des 
wirtſchaftlichen Beobachtungsſtoffes enthüllen. Beide zu gebrauchen, muß 
der Forſcher verſtehen. Freilich bleibt er ſelber notwendig hinter ſeiner 
Aufgabe zurück, ähnlich wie er das Poſtulat Rankeſcher Objektivität 
niemals voll erfüllen kann. Aber eben in dem Streben nach Voll— 
kommenheit liegt hier wie dort die Gewähr wiſſenſchaftlichen Yort- 
ſchritts. Beſeelt ihn dies Streben, dann mag er nach ſeiner perſön⸗ 
lichen Einſtellung im übrigen mehr Individualiſt oder Univerſaliſt 
bleiben. Aus der Kraft ſeiner Perſönlichkeit kann dann ſeiner Forſchungs— 
weiſe nur Gewinn erwachſen. g 
Indem Spann Delen doppelten Ausgangspunkt nun auf die 
Volkswirtſchaftslehre anwendet, ſetzt er dieſe mit Recht als einen Teil 
der Geſellſchaftswiſſenſchaft. Jedes volkswirtſchaftliche Lehrgebäude ruhe 
auf dem Grunde einer geſellſchaftswiſſenſchaftlichen Theorie. Ich habe 
an anderer Stelle darauf hingewieſen, daß im Zentrum „aller geiſtigen 
Inhalte, welche die Geſellſchaft ausmachen“, der Staat ſtehe 1. Die 
Volkswirtſchaftslehre iſt ſonach notwendig im Beſonderen ein Unterteil 
der Staatswiſſenſchaften, ihre Theorie an ſtaatswiſſenſchaftlichen Blid- 
punkten orientiert. Spann ſagt dies (S. 46) für den Univerſalis⸗ 
mus, es gilt aber ebenſo für den Individualismus. Daher hätten 
wir gewünſcht, den Staatsgedanken innerhalb der Geſellſchaftstheorien 
und Ranke neben Fichte vim. ausdrücklich hervorgehoben zu ſehen. 
Spann, der perſönlich univerſaliſtiſch geſtimmt iſt, wird der 
„Denkform“ des Individualismus doch nicht gerecht, wenn er fie in 
der Kritik ſchlechthin als einen „Irrtum“ kennzeichnet. Der denknot⸗ 
wendige Gegenpol zum Univerſalismus kann gar nicht in ſich ſelber 
„wahr“ oder „falſch“ ſein, nur ſein wiſſenſchaftlicher und politiſcher 
Gebrauch oder Mißbrauch unterliegt mit Recht einer ſolchen Kritik. 
„Individuum“ ſo gut wie „Univerſum“ iſt eine Abſtraktion, deren 
wir als Hilfsmittel zur Forſchung unbedingt bedürfen; der homo 
oeconomieus iſt unſerer Theorie To unentbehrlich, wie dem politiſchen 
Hiſtoriker etwa auf ſeinem Felde die Analyſe der führenden Perſönlich— 
keiten. Spann ſagt ja ſelber (S. 46), daß die individualiſtiſche und 
univexſaliſtiſche Denkform „notwendig Beſtandteil und Bedingung der 
theoreliſchen Unterſuchung ſelbſt“ ſeien. ä 
Sehr gut iſt Spanns Kritik an den Wirkungen eines reinen 
Individualismus. Mit einer Lockerung der geſellſchaftlichen Bindungen 
könnte dem Individuum, nach dieſer Anſchauung, in feiner geiftigen 


1 Vgl. meine gleichzeitig erſcheinende Studie: „Wandlungen der 
Weltwirtſchaft. Ein Beitrag zur Auseinanderſetzung des Marxismus mit 
dem Staatsgedanken.“ 6 | 
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Seelbſtändigkeit und Vollendung nichts genommen werden. Statt deſſen 
ſehen wir, wie in anarchiſchen Zeiten alles raſch in Barbarei zurück⸗ 
fällt, wie die höchſten Stufen der Kulturentwicklung immer wieder 
durch individualiſtiſche Zeitwellen in der Geſchichte verloren gehen. — 
„Sobald die bildende Kraft des Ganzen nachläßt, muß die Geſellſchaft 
chaotiſch in ihre Teile auseinandergehen.“ Wie augenfällig beſtätigt 
die Gegenwart ſolche Sätze jedem unvoreingenommenen Betrachter. 
Sie zeigt auch, was Spann wiederum hätte betonen ſollen, daß im 
Zentrum „des Ganzen“ der Staat ſteht, deſſen Schickſal zu dem der 
„Geſellſchaft“ wird. Adam Müller hat dies an der von Spann 
ſelber genannten Stelle anſchaulich ausgedrückt: „Hört der⸗Staat auf, 
ſich zu produzieren —, ſo hören die kleineren Produktionen, aus 
denen die nationale Produktion, welche wir Staat nennen, beſteht, von 
ſelbſt auf.“ 

Spann ſucht nunmehr beide Denkformen in der Geſchichte untere 
Wiſſenſchaft auf und gelangt damit zu derjenigen Einſtellung, unter 
der die Geſchichte unſerer Wiſſenſchaft überhaupt allein geſchrieben 
werden kann. Dabei betont er mit Recht, daß unſere Wiſſenſchaft 
„nicht aus rein ſachlichen Unterſuchungen ihres Gegenſtandes heraus“ 
entſtanden ſei. Für das Naturrecht hat Ru d. Eberſtadt Diele 
Grundwahrheit in ſeiner Berliner Antrittsrede einmal formuliert. Alle 
geſellſchaftlichen Theorien zielen auf eine Umgeſtaltung ihrer geſellſchaft⸗ 
‚lichen und insbeſondere ihrer ſtaatlichen Umwelt ab. Dieſes gilt für 
ſämtliche Syſteme der Wirtſchaftswiſſenſchaft, ſeitdem Quegznay das 
erſte entworfen hat. 

Nachdem Spann! die atomiſierende, quantitative Erkenntnisweiſe | 
der individualiſtiſchen Schule gekennzeichnet hat, gelangt er zu jenen 
Theoretikern, welche den britiſchen „Rechenmeiſtern“ und ihrer „Theorie 
der Werte“ eine univerſaliſtiſche Auffaſſung entgegenſetzten. Sehr 
ſchön führt er aus, wie hier „der deutſche Geiſt ſeine größte Sendung 
in der Weltgeſchichte vollzog“. Während Deutſchland eigentlich „einen 
großen individualiſtiſchen Nationalökonomen niemals hervorgebracht“ 
habe, lebe der Geiſt Fichtes und Adam Mällers in der deutſchen 
Wiſſenſchaft fort. Das deutſche Denken habe die, geſellſchaftlichen 
Wiſſenſchaften aus der Enge der weſtlichen Geſellſchaftsphiloſophie 
herausgeführt; wir wollen dieſe geſchichtliche Beſtimmung des deutſchen 
Geiſtes erkennen und ergreifen. Dem iſt aufs wärmſte beizuſtimmen. 

Dabei kritiſiert Spann mit Recht den individualiſtiſchen Grund⸗ 
zug des Marxismus. Weder auf die Lehrbegriffe der Nationalökonomie, 
noch auch auf die Geſtaltung unſerer geſellſchaftlichen Gegenwart hat darum 
der Marxismus eine „gründliche Wirkung univerſaliſtiſcher Art“ aus⸗ 
üben können. Ausgang nicht nur der romantiſchen Doktrin, für die 
Spann dies hervorhebt, ſondern ebenſo des Dorzismus iſt das Ver⸗ 
hältnis zum Staatsgedanken. | 

Spanns Kritik am Univerſalismus hebt richtig hervor, daß dieſer 
dem individualiſtiſchen Dogma vom Tauſch keinen gleich einheitlichen 
ökonomiſchen Lehrbegriff entgegenſtelle. Dies könnte in der Tat ein 
u Mangel ſcheinen, da ja der nn ſtets a bie | 
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„Lokalität“ im Sinne der Romantiker, auf die Beſonderheit des Orts 
und des Moments im Sinne Rankes zielt. Die dogmatiſche Ver⸗ 
ankerung für den Univerſalismus kann daher niemals, wie beim Indi⸗ 


vidualismus, in einer Typiſierung und Iſolierung des ökonomiſchen 


Geſchehens liegen. Dennoch entbehrt er einer feſten Verankerung nicht. 


Sie liegt in der univerſaliſtiſchen Geſamtanſchauung der Geſellſchaft 
und ihres Zentrums, des Staates. Der Rankeſche Staatsgedanke 
enthält das Element, das eine univerſaliſtiſche Betrachtung in jedem 
ökonomiſchen Gegenſtande wiederzufinden vermag. Dies typiſche Element, 
von der geſellſchaftlichen Seite geſehen, konzentriert ſich alſo im 
Ranke ſchen Machtgedanken, als in dem Weſenskern jeder ſtaatlichen 
und inſofern jeder geſellſchaftlichen Bildung. Den Machtgedanken in 
dieſem Sinne als Element (nicht als „Bedingung“ oder äußere Zu⸗ 
tat) im ökonomiſchen Geſchehen aufzuweiſen und damit erſt eine halt⸗ 


bare „geſellſchaftliche Theorie“ unſeres Teilgebietes der Geſellſchafts⸗ 


lehre zu ermöglichen, ſcheint mir eine überaus fruchtbare Problem— 
ſtellung gerade für unſere deutſche Wiſſenſchaft zu geben. 
Dazu möchte ich einen letzten Gedankengang hier andeuten, der 


die innere Verbundenheit beider i nachweiſt, gegen⸗ 
über Spanns und auch Dietzels Überſpitzung des Gegenſatzes. So 


polar in einer Antitheſe des Machtgedankens und des tauſchwirtſchaftlichen 
Eigennutzes beide auseinanderſtreben, erblicke ich zwiſchen ihnen dennoch 
eine verbindende Linie. Ertrag, Nutzen, Reichtum — oder wie man das 
Agens des „Wirtſchaftsmenſchens“ nenne — bergen ſämtlich einen zwar 


individualiſtiſch und rein⸗wirtſchaftlich verfaßten Inhalt, der aber doch 


dem Inhalt des kollektiven Machtſtrebens innerlichſt verwandt iſt. 
Können wir doch in beiden Polen das gleiche wirkende Prinzip auf— 


decken. Das Streben des Individuums nach Ertrag, Überſchuß uſw. 
und ſein „erleuchteter Eigennutz“, das Machtſtreben und der Lebens— 


wille ſtaatlich verfaßter Gebilde anderſeits, drücken nämlich beide jene 
letzte, artgleiche Tendenz aus, die alles individuelle wie kollektive Leben 


geſtaltet. Daher geht auch das Streben der Individuen nach rein⸗ 
wirtſchaftlicher von ſelbſt in ein ſolches nach allgemein⸗geſellſchaftlicher 


Macht über, und die Tendenz der Nation faßt notwendig als einen 
Unterteil das wirtſchaftliche Gedeihen in ſich. 

Derart erſcheinen mir Individualismus und Univerſalismus, bei 
aller polaren Gegenſätzlichkeit, dennoch letztens inhaltlich miteinander 
verknüpft. Von hier aus erſchließt ſich uns erſt das volle Bild jedes 


ökonomiſchen Geſchehens. Alle Sachgebiete und ebenſo jede mono- 
graphiſche Betrachtung des ökonomiſchen Stoffes enthalten beide 


Elemente — natürlich in ganz verſchiedener Stärke und Miſchung, je 
nach der Sonderart des Gegenſtandes. 

Spanns abſchließende Betrachtungen ſtellen nochmals feſt, daß 
die Durchführung hinter der Aufgabe bisher zurückbleibe. Wenn er 
dabei auf Ricardo und Marx und deſſen Verſagen eingeht, ſo ſei 
mir auch dazu eine Anmerkung geſtattet. Da jeder Schriftſteller aus 
feiner Perſönlichkeit und feiner geſchichtlichen Konſtellation heraus be- 
griffen werden muß, iſt es von weſentlichem Belang für unſer Problem 
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ſowie für die Geſchichte der Wirtſchaftswiſſenſchaft, daß Marx wie 
Ricardo Juden waren. Als ſolchen konnte ihnen das univerſaliſtiſche 
Axiom kaum zu einem Blickpunkt werden, weil ihre Einſtellung zum 
Staatsgedanken von Haus aus einſeitig ausfiel. Marx iſt bis zur 


E begrifflichen Aufhebung des Staatsgedankens vorgeſchritten; die Fremd⸗ 


heit, ja Feindſchaft gegen den Staat ſeiner Umwelt ſuchte Erſatz in 
der Konſtruktion einer gänzlich ſtaatloſen Zukunftsgeſellſchaft. Solche 
bewußt negative Einſtellung zum Staatsgedanken, ſolch' „Staats⸗ 
Erſatz“ in einer individualiſtiſch ver faßten Geſellſchaft, ſind nun ganz 
zweifellos ein geiſtiger Niederſchlag und als ſolcher vom Biographen 


und Hiſtoriker anzuſchauen. Weil dem Juden, je ſtärker er Jude 


bleiben will, die reſtloſe Hingabe an den Staatsgedanken ſeiner Umwelt 
eben dadurch abgeht, iſt er leicht geneigt, in „ſoziologiſchen“ oder in 
„kosmopolitiſchen“ Gedankengängen einen geiſtigen Erſatz für das ihm 
Fehlende zu ſuchen. 


Aus Spanns Erörterungen folgen einige weſentliche Ergebniſſe. 
Wir heben als ſolche hervor, daß der Tauſchbegriff nur in der Wert⸗ 
rechnung jene zentrale Stellung behauptet, welche die individualiſtiſche 


Doktrin ihm fälſchlich für das Ganze der Wiſſenſchaft einräumt. Als 


teleologiſche Kategorie ſetzt Spann dem Tauſch und dem Kauſal⸗ 
begriff den Begriff der Leiſtung entgegen, der Urſache die Funktion 
als den Rechtfertigungsgrund jedes wirtſchaftlichen Handelns. Spann 


läßt die atomiſierende Anſchauungsweiſe als Hilfsmittel unſerer Er⸗ 
kenntnis ſchließlich gelten, ſtellt ihr aber die univerſaliſtiſche Betrachtung 
voran. Hierüber läßt ſich, wie geſagt, nicht ſtreiten, da es um Be⸗ 
wertungen geht, welche an den Kern der Perſönlichkeit rühren. Genug, 
daß beide Methoden ſich „nicht ausſchließend, ſondern unendlich erweiternd 
und ergänzend zur Seite“ treten ſollen. | 

Der Leſer wird unſeren Anmerkungen entnommen haben, daß wir 


uns Spann innerlich verbunden fühlen. So können wir zum Schluß | 


nur wünſchen, daß dieſe Erörterungen fortgefponnen und vor allem in 
monographiſche Studien umgeſetzt werden. Die Aufgabe umfaßt das 
Geſamtgebiet der Wirtſchaftswiſſenſchaft; ſie iſt, wie Spanns ſchöne 


Einführung zeigt, in Wahrheit unerſchöpflich. 


Gießen SW | Friedrich Lenz 
Sëch, Nobert: So zialis mus. Jena 1920, Diederichs. 


pe Vater, dem Dichter Adolf Wilbrandt, ſollte das Buch zu 
ſeinem 70. Geburtstag im Jahre 1907 gewidmet werden, aber es wurde 


erſt im März 1919 vollendet. Ein Dutzend Jahre und die ungeheuerſten 


Ereigniſſe liegen alſo zwiſchen Plan und Vollendung des Werkes. Trotz⸗ 
dem trägt es noch deutlich den Stempel ſeiner Entſtehung an ſich. Es 
iſt eine Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und Sohn, ein Recht⸗ 
fertigungsverſuch des Sohnes gegenüber dem Vater und vor ſich ſelbſt, 
daß er ſeinen eigenen Weg ſo weit abſeits von der Lebensbahn des 
Vaters genommen hat. In der Tat, Adolf Wilbrandt der Dichter, 
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völlig in der bürgerlichen Gedankenwelt 11 9 mit allen politiſchen 
— und wohl auch ſozialen — Idealen des guten, etwas altmodiſchen 
Bürgertums, alldeutſch⸗national und monarchiſch und glühender Bis— 
marckverehrer, und auf der anderen Seite Robert Wilbrandt der 
Nationalökonom, Sozialiſt und weltbürgerlicher Pazifiſt, ſeit Jahren 

ganz im Banne der Marxſchen Ideenwelt lebend, ein größerer Gegen— 
ſatz iſt ſcheinbar kaum zu denken; bekämpft und verbrennt der Sohn 
doch alles, was der Vater angebetet und verehrt hat. 

Aber wie weit Vater und Sohn in ihren Zielen auch auseinander- 
ſtreben mögen, die eigentlichen Wurzeln ihres Weſens liegen doch ganz 
dicht beieinander. Sie ſind beide nicht harte, ſtarke Verſtandesmenſchen, 
ſondern weiche Stimmungs- und Gefühlsmenſchen. Nicht aus der 
eigenen Natur und Vernunft bauen ſie ſich ſelbſt ihr Weltbild auf, 
ſuchen die Umwelt herriſch danach zu geſtalten, ſondern beide unter— 
liegen gleicherweiſe dem Einfluß der von außen auf ſie eindringenden 
Eindrücke und Stimmungen. Das weiche, leicht mitempfin dende, be- 
geiſterungsfähige Herz ließ Adolf Wilbrandt den Vater zum nationalen 
Idealiſten werden, weil die für ſeine Entwicklung bedeutungsvollſten 
1850er und 1860er Jahre ganz im Zeichen der großen nationalen Be— 
wegung ſtanden, und Robert Wilbrandt der Sohn wurde zum Sozialiſten, 
weil in ſeinen Werdejahren an Stelle der großen politiſchen Probleme 
die wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen in den Vordergrund des 
Intereſſes traten, und weil eben jemand, der die Dinge nicht kalt⸗ſach⸗ 
lich, verſtandesmäßig, ſondern nur lebhaft⸗ herzlich, empfindungsmäßig 
zu betrachten vermag, unter dem Eindruck der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Unſtimmigkeiten, der ſozialen Not zum Sozialiften werden 
mußte. Denn für die ungeheure Mehrheit ſeiner Anhänger iſt der 
Sozialismus nicht Verſtandes⸗, ſondern Herzensſache, iſt er Sehnſucht 
und Glauben, aus dem Gefühl geboren ſowohl bei denen, die ſelbſt 
unter den wirtſchaftlichen und ſozialen Zuſtänden leiden, wie bei denen, 
die bloß mit ihnen leiden. Hoffnung und Verheißung eines befferen 
Zuſtandes für die Armen und Unterdrückten iſt allen Spielarten des 
Sozialismus gemeinſam, wie verſchieden ſie auch im einzelnen erſcheinen 
mögen. Der gleichgeartete Sohn des Dichters Adolf Wilbrandt mußte 


Sozialiſt werden, ſobald die ſoziale Frage erſt einmal in ſeinen Ge- 


ſichtskreis getreten war. Es war ſchließlich nur eine durch die zu— 
fällige engere Berufswahl bedingte Nebenſache, ob ſich dieſer Sozialis— 
mus, analog wie beim Vater, auch in den rein poetiſchen Formen des 
Gedichtes und Dramas äußern würde, oder ob Formen und Methode 
des gelehrten Berufes des Sohnes darauf übertragen würden und der 
lange vor aller wiſſenſchaftlichen Erkenntnis in der Gefühlsſphäre ge— 
borene Sozialismus nachträglich noch eine wiſſenſchaftliche Begründung 
erhalten würde. 

Die Begründung des Wilbrandtſchen Sozialismus iſt nicht be- 
ſonders originell. Alle Fortſchritte der modernen Technik haben nicht 
vermocht, das Elend aus der Welt zu ſchaffen; im Gegenteil ſind heute 
Armut und Maſſenelend — wenn auch nicht relativ, ſo doch abſolut — 
größer als je zuvor. Hub auch N ift darin, ohne Anderung der 
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Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftsordnung, kaum ein Wandel zu erwarten. 
Die kleinen Mittel der Steigerung der Arbeitsintenſität und der Er⸗ 
höhung des Warenpreiſes ſind in der Praxis, abgeſehen von den ſonſt 
oft damit verbundenen Nachteilen, meiſt an ganz enge Grenzen ge⸗ 
bunden; und das Radikalmittel der Erhöhung des Arbeitslohnes auf 
Koſten des Profits iſt erſt recht nicht beliebig anwendbar, weil die zu 
ſtarke Schmälerung des Kapitalprofits das unentbehrliche Kapital ab⸗ 
ſchreckt und vertreibt — ohne Profit raucht kein Schornſtein — und 
damit das ganze Wirtſchaftsleben lähmt, den Arbeiter ſelbſt am ſchwerſten 


= trifft. Wenn aber unter dem herrſchenden Syſtem Armut und Elend 


nicht wirklich beſeitigt werden können, ſo muß eben dies Syſtem ſelbſt 
beſeitigt werden. So folgert zwar nicht der kühle Verſtand, aber doch 
das warme Herz. Sentimentaler Sozialismus! Freilich, das Gefühl 
iſt gegen ſich ſelbſt etwas mißtrauiſch; wenn es auch nach einer Anderung 
des gegenwärtigen Zuſtandes verlangt, ſo iſt es doch nicht ſtark genug, 
um nicht manchmal daran zu zweifeln, ob dieſe Anderung unter allen 
Umſtänden auch die erſehnte Beſſerung bringen werde, und deshalb 
ſucht man dem ſentimentalen Sozialismus eine rationale Begründung 
zu geben.» Der Verſtand ſoll beweiſen, was das Herz wünſcht, aber 
allein nicht zu glauben vermag. So auch bei Wilbrandt. Auch er 


ſucht ſeinen Gefühlsſozialismus noch zu ſtützen durch den Nachweis 


ſeiner ökonomiſchen Überlegenheit: Der Kapitalismus, die freie Kon⸗ 
kurrenz arbeiten ganz planlos und deshalb mit rieſiger Kräfteverſchwendung, 
mit ungünſtigſtem Nutzeffekt; eine planvoll geordnete, einheitlich geleitete 
Volkswirtſchaft würde demgegenüber ungeheure Erſparniſſe erzielen. 
Alſo der Sozialismus beruhigt nicht nur das durch die ſoziale Not 
beleidigte Gefühl, ſondern er genügt auch dem nüchtern rechnenden Ver⸗ 


ſtand, der höchſte wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit verlangt. Es iſt Ge⸗ 
meinwirtſchaft — Fürſorge der Allgemeinheit für die Schwachen, die 


nicht ſelbſt für ſich ſorgen können — und Planwirtſchaft, d. h. Ord⸗ 
nung der Volkswirtſchaft nach rationalen Geſichtspunkten, ohne direkte 
Rückſicht auf die beteiligten Menſchen, zum Zwecke höchſter Wirtſchaft⸗ 
lichkeit. Es iſt eine Syntheſe zwiſchen rationalem und ſentimentalem 


| u Der techniſche Effekt iſt ebenſo groß wie der moraliſche 
Effekt. | 


Nachdem Wilbrandt im erſten Teil „die Wurzeln des Sozialis⸗ | 


mus“ bloßgglegt hat, geht er daran, zu unterſuchen, wo ſich in ber 


Praxis bereits Anſätze zur Gemeinwirtſchaft befänden, und wie die 
weitere, beſchleunigte Sozialiſierung durchzuführen ſei. Praktiſchen 
Sozialismus ſieht er beſonders in den Konſumvereinen, denen er ſehr 
wohlwollend gegenüberſteht, in den ſtaatlichen und kommunalen Betrieben 
— allerdings betont er immer wieder: „Sozialiſierung iſt nicht Ver⸗ 
ſtaatlichung“ — und in der Karl⸗Zeiß⸗ Stiftung in Jena. Freilich, ſo 


vielverſprechend dieſe Anfänge auch ſein mögen, ſie verſchwinden doch 


völlig gegenüber der geſchloſſenen Wucht des Kapitalismus; und wollte 
man nur auf die natürliche Weiterentwicklung dieſer ſozialiſtiſchen 
Keime warten, ſo müßte man die Hoffnung auf Sozialiſierung, auf 
Erſetzung der Tauſchwirtſchaſt durch die Gemeinwirtſchaft, auf den 
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St. Nimmerleinstag verſchieben. Wilbrandt rechnet bei den Konſum⸗ 
vereinen mit einer unendlich langſamen Entwicklung. „Nur im Innern 


des Menſchen ſelbſt wird in Jahrhunderten, ja Jahrtauſenden allmäh- 


lich das Problem zu löſen ſein.“ „Aber nicht von heute auf morgen, 
ſondern nur in jahrtauſendelangem Ringen kann die Geſamtheit dahin 
kommen.“ So lange laſſen ſich die Menſchen aber nicht vertröſten. Auch 
Wilbrandt ſelbſt will raſche und radikale Sozialiſierung. Wie denkt 
er Dé nun deren Dutchführung? Klar und zuſammenhängend formuliert 
er ſein eigenes Sozialiſierungsprogramm überhaupt nicht. Er zitiert 


ausgiebig ſeine verſchiedenen Zeitungsartikel, die er im „Vorwärts“ 


und in der „Freiheit“ zur Sozialiſierung veröffentlicht hat; Denf- 
ſchriften, die er der Regierung darüber eingereicht hat; Reden, die er 
gehalten hat oder halten wollte; was er in Eſſen in der zur Soziali⸗ 
ſierung des Bergbaues eingeſetzten Kommiſſion gehört und geſagt hat; 
auch der Bericht dieſer Kommiſſion wird faſt vollſtändig abgedruckt und 
ebenſo — mit bezonders lebhafter Zuſtimmung — das Sozialiſierungs— 
programm der öſterreichiſchen Sozialdemokratie. Aber dieſe verſchiedenen 
Außerungen ſtimmen leider nicht ganz miteinander überein; die einzelnen 
Artikel tragen doch etwas zu ſehr die Spuren ihrer Entſtehung unter 
dem Druck. der Pé überſtürzenden Ereigniſſe an ſich, bei denen Wilbrandt 
mit feinem guten Rat um keinen Preis zu ſpät kommen wollte. Es 
iſt ganz gewiß intereſſant, zu wiſſen, wie Wilbrandt im Frühjahr 1918, 
wie er am 17. November oder am 25. November über Sozialismus 
und Sozialiſierung gedacht hat, und wie ſich ſeine Anſichten bis zum 
10. Dezember 1918 oder bis zum Januar 1919 weiter entwickelt haben; 
aber beſſer wäre es ſicher geweſen, wenn er uns ſeine endgültige An⸗ 
ſicht darüber mitgeteilt und danach ein klares, einheitliches Sozialiſierungs⸗ 
programm aufgeſtellt hätte. i 
Überhaupt wird die Darftellung ſehr dadurch geſtört, daß Wilbrandt 
viel zu ausführlich bei der Erzählung deſſen verweilt, was er ſeit 
Jahren zum Problem Sozialismus gedacht und getan, geſprochen und 
geſchrieben; vielleicht, damit der künftige Geſchichtſchreiber des Sozialis⸗ 
mus um ſo leichter die Rolle feſtſtellen könne, die Wilbrandt in dieſer 
welthiſtoriſchen Bewegung geſpielt hat. Dem Inhalt entſprechend müßte 
die Schrift eigentlich den Titel führen „Ich und der Sozialismus“. 
Wir fürchten allerdings, daß Wilbrandt ſich etwas über ſeine Rolle 
innerhalb der Bewegung zum Sozialismus täuſcht. Sein Buch iſt 
jedenfalls eine große Enttäuſchung; es zeigt, daß er uns über Sozialis⸗ 
mus und Sozialiſierung im Grunde nicht das geringſte Neue zu ſagen 
hat. Die Unvollkommenheiten der beſtehenden freien Wirtſchaft und 
die — theoretiſche — Überlegenheit einer planvollen Gemeinwirtſchaft 
ſind ja heute, nach der Maſſenverbreitung der Rathenauſchen Schriften, 
Binſenwahrheiten, die man an jedem Stammtiſch hören kann; und der 
Nationalökonom wußte es natürlich von jeher. Er wußte freilich auch, 
ſollte wenigſtens wiſſen, daß von der Theorie zur Praxis ein ungeheurer 
Schritt, iſt, und daß gerade in dieſer Frage die Praxis alles iſt. Es 
gehört wirklich nicht beſonders viel dazu, um feſtzuſtellen, daß die 
kapitaliſtiſche R große Schwächen . und um am 


“ 
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Schreibtiſch eine viel vollkommenere Wirtſchaftsordnung zu konstruieren — 
und es dann den weniger genialen Menſchen zu überlaſſen, dieſe Kon⸗ 


ſtruktion zur Ausführung zu bringen. Dieſe Art WVeltverbeſſerung iſt 
ſehr leicht, führt aber in der Regel zu nichts. Im Anfang war die 


Tat! Es iſt dies genau ſo, wie wenn etwa irgendein phantaſiereicher 


Schriftſteller ſich ausrechnet, welche ungeheueren Kräfte durch die Aus⸗ 
nützung von Ebbe und Flut oder durch die Nutzbarmachung der Sonnen⸗ 


beſtrahlung für techniſche Zwecke gewonnen werden könnten, und uns 


ausmalt, was alles mit dieſen Kräften zur Arbeitsentlaſtung des 


Menſchen, zur materiellen Bereicherung ſeines Lebens geleiſtet werden 
könnte, und ſich dann hinſtellt und ſagt: „So, ich habe euch gezeigt, 
wie die Erde zu einem Schlaraffenland gemacht werden kann, an euch, 


ihr Maſchinenbauer und Konſtrukteure, iſt es nun, die paar zur Aus⸗ 


führung meiner Weltbeglückungsideen nötigen Maſchinen und Apparate 


zu erfinden und zu bauen.“ Wenn Könige ſchaffen, haben die Kärrner 
zu tun! Nur ſchade, daß ſich mancher ſchon deshalb für einen König 


hält, weil er zu ungeſchickt oder zu unluſtig für einfache Bde Kärrner⸗ N 


arbeit iſt. 
Die ſozialen Weltbeglücker machen es genau ſo; ſie malen ein 


Bild der Welt, wie ſie ſich geſtalten würde, wenn die Menſchen vom 
erſten bis zum letzten geiſtig und moraliſch vollkommen wären, und 
dann ſagen ſie: „So, wir haben euch den Himmel gezeigt, jetzt braucht 
Ihr bloß noch Engel zu werden, und dieſer Himmel iſt wirklich auf 


Erden.“ Das iſt doch eine etwas zu ungleiche Verteilung der Laſten. 


In der einfachſten Maurerarbeit mit wirklichen Steinen und Mörtel 


ſteckt meiſt viel mehr Arbeit und oft auch mehr Verſtand als in der 
der Technik, wie unendlich weit und mühſam der Weg vom Gedanken 


danke, daß eine beſtimmte Maſchine erfunden werden müßte, iſt meiſt 
ſehr leicht. Die Hauptarbeit beginnt erſt, wenn die Idee in die Tat 
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Konſtruktion des ſchönſten Luftſchloſſes. Wir wiſſen aus der Geſchichte 


zur Tat iſt. Der erſte Erfindergedanke oder gar nur der unklare Ge⸗ | 


umgeſetzt werden foll, wenn eine brauchbare, wirtſchaftlich arbeitende 


Maſchine hergeſtellt werden ſoll. Die Arbeit von Generationen liegt 


oft dazwiſchen, wie wir etwa bei der Erfindung der Dampfmaſchine 
von Papin bis Watt ſehen; oder auch bei der Erfindung der Textil⸗ 
maſchinen, um die ſich natürlich ſchon lange vor Arkwright, Cartwright 
und Crompton die Menſchen die Köpfe zerbrachen. Man könnte ja 


hier ſchließlich dem Ariſtoteles das eigentliche Verdienſt vindizieren, weil 
er die erſte Anregung dazu gegeben in dem bekannten Satze von den 


von ſelbſt hinüber und herüber ſchießenden Weberſchiffchen. Schließlich 
iſt der Anteil, den Ariſtoteles an der Erfindung des mechaniſchen Web⸗ 


ſtuhles hat, ebenſo groß wie das Verdienſt, das manche Sozial⸗ 


theoretiker um die dereinſtige Einführung des Sozialismus haben 


werden. Ein paar möglichſt allgemein gehaltene Andeutungen ſind 


alles, was ſie geben, dann überlaſſen ſie anderen großmütig die Detail⸗ 
konſtruktion und die Mühe der Ausführung. Nur ganz nebenbei wird 


auf dieſe Schwierigkeiten mal mit hingewieſen. „Freieſte Initiative 


ſchöpferiſcher Führernaturen muß, dee ch und demokratiſch be 


. 
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ſich i im Produktionsamt, in den Fachverbänden der einzelnen Produktions- 
zweige und in der Leitung der Betriebe betätigen können; darauf iſt 
die ganze Wirtſchaftsverfaſſung, die öffentliche Meinung und die Er⸗ 
ziehung der neuen Generation von Anfang an einzuſtellen“ ſchreibt 
Wilbrandt, und ſicher glaubt er damit ſeine Pflicht erfüllt und ſein 
Gewiſſen entlaftet. Denn wenn man ſonſt der ſozialiſtiſchen Gefell- 
ſchaft nachſagt, daß hier die führende Perſönlichkeit keine Freiheit zur 
Betätigung mehr habe, kann man ſeinem Sozialismus ſolches nicht 
mehr nachſagen, denn er fordert ja ausdrücklich, „freieſte Initiative 
ſchöpferiſcher Führernaturen“, und damit iſt offenbar nach Wilbr "e 
Meinung dieſe freieſte Initiative auch ſchon wirklich ſichergeſtellt; ne 
Schuld iſt es jedenfalls nicht, wenn fie nicht gewährt wird. Er. ift 
eigentlich unendlich naiv, wie hier das Kernproblem des ganzen Soziällis— 
mus ſo nebenbei mit abgetan wird. Es iſt doch die große Schickſals— 
frage des Sozialismus, von deren richtiger Löſung ſeine Durchführbar— 
keit und Lebensfähigkeit überhaupt abhängt, ob es möglich tft, die an 
ſich dem Sozialismus, der Bureaukratie und der radikalen Demokratie 
weſensfremden, auf ganz anderem Boden entſproſſenen Eigenſchaften 
der ſtarken Einzelperſönlichkeiten auch in der ſozialiſierten Geſellſchaft 
lebendig zu erhalten und ſich auswirken zu laſſen. Aber dieſe Frage 
wird doch nicht ſchon dadurch gelöſt, daß in die Zukunftsſtaatsverfaſſung 
ein Paragraph eingefügt wird: „Die große Perſönlichkeit muß ſich aus⸗ 
wirken können“, wenn im übrigen dieſe Verfaſſung, die ganze neue 
Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftsordnung, darauf zugeſchnitten iſt, die 
große Perſönlichkeit auf Schritt und Tritt zu hemmen, nicht zur Ent— 
faltung kommen zu laſſen. Individualismus und Sozialismus find 
einander ausſchließende Gegenſätze; wer etwas von dem Individualis— 

mus der großen Perſönlichkeit retten will, wird dies nur tun können, 
inder er dafür auf der anderen Seite den Sozialismus der Maſſe 
etwas zurückdrängt. Aber radikale und totale Sozialiſierung fordern, 


wie es Wilbrandt tut, und dann doch noch von der freieſten Initiative 


ſchöpferiſcher Führernaturen zu reden, das iſt eine Halbheit. Solange 
uns nicht gezeigt wird, wie aller bisherigen Erfahrung, unſerer Kenntnis 
von den Eigenſchaften und Leidenſchaften der großen Führer und der 
großen Maſſe zum Trotz, dieſe Ausſöhnung und Verbindung von In— 
dividualismus und Sozialismus praktiſch durchgeführt werden ſoll, 
müſſen wir an ihrer Durchführbarkeit zweifeln, müſſen wir behaupten, 
daß die theoretiſchen Vertreter des Sozialismus nicht imſtande ſind, 
ſich die letzten Konſequenzen ihrer Forderungen klarzumachen, oder 
daß ſie ſich und uns durch ein paar formale, praktiſch natürlich un⸗ 
durchführbare Zugeſtändniſſe an den Individualismus über dieſe Konſe⸗ 
quenzen wegzutäuſchen ſuchen. 

Das gilt auch, wenn Wilbrandt — und er iſt natürlich auch hier 
nicht originell, ſondern nur der Vertreter der üblichen Taktik — ſich 
lebhaft dagegen verwahrt, daß fein Sozialismus Verſtaatlichung ſein 
ſolle, ſein werde. Auch hier ſchafft die einfache Ableugnung die Tat— 
ſache nicht aus der Welt, daß mit innerer Notwendigkeit die Soziali— 
ſierung, wenn nicht zu einer förmlichen Verſtaatlichung, ſo doch zu 
N i ö . 


Schiebertum“ war. Nur 
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einer fo engen und engen Aufſicht und Bevormundung ſeitens des 


Staates führen müßte, daß es in der Wirkung der Verſtaatlichung 
vollkommen gleich käme. Es geht doch einfach nicht, daß der Staat 


bloß Kapitaliſt, Beſitzer der Betriebe iſt, ſich im übrigen aber gar nicht 


um die Betriebsleitung bekümmert, ſich auf die 1 der Divi⸗ 


denden und vor allem auf Zahlung der Zubußen beſchränkt. Als die 
Vertreter der Standard Oil Cie. ſeinerzeit wegen Übertretung der Anti⸗ 


truſtgeſetzgebung vor Gericht ſtanden, erklärte Rockefeller oder einer der 


anderen führenden Standardleute auf alle Fragen des Richters nach 


* Vorgängen, daß er keine Ahnung davon habe; daß 
‚ich überhaupt grundſätzlich nicht um das Geſchäft bekümmere, denn 
e ſei only a elaimer of dividends. Mag das immerhin der amerikaniſche 


Richter geglaubt haben, wir werden aber Wilbrandt niemals glauben, 


daß auch der ſozialiſtiſche Staat only a claimer of dividends fein `. 
könne, ſein werde. Beſitz und Betrieb laſſen ſich einfach nicht von⸗ 
einander trennen, ſie ſind auch in der Aktiengeſellſchaft viel enger mit⸗ 
einander verbunden, als die vulgäre Meinung annimmt; der Staat 
kann ſein Portemonnaie nicht einfach den privaten Betriebsleitern oder 
Betriebsräten überlaſſen, ſondern er muß ſich die Leitung und Ent⸗ 


ſcheidung vorbehalten; und in der Praxis muß das eben zur regel⸗ 


mäßigen, engen Staatsaufſicht führen und damit zur Bureaukratiſierung. 


Nun iſt freilich die bureaukratiſche Verwaltung des Wirtſchaftslebens 


durch did Kriegswirtſchaft mit all ihren üblen Begleiterſcheinungen zu 


lebhaft in jedermanns Erinnerung, als daß heute irgendein Vertreter 


der Planwirtſchaft oder Gemeinwirtſchaft es verſäumen dürfte, zu be⸗ 


tonen, daß fein „Sozialismus mit dem Kriegsſozialismus gar wenig 


zu tun habe“. Das ſagt natürlich auch Wilbrandt, aber es bleibt 
auch hier bei der bloßen Behauptung ohne irgendeinen Verſuch der 


näheren Begründung. Es iſt aber gar nicht abzuſehen, warum der 


Kriegsſozialismus zwar bureaukratiſch entarten mußte, der viel weiter 
gehende Friedensſozialismus aber ſich gänzlich davon freihalten ſollte. 


Es war wohl Bismarck, der die frühere ruſſiſche Verfaſſung einmal dahin Se 


charakteriſierte, daß fie „der Deſpotismus, gemildert durch den Meuchel⸗ 


mord“ ſei. In gleicher Weiſe kann man den Kriegsſozialismus dahin u 


charakteriſieren, daß er dëi Bureaukratismus, gemildert durch das 
urch das Schiebertum und die damit ver⸗ 
bundene Lockerung und Durchbrechung der ſtaatlich⸗bureaukratiſchen 


Feſſelung war unſere Kriegs wirtſchaft überhaupt lebensfähig, während = 
ſie ſonſt einfach erſtickt, erdroſſelt worden wäre. Und der Friedens⸗ ur 
ſozialismus braucht zu feiner Ergänzung erſt recht das Gegengift des 


Schiebertums. Wir ſehen aber am Umfang, den das Schiebertum be⸗ 


reits unter den heutigen beſcheidenen Anfängen der Sozialiſierung 


angenommen hat, zu welchem Umfang es ſich auswachſen müßte, 


\ wenn die Vollſozialiſierung und Bureaukratiſierung erſt einmal durch⸗ 


geführt wäre. 

+ Über den Sozialismus iſt. nachgerade genug geredet und geſchrieben 
worden. Kein vernünftiger Menſch wird ſein ethiſches und ſein wirt⸗ 
ſchaftliches Ziel, Hebung der breiten a des Volkes und planmäßige 
Shmollers 5 XLIV S. , ` 20 


1 


er 


— 


306. Braſzrechungen oa 


Regelung der Volkswirtſchaft, an ſich hekämpfen wollen. Die theoretiſche 


Vorrrefflichkeit dieſer Ziele wird nicht beſtritten. Aber deshalb braucht 


ſie auch nicht immer wieder in dicken oder dünnen Büchern, die doch 
im Grunde alle dasſelbe ſagen, bewieſen zu werden, ſondern jetzt muß 


u. praktiſche Erreichbarkeit bewieſen werden. Und das kann nur der 


Verſuch, die Tat ſelbſt beweiſen. Die Zukunft des Sozialismus hängt 


nicht von den mehr oder weniger geiſtreichen Büchern ab, die jetzt 
darüber geſchrieben werden, ſie hängt vielmehr ab von den Menſchen 
in Fabrik und Werkſtatt, in Konſumverein und Gewerkſchaft, in ſtaat⸗ 
licher und kommunaler Verwaltung und wirtſchaftlicher Selbſtverwaltung, 


die durch die Tat zu bewieſen haben, inwieweit die Menſchen für den 


ſozialiſtiſchen Idealzuſtand geeignet und reif find, die durch den Ver⸗ 
ſuch die praktiſchſten Formen dafür auszuproben haben. Die Theorie 
wird dabei nicht allzu ungeduldig drängen dürfen, ſondern wird ab— 


warten müſſen, bis wirklich neue Tatſachen vorliegen, auf denen ſich 
ſolide neue Konſtruktionen 9 fen | 
Gießen rr e Se Ernſt Günther 


| Nationalekonomiska Studier tillägnade Professor David Davidson. 


‚ Ekonomisk Tidskrift, Jahrg. 1919, Teil II. Upſala u. Stockholm 
1920. 188 ©. | 


Der Neſtor der ſchwediſchen Nationalökonomie, Prof. D. David⸗ 


ſon, erreichte im Auguſt 1919 das Penſionsalter und verließ damit 


nach einer vierzigjährigen akademiſchen Lehrertätigkeit ſein Amt als 
Profeſſor der Nationalökonomie und Finanzwiſſenſchaft an der Uni⸗ 
verſität Upſala. Um dies Ereignis feierlich zu begehen, haben eine 
Anzahl ſchwediſcher Nationalökonomen die Herausgabe einer Feſtſchrift 
beſorgt, die mit Genehmig ung des Herausgebers der Ekonomisk Tid- 
skrift (Prof. Davidſon ſelbſt) als Schlußheft des Jahrganges 1919 
dieſer angeſehenen Zeitſchrift erſchienen iſt. Sie umfaßt eine Reihe 
Abhandlungen nationalökonomiſchen oder finanzwiſſenſchaftlichen Inhalts. 


Die Verfaſſer wollen durch dieſe Huldigungsſchrift ihre Dankbarkeit 
und Bewunderung für die vieljährige, durch Scharfſinn und Tief- 
blick, Gediegenheit und unbeſtechliches Rechtsgefühl gekennzeichnete 
Forſchertat Prof. Dävidſons ausdrücken. Sie wollen ihm auch für 


ſeine Arbeit auf dem finanzrechtlichen Gebiete danken, wie auch für 
ſein Wirken als Gründer und einziger Leiter der vornehmſten 
ſchwediſchen ökonomiſchen Fachzeitſchrift, wodurch eine Grundbedingung 


der nationalökonomiſchen und finanzwiſſenſchaftlichen Forſchung in 
Schweden geſchaffen iſt. 


Die vorliegende Feſtſchrift enthält Beiträge von neun Verfaſſern, 


ſowohl ältere als jüngere. Die meiſten davon ſind rein theoretiſchen 


Inhalts. Vom größten allgemeinen Intereſſe ſcheint die Unterſuchung 
des Prof. E. Heckſcher, Stockholm, über die Wirkung des Außenhandels 
auf die Einkommenverteilung zu ſein, und daneben die des cand. phil. 
F. v. Koch über Freihandels⸗ und Schutzzolltheorien, die erſtgenannte 


eine meiſterhaft klare Darſtellung einiger. der See und SSES 


weiſe die geiſtvolle Studie des Prof. a. K. Wickſell über die Reichs⸗ Ze ach 


Ludicke, Reinhard: Die Kreußifäen Auktusminikter are 
ihre Beamten in erſten Jahrhundert des Minifteriums ` 
1817 1917. Stuttgart und Berlin 1918, J. G. Cottaſche 


N SC 


oam adeëuge dE 


verhältnismäßig wenig behandelten Probleme ber theoretiſchen Ökonomie, A 
die letzte eine mit kritiſcher Schärfe durchgeführte Prüfun 5 der in der 
5 

Argumente. Beſonders wertvoll iſt auch die von B. Ohlin verfaßte 


Literatur für und wider die protektioniſtiſche „ 
geſchichtliche Überficht über die Diskuſſionen in der Geldwertfrage in 


Schweden während der letzten zweihundert Jahre. Überaus lehrreich 

iſt es, der Behandlung eines Problems zu folgen, zu deſſen Debattierung 

die Geldgeſchichte Schwedens beſonder Sé gute Gelegenheit darbietet. — 
lei 


Bemerkenswert unter den übrigen ge Beiträgen find vorzugs⸗ 


bank und die Privatbanken nebft klagen zur Reform des ſchwediſchen 
Geld⸗ und Kreditweſens und die Darlegung des Prof. E. Sommarin, 


Lund, über die Bedeutung des Wortes Kapital i im allgemeinen auch: Gë 
gebrauch und als wiſſenſchaftlicher Begriff. Aus dem Geſagten geht 

heror, daß die hier erwähnte ſchwediſche Publikation manches für die 

Wiſſenſchaft Wertvolle darbietet. Sie ſei daher auch dem deutſchen 

| Nationalökonomen zum Studium empfohlen. | 


SE Schweden) 8 g | De K. Amark | 


Buchhandlung Nachfolger. IX und 169 S. 


Dieſe von einem preußiſchen Archivar BCEE Jubiläumsſchrif 
liefert willkommene Nachweiſe. Bequem unterrichtet man ſich aus ihr 
über Herkunft und Amtslaufbahn der Miniſter und der Beamten bis 
3 den Bureaubeamten in gehobenen Stellungen. Wer ſich irgendwie 

it den Perſönlichkeiten des preußiſchen Kultusminiſteriums beſchäftigt, 
wird dieſe nützlichen Zuſammenſtellungen dankbar benutzen, die ſich auf, 
amtliche Akten ſtützen. Es überraſcht aber, daß der Verfaſſer, der doch 


Hiſtoriker von Fach, iſt, nicht das Bedürfnis empfunden hat, die 


Literatur, die für die Geſchichte der namhaften Perſönlichkeiten aus 
dem preußiſchen Kultusminiſterium zur Verfügung Debt, in umfaſſenderer 
Weiſe zu verzeichnen. Wohl notiert er Artikel aus der Allg. Deutſchen 
Biographie, dem Deutſchen Nekrolog und einigen anderen Stellen. 
Aber die Gelegenheit wäre doch Ca geweſen, hier recht reichliche 
Literaturangaben zu machen. Zum Beiſpiel wäre der Benutzer des 
Buches dankbar geweſen, bei Althoff die ſehr ergiebigen Nachrufe von 


Sachße, Kehr, Schmoller, * uf. und auch weitere Althoff⸗ Literatur 
verzeichnet zu finden. 
Freiburg i. B. „ er v. Below | 
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_ Eingefenbete Bü ER 1 Sa chriften 


I bis Anfang September 1920 


Bücher und Broſchüren = 
1. Allgemeine Politit d 


Krauſe, K. Ch. Fr.: Entwurf eines europäiſchen Staatenbundes. Herausg. 
und eingeleitet von H. Reichel. Leipzig 1920, F. Meiner. 30 ©. 


Nawiasky, H.: Die Grundgedanken der Reichene a hun Munchen und 
Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 164 2 S ch 


54 - 


| | ‚Raxfenberger, 8 ne Walther: Das — Leipzig 1920, 


einer 


Sonn F.: Die agen Barteiprogeamme m. Berlin u. Leipzig 1920, 


G Teubner. 162 S 


Schmittmann, B.: Preußen ac ge: Seite Deutſchland? 


Bonn 1920, A. Marcus & Weber. 


Sevin, Ludwig: Die Elemente der Parteibildungen in Vergangenheit, 


Gegenwart und Zukunft. Hamburg 1920, Deutſchnationale Verlags⸗ 
. anitalt. 32 S. 


Se Buena: Gedanten über Deutschland. Jena 1920, E. Diederichs. 


E Witiersunvsorfhtan der en Reglerung. Eingeleitet von 


„Wehberg. Berlin 1920 
ür Völkerbund, 11. Flugſchrift) 


eh a A.: Den Bismard der 70er ar Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. 


| ngel mann, 19 S. (Deutſche Liga 


Be Befengesung und Verwaltung 


Betriehsrätegefes, en vom 4. Februar 1920. Erläutert von W. Rohrbeck 


chönfeld. Erlangen u. Leipzig 1920, A. Deichertſche Verlags⸗ 
buchhandlung, W. Scholl, 172 S. psig chertſch 9 


Binding, K., und Hoche, A.: Die Freigabe der Keier lebensunwerten 
Lebens. Leipzig 1920, F. Meiner. 62 ©. 


Entſcheidungen des ichs Militärverſorgungsgerichts. 1. Band, 
N Berlin 1930 Behrend & C 15 8 2 8.5 8 


Koväts, Franz: Preßburger Graden gf g pi 11208 aftsrecht im 
a SET, Weimar 1918, Hofbuchdruckerei. 114 S Tel 


) Krauſe, M.: Die preußiſchen . 4808 r nebſt Ausführungsven] Gren, 


Berlin 1920, Parey. XIV u 


Nörig Fri Luft macht eigen. Eine verfa ungs eſchichtliche Studie. 
| Lelpzig 1250 1 eng 3 d © 2 


3. Spztal- und Rechtsphilofophie 


EE A.: Die Idee vom e Frieden. Leipzig 1920, F. Meiner. 


Kelſen, Hans: Das Problem der Souveränität un die Theorie des Völker⸗ 
rechts. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. X u. 320 S. 


| Mezafr. € E.: SEH und Sollen im GE Tubingen 1920, J. C. B. Mohr. 
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Neel erlich, Waldemar: = Nationalismus We teuro as. Leipzig 1920, 
che GC chfeld. XIV u. 378 S. ) H eipzig 


Montijn pi = Ein neues ger ts Haag 1919, Bu andlun 
Gebr. Balinfaute. 58 S. ch prinzip. Haag op 9 


Wolzendorff, = Der reine Staat. Tübingen 1920, d pomgtëe Buch⸗ 
e SE 


4. Voltswirefehaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Set, 28 Zar ee Lift. I. Teil. Berkin 1919, Puttkammer & Mühl⸗ 
bre 


Keynes, J. ES EN wirtſ Saftlihen Felgen des Sriebensvertzages über⸗ | 


ſetzt von M. J. Bonn u. C. Brinkmann. 
Se & Humblot. V u. 243 ©. 


g, M.: Das Friedensdiktat von Verſailles und Deutſchlands wirt⸗ 
"e Lage. Berlin 1920, Mittler & Sohn. 48 S. (Deutſchlands 
iederaufbau. 3./4. Heft.) 


SE u. Leipzig 1920, 


Tirazian, U: Zur Kritik der Böhm⸗Bawerkſchen e. Innsbruck ei 


1920, Wagnerſche Univerſitäts⸗Buchdruckerei. 


| Wunderlich, Frieda: Hugo Münſterbergs Bedeutung für die National⸗ 
ökonomie. Jena 1920, Guſtar Fiſcher. 104 S. bh 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie S- 


von Below, Georg: obleme der Wirtſchaftsgeſchichte Tübin en 1920, 
J. C. B. Mohr. XIII u. 71 0 S. S 


Calmes, A.: Der Zollanſchluß bes goën tums Luxemburg an Deutſch⸗ 
land. 2. Bd. rankfurt a. M. 1919, J. Baer & Co. 268 u. 252 S. 


| Jahresbericht des 4 der deutſchen Naiffeiſen⸗ 
genofjentchaften | für 1919. Berlin 1920, Verlag des Generalver andes 
er deutſchen Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften. 103 S. 


Mayer, Th.: Die Verwaltungsorganiſationen Mazimilians I. Innsbruck 
1920, Wagnerſche Univerſitäts⸗ Buchdruckerei. 106 ©. 


Nechlin, Wilhelm: S nn Stellung in der Weltwirtſchaft. Greifswald 


1920, Ver ue uchhandlung L. Bamberg. 151 S. (Greifswalder f 


Staatswiſſen aftliche bhandlungen, Heft J.) 


Sartorius von Waltershauſen, A. DALE 8 aftsgeſchichte 1815 
bis 1914. Jena 1920, Selen, Fiſcher. 2 f R ei g 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


Schmidt, 8 51 — Si agrariſche Exportwirtſchaft Argentiniens. Jena 1920. 
XV u. 296 S. (Probleme der Weltwirtſchaft. Schriften des Inſtituts 
für Seeverkehr E Weltwirtſchaft an der Univerfität Kiel, 33.) 


San 41 6. ER und Ausgedinge. Wien und Leipzig 1920, 
I u ö | 


7. Bergbau und Zuduſtrie 


Adler, Wil elm: Die Drganifationsbeftrebungen in Stabeiſen⸗ abrikation 
und Sta on andel. Bonn 1920, A. Marcus & Weber. u. 146 S. 
(Moderne irt Saftägeftaltungen, Gert 6.) | Br We 
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Frauke W.: Abriß der neueſten Wirt chafts 900 5 des Kupfers. 
München und eli 1920, Duncker & Ce e 


Köhler, E.: Die Beziehun en der Fring iſchen SE zum Weltmarkt. 
ena en Guſtav Fiſcher. ä 245 S. (Probleme der Weltwirt- 
ſchaft, 32.) 

pothmann, W.: Zur Frage der Eiſen⸗ und Manganerzverſorgung der 

deutſchen Sa Gern 1920, G. Fiſcher. XII u. 312 ©. (Probleme 
der Weltwirtſchaft. Schriften des Inſtituts für Seeverkehr und Welt⸗ 
wirtſchaft an der Univerfität Kiel, 31.) 


Salomon, Sitfaberp:, ‚Die ee un des Rieſengebir es. Tübingen 
| 1920, J. C. B. M S. (Über den Standort der Induſtrien von 
A. Weber. U. Lell Sol 5.) 


Seyfert, E. W.: Der e in der Joie Maſchineninduſtrie. 
Berlin 1920, Julius Springer. 


8. Handel und Handelspolitik 
Ausfuhrabgaben und Außenhandelskontrolle. Veröffentlichungen des 
Reeichsverbandes der Deutſchen Induſtrie, Heft 15, Berlin 1920. 34 S. 
. F. W.: N en über die Lebensmittelrationierung im Kriege. 
ünchen 1920, G. D. W. Callwey. 182 S. 
Vorchardt, K.: Die wirtſcha tspolitiſche und organiſatoriſche Tätigkeit des 
Deutsche Kohleng der Koh na Deutihlande, Berlin 1920, Verlag 
eutſche Kohlenzeitung, 15 S 
Köngeter, E.: Das Roblenmietfnftägefeg und der Kohlenhandel. Berlin 
1920, Verlag Deutſche Kohlenzeitung, 7 ©. 
Mataja, V.: Die Reklame. 3. GE München und Leipzig 1920, 
Duncker & Humblot. VIII u. 
Sietmann, Bruno: Der a | Königsbergs und Danzigs. 
irt 1920. VIII u. 147 S. Schriften = Inſtituts e oſtdeutſche 
a m an der Univerſität Königsberg, 8 . Heft.) 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 
Cuno: Der Friedensvertrag und die deutſche Schiffahrt. Berlin 1920, 
Mittler & Sohn. 22 S. (Deutſchlands Wiederaufbau, 5. Heft.) 


Dre el, Carl: Die Entwicklung des deutſchen Schiffbaues unter beſonderer 
E des Frachtdampferbaues. Weida 1919, Thomas & Hubert. 


Wü ende er, H.: Tatfachen; und Normen des ER Hambur 
h 0. Paul Hartung Verlag. 154 ©. 9 


10. Gelb-, Bank⸗ und Börſenweſen 
Koch, A.: Die Zuſammenſchlußbeſtrebungen der Privatbankiers und ihre 
cg. Erfolge. Jenn 1920 SE ger A ©. 


| Neuſtätter, H.: Schwediſche Währung N des Weltkrieges. München 
1920, Drei Masken⸗Ver ag. ER ©. 


11. Beoötterungslepre und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus 


Hiegzel, H.: Beiträge, zur SE des Sozialismus und Kommunismus. 
Eſſen „Baedeker. XV 139 S. Glenge, Staatswiſſenſchaftliche 
Muſterbücher, SR . 
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Engels, Friedrich: Schriften der n Seage von Gu ſt av Mayer. 

Berlin 1919, Springer. f 

Wahn, Rudolf: Über die Ze tung eines allgemeinen wirtſchaftli en 
. Wien und Ste 1920, W. Braumüller, IV u. 164 48. 


„13. Sozialpolitik 


Bender, A.: Der Schutz der gewerblich a Kinder und jugendlichen ! 
Arbeiter. Berlin 1920, Julius Springer. 
Bückling, G.: Die Rechtsſtellung der . en Kinder im Mittelalter 
und in der heutigen Ref enn reslau 1920, M. & U. Marcus. 
| 1295 Z ne (Unterſuchungen zur rn Staats⸗ u. Rechtsgeſchichte, 
ert) 
Der ande e für ein Weltarbeiterrecht, GE 
A. Manes. Berlin 1920, H. R. Engel mann. 16 S. (Deutſche 
Liga für Völkerbund, 12. Flugſchrift.) ö 
Hanauer: Die tee ee? in Frankfurt a. M. ehe: aM. 
1920, H. Minjon. | 
Jahresbericht des beviſchen Gewerbeauffihtsamtes für das Jahr 1919. 
Erſtattet an das Arbeitsminiſterium arlsruhe 1920. 194 
resberichte der fä en 555 eee r 1919. 
e C. Heine XII u m Ä 


en a Das neue Arbeitsrecht. ed SCH 3. Springer. XVI und Dé 


Bier u A.: Das Maſſen⸗ e Führer⸗Problem in den freien Gewerk⸗ 
chaften. Tübingen 1920, C. B. Mohr. XI u. 115 S. (Archiv für 
Soztalwiſſenſcha t und Sozigtpolitt, Ergänzungsheft XVII.) a 


Lüders, Marie⸗Eliſabeth: Die Entwicklung der gewerblichen Frauenarbeit 
im Kriege. München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 54 S. 
(Sonderabdruck aus Schmollers Jahrbuch, 44. Jahrgang.) 


Pohle, L.: Die Wohnungsfrage. 2 Bde. Berlin und Leipzig 1920, Ver⸗ : 
einigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 140 u. 140 S. (Sammlung Göſchen.) 


Schiff r un: Der au der Welt. Tübingen 1920, J C. B. Mohr. 
487 S. (Archiv für e und Sozialpolitik. Er⸗ 
gänzungsheft XVI.) | 


| | 14. Geneſſenſchafteweſen 


15. Finanzen 
Seitert, R.:. Die Kapitale tragſteuer vom 29. März 1920. Berlin 1920, 
| C. Heymanns Verlag. 67 ©. 


Parker, William: The Paris E and trench finance. New York 1920, 
olumbia University. 116 ©. 


Schwarz, D.: Deutſche Finanzlage un Weltwirt daft. Berlin 1920, 
e Mittler & Sohn. 27 S. GE Wiederaufbau 2 2. Heft.) 


Simons: Der Friedensvertrag und ſeine finanziellen Folgen. Berlin 1920, 
Mittler & Sohn. 24 H. (Deutſchlands Wiederaufbau, 1 Heft A 


16. Verſicherungsweſen | 
; 17. Statiſtit 
457 


18. Verſchiedenes dÉ GN 


Benz, Richard: Die ER n ver Be es ena ‚1920, 
C. Sed. 106 S. . = ` 
| 15 
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Füllkru⸗ G.: Der Selbſtmord.) Eine moralftatiftifche tun „roltspſpchulogiſche 
Unterſuchung. Schwerin 1919, Fr. Bahn. XV 7 S. 


Mataja, V.: Heiratsvermittlung und Seirattanar Ge u. Leipzig 
1920, Dunder & Humblot. 40 ©. 


Die Reform der ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien. Fünfzig Fate 
im Auftrage des Vereins für Sozialpolitik herausg. von J. Jaſtr 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. VIII und 450 S. 
(Schriften des Vereins. für Sozialpoliti, 160. Band.) 


> Auffäse in Zeitſchriften 


1. Allgemeine Politik 


Kelſen, : Vom Weſen und Wert der e 9 für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft und Sozialpolitik. 47. Band, 1. Heft, S. 50 ff. 


Rachfabl, F.: Der Rückverſicherun 5 der ëtt: und das 
angebliche Bündnisangebot Bismarcks an England vom Jahre 1887. 
Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Juli 1920, S. 23 ff. 


“Ei G.: Ungarns Wirtſchaft nach dem Friedensvertrag. Der SEN 
olkswirt „ 19. Juni 1920, S. 715 26. Juni, S. 731 ff.; 3. Juli, 
751 ff.; 10. Juli, S. 767 ff.; 17. Ful, S. 786 ff. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Nawiaſky, H.: Die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung über die Gebiets⸗ 
gewalt der Länder. Annalen des Deutſchen Reichs 1919, Nr. 1—6, S. Iff. 


3. Sozial · und Nechtsphiloſophie 


Lenz, G.: Die Völkerbundakte und der Souveränitätsbegriff. Preußiſche 


Jahrbücher, September 1920, S. 340 ff. 
Weber, A.: Prinzipielles zur Kulturſoziolo el Archiv für Sozialwiſſenſchaft 
und Sosialpolitit, 47° Band, 1. Heft, E. 1 ff. e kel 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Gefchichte 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Brissenden, P. F.: The measurement of labor mobility. Journal of 
political economy. June 1920, S. 441 ff. 


| Cohen, A.: Kreditgeſchäft, Eigentumsvorbehalt und "ëmgoen chäft. Zeit⸗ 
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„Die polenfrage 
der Hationalicä tenkampf der polen in Preußen. 
Deitte, neubearbeitete Auflage Kai . SC? 
| XII, 572 Seiten und eine Rarte | a 
Preis geheftet 30 Mark; gebunden 49 mark 


Seit der Zeit, da die zweite Auf lage vergriffen iſt, iſt das, wovon dieſes Buch Handelt, in 1 fei ein 
` Gegenteil verkehrt worden. wo der preußiſche Staat herrſchte, berrſcht jetzt der polnift che Staat. 
Wo eine polniſche Minderbeit in Dreußen rang, ringt jetzt eine deutſche Minder beit in Polen. 
Dennoch ift der Inhalt dieſes Buches nicht veraltet. Im Gegenteil zeigt ſchon die dauernde 
Nachfrage und die ſtete Benutzung, ja ſogar/ Ausſchlachtung dieſes Buches in der volniſchen, 
engliſchen und franzöͤſiſchen Literatur, daß die bier get childerte Vergangenheit lebendige Bebren ? 
enthält. überall, wo heute in der welt nationale Minderbeiten kämpfen, verkünden die Führer 
die Lehren, durch welche die Polen in Preußen fort geworden find. Denn die Kampforganiſation 5 
der Polen unter preußiſcher Serrſchaft ! iſt und bleibt das weltgeſchichtliche Vorbild dafür, wie 
eine nationale Minderheit ibr fü elbftändiges Dafein behaupten und gegen eine weit e 
8 EE iogar Riem kann. | j de 
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re Im zua? d das I ber rühmtefte us ERuropasl- germann Babr Pe 
R , im vꝛeuen wiener Journal v. J. 8. 20. 


ä „Ein Buch voll tiefer Einſi cht, feffelnd ı und fruchtbar. Gef: chrieben mit bober Kunſt, tiefem 
wirtſchaftlichen Verſtändnis, von gründlicher Gelehrſ⸗ amkeit, voll von dobem mens. chentum. Ein 
Buch, feſſelnd in ſeinem Aufbau, geſchrieben von einem, der dabeigeweſ en ift, der für fein Rechts 
gefühl bis zum letzten gefochten und, als er das vergebliche ſeiner Müben gint ab, ſich unter Proteſt 
von der Verſailler Sriedenskonferenz zurückzog. Ein Buch voll gebrochener verſprechen, miß⸗ 
brauchten Vertrauens; die Darſtellung eines vernichteten Europa, mitleidloſer und kaltblütiger 
Rachſucht, ſkrupelloſer Agitation; die Aufdeckung jener Verſailler Atmoſpbäre, dick und dunſtig 
von Sopbismen, Intrigen, und Verrat. Aber auch ein Buch, getragen von boben Gedanken und 
durchwebt vom Geiſte einer neuen Zeit, die unausbleiblich kommen muß, weil Staatsmänner und 
Sübrer der alten gert agt baben, die Treubandf aft für ibre Völker mißbrauchten und verrieten. 
ee a eren TE Staatsminiſter a. D. Dernburg 
d ‘im Berliner Tageblatt v. 13. 6. 20. 
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5 80 4 8 Jahre 
1 Politik 
(18971917) ` 


d Gr. e VI, 208 Seiten auf holzfreiem papier | 
preis geheftet 18 Mark, gebunden 25 Mark 


Inhalts verzeichnis: Ki 


Die wirtſchaftliche Zukunft Deutſchlands und die Flottenfrage. — Sinn und 
Wert des unparteiiſchen Studiums der ſozialen Frage. — Deutſchland 
und Gſterreich Ungarn, ihre früheren Kämpfe und Bündniſſe, ihre heutige Intereſſen— 
gemeleſchaft und gegenſeitigen Sympathien. — Die preußiſche Wahlrechtsreform 


von 1910 auf dem Hintergrund des Kampfes zwiſchen Königtum und Feudalität.— 


Der deutſche Reichskanzler. — Das erwachende Verſtändnis für Ariſtokratie 
und Bürokratie in der radikalen und ſozialiſtiſchen Literatur. — Die 
Io Sozialdemokraten im deutſchen Reichstag. — Demokratie und fo- 
ziale Jukunft. Krieg oder Frieden? (1913). — Droht ein ruſſiſcher Krieg 
gegen Gſterreich Ungarn und Deutſchland? (April 1914). — Karl marx und 
Werner Sombart, — Friedrich Engels und. Rarl marx. — Der Welt. 
krieg und die Seu He Sozialdem okratie.— — Die Handels⸗ und Zollannäherung 
mitteleuropas. — Die heutige deutſche Judenfrage. — Wäre der Parlamen- 
taris mus für Deutſchland oder Preußen rich tig? — Anhang über die Ein⸗ 
richtung des akademiſchen Studiums für Juriſten und über die ede der 
| . Straßburger Univerſität. 
Mis e Staunen und tiefer Bewegung wird man die hin terlaſſenen Ge— 
(danken Guſtav Schmollers leſen, eine unvergleichliche unparteiifhe Darftellung 
der Hauptmomente der äußeren und inneren Politik des Deutſchen Reichs in jenen 
 wiatgieen Jahren der herzerſtickenden Tragödie des Glücks und Niedergangs dieſes 
Reichs. Nie wurde mit fo abgeklärter Weisheit und mit fo erſtaunlicher Treffſicherheit 
fur Unwägbarkeiten innerhalb menſchlicher und politiſcher Verſtrickungen erzählt, 
was dieſe zwanzig Jahre vor dem Kriege wirklich bedeuteten, wie fie — jetzt un⸗ 
verkennbar — trotz ſcheinbar glatter und ſatter Bahnen der tödliche Weg zur 
Kataſtrophe wurden. Kabinettſtücke wie „Das erwachende Verſtändnis für Ariſto— 
kratie und Bůrokratie in der radikalen und fozialiftifi chen Literatur“ oder „Karl Marx 
und Werner Sombart“, „Über die heutige deutſche Judenfrage“ den ſich in der 


f zeitgenöſſiſchen Literatur über Politif und ſoziale Fragen nicht wieder! 


Das Buch des 1917 entſchlafenen, mitten aus der wachſten Beobachtung der 
Gegenwart herausgeriſſenen großen Gelehrten wird, entrückt dem Parteigetöfe des 
Tages, der beſte, unparteiiſchſte Anſchauungsunterricht fein für den, dem es wirklich 
darum zu tun iſt, 3 n wer es ES let und wie es eigentlich ge- 
worden iſt. : 2 = 
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